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Vorwort. 



In den folgenden Darlegungen wird der Yersnch gemacht, 
die alles Geschehen in der belebten Natnr beherrschenden 
Prinzipien als wirksam anch in dem Entwickelnngsgange der 
Menschheit nachzuweisen. Denn es liegt anf der Hand, dafs, 
wenn der einzelne Mensch in seinem körperlichen nnd 
geistigen Wesen das Produkt blind wirkender Naturkräfte ist, 
wenn er mit all seinem Tun und Lassen, mit seiner ganzen 
Existenz den Naturgesetzen genau so Untertan ist wie Tier 
und Pflanze, dann auch der historische Entwickelungsgang 
der gesamten Menschheit in jedem Augenblicke dieses Walten 
der Naturgesetze erkennen lassen muls. 

Bei dieser Fassung des Problems ergibt sich die Dispo- 
sition von selber. 

Es muls einleitend die Deszendenztheorie oder Abstam- 
mungslehre aus einander gesetzt werden, um die leitenden 
Prinzipien, die im natürlichen Geschehen sich offenbaren, 
aufzuzeigen. Daran hat sich, als erstes Buch der Unter- 
suchung, die Darstellung der menschlichen Urgeschichte an- 
zuschlie&en, um festzustellen, ob und wie die in der Ein- 
leitung erkannten Prinzipien bei der Entstehung des Menschen- 
geschlechtes und in seinen primitiven staatlichen Zuständen 
eingewirkt haben. Das zweite Buch muls dann einen Aus- 
blick in die überlieferte Geschichte bringen, um auch an diese 
die von naturwissenschaftlichem Gesichtspunkte aus ge^ 



VI Vorwort 

wonnene Einsicht als Ma&stab anznlegen. Im dritten Bache 
gebe ich dann eine Kritik der gegenwärtigen politischen Zu- 
stände Deutschlands. Um die in Natur, Urgeschichte und 
überlieferter Geschichte als wirkend erkannten Prinzipien in 
den Einzelheiten des politischen Lebens der Gegenwart nach- 
zuweisen, glaubte ich mich auf Deutschland baschränken zu 
sollen. Denn es ist eine mifsliche Sache und eine von einem 
Einzelnen kaum zu lösende Aufgabe, eines fremden Staates 
innerpolitisches Leben gerecht zu beurteilen. Im* vierten 
Bache endlich folgen Auseinandersetzungen, welche die 
positiven Ergebnisse der vorhergegangenen kritischen Be- 
trachtungen enthalten. 

Es sei noch zur Orientierung bemerkt, daJs die den 
Autorennamen in Klammern beigefügten Zahlen auf das am 
Schlüsse folgende, alphabetisch geordnete Literaturverzeichnis 
hinweisen. 

Berlin, Ende April 1903. 

Rawitz. 
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Die Deszendenztheorie. 

Kap. 1. Kampf nms Dasein nnd natftrliclie Znclitwalil 
(Darwinismus). 

^W^enn wir in der uns umgebenden belebten Natur Um- 
schau halten, so tritt uns eine schier unendliche Fülle der 
verschiedensten Formen entgegen, die uns mit Staunen und 
Bewunderung erfüllt. Der naive, naturfreudige Mensch be- 
gnügt sich hiermit; er geniefst das Schöne oder auch Sonder- 
bare, was sich ihm zeigt, ohne sich tiefer in die Einzelheiten 
zu versenken. Wen dagegen das den Menschen innewohnende 
Kausalitätsbedürfnis von der blofsen Naturbetrachtung zur 
Naturforschung führt, der sucht in der Fülle der Einzel- 
erscheinungen sowohl das Trennende wie das Verbindende zu 
erkennen. Ihm werden, bald früher bald später, sich be- 
stimmte Formengruppen von einander sondern. Zusammen- 
gehöriges wird er zusammenstellen. Fremdes ausschalten 
können, und so wird er ein mehr oder weniger vollständiges 
Register sich schaffen, indem er den Einzelheiten den ihnen 
zukommenden Platz anweist. Ein solches Register ist das 
zoologische oder botanische System: ein fester, formaler Unter- 
grund für jede weitere Forschung. 

Wie immer ein solches System beschaffen sein mag — 
und seit die Menschen die belebte Natur zu erforschen suchen, 
hat es zahlreiche, dem Stande der jedesmaligen Kenntnisse 
und Einsichten entsprechend verschieden ausgeführte Systeme 
gegeben — immer wird in ihm eine letzte Formenkategorie 
vorhanden sein, über welche hinaus eine weitere ünterschei- 

Bawitz, Urgeschichte, Geschichte und Politik. ^ 



2 Einleitung. Die Deszendenztheorie. 

dang garnicht oder nicht mit Sicherheit durchzuführen ist. 
Diese letzte Formenkategorie nennt man seit Alters Art oder 
Spezies. Wie das System die formale Grundlage der ge- 
samten Forschung ist, so ist die Spezies die formale Grund- 
lage des Systems. 

Nicht immer hat diese Wertschätzung der Spezies ge- 
golten; es ist noch nicht gar solange her, da sah man in ihr 
nicht eine blos formale, sondern eine reale Unterlage des 
Systems. Man erkannte also nicht, dal's alle FOTmenkategorien^ 
die unterschieden werden können, ausschliefslich Abstraktionen 
sind, sondern hielt manche von ihnen für tatsächlich gegeben,, 
sah die Grenzen zwischen ihnen als natürliche an. So sagt 
z.B. der groise Naturforscher Linnä: „Die Naturwissenschaft 
bedient sich eines methodischen Erkennens der Naturerschei- 
nungen und einer systematischen Namengebung wie eines 
Ariadnefadens, mittels dessen sie die Windungen der Natur- 
wege einheitlich und sicher zu durchwandern vermag: hier- 
bei sind Klasse und Ordnung ein Werk der Erkenntnis, 
Gattung und Art ein Werk der Natur.**) 

Es war bei solcher Auffassung von der „natürlichen*' Be- 
gründung der Spezies sehr nahe liegend, in ihr ein Werk der 
schaffenden Gottheit zu sehen und demgemäfs die einzelnen 
Spezies nicht als auseinander gewordene, sondern als unab- 
hängig von einander geschaffene Naturerscheinungen zu be- 
trachten, deren charakteristische Merkmale unabänderlich die 
gleichen seien. Auch hierfür ist ein Ausspruch von Linn6 
bezeichnend: „Arten giebt es so viele, wie das unendliche 
Wesen am Anfange verschiedene Formen erschaffen hat."**) 

Vereinzelt schon zu Linnös Zeiten, in allmählich zu- 
nehmendem Umfange später machte sich ein Widerspruch 
gegen diese Dogmatisierung des Speziesbegriffes, gegen die 
Lehre von der Unveränderlichkeit der Art geltend, stellte sie 
sich doch hemmend jeder Forschung nach dem Ursprünge 



*) Scientia naturae innititur cognitioni naturalium methodicae et 
nomenclaturae systematicae tanquam filo ariadneo, secundum quod na- 
turae maeandros unice tutoque permeare liceat; in his classis et ordo 
est sapientiae, genus et species naturae opus. 

**) Species tot sunt diversae, quot diversas formas ab initio creayit 
infinitum ens. 
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der Spezies entgegen. Denn* da sie auf die Fragen „woher** 
und „warum** als Antwort auf die Taten des „Infinitum Ens", 
des unendlichen Wesens, hinwies, so legte sie dem Eausalitats- 
streben der Menschen ein unüberwindliches Hindernis in den 
Weg. Es konnte aber dem tiefer dringenden, philosophisch 
geschulten Verstände nicht entgehen, dafs genau wie Klasse 
und Ordnung, so auch Gattung und Spezies nur Abstraktionen 
seien, die je nach dem Umfange des Wissens und je nach der 
Tiefe des Erkennens, welche der einzelne Forscher zu seiner 
Arbeit mitbrachte, mehr oder weniger gut begründet waren. 
War doch die Unterscheidung einer Spezies, d. h. ihre zoolo- 
gische bezw. botanische Charakterisierung, nicht leicht, zumal 
auch die Definition dessen, was man unter Spezies zu ver- 
stehen hat, trotz deren angeblich natürlicher Begründung, 
eine schwankende blieb. Die folgende Definition zeigt, weil 
sie gewissermafsen die indifferenteste ist, dies vielleicht am 
deutlichsten: „Unter dem Begriffe Spezies fassen wir alle die 
Einzelformen zusammen, die in allen wesentlichen und kon- 
stanten Merkmalen einander gleichen.^ Eben der Umstand, 
dafs „wesentlich" und „konstant** subjektive Bezeichnungen 
sind — denn es hängt von mir ab, was ich als wesentlich 
und konstant ansehen will — bestätigt das vorhin Gesagte, 
und die Tatsache, dafs die Naturforscher, um sich aus der 
Verlegenheit, in welche sie vielfach bei ihren Klassifikationen 
gerieten, zu helfen, gute und schlechte Arten unterscheiden 
mufsten, spricht wenigstens nicht dagegen. 

Lange genug jedoch währte die Tyrannei des L in na- 
schen Speziesdogma; erst der treffliche französische Zoologe 
Lamarck führte in seiner „Philosophie zoologique" (47) den 
ersten gewaltigen Stofs dagegen. Er erklärte in vollem und 
bewulistem Gegensatze zu Linnö, dafs die Spezies nicht von 
Anfang der Dinge an existierten, nicht erschaffen, also auch 
nicht unabänderlich seien, sondern dafs sie vielmehr im Laufe 
unbegrenzter Zeiträume allmählich sich auseinander, das höher 
organisierte Wesen aus dem minder hochorganisierten, ent- 
wickelt hätten. 

Nicht unabhängig von einander stehen die Arten da, 
sondern untereinander hängen sie genealogisch zusammen 
sind durch Abstammung — Deszendenz — mit einander ver- 
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wandt. Und das, was wir Spezies nennen, hat, bei aller Not- 
wendigkeit der Speziesunterscheidung, nur einen formalen 
Wert. 

Indessen konnten die Lamarck sehen Ideen, deren ge- 
waltige Bedeutung unser grofser Dichter Wolfgang Goethe 
klar erkannte, sich zunächst keinen Eingang in die Wissen- 
schaft erzwingen. Teils, wie das ja immer so ist, weil solchen 
umwälzenden Gedanken das Althergebrachte, welches in über- 
lieferten und anerzogenen Vorurteilen seine Stütze findet, 
einen zähen passiven Widerstand entgegensetzte, teils auch 
und vor allem, weil die Ideen Lamarcks, obwohl im Prinzip 
richtig, doch eine unzureichende Begründung erhalten hatten. 
Es war ihm nicht gelungen, auf dem Grunde der Erschei- 
nungen die mechanischen, unabänderlich wirkenden Prinzipien 
zu erkennen, die Naturgesetze klar zu legen, welche die 
Deszendenz beherrschen. Diesen Schritt tat erst der grofse 
englische Zoologe Charles Darwin in seinem Buche „Über 
die Entstehung der Arten" (22). Indem ihm der Nachweis 
gelang, den Lamarcks Werk vermissen liefs, beseitigte er 
endgültig das Linnösche Speziesdogma, bewies er die Richtig- 
keit der Lamarckschen Deszendenztheorie und eröffnete nicht 
nur der Naturforschung neue Bahnen, sondern beherrschte 
durch seine Ideen in immer zunehmendem Grade das gesamte 
Denken der Menschheit. 

Sehen wir uns die Lehre Darwins näher an. 

Zwei Prinzipien erkennt Darwin als die hauptsächlich 
Form bildenden und Form umbildenden in der Natur: den 
Kampf ums Dasein und die aus ihm entspringende natürliche 
Zuchtwahl. 

Der Kampf ums Dasein wird dadurch veranlafst, dafe 
jedes organisierte Wesen, die Pflanze in gleicher Weise wie 
das Tier (22; Kap. 3 pg. 79), die Tendenz hat, seine Zahl in 
geometrischer Progression zu vermehren. Es werden stets 
soviel Keime produziert, dafs, wenn alle zur Ausbildung ge- 
langen würden, die Erde nach einem mehr oder weniger 
grofsen Zeiträume buchstäblich keinen Platz hätte, um die 
Nachkommen eines ersten Paares zu beherbergen. Es mögen 
hier nur einige, wohl allgemein bekannte, Beispiele angeführt 
werden; eine eingehende Würdigung dieser Tatsache, die uns 
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hier zu weit führen dürfte, trifft man bei Darwin (22), 
Wallace (89) und anderen Autoren. Der Elefant, dessen Fort- 
pflanzungsfähigkeit von seinem 30. bis 90. Lebensjahre dauert, 
erzeuge in dieser Zeit nur 3 Paar Junge. Würden diese alle 
zur vollen geschlechtlichen Keife heranwachsen und dann 
ihrerseits die gleiche Vermehrung zeigen, würden alle Nach- 
kommen aller Generationen ebenfalls zur vollen Geschlechts- 
reife gedeihen und niemals ein vorzeitiger Abgang an neu- 
geborenen oder geschlechtsunreifen Tieren statthaben, so 
müfsten, bei ungehinderter Vermehrung also, nach etwa 
750 Jahren 19 Millionen Elefanten als Nachkommen eines 
ersten Paares vorhanden sein. 

Man denke an die ungeheuere Fruchtbarkeit der Fisch- 
weibchen, von denen manches 1 Million Eier produziert. 
Würde jedes Ei befruchtet und auch zu einem geschlechts- 
reifen Fische: es läfet sich ohne weiteres absehen, dafs binnen 
wenigen Jahren alle Wässer der Erde nicht im stände wären, 
die vorhandenen Fische zu beherbergen. Ähnliche Beispiele 
könnten noch sehr viel angeführt werden, immer kommen wir 
zu dem Ergebnisse, dafs bei ungehinderter Vermehrung der 
Tiere eine jede einzelne Spezies nach relativ wenigen Jahren 
die gesamte Erdoberfläche allein besetzt haben würde. Und 
was von den Tieren, gilt auch vom Menschen; auch er hat 
die Tendenz, seine Zahl in geometrischer Progression zu ver- 
mehren. Wir wissen aber sehr genau, dafs dieser Vermeh- 
rungsmöglichkeit die Wirklichkeit keineswegs entspricht, dals 
tatsächlich nicht so viel Menschen auf Erden vorhanden sind, 
wie bei ungehinderter Vermehrung vorhanden sein könnten. 
Das folgende Beispiel zeigt dies aufs deutlichste. Man schätzt 
die Zahl sämtlicher Menschen auf rund 1500 Millionen. Wür- 
den diese sich so aufstellen, dals einer dicht am andern 
stünde, Bewegungsraum aber nicht vorhanden wäre, so wür- 
den, wie man ausgerechnet hat, diese 1500 Millionen Men- 
schen kaum die Oberfläche des Genfer Sees bedecken. Und 
da spricht man, nebenbei bemerkt, von einer Übervölkerung 
der Oekumene, d. h. des bewohnbaren Teiles der Erde, der 
nach Batzel (64) immerhin % der bisher bekannten festen 
Erdoberfläche beträgt. 

Die gleiche Vermehrungstendenz zeigen die Pflanzen; 
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auch hier werden sehr viel mehr Keime produziert, als sich 
entwickeln können. Man gehe nur einmal im Frühlinge nach 
einem starken Regen in einen Wald. Allenthalben wird man 
den Boden mit abgeschlagenen Blüten der Bäume, d. h. mit 
vernichteten Keimen bedeckt finden, die, würden sie sich haben 
entwickeln können, den ganzen Wald in kurzer Zeit dicht er- 
füllt hätten. 

Dieser Tieren und Pflanzen innewohnenden Vermehrungs- 
möglichkeit steht die Wirklichkeit aber feindlich gegenüber, 
denn ein einziger Blick in die uns umgebende Natur lehrt ja, 
dafs eine aufserordentlich starke Vernichtung von Lebewesen 
stattfinden mufs, da eine solche Vermehrung tatsächlich nicht 
vorkommt. Und die Gründe hierfür sind nicht schwer zu er- 
kennen. 

Ein jedes Tier bedarf zur Erhaltung der eigenen Existenz 
einer bestimmten Nahrung und diese ist immer nur in einer 
bestimmten, wenigstens nur innerhalb enger Grenzen schwan- 
kenden Menge vorhanden. In diesem Nahrungsbedürfnisse 
begegnet es sich mit allen anderen gleich organisierten und 
damit auf die gleiche Nahrung angewiesenen Tieren. Die ein- 
zelnen Individuen einer Pflanzen-fressenden Spezies sind auf 
dieselben Pflanzen, die Individuen einer und derselben Fleisch- 
fressenden Tierspezies auf die gleichen Tiere als auf ihre 
Nahrung angewiesen. Auf einem bestimmt begrenzten Stück 
Land, dessen Umfang man sich beliebig grofs vorstellen mag, 
können aber höchstens nur soviel Pflanzen wachsen, als darauf 
Platz haben. Somit können auch auf diesem Stück Land nur so- 
viel Pflanzenfresser leben, wie Nahrung vorfinden. Jede Ver- 
mehrung der Zahl derartiger tierischer Individuen, wie sie bei 
ungehinderter Entfaltung der oben geschilderten Tendenz ein- 
treten würde, müfste demnach eine Verminderung der für jedes 
einzelne verfügbaren Nahrungsquote bewirken, oder es mufs, 
da dies nicht möglich ist, zwischen den Individuen derselben 
Art ein heftiger und unaufhörlicher Wettbewerb um die Nah- 
rung herrschen. Und wie zwischen den Tieren derselben 
Spezies, so wird auch zwischen denen einander ähnlicher und 
darum auf eine im wesentlichen gleiche Nahrung angewiesener 
Arten ein solcher Wettbewerb statt haben müssen. Ob die 
Tiere Pflanzenfresser oder Fleischfresser sind, macht nur 



Kap. 1. Kampf ums Dasein und natürliche Zuchtwahl. 7 

einen Unterschied hinsichtlich der Beschaffenheit der Nahmng 
aus, ein Kampf ist in beiden Fällen vorhanden. Und ebenso 
findet ein Wettbewerb zwischen Pflanzen der gleichen Art um 
Boden, d. h. um Nahrung, um Licht und um Luft statt. 

Es kämpfen also die Tiere und Pflanzen untereinander um 
ihre Nahrung, d. h. ums Dasein. 

Neben diesem wörtlich zu nehmenden Kampfe findet 
ferner in der Natur mancher Wettbewerb statt, auf den die 
Bezeichnung „Kampf* nur in übertragenem Sinne anwendbar 
ist, da es sich dabei nicht um die Erlangung der Nahrung 
handelt. Die Blütenpflanzen z. B. bedürfen zu ihrer Befruch- 
tung des Besuches der Insekten. Diese werden teils durch die 
Farben der Blüten, teils durch die Art und die Menge des 
von den letzteren produzierten sogenannten Nektars angelockt. 
Man kann demnach sagen, dal's die Blütenpflanzen unterein- 
ander um den Besuch der zu ihrer Befruchtung notwendigen 
Insekten kämpfen. Ebenfalls nur im übertragenen Sinne kann 
die Einwirkung des Klima auf die Organismen als ein Kampf 
dieser um ihr Dasein bezeichnet werden. Frost und Hitze, 
Trockenheit und Feuchtigkeit, Überflufs und Mangel, wie sie 
im Gefolge der verschiedenen Jahreszeiten auftreten, sind für 
die Existenzmöglichkeit der Organismen von bestimmender 
Bedeutung. Und so kann man denn sagen, dals Tiere und 
Pflanzen gegen das Elima kämpfen, um existieren zu können. 

Es würde zu weit führen, wenn das ganze sehr umfäng- 
liche Thema von den verschiedenen Formen des Kampfes ums 
Dasein erschöpfend behandelt werden sollte; es sei daher auf 
die bereits zitierten Werke von Darwin und Wallace, sowie 
auf Häckels natürliche Schöpfungsgeschichte (35) und auf 
die im besten Sinne populäre Darlegung von Garns Sterne 
in dessen Buche „Werden und Vergehen" (84) hingewiesen. 
Festzuhalten ist, dafs als Folge der Vermehrungstendenz der 
Tiere und Pflanzen einerseits und der Beschränktheit der Er- 
nährungsmöglichkeit andererseits ein lebhafter und ununter- 
brochener Kampf um die Nahrung, d. h. ums Dasein allent- 
halben in der Natur statt hat. Und festzuhalten ist ferner, 
dafs dieser Kampf nicht eher aufhören wird, ehe nicht die 
geschilderte Vermehrungstendenz erlischt. Man kann dies 
auch folgendermafsen ausdrücken: Das andauernde An- 
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drängen der belebten Einzelwesen gegen die Nah- 
rangsschranke ist ein allen Lebensvorgängen zu 
Grunde liegendes mechanisches Gesetz. 

Was ist nun das Resultat dieses Kampfes? 

Wären die einzelnen Tiere und Pflanzen einer und der- 
selben Spezies einander vollkommen gleich, bestunden znin 
mindesten zwischen gleichaltrigen Individuen keinerlei Diffe- 
renzen, es liefse sich in der Tat kein Resultat dieses Kampfes 
absehen. Die alltägliche Erfahrung lehrt uns aber, dals eine 
solche absolute Gleichheit nirgends vorkommt Niemals sind 
z. B. die Hühnchen einer Brut, die Hunde eines Wurfes ein- 
ander in allen Teilen ihrer Organisation gleich, und noch 
weniger ist dies der Fall bei jungen Hühnern verschiedener 
Brüten oder jungen Hunden verschiedener Würfe. Zwar sind 
die Unterschiede keine beträchtlichen, sie zeigen sich nicht in 
der groben Konfiguration des Körpers, betreffen vielmehr nur 
Kleinigkeiten. Aber die Unterschiede zwischen allen Tieren*) 
derselben Art sind doch wiederum so charakteristisch und 
charakterisierend, dafs ein auch nur einigermafsen geübtes 
Auge sie sofort erkennt und dadurch in der Lage ist, die ein- 
zelnen Tiere leicht von einander zu sondern. Das heifst aber 
nichts anderes wie: der Organismus der Tiere ist nichts 
Starres, sondern besitzt eine bald mehr bald minder beträcht- 
liche Yeränderungsmöglichkeit, durch die das zustande kommt, 
was man gemeinhin Individualität nennt. Diese Verände- 
rungsmöglichkeit, die Variabilität, die keineswegs, wie 
Roux (71) meint, ein blofses Hilfsprinzip neben der Selektion 
ist, sondern die für letztere die Grundlage abgiebt, kann zum 
Wohle oder zum Schaden des betreffenden Lebewesens sich 
offenbaren. Sind die kleinen Abänderungen geeignet, das Tier 
im Kampfe ums Dasein zu stärken, so wird es einen Vorteil 
von ihnen haben, wirken sie schwächend, so ist dies von 
Nachteil. Diese ungleiche Ausbildung der Organisation, die 
zugleich die eine Richtung dartut, in welcher sich die Variabi- 
lität äuisert, ist es, welche auf den Ausgang des Kampfes 
ums Dasein bestimmend einwirkt. Das bessere, kräftigere 



*) Ich will von jetzt ab der Vereinfachung wegen nur die Tiere 
berücksichtigen. 
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Tier wird den Kampf siegreich bestehen, das weniger kräftige, 
d. h. ungenügeud ausgerüstete wird und muls in diesem Kampfe 
unterliegen. Es beseitigt also der Kampf ums Dasein die 
minderwertige Organisation und bringt die vollwertige zur 
Herrschaft. 

Dieses Kesultat kann man mit Darwin (22) auch so 
ausdrücken: unter den vorhandenen Organismen wählt durch 
den Kampf ums Dasein die Natur immer die jeweilig besten 
aus und beseitigt die schlechten. Es ist also das Resultat 
des Kampfes ums Dasein eine natürliche Auslese, eine natür- 
liche Zuchtwahl. — Durch den Ausdruck „Zuchtwahl* 
wird ausschliefslich das Fortpflanzungsmoment gewürdigt. 
Es ist, \yenn wir die vorher geschilderten Naturerscheinungen 
genauer erwägen, ohne weiteres einleuchtend, dafs in dem 
schweren Kampfe um die Nahrung, in dem nicht minder 
schweren gegen die klimatischen Einflüsse der Umgebung die 
jugendlichen, d. h. geschlechtsunreifen Individuen im allge- 
meinen weniger widerstandskräftig sich zeigen werden, als 
die in voller Reife befindlichen. Gerade unter den ersteren 
Formen wird daher die Zahl der Unterliegenden eine sehr be- 
trächtliche sein müssen, nur die wirklich besten werden den 
Kampf bestehen können. Die Beseitigung der geschlechtlich 
noch Unreifen bedeutet aber gleichzeitig ihren Ausschlufs von 
der Nachzucht. Es wird also durch den Kampf ums Dasein, 
wie er sich in der freien Natur abspielt, verhindert, dafs Min- 
derwertiges sich fortpflanzen und so seine minderwertigen 
Eigenschaften vererben kann. Wie der planmäfsig vorgehende 
menschliche Züchter unter seinen Heerdentieren nur die Tiere 
zur Nachzucht bestimmt, die seinen Ansprüchen genügen, 
wie er eine künstliche Zuchtwahl übt, so wird zwar nicht 
planmäfsig, wohl aber notwendig auch von der Natur nur 
des Beste zur Nachzucht ausgesucht. 

Ein anderes Moment in dem Resultate des Kampfes ums 
Dasein berücksichtigt Wallace (89), wenn er sagt, dafs es 
hierbei zu einem Überleben des Passendsten kommt 
Wenn nur die bestorganisierten Tiere in dem harten Kampfe 
um die Existenz Sieger bleiben können, so geschiebt dies, 
weil sie für die Kampfesbedingungen am passendsten ausge- 
rüstet, ihnen vollkommen angepafst sind. 
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Beseitigung der minderwertigen Organisation und Er- 
haltung der vollwertigen: das ist das Resultat des Kampfes 
ums Dasein, und die siegenden Individuen werden ihre tüch- 
tigen Eigenschaften durch die Fortpflanzung auf ihre Nach- 
kommen übertragen, werden sie vererben. Die Ursache dieses 
gewaltigen und ununterbrochenen Kampfes in der Natur ist 
die Tendenz der Organismen, ihre Zahl in geometrischer Pro- 
gression zu vermehren. Das Material, mit dem der Kampf 
geführt wird, entsteht aus der Ungleichartigkeit der einzelnen 
Organismen, ihrer wenn auch in nicht allzugrofser Breite sich 
äufsernden Variabilität, die im einzelnen Lebewesen 
als Individualität erscheint. Wir können demnach mit 
vollem Rechte sagen: Der Kampf ums Dasein .ist ein 
Kampf der Individuen gegeneinander und gegen die 
äufseren Lebensbedingungen. 

Kap. 2. Die Deszendenzlehre (Lamarekismus). 

Wenn im Kampfe ums Dasein durch natürliche Zucht- 
wähl nur das Beste überlebt: ist denn damit schon, so müssen 
wir fragen, das Linuösche Dogma von der ünveränderlich- 
keit der Art erschüttert? 

Und ist damit auch zugleich der exakte Nachweis er- 
bracht, dafs die Arten nicht selbständig erschaffen, sondern 
nach mechanischen Gesetzen geworden sind? Offenbar nicht. 
Der Kampf ums Dasein beseitigt wohl das Schlechte und er- 
hält das Gute: mehr aber vermag er zunächst nicht. Wenn 
die Individualität der Tiere, d. h. die ihnen innewohnende 
Variabilität, dazu führen soll, neue Arten aus einer vorhan- 
denen zur Ausbildung zu bringen, so ist das eine Unmöglich- 
keit, so lange die Daseinsbedingungen der Tiere, die Verhält- 
nisse also, unter deren Einflufs ihr Leben verläuft, unver- 
ändert die gleichen bleiben. Hier setzt nun das Moment ein, 
das Darwin wohl zu wenig gewürdigt, Lamarck dagegen 
überschätzt hat, weil er es als allein wirksam betrachtete. 
Es ist das die Form umbildende Wirkung der sich verändern- 
den äufseren Existenzbedingungen, die von Lamarck in mifs- 
verständlicher und darum mifsverstandener Weise als Ge- 
brauch und Nichtgebrauch der Organe bezeichnet wurde. 
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Wir müssen uns vor allem klar machen, dafe neue Spezies 
nicht entstehen können, wenn nicht das ganze Milieu, in dem 
die Tiere leben, sich ändert, dafs also das Primäre, Be- 
dingende, die äufsere Umgebung, das Sekundäre, Be- 
dingte, die tierische Organisation ist. Bleiben die 
Lebensumstände wie sie sind, so hat ja der Organismus, 
eben weil er diesen Umständen vollkommen ange- 
pai'st ist und durch den Kampf ums Dasein auch an- 
gepafst erhalten wird, gar keine Veranlassung, in so be- 
trächtlichem Grade abzuändern, dafs eine ganz neue Art aus 
einer vorhandenen wird. Ja der Organismus kann seine 
Variabilität nach dieser Richtung hin garnicht entfalten, weil 
er sonst existenzunfähig würde. Denn durch die zur Artneu- 
bilduug oder Artumbildung führende Abänderung der Organi- 
sation wird diese in ein Mifsverhältnis zu den vorhandenen 
Daseinsbedingungen gesetzt, ist dann an letztere nicht mehr 
angepafst. Die Differenz der Arten besteht für uns haupt- 
sächlich in den verschiedenen Erscheinungen der Form; diese 
aber, die gestaltliche Ausbildung des Einzelorgans wie des 
ganzen Körpers, ist eine Wirkung der Funktion. Es ist ein 
Verdienst des verstorbenen Physiologen Preyer (63) auf diese 
Tatsache zuerst mit klaren Worten hingewiesen zu haben. 
Er sagt: „Nicht das Organ ist es, von dem die Funktion ihre 
Entstehung abzuleiten hat, sondern ursprünglich verhält es 
sich gerade umgekehrt. Die Funktionen schaffen sich 
ihre Orgarie. Oder um den schwer definierbaren Ausdruck 
zu vermeiden, kann man sagen: das Bedürfnis bestimmt die 
organische Form, welche dann vererbt wird und erst in dem 
Embryo höherer Tiere, in der Anlage wenigstens, der Funktion 
vorhergeht*' (1. c. pg. 191). Wir können diesen Gedanken auch 
schärfer so ausdrücken: erst mufs durch die sich verändern- 
den Lebensbedingungen der Organismus physiologisch neu 
beansprucht werden, ehe die Form sich umzubilden vermag. 

Die Veränderung der Lebensbedingungen kann in zwie- 
facher Weise erfolgen. Zunächst können die Tiere sie aktiv 
herbeiführen und zwar durch ihre Wanderungen. Es sind 
wohl nur wenige Tiergruppen vorhanden, vielleicht nur die 
Schwämme, die Korallen und die Seescheiden, die dauernd 
ihren einmal eingenommenen Standort innehalten. Weitaus 
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deren gröiste Zahl ist in einer bald schnellen bald lang- 
samen, bald ansgiebigen bald weniger ausgiebigen, dauernden 
oder nur zeitweilig stattfindenden Wanderung von Ort zu 
Ort begriffen. Nicht immer führt eine solche Veränderung 
des Standortes das Tier in eine völlig neue Umgebung, fast 
stets vielmehr sind die Verhältnisse des neuen Platzes die 
gleichen wie die des verlassenen. Moriz Wagner (87), dem 
wir die eingehende Würdigung der Migration der Tiere 
verdanken, überschätzt deren Ausdehnung und kommt daher 
mit Unrecht zu einem alles beherrschenden „Migrations- 
gesetze". Ferner sind die Wirkungen der Migration immer 
nur auf einzelne Gruppen beschränkt, es kann sich daher hier- 
bei nur um ein Hilfsmoment bei der Artumbildung handeln. 
Auch kann nicht die Wanderung als solche als umbildender 
Faktor betrachtet werden, sondern es ist allein der mit einer 
beträchtlichen Orts Veränderung verbundene Wechsel in der 
Umgebung der Tiere, und zwar der Wechsel in der Ernährung 
und im Klima, welcher als physiologische Neubeanspruchung 
wirksam wird. Wie eine solche veränderte Beanspruchung 
die Organismen beeinflufst, soll später erörtert werden. 

Bei der zweiten Art, in der die Veränderungen der 
Lebensbedingungen erfolgen können, verhalten sich die Tiere 
passiv, d. h. die betreffenden Veränderungen werden nicht 
durch Wanderung herbeigeführt, sondern die Tiere bleiben in 
ihren Wohnbezirken, diese aber ändern sich. Hier können 
wir zwei Unterabteilungen machen. Bei der einen handelt es 
sich um kleine, oft nur minutiöse, stets lokale Veränderungen 
wie sie z. B. durch Trockenlegung von Sümpfen, wenn diese 
der Pflanzenwuchs vollständig sich unterworfen hat, durch 
Waldbrände, veränderte Flufsläufe und dergleichen mehr her- 
beigeführt werden können. Trotz der geringen Extensität der 
Veränderung ist ihre Intensität doch grofs genug, um nament- 
lich für solche Formen, deren Wanderungsfahigkeit eine nur 
geringe ist, ein Leben bestimmendes Moment abzugeben. Das 
andere Mal handelt es sich um generelle Veränderungen, die 
nicht mehr auf kleine geographische Bezirke beschränkt sind, 
sondern ganze Erdteile ergreifen können. Es sind dies jene 
Veränderungen, welche das Oberflächenrelief der Erde um- 
gestalten. 
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Dafs solche Umgestaltungen stattgefunden haben, wissen 
wir ganz genau. Die Welt des Heute, der wir Menschen an- 
gehören, ist eine ganz andere, wie die Welt des Gestern war, 
in der noch keine Menschen lebten. Und der Welt des 
Gestern ging eine Welt des Vorgestern voraus. Derartige 
generelle Umgestaltungen vollziehen sich niemals plötzlich; 
die alte, lange herrschend gewesene Lehre von den wieder- 
holten Erdrevolutionen, welche mit einem Male ganze Faunen 
vernichtet und neue, bessere an ihre Stelle gesetzt haben 
sollten, war eine vollkommen falsche. Wir wissen positiv, 
und die Geologie kann dies auch jederzeit beweisen, dafs zu 
solchen Umgestaltungen viele Jahrtausende erforderlich ge- 
wesen sind, dafs somit ganz allmählich zwar aber auch ganz 
unfehlbar das Antlitz der Erde sich völlig verändert hat. 
Hierin haben wir die Hauptursache für die Artbildung zu er- 
blicken; und wenn wir den Einflufs derartiger allgemeiner 
Veränderungen uns klar gemacht haben werden, so können 
wir auch ohne besondere Beweisführung die Wirkungen der 
lokalen Umgestaltungen und der Migration verstehen. 

Wenn sich das Oberflächenrelief der Erde an irgend einer 
Stelle zu verändern beginnt, wenn hier Hebung des Landes 
dort Senkung sich einstellt, so müssen dadurch die ganzen 
klimatischen Verhältnisse des betreffenden Erdabschnittes sich 
ebenfalls ändern. Die relative Erhebung des Landes über 
den Meeresspiegel, die Zahl und die Gröfse seiner Flüsse, 
seine relative Entfernung von der Meereskante usw. usw.: all 
das hat Einflufs auf die Trockenheit oder Feuchtigkeit der 
Luft, auf die durchschnittliche Menge des wässerigen Nieder- 
schlages, auf die Beschaffenheit der Jahreszeiten (ob heifser 
und trockener oder kühler und feuchter Sommer z. B.), auf 
die mittlere Jahrestemperatur, auf die Fruchtbarkeit des 
Bodens usw. Dies sind die Bedingungen, welchen die Tiere 
angepafet sind, unter denen sie leben, und, so wie die Organi- 
sation zur gegebenen Zeit ist, unter denen sie auch allein 
leben können. Ändert sich dies alles, und dies geschieht bei 
Umgestaltung des Oberflächenreliefs der Erde, so sind die 
Tiere ihren Existenzbedingungen nicht mehr angepafst. Wohl 
sind die Veränderungen zunächst klein, aber sie dauern an, 
sie vermehren sich allmählich, die Abweichung von den 
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firüheren Verhältnissen wird nach langen Zeiträumen eine sehr 
beträchtliche, wie dies die Geologie ebenfalls positiv bewiesen 
hat. Es ist, so könnte man fast sagen, eine weise Einrichtung 
der Natur, dafs die Veränderungen in der umgebenden Welt 
nur äufserst langsam erfolgen; denn träten sie schnell, plötz- 
lich ein, so wurde die Gegensätzlichkeit von Lebensbedin- 
gungen und tierischer Organisation so gewaltig sein, daCs 
die Tiere in kürzester Zeit zu Grunde gehen müfsten. Die vor 
der beginnenden Veränderung vollkommene Harmonie in der 
Natur würde in eine grelle Disharmonie mit einem Schlage 
verwandelt sein. Bei dem langsamen Einsetzen der Verände- 
rung ist dagegen die Disharmonie nicht vorhanden, da hier 
die Variabilität der Tiere eingreift. 

Solange die Daseinsbedingungen die gleichen bleiben, tritt 
keine Neubildung oder keine Umbildung von Arten ein. Die 
Variabilität der Tiere führt nur, wie wir gesehen haben, zu 
einer Erhaltung der Guten und einer Beseitigung der 
Schlechten im Kampfe ums Dasein; ihre Entfaltungsmöglich- 
keit ist also in enge Grenzen eingeschlossen. Andern sich 
dagegen die Lebensbedingungen, so ändert sich auch die 
physiologische Beanspruchung der Organismen, die Varia- 
bilität kann in viel beträchtlicherem Grade sich dokumen- 
tieren. Die Tatsache ist eben der springende Punkt, das 
AUerwichtigste in der ganzen Beweisführung, dafs die Or- 
ganismen keine starren Schemata sind, sondern dafs 
sie vielmehr einen mehr oder minder beträchtlichen Grad von 
Plastizität, d. h. Variabilität, besitzen. Die sich verändernden 
Existenzbedingungen erschweren den Kampf ums Dasein, wie, 
um ein Beispiel aus dem Wirtschaftsleben des Menschen 
heranzuziehen, die veränderte Konjunktur das Wohlergehen 
von Handel und Industrie beeinflufst. Diejenigen Organismen 
nun, die den sich ändernden Lebensbedingungen nicht zu 
folgen vermögen, werden im Kampfe ums Dasein beseitigt, 
weil sie den neuen Verhältnissen sich nicht anpassen können; 
diejenigen dagegen, welche dazu fähig sind, deren Varia- 
bilität also in einer günstigen Kichtung sich äufsert, bleiben 
erhalten. Sie übertragen durch die Fortpflanzung, d. h. ver- 
erben ihre günstige Organisation auf ihre Nachkommen, 
denen sie ebenso ihre leichte Variabilität hinterlassen. Durch 



Kap. 3. Die Deszendenzlehre. 15 

die Vererbung werden die Neuanpassungen fixiert und kommen 
so den Nachkommen als bereits Ererbtes zu Gute. Je länger 
die Veränderung der Existenzbedingungen anhält und je mehr 
sie von den ursprünglichen Verhältnissen sich allmählich ent- 
fernt, um so länger und um so umfangreicher uiuTs die 
Variabilität an den Organismen modeln. So werden nach 
und nach unter dem Einflüsse der äufseren Bedingungen 
durch den Kampf ums Dasein auch die neuen Anpassungen 
der Tiere immer weiter von der Ausgangsform wegführen 
und neue Formen hervorbringen. Kommt dann endlich die 
Veränderung zu zeitweiligem Stillstande, wie solchen die 
Geologie nachgewiesen hat, dann können die Verhältnisse des 
betreffenden Erdabscbnittes sich so verändert haben, dafs sie 
mit den ursprünglichen gar nicht mehr zu vergleichen sind. 
Und ihnen sind im steten und harten Kampfe ums Dasein die 
Tiere in ihrer Anpassung an die Umgebung so sehr gefolgt, 
dafs die jetzt lebenden den früheren kaum noch gleichen: aus 
einer ursprünglichen Spezies der Vorzeit sind x-neue der 
Gegenwart geworden. Diese, untereinander verschieden, weil 
sie verschiedene Plätze im Haushalte der Natur ausfüllen, 
hängen an der Wurzel zusammen, von der aus sie sich in di- 
vergierender Richtung entwickelt haben. Sie haben einen Teil 
ihrer Organisation von jenen Spezies ererbt, zu deren Lebzeiten 
die Veränderung einsetzte, einen anderen Teil haben sie von 
den Vorfahren ererbt, die zur Zeit der Veränderung lebten und 
diese Organisationseigentümlichkeiten neu erwerben muDsten. 

Und was für eine Art gilt, wenn diese im Laufe einer 
Erdveränderung, d. li. einer geologischen Epoche oder eines 
Teiles derselben, x neue Arten bilden konnte, das gilt ganz 
allgemein von allen Arten der Tiere. Im Laufe der unge- 
zählten Jahrmillionen, die dahin gegangen sind, seit unser 
Erdball Leben, wie wir es kennen, zu erhalten geeignet wurde, 
sind aus nur wenigen, höchst einfach organisierten Anfangs- 
formen im Kampfe ums Dasein durch natürliche Zuchtwahl 
unter dem Einflüsse der äufseren Lebensbedingungen alle die 
zahlreichen, einfach und kompliziert organisierten Arten der 
Tiere geworden, die heute die Erdoberfläche bevölkern. 

Das ist die Deszendenzlehre. Diese kurze Skizze 
mag als Einleitung zu unseren weiteren Betrachtungen genügen. 
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WoUea wir den Inhalt der Lehre in mehr kompendiöser Form, 
gewissermafsen in Taschenformat zum Handgebrauche, zu- 
sammenfassen, so können wir ihn folgendermaisen ausdrücken: 
Jedes tierische Wesen strebt seine Eigenschaften zur 
vollen Entfaltung zu bringen. In diesem Streben 
trifft es mit anderen gleich oder ähnlich organi- 
sierten Wesen zusammen und daraus entsteht ein leb- 
hafter und ununterbrochener Kampf ums Dasein. 
Bei der natürlichen Ungleichheit der Tiere, ihrer 
Variabilität, die identisch ist mit der Individualitity siegen 
in diesem Kampfe immer nur die am besten ausge- 
rüsteten Individuen, die sich unter dem Einflüsse 
der äufseren Bedingungen gestaltet haben und aus 
denen bei Veränderung der Bedingungen neue Arten 
werden können. 

Auf der Variabilität, d. h. auf der Individualität 
beruht der ganze Kampf und damit jeglicher Organi- 
sationsfortschritt: Die Individualität ist also die treibende 
Kraft, der Individualismus ist das herrschende Prinzip in der be- 
lebten Natur. 

Diese so gewonnene Erkenntnis, wie sie in dem letzten 
Satze formuliert wurde, ist von einschneidender Bedeutung 
für alle späteren Betrachtungen, denn sie wird uns den Mais- 
stab liefern, den wir an die Erscheinungen des staatlichen 
Lebens der Menschheit anzulegen haben. 

Kap. 3. Vererbung. 

Wiederholt wurde in der bisherigen Darstellung darauf 
hingewiesen, dafs die Tiere ihre Organisation auf ihre Nach- 
kommen vererben, und dafs, wenn bei Veränderung der 
Existenzbedingungen Neuanpassungen, d. h. Neuerwerbungen, 
auftreten, auch diese vererbt werden. Es mögen daher hier 
noch einige Bemerkungen über das Vererbungsproblem folgen, 
wobei nur die Vererbung der körperlichen Eigenschaften der 
Tiere berücksichtigt werden soll. Ob geistige Eigenschaften 
vererbbar sind oder nicht, soll erst später auseinander gesetzt 
werden. Denn die Erörterung dieses Teiles des Problems 
würde uns auf die geistigen Eigenschaften des Menschen 
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führen, hierüber ist aber eine fruchtbringende Diskussion erst 
möglich, wenn wir über die Stellung des Menschen in der 
Natur ins Klare gekommen sein werden. 

Dafs die Erzeugten den Erzeugern vollkommen gleichen, 
dafs also gewissermafsen eine Porträtähnlichkeit zwischen 
Eltern und Kindern sich findet, ist eine allgemein bekannte 
Tatsache. Wissenschaftlich ausgedrückt heifst dies: die Kinder 
haben ihre Organisation von den Eltern ererbt. Und da die 
Eltern ihrerseits ihre Organisation ebenfalls geerbt haben, so 
sind bei der Erzeugung von Kindern bereits vorhandene 
Eigenschaften einfach übertragen worden. Von dieser Ver- 
erbung vorhandener Eigenschaften können wir im 
wesentlichen fünf Arten unterscheiden, die kurz skizziert 
werden sollen; eine ausführliche Darlegung findet sich bei 
Darwin (22) und Häckel (35). 

Die erste Art ist die kontinuierliche Vererbung. Sie 
ist am aufTälligsten und darum am bekanntesten; der natur- 
wissenschaftliche Laie meint, wenn er von Vererbung spricht, 
meist nur sie. Bei ihr gleichen die Erzeugten bereits un- 
mittelbar nach der Geburt in allen hauptsächlichen Organi- 
sationseigentümlichkeiten vollkommen den Erzeugern. Sie 
herrscht vor bei allen höheren Tieren und beim Menschen. 

Die zweite Art ist die latente Vererbung. Hier sind 
Erzeuger und Erzeugte einander nicht nur nicht sofort gleich, 
sondern die Ungleichheit zwischen beiden ist gelegentlich so 
beträchtlich, daüs demjenigen, welcher den entwickelungs- 
geschichtlichen Zusammenhang der beiden verschiedenen 
Formen nicht kennt, diese als gar nicht zusammengehörig 
erscheinen. Hierher ist jener Entwickelungscyklus zu rechnen, 
den man als Generationswechsel (Metagenesis) bezeichnet. 
Ein Beispiel wird diese Vererbungsart sehr leicht klar machen. 
Die Salpen, eine zum Typus der Manteltiere (Tunicata) ge- 
hörige Gruppe, erscheinen in zwei ganz verschiedenen Formen, 
deren Zusammengehörigkeit der deutsche Dichter Adelbert 
von Chamisso entdeckt hat. Die eine Form ist die soge- 
nannte Kettensalpe (Salpa catenata). Hier ist stets eine gröfsere 
Zahl von Einzeltieren fest mit einander verbunden, sodafs da- 
durch ein einheitliches Gebilde entsteht. Jedes einzelne Tier 
ist geschlechtlich differenziert und bringt daher auf geschlecht- 
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lichem Wege ein neues Tier hervor. Dieses letztere uoter- 
* scheidet sich ganz wesentlich von seinem Erzeuger. Es wird 
viel gröfser als dieser und ist niemals mit anderen gleichen 
Tieren zu einer Kette vereint, bleibt vielmehr stets allein und 
wird deswegen Einzelsalpe (Salpa solitaria) genannt. Diese 
pflanzt sich, weil sie keine Geschlechtsorgane besitzt, niemals 
geschlechtlich, sondern immer nur ungeschlechtlich, durch 
sogenannte Knospenzeugung, fort. An einem besonderen 
Körperteile knospen nämlich Salpenketten hervor, die auf 
einem bestimmten Entwickelungsstadium das Muttertier ver- 
lassen und im Freien zu geschlechtsreifen und geschlechtlich 
differenzierten Ketten heranwachsen. Es folgt also auf eine 
geschlechtliche zunächst eine ungeschlechtliche und dann erst 
wiederum eine geschlechtliche Generation. Es werden somit 
die besonderen Organisationseigentümlichkeiten der ersten 
Generation in latentem Zustande durch die zweite hindurch- 
geführt, um erst in der dritten wieder zu erscheinen. 

Generationswechsel findet sich noch bei vielen anderen 
Tiergruppen: immer ist das Prinzip gewahrt, dafs zwischen 
zwei Hauptgenerationen — und die Zoologie betrachtet die 
geschlechtlich sich fortpflanzenden als die Hauptgenerationen 
— sich mindestens eine, häufig auch viele Zwischengenerationen 
einschieben. In diesen mufs aber, damit in der letzten Gene- 
ration der charakteristische Bau der Hauptgeneration wieder 
erscheinen kann, deren Organisation in schlummerndem 
(latentem) Zustande vorhanden sein. 

Mit dem Generationswechsel darf die Metamorphose nicht 
verwechselt werden. Wenn z. B. aus dem befruchteten 
Schmetterlingsei die Raupe auskriecht, diese nach einer mehr 
oder wenigen langen Zeit selbständigen Lebens sich in die 
Puppe verwandelt und aus dieser erst wieder ein Schmetter- 
ling ausschlüpft, so sind die Veränderungen vom Ei bis zum 
Schmetterlinge nur Yeränderungen eines und desselben Indi- 
viduum. Raupe und Puppe stellen nur Entwickelungsphasen 
eines Tieres, einer Generation dar, während der Generations- 
wechsel durch eine Summe aufeinander folgender und einander 
erzeugender Generationen charakterisiert ist. Darum gehört 
auch die Metamorphose zur ersten Art der Yererbung und 
nur insofern unterscheiden sich die Tiere, bei denen sie vor- 
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kommt, von jenen, bei denen sie fehlt, als bei letzteren alles 
das im Ei selber abläuft, was bei der Metamorphose anfser- 
halb des Eies zu beobachten ist. 

Zar latenten Vererbung gehört auch der sogenannte Rück- 
schlag oder Atavismus. Man versteht darunter die an Haus- 
tieren häufig zu beobachtende Tatsache, dafs ganz plötzlich 
Organisationseigentümlichkeiten auftauchen, die für die wilden 
Vorfahren dieser Tiere charakteristisch waren. Wenn z. B. bei 
Jungen einer hochgezüchteten Taubenrasse* die Färbung der 
wilden Felstaube erscheint, oder wenn bei Fohlen edler Pferde 
an den Vorderbeinen Zebrastreifung auftritt, so ist dies als 
Rückschlag (Atavismus) zu bezeichnen. Denn unsere Tauben- 
rassen stammen von der wilden Felstaube, unsere Pferde von 
zebraähnlichen Tieren ab. Wenn nun derartige Vorfahren- 
charaktere plötzlich auftreten, so müssen sie in schlummern- 
dem, latentem. Zustande durch alle die Zwischengenerationen 
hindurch vererbt worden sein, bis sie infolge einer eigentüm- 
lichen Kombination jetzt wieder erschienen sind. 

Die dritte Art ist die gleichgeschlechtliche (homo- 
sexuelle) Vererbung. Sie ist sehr leicht zu erklären. Was 
den Mann zum Manne, das Weib zum Weibe macht, hat das 
Individuum von seinem gleichgeschlechtlichen Erzeuger. Und 
zwar betrifft dies sowohl die primären als auch die sekun- 
dären Geschlechtscharaktere. Die primären sind die, welche 
das Geschlecht des Individuum bestimmen, die sekundären, 
welche nur bei einem Geschlechte, meistens dem männlichen, 
vorkommen, jedoch mit der Geschlechtsfunktion selber nichts 
zu tun haben. Zu letzteren gehören z. B. der Bart des 
Mannes, das Geweih des männlichen Hirsches, der schöne 
Schwanz des männlichen Pfau, die Stimmorgane männlicher 
Insekten usw. 

Als vierte Art können wir die gemischte oder amphi- 
mikte Vererbung bezeichnen. Sie äufsert sich, um auf den 
Menschen zu exemplifizieren, unter anderem darin, dafs die 
Tochter Statur, Gesichtszüge und Charakter des Vaters besitzt, 
während der Sohn hierin der Mutter gleicht. Oder, was das 
häufigste ist, *die Kinder stellen eine Mischung, eine Art Krom- 
promiss der elterlichen Eigenschaften dar, wie dies Goethe 
von sich in den bekannten Versen gesagt hat: 

2* 
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„Vom Vater hab' ich die Statur, 
Des Lebens ernstes Führen, 
Vom Mütterchen die Frohnatur 
Und Lust zu fabulieren.^ 

Die fünfte Art der Vererbuog ist die abgekürzte Ver- 
erbung. Sie tritt hauptsächlich in der Entwickelungs- 
geschichte der höheren Tiere hervor und hat durch Ha ekel 
eine scharfe Formulierung erhalten in seinem biogenetischen 
Grundgesetze (35' und 36): „die individuelle Entwickelung 
(Ontogenie) ist eine abgekürzte Wiederholung der Stammes- 
entwickelung (Phylogenie)." Wenn, um nur ein Beispiel zu 
geben, in der Individualentwickelung eines Säugetieres Kiemen- 
bögen angelegt werden, die niemals Verwendung als Atmungs- 
organe finden, sondern zu Teilen des Gesichts und des Gehör- 
organes werden, so ist diese frappierende Tatsache nur aus 
dem Hack eischen Gesetze erklärbar. Es weist das Auftreten 
jener Bildungen offenbar darauf hin, dafs die Säugetiere und 
ebenso die Vögel und Reptilien, bei denen gleichfalls Kiemen- 
bögen angelegt werden, von Tieren abstammen, deren Atmungs- 
organe Kiemen waren, die also im Wasser lebten. Durch 
Funktionswechsel haben diese Bildungen eine andere Ver- 
wendung gefunden, sie werden nur noch angelegt, nicht aber 
zu Atmungsorganen ausgebildet. Ererbt von weit entfernten 
Vorfahren ist die Dauer ihrer Existenz im Embryo der höheren 
Wirbeltiere sehr abgekürzt worden. 

Zu diesen Arten der Vererbung vorhandener Eigenschaften 
kommen noch zwei hinzu, die aber auch gleichzeitig für die 
Vererbung erworbener Eigenschaften Giltigkeit haben. 

Die eine Art ist die homochrone Vererbung oder, mit 
Darwin zu reden, die Vererbung in korrespondierendem 
Lebensalter. Der Bart des Mannes, die Brüste des Weibes^ 
das Geweih des männlichen Hirsches usw. bilden sich im Er- 
zeugten immer in demselben Alter aus, in dem sie auch beim 
Erzeuger sich ausbildeten. Und wenn erworbene Eigenschaften 
vererbbar sind, so müssen sie zunächst immer in dem Lebens- 
alter bei den Nachkommen erscheinen, in dent sie bei den 
Vorfahren zuerst erschienen sind. Später, wenn die Eigen- 
schaften längst fixiert sind, können sie infolge der abge- 
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kürzten Vererbung allmählich in der Entwickelung früher 
auftreten. 

Die andere Art ist die homotope Vererbung, oder, wie 
Darwin sie nennt, die Vererbung an korrespondierender 
Körperstelle: z. B. der Hirsch erhält sein Geweih immer auf 
der Stirn, der Mann den Bart immer im Gesicht und nicht 
im Nacken. Und was bei der homochronen Vererbung von 
den erworbenen Eigenschaften gesagt wurde, das gilt auch 
bei dieser Art 

Kap. 4. Vererbung (Schlufs). 

Wenn infolge der Veränderung der Existenzbedingungen 
die Tiere Eigenschaften neu erwerben, die ihnen im Kampfe 
ums Dasein von Nutzen sind, so müssen, soll anders der Art 
hieraus ein Vorteil erwachsen, diese Neuerwerbungen bei den 
Nachkommen wieder erscheinen, müssen vererbt werden. 
Handelt es sich hierbei nun wirklich um eine Vererbung 
erworbener Eigenschaften, oder sind die Tatsachen, welche 
in dieser Weise gedeutet werden, nicht auch anders aufzu- 
fassen. Lamarck (47), Darwin (22), Häckel (35), Herbert 
Spencer (83) u. a. halten die Annahme einer solchen Ver- 
erbung für unbedingt nötig, um die Deszendenz zu erklären; 
Weis mann (93) leugnet sie ganz entschieden und spricht 
«ogar von einer Allmacht der Naturzüchtung (92). Betrachten 
wir daher das Problem etwas näher und sehen wir uns zu- 
nächst die angeblichen Beweise für diese Vererbung an. 

Als Beispiel für die Vererbung einer erworbenen Eigen- 
schaft wird meist hingewiesen auf die angebliche Vererbung 
der Schwindsucht beim Menschen. Es ist nicht zu leugnen, 
dafs die Schwindsucht von einzelnen Individuen erworben wird 
und dafs deren Nachkommen dann ebenfalls häufig an der 
Schwindsucht zu Grunde gehen. Dabei hat es den Anschein, 
als ob diese traurige Erscheinung eine Folge der Vererbung 
sei. Indessen müssen wir doch bei einer genauen Analyse 
aller Tatsachen zu einer anderen Auffassung gelangen. Ein 
grofses Verdienst des Bakteriologen Robert Koch besteht in 
dem Nachweise, dafs die Schwindsucht eine Wirkung des so- 
genannten Tuberkelbacillus ist, der nach seiner Einwanderung 
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in die Luogen unter bestimmten Bedingungen jenes Krank- 
heitsbild hervorruft. Das bedeutet aber, dafs die Lungen- 
schwindsucht eine Infektionskrankheit ist und daher immer 
nur dann und dort auftreten kann, wann und wo eine In- 
fektion stattgefunden hat. Damit ist aber die Lehre von der 
Vererbbarkeit der Schwindsucht beseitigt; denn kommt die 
Krankheit nur nach stattgehabter Infektion zum Ausbruche, 
so kann sie ohne Infektion nicht auftreten. Kinder schwind- 
süchtiger Eltern befinden sich aber unter Lebensbedingungen, 
die einer dauernden Infektion gleichkommen; die ganze Um- 
gebung ist gleichsam gesättigt mit den Keimen des Tuberkel- 
bazillus, die unaufhörlich in die Lungen der Kinder ein- 
dringen. Zunächst werden die Keime noch beseitigt; aber die 
Organe werden durch die dauernden Invasionen geschwächt, 
um ihnen bei Gelegenheit schliefslich zu erliegen. Würden 
Kinder schwindsüchtiger Eltern fi-ühzeitig in eine gesunde 
Umgebung versetzt, so liegt die Notwendigkeit, dais sie ein- 
mal schwindsüchtig werden, nicht vor. Es ist meiner Auf- 
fassung nach das beste, was die Bakteriologie bisher geleistet 
hat, dafs sie die Menschheit von dem Alp der vererbbaren 
Schwindsucht befreit hat. Nicht die Krankheit als solche wird 
vererbt, sondern die Körperkonstitution der Eltern geht auf 
die Kinder über. Aber die Konstitution kann durch geeignete 
hygienische Mafsnahmen gekräftigt und damit gegen den Aus- 
bruch der Krankheit geschützt werden. Die jetzt vielfach 
geübte öffentliche Fürsorge für Schwindsüchtige 
sollte sich daher in höherem Grade den Kindern der 
Kranken zuwenden, als diesen selber. Jene können 
vor dem Menschheitsfeinde dauernd bewahrt werden, während 
diesen immer nur vorübergehend Besserung zuteil werden 
kann. Somit scheidet die Schwindsucht als Beweis für die 
Vererbung erworbener Krankheiten aus. Und ähnlich verhält 
es sich mit den übrigen Beispielen. 

Geisteskrankeiten sollen vererbbar sein. Aber es gibt, 
soviel ich weifs, nur eine Geisteskrankheit, die wirklich vom 
Einzelnen erworben wird, das ist die progressive Paralyse, 
gemeinhin Gehirnerweichung genannt. Und gerade diese Er- 
krankung wird nicht vererbt, nicht einmal als nervöse Anlage. 
Die anderen Geisteskrankheiten sind dagegen angeboren und 
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sind, auch bei ihrem ersten Auftreten in einer Familie, immer 
Wirkungen einer unglückseligen Anlage, werden aber im 
eigentlichen Wortsinne nicht erworben. 

Die Syphilis ist eine erworbene Krankheit und kann un- 
streitig vererbt werden. Aber die Syphilis kann nicht als 
Beweis angeführt werden, denn sie stellt eine Vergiftung des 
ganzen Organismus dar und bietet als solche noch so viel 
des Rätselhaften, dafs man mit ihr anderes Rätselhafte nicht 
erklären darf. 

Vielfach ist behauptet worden, dais Verletzungen vererb- 
bar seien und man hat dabei hingewiesen z. B. auf das plötz- 
liche Entstehen hornloser Rinderrassen usw. Diese sollen 
dadurch sich ausgebildet haben, dafs ein Muttertier, das durch 
Krankheit die Hörner verloren hatte, hornlose Junge warf, 
die man zur Züchtung einer entsprechenden Rasse verwendete. 
Und auf ähnliche Weise soll eine schwanzlose Hunderasse 
entstanden sein; ja man will letztere sogar experimentell her- 
vorgebracht haben. Hiergegen ist zu sagen, wie dies auch 
Weismann (91) ähnlich ausgedrückt hat, dafs alle die vielen 
Erzählungen, welche für das Entstehen einzelner Haustier- 
rassen aus Vererbung von Verletzungen, d. h. von erworbenen 
Eigenschaften, angeführt werden, in sich unglaubwürdig sind. 
Bei näherer Prüfung hält keine derartige Erzählung der Kritik 
stand und die angeblich beweisenden Experimente sind so wenig 
exakt ausgeführt, dafs auch sie gar keinen Glauben verdienen. 

Das Gleiche gilt hinsichtlich der Beispiele vom Menschen. 
Auch hier gibt es nicht einen einwandfreien Beweis für die 
Vererbung erworbener Eigenschaften. Ja die Tatsache z. B., 
dafs die seit Jahrtausenden bei den Juden geübte Gircumcision 
noch nicht einmal zu einer Verkürzung des Präputium bei 
Neugeborenen geführt hat, spricht direkt gegen eine Vererbung 
von Verletzungen. 

Die Beispiele „für", auf welche die Autoren sich stützen, 
sind darum so wenig beweiskräftig, weil sie auf die Organi- 
sation des Menschen oder die der Haustiere ausschlielslich 
Bezug nehmen. Die scheinbar einfachen Verhältnisse, die wir 
hier finden, sind aber gerade für derartige Betrachtungen die 
denkbar kompliziertesten. Denn durch die Domestikation der 
Tiere, durch die Kultur des Menschen sind Lebensbedingungen 
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gesetzt, deren Einflufs auf die Organisation wir wohl sehen, 
aher noch keineswegs verstehen. Weismann hat daher mit 
der Behauptung unbedingt recht, dafs wir nicht eine einzige 
Tatsache kennen, welche die Vererbung erworbener Eigen- 
schaften direkt bewiese, dafs vielmehr alle sogenannten Be- 
weise bei näherer Betrachtung sich als nicht stichhaltig heraus- 
stellen, oft sogar sich in ihr Gegenteil verkehren. Mit dieser 
Zustimmung ist aber noch keineswegs gesagt, dafs nun 
Weismann mit der Ableugnung der Vererbung erworbener 
Eigenschaften im Rechte ist und mit der Statuierung einer 
Allmacht der Naturzüchtung die zutreffende Erklärung ge- 
liefert hat. 

Weismann und mit ihm seine Schule fuhren alle Ver- 
erbungserscheinungen auf Keimesanlagen zurück, behaupten 
also, dafs alle Organisationseigentümlichkeiten ererbte seien. 
Indessen ist die Beweisführung Weismanns keineswegs klar 
und bündig, er bedarf zur Erklärung seiner Hypothese so 
vieler Hilfshypothesen, dafs dies allein schon stutzig machen 
mufs. Ganz im Gegensatze zu Weis mann ist zu sagen: die 
Vererbung erworbener Eigenschaften ist eine nicht zu um- 
gehende Annahme, wollen wir die Deszendenz zureichend 
erklären. Und die Annahme folgt mit zwingender Notwendig- 
keit, wenn man die Wirkung der sich verändernden Existenz- 
bedingungen, d. h. der physiologischen Neubeanspruchung der 
Organismen, die, wie gezeigt wurde, allein zur Erwerbung 
neuer Organisationseigentümlichkeiten führt, nur genügend 
würdigt. Hierzu mufs aber etwas weiter ausgeholt werden. 

Die Vererbung ist geknüpft an die Fortpflanzung. Wenn 
ein Ehepaar keine Kinder hat, so stirbt die Familie in dieser 
Linie aus, und die körperlichen Eigenschaften, durch die sich 
das Paar auszeichnete, sind erloschen. Es ist dies eine land- 
läufige Tatsache und sie ist so allgemein bekannt für Tier und 
Pflanze, dafs eine weitere Erörterurfg hierüber erübrigt. Die 
Fortpflanzung findet, bei den höheren Tieren wenigstens, ihren 
Ausdruck in der Vereinigung zweier Zellen der sich Fort- 
pflanzenden, von denen die eine vom männlichen Tiere geliefert 
wird und Samen heifst, während die andere vom weiblichen 
Tiere stammende Ei genannt wird. 

Es wurde eben gesagt, dafs diese Art der Fortpflanzung, 
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die man als geschlechtliche bezeichnet (Amphigonia), wesent- 
lich bei den höheren Tieren anzutreffen ist. In der Tat ist 
die Amphigonie durchaus nicht der einzige Modus der ForV 
Pflanzung; ungeschlechtliche und eingeschlechtliche Fort- 
pflanzung (Monogonia) sind sehr verbreitet in der Natur. In- 
dessen würde es uns hier bei dieser Skizze zu weit fuhren, 
wollten wir auch die Bedeutung der Monogonie für die Ver- 
erbungslehre diskutieren. Auch ist dies um so weniger nötig, 
da eine Erklärung der Möglichkeit der Vererbung erworbener 
Eigenschaften, auf die es hier ankommt, unstreitig für beide 
Formen der Fortpflanzung gegeben ist, wenn es gelingen 
sollte, sie für eine zu liefern. 

Durch die Vereinigung von Samen und Ei also entsteht 
bei höheren Tieren ein neuer Organismus; es müssen demnach 
beide Zellen die Fähigkeit besitzen, nach ihrer Vereinigung 
die körperlichen Eigenschaften der zeugenden Tiere, von denen 
sie stammen, im neuen erzeugten Tiere zur Entfaltung zu 
bringen. Das heilst mit anderen Worten: Samen und Ei 
sind die Träger der Vererbung. Wir werden daher auch 
voraussetzen müssen, dafs beide Gebilde sich wesentlich von 
den gewöhnlichen Körperzellen unterscheiden, da diese bei 
höheren Tieren niemals einen neuen Organismus hervorbringen 
können. Zwar das Mikroskop zeigt uns derartige Differenzen 
nicht. Wohl ist der Samenfaden — denn in födiger Gestalt 
erscheint der Samen der meisten Tiere — durch seine Ge- 
stalt und seine nur wenigen Gruppen fehlende Fähigkeit 
aktiver Orts Veränderung ausgezeichnet; aber dem ganzen Bau 
nach ist er eine Zelle. Und ebenso gleicht das Ei bei 
mikroskopischer Untersuchung in allen wesentlichen Punkten 
einer gewöhnlichen Zelle. Aber die physiologische Differenz 
ist eine ganz gewaltige. Wenn eine Körperzelle — Nerven-, 
Sinnes-, Drüsenzelle usw. — sich teilt, so werden zwei gleich- 
artige und gleichwertige Zellen aus der einen. Wenn aber 
eine befruchtete Eizelle, oder bei der Parthenogenesis (Jung- 
femzeugung) eine unbefruchtet gebliebene weil der Be- 
fruchtung nicht bedürftige, sich teilt, so entstehen niemals 
zwei Eizellen aus der einen, sondern ein ganzer komplizierter 
Organismus ist das Resultat des Teilungsvorganges. In der 
äufseren Beschaffenheit ist diese Fähigkeit des befruchteten 
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Eies nicht zu erkenneu, sie mafs also in seiner inneren Be- 
schaffenheit, in seiner Moleknlarstmktar gelegen sein. So 
relativ einfach diese bei den meisten gewöhnlichen Körper- 
zellen, die Zellen des Gehirnes ausgenommen, sein dürfte, so 
überaus kompliziert mufs sie im befruchteten Ei sein. Und da 
letzteres durch die Vereinigung von Samen und unbefruchtetem 
Ei entsteht so mufs auch die Molekularstruktur dieser beiden 
Gebilde als eine höchst verwickelte betrachtet werden. 

Samen und Ei sind die Träger der Vererbung; wenn 
also — um auf das Thema probandum zurückzukommen — 
erworbene Eigenschaften vererbt werden sollen, so müssen 
diese Erwerbungen in gewissem Grade alterierend auf die 
Molekularstruktur der Keimeszellen — Samen und Ei — ein- 
gewirkt haben. Ist dies nun möglich? Wenn wir den Be- 
trachtungen folgen, die bisher in bejahendem Sinne angestellt 
wurden, so können wir nicht umhin, wie schon bemerkt, 
Weis mann Recht zu geben und mit ihm zu erklären, dafe 
auf die bisherige Weise eine Vererbung erworbener Eigen- 
schaften nicht nur nicht nachweisbar ist, sondern dals eher 
alles dagegen spricht. Man hat nämlich bisher stets — und 
es ist mir unerklärlich, wie solch ein direkter Denkfehler 
nicht längst erkannt ist — die fragliche Vererbung als eine 
Vererbung von Eltern auf Kinder, also von der ersten auf die 
zweite Generation angenommen. Eine solche Annahme wider- 
spricht aber, wie Weis man n mit Fug hervorgehoben hat, allem, 
was wir von der Zähigkeit wissen, mit welcher die Verer- 
bungssubstanz ihre Molekularstruktur festhält. Wenn nach 
vielen Tausenden von Generationen durch Atavismus plötzlich 
längst verschwundene Vorfahrencharaktere erscheinen können, 
wenn also die Vererbungssubstanz so sehr lange gewisse ur- 
sprüngliche Kombinationen in ihrer Molekularstruktur in 
schlummerndem Zustande festhalten kann, so widerspricht 
diese Tatsache schroff der leichten Veränderbarkeit, die die 
bisherige Auffassung der fraglichen Vererbungsform still- 
schweigend in der Vererbungssubstanz voraussetzen mufste. 
Sollten Erwerbungen der Eltern sofort den Kindern angeboren 
sein, so würde das auf eine Plastizität der Vererbungssubstanz 
hinweisen, bei der es nur Wunder nehmen müfste, dafs dann 
überhaupt noch bestimmte, gut zu unterscheidende Formen- 
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kategorien sich erhalten können. Zwar gibt es sogenannte 
molekulare Theorien, welche mit Leichtigkeit die Vererbung 
erworbener Eigenschaften erweisen zu können behaupten, so 
z. B. die Haackesche Gemmarieutheorie (34). Indessen sind 
derartige Theorien nur Ludi ingenii; denn die Molekel der 
Yererbungssubstanz werden so konstruiert gedacht, dals sie 
notwendig das beweisen müssen, was ihr Konstrukteur be- 
weisen will. Dies gilt übrigens auch von der gegnerischen 
Keimplasma -Theorie Weismanns (93). Denn keiner der 
Autoren kann mit Sicherheit sagen, dafs seine Spekulationen 
wirklich der abstrakte Ausdruck der Tatsachen sind. 

Die Yererbungssubstanz hält eben sehr zähe ihre 
Molekularstruktur fest, ist durchaus nicht für jede gelegent- 
liche Abweichung von der Norm, für jede minimale Äufse- 
rung der Variabilität zugänglich. Damit sie sich verändere, 
damit sie von relativer Starrheit zu relativer Plastizität über- 
gehe, mufs sie schärfer angefal'st werden, als dies in einer 
Generation möglich ist. Und diese schärfere Anfassung wird 
bewirkt durch die sich verändernden Existenzbedingungen: 
auch die Vererbung ist also ein Produkt des Milieu. 

Durch die Änderung der äulseren Verhältnisse wird die 
bei den Tieren vorhandene Variabilität angeregt, in erhöhtem 
Mafse an den Organismen zu modeln. Damit ist zugleich 
gesagt, dafs die Organe der Tiere in etwas anderer Weise als 
bisher für die Erhaltung des Individuum in Anspruch ge- 
nommen werden. Die einen werden, um die Lamarcksche 
Ausdrucksweise beizubehalten, stärker gebraucht, die anderen 
weniger stark als vordem. Das eine wie das andere — die 
vermehrte wie die verminderte funktionelle Anspannung — 
beeinflufst naturgemäfs die Ernährung der betreffenden Orgaue. 
Stärker gebrauchte Organe werden kräftiger ernährt und 
damit allgemein kräftiger, was jede systematisch betriebene 
Leibesübung lehrt; und das Entgegengesetzte ist bei den 
weniger gebrauchten Organen der Fall. Organe stehen nie- 
mals allein für sich da, sondern befinden sich in inniger Be- 
ziehung (Korrelation) zu allen anderen Organen, d. h. zum 
ganzen Körper. Eine veränderte Ernährungsweise eines Organs 
oder Organkomplexes, wie sie aus veränderter physiologischer 
Beanspruchung folgt, wird demnach auch eine Veränderung 
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in der Säfteverteilung des ganzen Körpers herbeiführen [vergl. 
hierzu Darwin (24)]. Halten alle diese Momente lange genng 
an, werden Generationen auf Generationen immer in derselben 
Weise neu in Anspruch genommen, so kann dies nicht spur- 
los an den Geschlechtsorganen d. h. an den die Eeimeszellen lie- 
fernden Gebilden und damit auch an diesen selber vorüber- 
gehen, eben wegen der innigen Korrelation aller Teile, von 
der die Geschlechtsorgane nicht ausgeschlossen sind. So 
i mufs sich auch im Laufe der Zeit die Molekularstruktur der 
Keimeszellen ändern; und diese Änderung kann unter dem Ein- 
flüsse der äufseren Existenzbedingungen nur in einer Richtung 
erfolgen, die der Erhaltung der Neuanpassungen, also der 
Neuerwerbungen, günstig ist. Dadurch werden letztere all- 
mählich in Samen und Ei fixiert und kommen dann als ver- 
erbte Neuerwerbungen, bei den einen Individuen früher bei 
den anderen später, in der Organisation zum Ausdruck. Tat- 
sächlich ist es also der Gebrauch und Nichtgebrauch, oder 
schärfer ausgedrückt: der veränderte Gebrauch der Organe, 
welcher die Vererbung beeinflufst und damit in letzter Instanz 
die neuen Erwerbungen erhält. 

Dieser Beweis ist ein Beweis e contrario. Weil eine Um- 
bildung von Arten nicht anders erfolgen kann, so mufs 
sie so erfolgen. Der Beweis ist nicht exakt, denn zur Zeit wird 
er noch durch kein einwandfreies Experiment unterstützt. 

Es könnte eingewendet werden, dafs bei dieser Methode, 
die Yererbung erworbener Eigenschaften zu beweisen, sich 
am Ende doch wieder die direkte Übertragung von der einen 
auf die unmittelbar nachfolgende Generation einschleicht. Ein 
solcher Einwand würde ein schwerer Denkfehler sein. Denn 
es ist offenbar etwas ganz anderes zu sagen, dafs die beim 
Eintritte der Veränderungen in der Umgebung neu erworbenen 
Eigenschaften sofort auf die Nachkommen sich vererben, oder 
zu sagen, dafs Generationen hintereinander immer wieder die- 
selben Erwerbungen gemacht haben müssen, ehe die Mole- 
kularstruktur der Keimeszellen entsprechend sich ändert. 

Die hier vorgetragene Erklärung der Vererbung erwor- 
bener Eigenschaften deckt sich einigermafsen mit Darwins 
provisorischer Hypothese der Pangenesis (24). Das scheint 
mir gerade kein Nachteil zu sein, wenn auch der wesentliche 
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Unterschied besteht, dafs weder von hypothetischen „Keimchen'' 
noch von deren hypothetischem Schicksal die Rede ist. Es 
deckt sich aber auch diese Erklärung insofern mit der Weis- 
mannschen, als auch ich ein Auftreten neuer Organisations- 
eigentümlichkeiten nur für möglich halte, wenn die Molekular- 
struktur der Keimeszellen eine entsprechende Neu- oder 
Umgestaltung erfahren hat. Aber während Weismann die 
Vererbung erworbener Eigenschaften aus diesem Grunde ganz 
leugnet, sehe ich gerade hierin den zur Zeit besten und ein- 
zigen Beweis für sie. 

Die Keimeszellen, oder was dasselbe sagt, die Vererbungs- 
Substanzen sind es, welche in Wahrheit neue Eigenschaften er- 
werben; und diese Erwerbung ist eine Wirkung des 
unter dem Einflüsse der sich umgestaltenden äufseren 
Bedingungen veränderten Gebrauches der Organe. 



L Buch. 

Die Entstehung des Menschen und seine 
Urgeschichte. 



Kap. 5. Die klirperlichen Eigenschaften des Menschen. 

Durch das Darwinsche Werk über „Die Entstehung der 
Arten" war die Lehre von der übernatürlichen Erschaffung 
der Spezies für jeden denkenden Naturforscher endgiltig be- 
seitigt. Die Spezialforschung trat nunraehr in ihre Rechte, 
um in den Einzelerscheinungen die Wirkungsweise der all- 
gemeinen Gesetze aufzuzeigen. .Darwin hatte seine Lehren 
nur auf die Tiere beschränkt, ihre Anwendung auf den Men- 
schen in dem für seine Theorie grundlegenden Werke aber 
vermieden. Doch war es von vornherein klar, dafs die Theorie 
nicht respektvoll vor dem Menschen stehen bleiben und ihn 
wie ein höheres Wesen betrachten konnte und durfte. Es 
mufste die Forschung dazu verschreiten, die Stellung des 
Menschen im Haushalte der Natur einer gründlichen Revision 
zu unterziehen, und es soll Ernst Häckel unvergessen bleiben, 
dafs er der erste war, der ohne Rücksicht auf alt einge- 
wurzelte und mit einem gewissen Nimbus versehene Vorur- 
teile diese Revision vornahm. Erst nachdem Häckel den 
tierischen Ursprung des Menschen als logisches Postulat der 
Abstammungslehre aufgestellt hatte, veröffentlichte Darwin 
seine mit den Häckelschen vollkommen übereinstimmenden 
Anschauungen. Darwins Werk ist betitelt: „Die Abstam- 
mung des Menschen und die geschlechtliche Zuchtwahl" (23), 
Hack eis Beweisführung findet sich in mehr popularisieren- 
der Form in seiner „Anthropogenie oder Entwickelungs- 
geschichte des Menschen" (36). 
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Suchen wir die Stellung, die der Mensch in der Natur 
einnimmt, zunächst durch eine Betrachtung seines Körpers zu 
erkennen. Es kann nicht unsere Aufgabe sein, hier allen und 
jeden Beweis für den tierischen Ursprung des Menschenge- 
schlechts anzuführen. Dazu würde ein eigenes umfangreiches 
Buch notwendig sein; zudem existiert ja auch Häckels An- 
thropogenie. Aber skizziert werden mufs das Problem 
wenigstens, weil nur dann das geistige Wesen des Menschen 
klar erfafst werden kann und mit letzterem erst ein wirk- 
liches Verständnis für die Politik als einer Betfttigungsweise 
des Menschengeistes zu gewinnen ist. 

Betrachten wir zunächst einige Daten aus der Entwicke-' 
lung des Menschen. 

Auf einem bestimmten Stadium seiner Entwickelung ist 
der menschliche Embryo charakterisiert durch einen in der 
Achse des Körpers verlaufenden ungegliederten Stab von 
häutig-knorpliger Beschaffenheit. Von ihm nach dem Rücken 
zu liegt ein nicht sehr weites ungegeliedertes Rohr, das 
Rückenmark, bauch wärts von dem Stabe findet sich die Darm- 
anlage. Noch ist kein Kopf vorhanden, noch fehlen die 
Wirbel und Gliedmäfsen, noch fehlt überhaupt jede Andeu- 
tung, dafs der Untersucher eines solchen Embryo es mit einem 
menschlichen zu tun hat. Woher dieses eigentümliche Aus- 
sehen der jungen Menschenfrucht, wo ist der zureichende 
Grund dafür zu suchen? Nur Häckels biogenetisches Grund- 
gesetz, welches in Kap. 3 bei Erörterung der abgekürzten 
Vererbung angeführt wurde, gibt uns eine Antwort auf diese 
Frage. Da die Entwickelung des Individuum eine abgekürzte 
Wiederholung der Entwickelung des Stammes enthält, so mufs 
ein menschlicher Embryo auf diesem Stadium der Ausbildung 
den Embryonen der Wirbeltiere, mit denen der Mensch soviel 
gemein hat, gleichen. Und dies ist in der Tat der Fall. 
Denn welches Wirbeltier wir auch in seiner Entwickelung 
studieren, ob einen niederen Fisch, ob einen Frosch, einen 
Vogel, einen Hund usw.: immer treffen wir ein Stadium an, 
das charakterisiert ist durch einen ungegegliederten Achsen- 
stab, die sogenannte Chorda dorsalis, ein ungegliedertes 
Rückenmarksrohr und eine Darmanlage bei fehlendem Kopfe 
und fehlenden Gliedmäfsen. Dieser Parallelismus in der Ent- 
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Wickelung aller Wirbeltiere mit Einschlufs des Menschen ist 
von höchster Bedeutung. Denn er zeigt uns, dals die Wirbel- 
tiere von gemeinsamen Vorfahren abstammen müssen, die 
dauernd so organisiert waren, wie die Embryonen dieses Tier- 
stammes es jetzt nur noch vorübergehend sind. Diese hypo- 
thetischen köpf- und gliedmafsenlosen Vorfahren hat Häckel 
mit Rücksicht auf die Chorda dorsalis „Chordonier*' genannt 
Der Schlufs wird dadurch unterstützt, dafis noch heute ein den 
Chordoniern sehr nahestehendes, wenn auch vielleicht in vielen 
Richtungen entartetes Wirbeltier lebt, das Lanzettfischchen 
(Amphioxus lanceolatus). Dieses niederste Wirbeltier hat 
Iceinen Kopf, keiue Gliedmafsen, besitzt einen ungegliederten 
Achsenstab, ein ungegliedertes Rückenmark und bauchwärts 
von ersterem einen Darmkanal. 

Auf einem weiter vorgeschrittenen Stadium der Entwicke- 
lung treten beim menschlichen Embryo, wenn der Kopf be- 
reits ausgebildet ist, die Gliedmafsen aber noch nicht angelegt 
sind, nach hinten von der Stelle, an welcher der Mund später 
nach innen durchbricht, bogenartige Bildungen auf. Sie 
gleichen so sehr den Kiemenbogenanlagen der Fische, dals 
die Embryologen sie mit Recht als „Kiemenbögen^ bezeichnet 
haben; und es kommt einem Verzicht auf Verständnis und 
Erklärung der Erscheinungen gleich, wenn man diese Bögen 
indifferent, aus einer falschen Objektivität, „Schlundbögen* 
nennt. Auch hier findet sich wieder ein weitgehender Pa- 
rallelismus zwischen allen Klassen der Wirbeltiere, da bei 
allen derartige Bögen sich embryonal anlegen. Aber während 
sie bei den Fischen zu dauernd funktionierenden Organen 
werden, indem sie deren Atmungsorgane, die Kiemen, tragen, 
während sie bei den Amphibien nur noch vorübergehend, näm- 
lich während des Larvenlebens, in Funktion sind, haben sie von 
den Reptilien an aufwärts bis einschliefslich zum Menschen 
nie mehr etwas mit der Atmung zu tun. Von dieser Wirbel- 
tierklasse ab, wo auf keinem Stadium der Entwickelung mehr 
eine Wasseratmung statt hat, erfahren die Kiemenbögen eine 
weitgehende Umbildung, insofern aus einigen von ihnen Teile 
des Gesichtes und des Gehörorganes werden, während einer 
oder zwei sich wieder zurückbilden. Wiederum müssen wir 
fragen, woher diese Übereinstimmung, woher, wenn der Aus- 
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drack zulässig ist, dieses unpraktische, stoflFvergeudende Vor- 
gehen der Natur, Eiemenbögen anzulegen und sie dann ent- 
weder garnicht oder nicht als solche zu verwenden? An der 
Hand des Ha ekel sehen Gesetzes können wir die Antwort 
geben: Eiemenbögen werden angelegt, weil alle höheren 
Wirbeltiere von Vorfahren herstammen, die als Wasseratmer 
Eiemen hatten. In abgekürzter Vererbung treten diese Or- 
gane noch im Embryo für einige Zeit auf, um einem tief- 
gehenden Fanktionswechsel zu unterliegen. 

Bei den Säugetieren, mit Ausnahme der Eloaken- und 
Beuteltiere, tritt das sich entwickelnde Ei frühzeitig in innige 
Beziehungen zur Mutter. Es kommt zu einer ernährenden 
Verbindung zwischen Frucht und Gebärmutterwand, die als 
besonderes Gebilde sich darstellt und Mutterkuchen, Placenta, 
genannt wird. Sehr vorteilhaft ist diese innige Verbindung 
für das Muttertier streng genommen nicht; denn wenn die 
Placenta nach beendeter Geburt als sogenannte Nachgeburt 
ausgestofsen wird, so können heftige Blutverluste der Mutter 
damit verbunden sein. Und allzuleicht bildet die Stelle in 
der Gebärmutterwand, an der die Placenta gesessen hat, einen 
Herd schwerer, zuweilen tötlich verlaufender Infektion. Ge- 
nau so liegen auch die Verhältnisse beim Menschen; auch 
hier eine innige Verbindung zwischen Frucht und Mutter 
durch die Placenta und eine dadurch bewirkte Ernährung der 
Frucht. Und bei Ausstofsung der Nachgeburt eine manchmal 
nicht unbeträchtliche Blutung und eine, dank der Asepsis, 
glücklicherweise immer seltener werdende Möglichkeit der In- 
fektion. 

Diese drei Beispiele mögen genügen. Was sie beweisen 
sollen und auch tatsächlich beweisen, ist dies: Die Entwicke- 
Inng des menschlichen Embryo zeigt einen vollkommenen 
Parallelismus mit der der Säugetiere. Wo immer wir die 
Ontogenie des Menschen anpacken, nirgends finden wir, nicht 
einmal andeutungsweise, irgend ein Stadium, irgend eine An- 
lage, die für den Menschen spezifisch, ihm allein zugehörig 
wäre. In den frühesten Phasen sich in allgemein tierischen 
Bahnen bewegend, in den mittleren einen typisch wirbel- 
tierischen Verlauf nehmend, hat die embryonale Entwickelung 
des Menschen in den letzten Phasen säugetierischen Charakter. 

B a w i t z , Urgeschichte, Geschichte und Politik. 3 
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Seiner Entwickelang nach ist der Mensch ein placentales, 
d. h. durch einen Mutterkuchen während seiner Embryonal- 
zeit ernährtes Säugetier. 

Und wie der werdende so bietet naturgemäls auch der 
vollendete menschliche Körper nichts spezifisch dem Menschen 
allein Zukommendes dar. Seine Organisation ist in einzelnen 
Punkten detaillierter als die der nächststehenden Säugetiere; 
mehr aber auch nicht. Es ist daher für die vorliegende Auf- 
gabe unnötig, nun noch am fertigen menschlichen Körper das 
Tierähnliche zu zeigen. Nur zwei Organisationseigentäm- 
lichkeiten seien noch kurz besprochen, weil sie bündig die 
alte Fabel von dem „zweckmälisigen" Bau des menschlichen 
Körpers widerlegen. Sie beweisen vielmehr ganz eindeutig, 
wenigstens für Alle, welche die Tatsachen sehen können wie 
sie sind, dafs der menschliche Organismus nicht übernatürlich, 
d. h. unnatürlich erschaffen, sondern ganz naturgemäls, d. h. 
notwendig geworden ist. 

Eine solche unzweckmäßige Organisationseigentümlichkeit 
des Menschen und der Säugetiere ist die, wie sie E. du Bois- 
Reymond treffend genannt hat, lebensgefährliche Kreuzung 
des Atmungs- und Yerdauungsapparates. Ein jeder Mensch 
weifs, dafs wir mit dem Munde essen und zugleich durch den 
Mund atmen. Die Einrichtung ist nun so, dais hinter dem 
weichen Gaumen die Nahrungsmittel über den Eingang zum 
Atmungsapparate, nämlich über den Kehlkopf hinweg gleiten 
müssen, um in die Speiseröhre gelangen zu können. Und dies 
ändert sich natürlich auch dann nicht, wenn wir durch die 
Nase atmen. Aber ebenso weiTs jeder Mensch, dais, wenn er 
beim Schluckakte unvorsichtigerweise einatmet, sehr leicht 
kleinste Speiseteilchen in den Kehlkopfeingang gelangen können 
— man sagt im Deutschen dafür ganz zuti*effend, dais man 
sich verschluckt hat — , aus dem sie nur durch heftige Husten- 
stölse zu entfernen sind. Der Husten ist ein Reflex, welcher 
durch die grolse Empfindlichkeit der Kehlkopfschleimhaut 
ausgelöst wird. Ist nun durch irgend welche krankhaften 
Vorgänge diese Empfindlichkeit herabgesetzt oder bis zur 
Empfindungslosigkeit entartet, so können beim Schluckakte 
Speiseteile in den Kehlkopf gelangen, ohne dais sie ausgehustet 
werden. Sie geraten vielmehr immer tiefer bis in die Lungen 
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and rufen hier stets schwere, oft tödtliche Erkrankungen 
hervor. 

Zweckmäfsig, dafs mufs Jeder zugestehen, ist diese Ein- 
richtung nicht; eben so gut, oder vielmehr sehr viel besser 
wäre es, wenn die genannten Organe in ihren Anfangswegen 
völlig von einander getrennt wären. Aber naturgemäfs, d. h. 
'entwickelungsgemäis ist diese Kreuzung. Es stellen nämlich 
die Lungen in ihrer ersten Anlage eine sackartige Ausstülpung 
der bauchwärts gerichteten Wand des Yorderdarmes dar, die 
im Laufe der Entwickelung einen Stiel erhält und sich teilt. 
So erklärt sich entwickelungsgeschichtlich auf das leichteste 
eine Einrichtung, die vom Zweckstandpunkte aus geradezu 
unverständlich ist. 

Eine andere nicht minder unzweckmälsige, ja wenn man 
will direkt zweckwidrige Einrichtung ist die Existenz des am 
Blinddarme hängenden wurmförmigen Fortsatzes. Ohne irgend 
welche funktionelle Bedeutung für die Verdauung führt dieses 
Gebilde gelegentlich direkt zum Tode des Menschen. Vielfach 
nämlich enthält der wurmförmige Fortsatz eine feine Öffnung, 
durch die er mit dem Blinddarme kommuniziert. Gelangen 
nun zufallig harte unverdauliche Teile des Darminhaltes, 
z. B. unvorsichtigerweise verschluckte Orangenkerne, in diese 
Öffnung, so können sie infolge der schwachen Wandmusku- 
latur des Fortsatzes nicht wieder heraus und wirken daher 
als Fremdkörper krankheiterregend. Diese Krankheiten, die 
gefürchteten Blinddarmentzündungen, führen häufig den Tod 
des betreffenden Menschen herbei. Funktionslos wie der 
Wurmfortsatz ist, kann seine Existenz wohl erklärt werden. 
Er stellt den Rest eines Teiles des einst mächtig entwickelten 
Blinddarmes dar, der noch heute bei manchen Säugern den 
Hauptsitz der Darmverdauung bildet. Nicht alle Menschen 
erkranken an Blinddarmentzündung, die einen, weil sie vor- 
sichtig sind und keine harten, unverdaulichen Gegenstände 
mit den Speisen herunterschlucken, die andern, weil bei ihnen 
-eine mit dem Blinddarme kommunizierende Öffnung des wurm- 
förmigen Fortsatzes nicht mehr existiert. Wenn ich die ge- 
schilderten Tatsachen richtig deute, so geht unter unseren 
Augen eine natürliche Auslese wenigstens in der Kultur- 
menscliheit vor sich. Allmählich, aber unaufhaltsam beseitigt 

3* 
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die Natur alle diejenigen Menschen, welche noch einen offenen 
Wurmfortsatz haben und erhält die, bei denen die betreffende 
Öffnung fehlt. Diese Auslese ist natürlich ein sehr lange 
dauernder Prozefs, dessen Endresultat möglicherweise das der- 
einstige vollständige Verschwinden jenes Gebildes sein dürfte. 
Alles in allem: so hoch organisiert der Mensch auch ist, 
nur nach dem Grade der Kompliziertheit seiner Organisation» 
nicht aber nach dieser selbst unterscheidet er sich von den 
Säugetieren. Bau und Entwickelung beweisen viel- 
mehr zur Evidenz, dafs der Mensch das höchst- 
stehende Säugetier ist 
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Aus welcher Tiergruppe hat sich die Menschheit ent- 
wickelt? Es ist eine durch die Spezialforschung unumstöfs- 
lieh sicher nachgewiesene Tatsache, dafs höhere Formen mit 
den nächst niederen direkt verwandt oder, wie man sich un- 
genau auszudrücken pflegt, aus den nächst niederen entstanden 
sind. Darnach kann auf die oben gestellte Frage die Autworir 
nur lauten, dafs der Mensch sich aus affenähnlichen Säuge- 
tieren entwickelt haben mufs. Und bei Berücksichtigung der 
Tatsachen, welche die vergleichende Anatomie und die Palä- 
ontologie uns an die Hand geben, können als dieser Aus- 
gangspunkt nur die schmalnasigen Affen der alten Welt, die 
sogenannten Katarrhini, in Anspruch genommen werden. Es 
ist ganz und gar unverständlich, wie Buckmann (20) zu der 
Auffassung gelangen kann, dais die Menschen den Affen der 
neuen Welt, den sogenannten plattnasigen Affen (Platyrrhini), 
näher stünden als den schmalnasigen. Dafs die Menschen 
und die Plattnasen auf der Mitte der Oberlippe in der Ver- 
längerung des Nasenknorpels eine Furche haben, welche den 
Schmalnasen fehlt — es ist dies der einzige Beweis Buck- 
manns — , kann hierfür gar nicht in Betracht kommen der 
Tatsache gegenüber, dals die plattnasigen Affen völlig auf die^ 
neue Welt beschränkt sind, dat^egen in der alten Welt niemals 
gelebt haben. Wenigstens ist, soviel ich weil's, bisher noch 
kein einziger fossiler Platyrrhine in Europa — Asien gefunden 
worden, während wir zahlreiche fossile Katarrhinen kennen. 
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Unter den Affen der alten Welt stehen am höchsten die 
sogenannten Anthropoiden oder Menschenaffen, von denen wir 
vier Gattungen kennen: Gorilla, Chimpanse, Orang-Utan und 
Gibbon. Ans den Anthropoiden ist also der Mensch ent- 
standen. Das darf aber nicht mil'sverstanden werden. Es föllt 
keinem Naturforscher ein, den Menschen direkt von einer der 
genannten jetzt lebenden Gattungen abzuleiten, oder gar, wie 
dies manche Laien thun, dem Menschen von jeder Gattung 
«ine Eigenschaft zuzuschreiben. Sondern wenn gesagt wird, 
der Mensch stammt von den Anthropoiden ab, so heifst dies: 
jene vier Gattungen und der Mensch haben einen gemeinsamen 
Ausgangspunkt, sind dicht bei einander stehende Zweige des- 
selben Stammes, haben sich aber unter verschiedenen Existenz- 
bedingungen in divergenter Richtung entwickelt Tatsächlich 
ist die anatomische Übereinstimmung, wie dies zuerst Huxley 
nachgewiesen hat, zwischen Mensch und Anthropoiden eine 
aufserordentliche. Nur jene Differenzen sind vorhanden, die 
sich aus dem dauernden Kufrechten Gange des Menschen 
ergeben. Und was noch mehr fast ins Gewicht fallt: die Kluft, 
die zwischen Anthropoiden und nächst niederen Katarrhinen 
besteht, ist, worauf ebenfalls Huxley zuerst die Aufmerk- 
samkeit gelenkt hat, eine viel tiefere als zwischen Anthro- 
poiden und Mensch. 

Können wir so mit groüser Sicherheit die Frage nach der 
Stammgruppe des Menschengeschlechtes beantworten, da wir 
hier auf dem Boden anatomischer Tatsachen stehen, so wird 
dagegen unsere Antwort auf die Frage, wo die Urheimat 
des Menschengeschlechts zu suchen sei, weniger positiv aus- 
fallen müssen. Hier gelangen wir in das Reich der Hypo- 
these; und wenn an dieser Stelle auf dies für die ferneren 
Betrachtungen im Grunde genommen nebensächliche Problem 
«twas näher eingegangen wird, so mag das damit entschuldigt 
werden, dafs gerade in jüngster Zeit hierüber eine lebhafte 
Diskussion in der Wissenschaft geführt wurde. Durch die 
Entdeckung des sogenannten „Pithecanthropus erectus* von 
Dubois schien das bisher fehlende Zwischenglied zwischen 
Mensch und Anthropoiden gefunden; und Häckel war es 
ganz besonders, der für die Dubois sehe Auffassung mit 
Wärme eingetreten ist. 
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Ohne auf die Einzelheiten der Beweisführung eingehen 
zu wollen, möchte ich hier ans dieser Diskussion nur das 
Moment würdigen, welches auf die Urheimat des Menschen 
Bezug hat. Durch den Pithecanthropus scheint für Häckel 
der Beweis für die Richtigkeit der stets von ihm vertretenen 
Auffassung geliefert zu sein, dafs das tropische Asien als 
Urheimat des Menschen anzusehen sei. Dieser Auffassung 
gegenüber steht eine Hypothese von Moriz Wagner (87), 
wonach niemals in den Tropen der Mensch entstanden sein 
kann. Vielmehr ist die sogenannte Palaearktik, d. h. jener 
Teil der alten Welt, der nördlich des grofsen westöstlichen, 
von den Pyrenäen, Alpen, Earpathen und Kaukasus gebildeten 
Gebirgs-Querriegls gelegen ist, als die allein mögliche Bil- 
dungsstätte der Menschheit zu betrachten. 

Gegen die Tropen als Urheimat des Menschen sprechen 
meines Erachtens hauptsächlich folgende Erwägungen: Die 
Lebensbedingungen in den Tropen sind überaus leichte für 
Tier und Pflanze; daher die grolse Fruchtbarkeit dieser 
Gegenden, daher ihr Tierreichtum. Aber eben diese Üppigkeit 
schliefst bei ihrer relativen Unveränderlichkeit jeden Anreiz 
aus, dafs die Variabilität der Organismen sich in der Richtung 
der Artneubildung äul'sere. Die in den Tropen lebenden An- 
thropoiden fanden sozusagen den Tisch stets gedeckt; eine 
geringe Differenz in den Jahreszeiten, andauernd Nahrung im 
Überflufs, relativ wenig Feinde, stets sicheres Obdach in Feld 
und Wald: wo sollte da im Anthropoidenorganismus die Not- 
wendigkeit entstehen, dauernd den aufrechten Gang anzu- 
nehmen? Ohne andauernden aufrechten Gang konnte aber 
keine Menschwerdung stattfinden. Zudem zeigen die Tropen 
in ihrer ganzen Fauna und Flora ein gewissermalsen reaktio- 
näres Verhalten. Denn die Tiere und Pflanzen, die für die 
Tropen als charakteristisch zu gelten haben, sind in der 
Palaearktik entweder in der Tertiär- (z. B. die grofsen Dick- 
häuter) oder gar schon in der Sekundärperiode (z. B. die 
Beuteltiere) ausgestorben. In der Palaearktik dagegen ist die 
Fauna und Flora beheimatet, welche für unsere geologische 
Epoche, für das Quartär, charakteristisch ist Wohl findet 
man auch in den Tropen Quartärtiere; aber viele derselben 
sind sicherlich erst durch den Menschen dorthin gebracht 
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worden, viele auch wohl erst von der Palaearktik ans einge- 
wandert, um dann unter den üppigen Bedingungen in zahl- 
reiche Spielarten zu zerfallen, die allerdings von Systematikern 
als gute Arten angesehen werden. 

Der Gedankengang von Moriz Wagner (87), wie er in 
der folgenden Auseinandersetzung enthalten ist, besitzt meines 
Erachtens etwas geradezu Zwingendes. Wagner verlegt die 
Menschenwerdung in die Palaearktik, und zwar in die Zeit 
am Ende des Tertiär, als durch das allmähliche südlicher 
Rücken des Polareises die Glazialperiode begann. Dafs eine 
Eiszeit einstmals in der Palaearktik geherrscht hat, kann 
keinem Zweifel unterliegen. Mit dem Vorrücken des Eises 
gegen Süden und die damit verbundene und allmählich immer 
gröfseren Umfang annehmende Heruntersetzung der mittleren 
Jahrestemperatur wurde die ganze palaearktische Fauna 
gegen jenen vorhin erwähnten westöstlichen Gebirgs-Querriegel 
gedrängt Hier entspann sich ein so gewaltiger Kampf ums 
Dasein, und zwar sowohl um die Nahrung als auch gegen das 
Klima, wie er auf der Erde wohl selten vorher oder nachher 
je stattgefunden hat. Was sich in die veränderten Existenz- 
bedingungen nicht fügen konnte oder was die Gebirge nicht 
zu überschreiten vermochte, starb aus. Die gefügigen 
Organisationen dagegen formten sich infolge der völlig ver- 
änderten physiologischen Beanspruchung in ganz beträcht- 
lichem Grade um. In der Palaearktik lebten am Ende des 
Tertiär, wie wir aus fossilen Resten wissen, anthropoide 
AflFen, z. B. der Dryopithecus Fontani. Auch diese waren 
natürlich den veränderten äufseren Verhältnissen unterworfen; 
im harten Kampfe um ihr Dasein, um Nahrung und gegen 
das Klima, mufsten sie nach einer neuen Richtung hin 
variieren oder zu Grunde gehen. In die baumlosen Stein- 
halden jenes mächtigen Gebirgsstockes zurückgedrängt konnten 
sie nicht mehr im Laub wohnen, von Früchten sich nähren; 
ihre Nahrung wurde daher mehr tierischer Natur, ihre Körper- 
haltung mufste auf dem Geröll sich aufrichten, sie mufsten 
auf den Füfsen allein gehen lernen. Mit dem dauernd bei- 
behaltenen aufrechten Gange begann aber morphotisch die 
Menschwerdung. Denn es braucht gar keines detaillierten 
Beweises, dafs durch diese Körperhaltung die Gestalt des 
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nunmehr ganz anders belasteten Beckens, sowie die Blut- 
kreislanfverhältnisse im ganzen Körper, besonders aber im 
Gehirn sich wesentlich umändern muisten, und zwar nach 
einer Richtung hin, die einen Fortschritt zu höherer Stufe 
der Organisation notwendig im Gefolge hatte. Wie sich die 
körperliche Umänderung des Affen zum Menschen im 
Einzelnen vollzog, können wir nicht wissen; eine ungefähre 
Vorstellung aber sind wir imstande uns darüber zu bilden, 
wenn wir das Gehenlernen unserer Kinder mit sehenden 
Augen betrachten. 

Man wird wahrscheinlich vergeblich nach dem die 
Menschen und Anthropoiden verbindenden Zwischengliede in 
unseren Regionen suchen. Es dürfte auch ein solches Suchen 
darum zwecklos sein, weil, selbst wenn wir eine anscheinende 
Zwischenform finden, es immer unserer subjektiven Willkür 
anheimgestellt sein wird, diese Zwischenform noch als Affen 
oder schon als Menschen zu betrachten. 

Gleichgiltig aber, ob Zwischenglieder gefunden werden 
oder nicht, gleichgiltig auch, ob man die Tropen oder die 
Palaearktik als die Urheimat des Menschen ansehen will, 
darüber können begründete Zweifel nicht mehr erhoben 
werden, dafs der Mensch von tierischen und zwar 
affenartigen Vorfahren abstammt, aus denen er sich 
im Kampfe ums Dasein durch natürliche Zuchtwahl 
unter dem Einflüsse der Existenzbedingungen ganz 
allmählich entwickelt hat. 

Kap. 7. Die geistigen Eigenschaften des Menschen. 

a) Die Bedingungen für die Entstehung 
geistiger Eigenschaften. 
Gegen die Zulässigkeit der am Schlüsse des vorigen 
Kapitels ausgesprochenen Folgerungen könnte nur noch ein 
Einwand erhoben werden. Bei aller Übereinstimmung im 
körperlichen Bau, so würde dieser etwa lauten, sei doch die 
geistige Kluft zwischen Mensch und hochstehenden Säuge- 
tieren eine so tiefe und breite, dais sie unüberbrückbar sei 
und bleibe. Der auf niedrigster Stufe der Kultur stehende 
Wilde, der nicht einmal bis fünf zu zählen vermöge, sei jedem 



Kap. 7. Die geistigen Eigenschaften des Menschen. 4] 

anthropoiden Affen gegenüber ein geistig hochstehendes Wesen. 
Die geistigen Eigenschaften des Menschen erschienen als durch- 
weg spezifisch, nicht aber als nur dem Grade nach ver- 
schieden von denen der Tiere. Die Übereinstimmung im Bau 
müsse daher diesem Argumente gegenüber als nicht genügend 
beweiskräftig zurückgewiesen werden. 

Zuzugeben ist einem solchen Einwände, dafs allerdings 
die geistige Kluft zwischen Mensch und Tier eine ganz ge- 
waltige ist; nicht aber kann zugegeben werden, dal's darum 
das Geistige im Menschen etwas völlig für sich Bestehendes 
und deswegen auch nur aus sich selber Erklärbares sei. 
Schon aus einer einfachen logischen Erwägung heraus folgt 
dies. Unzertrennbar, das lehren uns täglich die Erfahrungen 
der Pathologie, ist das Geistige im Menschen an das Körper- 
liche, und zwar an das Gehirn, geknüpft, dieses bildet das 
Substrat für jenes. Erkrankt das Gehirn, so erkrankt auch 
der Geist des Menschen; und nur wenn es der Heilkunst ge- 
lingt, jenes zur Norm zurückzuführen, kann auch dieser 
wieder gesunden. In abstrakter logischer Formulierung heifst 
das aber: das Geistige ist eine Funktion des Körper- 
lichen. Haben wir also für letzteres den tierischen Ursprung 
nachgewiesen, so mufs notwendig auch ersteres aus tierischen 
Anfängen sich entwickelt haben. Es verlohnt sich aber, trotz 
der offenbaren Bündigkeit dieses Schlusses, der Entstehung 
des Geistigen in der Menschheit nachzuforschen, schon um 
auch im Einzelnen den Nachweis von der hier ebenfalls nur 
graduellen Differenz zwischen Mensch und Tier zu erbringen. 
Für unsere Aufgabe ist zudem eine solche Betrachtung darum 
unerläJslich, weil wir allein durch sie diejenigen Prinzipien 
kennen lernen werden, welche die geschichtliche Entwickelung 
der Meüschheit von der Urzeit bis auf unsere Tage be- 
herrschten und auch in alle Ewigkeit beherrschen werden. 

Zunächst haben wir uns zu fragen, wie überhaupt die 
Bedingungen beschaffen sein müssen, damit geistige Eigen- 
schaften entstehen können, und wollen zu dem Ende einmal 
zusehen, ob wir nicht bei den Tieren Anhaltspunkte für eine 
Antwort auf diese Frage finden. 

Dafs bei Tieren Verstandeshandlungen vorkommen, wird 
wohl von keiner Seite bestritten. Für gewöhnlich pflegt man, 
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um Beispiele bierfür beizubringeD, auf die geistigen Fähig- 
keiten des Hundes hinzuweisen. Nicht mit Glück, wie mich 
dünkt. Der Hund ist das treue Abbild seines Herrn und es 
ist ein weiser Spruch: „wie der Herr so der Hund.** Vom 
Hunde lernen wir nur, was aus einer geistigen Anlage bei 
einem Tiere werden kann, wenn der Mensch sie planmäfsig 
herauszubilden sich bemüht. Die Erziehungsfähigkeit, aber 
nicht die Entwickelungsfähigkeit der geistigen Eigen- 
schaften der Tiere beweist der Hund. Das Gleiche gilt für 
die schönen und interessanten Erzählungen, die sich in 
Brehms Tierleben (13) [1. Bd.] über die Gelehrigkeit des 
Chimpansen finden. Auch durch sie wird nur bewiesen, was 
bei vorhandener Anlage — ohne diese geht es allerdings 
nicht — der Mensch aus einem Tiere machen kann. Nicht 
aber wird dadurch bewiesen, dafs die vorhandene Anlage aus 
sich selber heraas sich weiter bilden kann, dafs sie Entwicke- 
lungsfähigkeit besitzt. Unter Entwickelungsfähigkeit ist da- 
bei die Fähigkeit zu verstehen, aus sich heraus, lediglich 
unter dem Einflüsse der natürlichen Daseinsbedingungen, 
höhere Stufen geistiger Ausbildung zu erklimmen. Der mensch- 
liche Geist aber ist nach unserer Voraussetzung unter den 
natürlichen Bedingungen aus tierischen Urzuständen heraus 
entstanden, er hat sich entwickelt, ist aber nicht erzogen 
worden, wenn man nicht in sehr gewaltsamer Ausdehnung 
des Begriffes „Erziehung" die Einwirkung der Daseinsbedin- 
gungen als solche bezeichnen will. 

Verstandeshandlungen zeigen die Tiere bei Erwerbung 
der Nahrung und bei dem Streben, den feindlichen Nach- 
stellungen zu entgehen. Die Tiere sind hierbei gezwungen, 
genau zu beobachten und aus dem Beobachteten Schlüsse zu 
ziehen, auf welche zweckentsprechende Handlungen folgen, die 
man eben als verstandesgemäfse bezeichnet. Ihr Endresultat 
ist die Erhaltung der Existenz des einzelnen Tieres, der 
Selbsterhaltungstrieb also ihre Veranlassung. Höhere 
wie niedere Tiere werden in gleicher Weise vom Selbst- 
erhaltungstriebe beherrscht. Aber die Handlungen, d. h. die 
Bewegungen, welche niedere Tiere zur Erlangung der Nah- 
rung und zum Schutze ihrer Existenz ausführen, erscheinen 
so sehr als rein reflektorische oder triebartige, also bewufst- 
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seinslose Handlangen, dafs wir in ihnen keine Yerstandes- 
änfsernng erblicken können. Diese Bezeichnung reservieren 
wir vielmehr für die entsprechenden Handinngen der höheren 
Tiere, weil bei letzteren offenbar ein Bewufstseinsmoment ein- 
greift. Festzuhalten aber ist, dafs die aus dem Selbsterhal- 
tungstriebe folgenden Handlangen der niederen Tiere nur 
graduell tiefer stehen als die der höheren, nicht aber von 
ihnen spezifisch verschieden sind. 

Neben solchen im Selbsterhaltangstriebe wurzelnden Hand- 
lungen, die wir wohl ungezwungen als Äufserungen einer 
niederen geistigen Tätigkeit bezeichnen dürfen, finden sich 
aber auch Handlungen der Tiere, die, weil in ihnen die 
ersten Spuren eines sittlichen Bewulstseins erblickt werden 
können, auf eine höhere geistige Fähigkeit und Tätigkeit 
hinweisen. Für sie allein möchte ich die Bezeichnung „gei- 
stiger Eigenschaften** reservieren. Alle die eigenartigen Er- 
scheinungen, welche die komplizierten Staaten der Ameisen 
darbieten — Sklavenfang, Diebesstaaten, Beschutzung der 
Blattläuse, Ameisengäste usw. — und die von Wasmann (89) 
höchst anziehend geschildert werden, legen uns ein Geistes- 
leben dieser Tiere klar, wie es in solch hoher Ausbildung 
selbst der bestdressierte Hund nicht besitzt. Allerdings bietet 
das Staatenleben der Ameisen der Erklärung grofee Schwierig- 
keiten, und die meisten Autoren glauben viel geleistet zu 
haben, wenn sie hier von komplizierten „Instinkten** sprechen. 
Es heifst aber meines Erachtens einem Erklärungsversuche 
direkt aus dem Wege geben, wenn man bei den Ameisen sich 
auf den unklaren und schwankenden Begriff „Instinkt" zurück- 
zieht, dem jeder Forscher die Bedeutung beilegt, die ihm 
pafst, statt offen anzuerkennen, dafs wir es hier mit einer In- 
telligenz zu tun haben, die eine geradezu erstaunliche Aus- 
bildung besitzt. Intelligenz aber setzt Bewufstsein voraus, 
uud die einzelnen Verrichtungen der Ameisen sind offenbare 
Bewuistseinshandlungen, die zugleich auf ein nicht unbeträcht- 
liches sittliches Empfinden hinweisen. Die Erscheinungen des 
Ameisenlebens im einzelnen hier durchzugehen, würde zu 
weit führen; es sei daher auf das zitierte Buch von Was- 
mann verwiesen, das, völlig unbrauchbar in seinem philo- 
sophischen Teile, ganz vortrefflich ist in den beiden ersten, 
die Tatsachen schildernden Abschnitten. 
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Ein weit weniger kompliziertes Beispiel bieten die 
Gemsen dar. Wenn ein Rudel Gemsen seine Nahrung zu 
sich nehmen will, so stellt es an yei*schiedenen Stellen Posten 
aus. Diese halten scharfe Wacht nach allen Richtungen, um 
bei nahender Gefahr den Warnungsruf ertönen zu lassen, auf 
welchen hin alles in wilder Flucht davonrennt. Sie unter- 
drücken also das eigene Nahrungsbedüifnis, um ihre Sinne 
ausschlielslich in den Dienst der Gkimeinschaft zu stellen, und 
üben so eine Selbstbeherrschuog aus, die, würden wir sie 
beim Menschen antreffen, uns mit Achtung, wenn nicht mit 
Bewunderung erfüllen müfste. Unterdrückung aber der eigenen 
Begierden und Bedürfnisse zum Wohle der Gemeinschaft ist 
ein Akt der Selbstlosigkeit und letztere ist stets als sittliche 
Handlung zu bezeichnen. Auch hier wieder von Instinkt 
zu reden, also statt des Versuches einer Erklärung eine Redens- 
art ohne Inhalt vorzubringen, heiri»t auf jedes Verständnis 
des geistigen Lebens der Tiere Verzicht leisten. 

Ein anderes Beispiel für das Vorhandensein sittlicher 
Empfindungen berichtet Brehm in seinem „Tierleben^ (13). 
Dieser treffliche Beobachter schildert eine Jagd auf Mantel- 
paviane, bei welcher ein junges halbjähriges Tier von den 
Hunden auf einem Felsblock gestellt wurde, „Wir schmeichelten 
uns schon«, so lauten Brehms eigene Worte (1. c. pg. 186/187), 
„diesen Affen erbeuten zu können: allein es kam anders. 
Stolz und würdevoll, ohne sich im geringsten zu beeilen und 
ohne auf uns zu achten, erschien vom anderen Ufer herüber 
eines der stärksten Männchen, ging furchtlos den Hunden 
entgegen, blitzte ihnen stechende Blicke zu, welche sie voll- 
kommen in Achtung hielten, stieg langsam auf den Felsblock 
zu dem Jungen, schmeichelte diesem und trat mit ihm den 
Rückweg an, dicht an den Hunden vorüber, welche so ver- 
blüfft waren, dafs sie ihn mit seinem Schützlinge ruhig ziehen 
liefsen.« Mit Hintansetzung des eigenen Lebens seinen Kame- 
raden aus dräuender Todesgefahr retten, gilt in der ganzen 
Menschheit als ein Zeichen von Mut und Selbstaufopferung, 
wird überall als sittliche Tat gepriesen. Warum erkennt man 
nur dann ein sittliches Moment an, wenn es sich um Menschen 
handelt, warum will man nicht auch hier in der Handlung 
des Affen eine solche sittliche Tat erblicken? Es mag ja dem 
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Gottähnlichkeitskitzel der Menschen widerstreiten, anch beim 
Tiere ein sittliches Empfinden annehmen zu müssen: damit 
wird aber das sittliche Moment in der Handlungsweise jenes 
Mantelpavians nicht aus der Welt geschafft. Wie man etwa 
sonst das Tun des Affen beurteilen will, ist mir nicht klar, 
zumal die Instinkt-Kulisse sich hier nicht vorschieben läfst. 

Die Mutterliebe der Tiere kann ich nicht als eine be- 
sondere geistige Fähigkeit oder gar als sittliche Erscheinung 
betrachten. Denn den zahlreichen Beispielen, welche dartun, 
dafs und wie sich die Mütter, besonders bei Säugetieren, für 
ihre Jungen opfern, stehen ebenso zahlreiche gegenüber, in 
denen die Mütter die Jungen hilflos verlassen oder gar, wie 
dies bei Hunden, Katzen, Kaninchen, weil'sen Mäusen etc. sehr 
häufig ist, sie aufgefressen haben. Die Handlungen der 
Mutterliebe sind bei den Tieren, nicht selten auch beim 
Menschen, triebartige oder auch reflektorische, aber weder 
instinktive noch auch bewulst sittliche. Nur der Kulturmensch 
zeigt auch hier ein Hinübergreifen des sittlichen Momentes. 

Sehen wir uns die Tiere an, bei denen wir höhere geistige 
Fähigkeiten, bewufstes sittliches Handeln konstatieren müssen, 
so werden wir finden, dafs es stets solche sind, welche in 
Gemeinschaften — Herden, Rudeln, Familien — leben. Tiere, 
die den gröfsten Teil ihres Lebens alleinstehen, die nur zur 
Brunstzeit sich einem andersgeschlechtlichen Tiere zugesellen, 
von dem sie sich nach Beendigung der Fortpflanzung oder 
nach Beendigung der Aufzucht der Jungen wieder trennen: 
diese, wie ich sie nennen will, singularistischen Tiere 
können wohl Yerstandeshandlungen auf Grund des Selbst- 
erhaltungstriebes verrichten, sind aber niemals sittlicher Hand- 
lungen fähig. In der Gemeinschaft dagegen bildet sich 
die höhere geistige Befähigung, das sittliche Bewufst- 
sein aus. Diese Erkenntnis, zu der auch schon Ammon (1) 
gelangte, ist von weittragender Bedeutung, denn sie ist ge- 
eignet, ein helles Licht auf die Bedingungen zu werfen, unter 
denen allein in der Menschheit die höheren geistigen Fähig- 
keiten zur Entwickelung gelangen konnten. 

Die Gemeinschaften der Tiere, um die es sich hierbei 
handelt, sind dauernde Erwerbs- und Geschlechtsge- 
nossenschaften. Denn in nur vorübergehenden Erwerbs- 
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genossenschaften, wie sie sich z. B. bei den in Rudeln jagenden 
Wölfen oder bei den gemeinsam zu Tausenden auf Nahrung 
ziehenden Lemmingen finden, können ebensowenig wie in den 
nur vorübergehenden Geschlechtsgenossenschaften der singu- 
laristischen Tiere höhere geistige Fähigkeiten zur Ausbildung 
gelangen. Und der Grund dafür ist nicht schwer zu er- 
kennen. Der Kampf ums Dasein, d. h. der Erwerb der Nah- 
rung und der Schutz gegen Feinde, ist ein harter, nieder- 
drückender Kampf für das alleinstehende Tier. Alle seine 
Fähigkeiten mufs es aufs äuTserste anspannen, um nicht zu 
verhungern, um den Nachstellungen seiner Gegner nicht zu 
erliegen. Und alleinstehen mufs das Tier, das bringt die Art 
des Nahrungserwerbes mit sich. Meistens finden wir nämlich 
die Raubtiere als singularistisch lebende; jagen sie einmal in 
gröfserer Zahl, so ist dieser Verband doch nur ein vorüber- 
gehender. Es bilden sich bei derartigen Tieren oft erstaun- 
liche Fähigkeiten zur Erlangung der Nahrung aus, aber alle 
geistigen Kräfte werden von den Nahrungssorgen vollkommen 
absorbiert. 

Bei den zu dauernden Erwerbs- und Geschlechtsgenossen- 
schaften vereinten Tieren — es sind dies hauptsächlich 
Pflanzen- und Früchtefresser — liegen dagegen die Verhält- 
nisse wesentlich anders. Die Nahrung zu suchen erfordert 
bei diesen Tieren keine grofse geistige Anspannung; aber die 
Nahrungsaufnahme verlangt Ruhe und Schutz vor Störungen. 
In Anpassung hieran haben sich die Tiere in gröfserer Zahl 
vereint, weil bei gemeinsamer Nahrungsaufnahme immer die 
Möglichkeit gröfserer Sicherung gegeben ist, als wenn jedes 
Tier diesem Geschäfte isoliert nachginge. Man beobachte nur 
einmal weidende Rinder und man wird sich auf das leichteste 
davon überzeugen, dafs die Herde nie sorglos ist, dafs immer 
mehrere Tiere zugleich, auch während des Wiederkauens, auf 
die Umgebung Acht haben. Diese anfanglich vielleicht nur 
vorübergehenden, in einer Art Schutzbedürfnis, wie dies auch 
Ammon (1) meint, wurzelnden Gemeinschaften haben sich 
allmählich unter der Einwirkung der äufseren (Ernährungs-) 
Verhältnisse zu dauernden Erwerbs- und, weil als solche 
dauernd, auch zu Geschlechtsgenossenschaften ausgebildet 
Hierdurch aber wurde der Kampf ums Dasein, besonders der 
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Erwerb der Nahrang, bedeutend erleichtert. Die ganze Ge- 
nossenschaft kann wohl vorübergehend Not leiden ; aber findet 
ein Tier genügend Nahrung, so finden solche auch alle zur 
Gemeinschaft gehörigen. Es brauchen also nicht alle gei- 
stigen Fähigkeiten ausschliefslich angewendet werden, um das 
tägliche Nahrungsbedürfnis zu befriedigen; im Verkehr mit 
den Genossen der Gemeinschaft, in der für alle gleichen 
Sorge um den Nahrungserwerb und um die Abwehr der 
Feinde konnten und mufsten sich Fähigkeiten ausbilden, 
welche in erster Linie der Gemeinschaft zu gute kamen und 
erst in zweiter Linie für das einzelne Tier von Vorteil wur- 
den. Es entstand zu gleicher Zeit eine zunehmende Abhängig- 
keit von der Gemeinschaft, so dafs das einzelne Tier nur in 
ihr und durch sie existenzfähig blieb, isoliert aber verloren 
war. Raubtiere jagen bekanntlich — und dies beweist die 
Richtigkeit der vorstehenden Schlufsfolgerung — Herdentiere 
in der Art, dafs sie eines oder das andere von der Herde ab- 
zusprengen versuchen, in welchem Falle es ihnen wehrlos zur 
Beute wird. 

In diesem Gemeinschaftsleben haben wir also 
die Wurzel der höheren geistigen Fähigkeiten der 
Tiere zu erkennen; die dauernde Erwerbs- und Ge- 
schlechtsgenossenschaft ist der Ausgangspunkt für 
alles sittliche Handeln. Sehen wir nun zu, ob und in- 
wieweit sich die hier gewonnene Einsicht auf die Verhält- 
nisse des Menschen übertragen lälst. 

Kap. 8. Die geistigen Eigenschaften des Menschen. 

b) Die Sprache des Menschen; der Ichbegriffc 
Gleichgiltig wie die Streitfrage nach dem „Wann*^ und 
dem „Wo^ der Entstehung des Menschengeschlechtes einmal 
entschieden werden wird: darüber herrscht in der Natur- 
wissenschaft wohl völlige Übereinstimmung, dafs der Mensch 
ein Herdentier ist. Von Anfang an hat er in dauernden Er- 
werbs- und Geschlechtsgenossenschaften gelebt und nirgendwo 
hat es ein erstes Paar „Adam und Eva^ gegeben, d. h. nie- 
mals hat aus singularistischen Anfangen heraus die Mensch- 
heit sich gebildet. 
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Und wie in den Tierherden so übte auch in den Herden 
der Urmenschen die Gemeinschaft als solche erzieherischen 
Einflafs auf die einzelnen Herdengenossen ans. Auch in den 
Uranfängen der Menschheit wurden lediglich durch das Mit- 
einanderleben sittliche Eigenschaften in einem Jeden allmäh- 
lich herangebildet. Aber das Individuen-Material, aus dem 
sich diese Herden zusammensetzte, war ein anderes, wie das 
der Tierherden, besafs eine Entwickeluncrsmöglichkeit, welche 
den Tierherden abging und abgehen muGste. Die Urmenschen, 
zunächst nur körperlich höher stehend als die nächstver- 
wandten Tiere, hatten durch die Angewöhnung an den auf- 
rechten Gang die Fähigkeit erlangt, aus eigener Kraft za einer 
Höhe der geistigen Entwickelung allmählich sich zu erbeben, 
welche das Tier nie erreichen kann. Durch die dauernde 
Annahme des aufrechten Ganges war eine Zunahme der phy- 
siologischen Leistungen des Gehirns, dieses Sitzes aller gei- 
stigen Fähigkeiten, gewährleistet, wie eine solche bei der doch 
immer nur gelegentlich eingenommenen aufrechten Haltung 
der anthropoiden Affen unmöglich stattfinden konnte. Und 
diese Zunahme der Gehirnleistun^en, diese Erweiterung seiner 
Tätigkeit zeigte sich vor allem in der Aussbildung der 
artikulierten Sprache. 

Dafs die Tiere derselben Art sich untereinander verstän- 
digen, kann nicht in Zweifel gezogen werden. Die Laute, 
über welche die singularistischen Tiere verfügen, sind aller- 
dings nur gering an Zahl; die Herdentiere dagegen besitzen 
zahlreiche Laute, „Lautgebärden", wie sich Schleicher (76) 
ausdrückt, und demgemäfs eine ziemliche beträchtliche gegen- 
seitig«- Verständigungsmöglichkeit, wie solche auch für den 
Bestana der Herde unbedingt nötig ist. Aber Laute sind noch 
keine artikulierte Sprache, sie sind vielmehr nur reflektorische 
Äufserungen für einzelne Empfindungen; in der artikulierten 
Sprache ist dagegen der Laut von der Empfindung losgelöst, 
er ist selbständig geworden, ist objektiviert und bildet dadurch 
ein Werkzeug des Willens [Bleek (8)]. 

Wie beim Urmenschen die Sprache entstanden ist, können 
wir positiv nicht wissen; wir können uns, indem wir die am 
wenigsten ausgebildeten Sprachen einiger sogenannter Natur- 
völker zur Vergleichung heranziehen, darüber immer nur 
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Vorstellungen bilden, die einen gröfeeren oder geringeren Grad 
von Wahrscheinlichkeit besitzen. Der Urmensch war, in 
unserem Sinne, sprachlos; Häckel hat mit der Aufstellung 
seines »Homo primigenius alalus^ offenbar, trotz des Wider- 
spruches von Josef Kühl (46), recht. Der Urmensch hatte 
nur Empfindungslaute, d. h. konnte durch bestimmte Lautäuise- 
rungen nur seinen wechselnden Gefühlen von Lust und Unlust 
einen bestimmten Ausdruck geben; und wie beim Tiere so 
waren auch beim Urmenschen die Lautäufserungen von den 
Empfindungen noch nicht getrennt, waren, um mit Bleek 
zu reden, aus „Empfindungsäufserungen" noch nicht »Em- 
pfindungszeichen" geworden. Erst indem die Urmenschen 
allmählich Laut und Empfindung von einander trennen lernten, 
erhielt der Laut Selbständigkeit, wurde er zum Wort. Es ist 
hier nicht der Ort, würde uns auch zu weit von unserem 
Thema abführen, wollten wir im einzelnen erörtern, wie sich 
die Sprache des Menschen wahrscheinlich von den primitiven 
tierischen Lautäufserungen aus entwickelt hat; die im Lite- 
raturverzeichnisse angeführten beiden Abhandlungen von 
Schleicher (76 und 77), sowie das ganz ausgezeichnete 
Werkchen von Bleek (8) geben hierüber erschöpfenden Auf- 
schlufs. Namentlich auf die Bleeksche Arbeit sei hier aus- 
und nachdrücklich hingewiesen, sie ist das beste, klarste und 
überzeugendste, was über das Thema der allmählichen Ent- 
stehung der Sprache geschrieben ist. 

Für unsere Betrachtungen von Wichtigkeit ist nur die 
Tatsache, dafs die Sprache sich allmählich entwickelt haben 
mufs, dafs der Urmensch keine wenn auch noch so einfach 
gebaute, noch so primitive artikulierte Sprache schon da- 
mals gehabt haben kann, als er sich unter dem Einflüsse der 
äufseren Daseinsbedingungen, zunächst in anatomischer Hin- 
sicht, aus dem Affen zum Menschen entwickelt hatte. Mit 
der allmählichen Ausbildung der Sprache und der hiermit 
verbundenen langsamen Erweiterung und Vertiefung der 
Empfindungs- und Anschauungskreise des Urmenschen schritt 
er zug:leich vom blofsen Bewufstsein, d. h. vom bewufsten Sein, 
zum Selbstbewufstsein fort, d. h. zum bewufsten Sein des 
eigenen Selbst. Es entstand der Ichbegriff, die Erkennung des 
Gegensatzes zwischen dem eigenen Wesen und der gesamten 

Bawitz, Urgeschichte, Geschichte nnd Politik. 4 
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Umgebung. Und damit trat in die Geschichte der 
Menschheit ein Faktor ein, auf dem alle und jede 
Kultur beruht Ohne lehbegriff ist der Menseh nur Indivitmiif 
mit ihm und durch ihn wird er zur Perstnliehkeii 

Das Tier ist genau so Individuum wie der Mensch, die 
Pflanze genau so wie das Tier. Kein Hirsch, kein Wolf ist 
dem anderen vollkommen gleich, keine Eiche stimmt pedantisch 
genau mit der anderen überein; jedes Lebewesen ist von 
seinen Artgenossen durch kleine, aber für jedes einzelne charak- 
teristische Merkmale unterschieden. Und diese Unterschiede 
fassen wir im Begriffe „Individualität* zusammen (vergl. 
hierzu auch Kap. 1), der daher auch nu;r zur Bezeich- 
nung der anatomisch-physiologischen Beschaffenheit 
der Einzelwesen dienen sollte. Beim Menschen kommt 
durch das „Ich" zur rein körperlichen noch eine geistige 
Individualität hinzu und gerade hierdurch unterscheidet er 
sich vom Tiere auf das allerschärfste. Wohl sind, wie wir 
von unseren Haustieren wissen, auch bei Tieren geistige, die 
einzelnen scharf charakterisierenden Differenzen vorhanden, 
wie dies namentlich aus den Beschreibungen in Brehms Tier- 
leben (13. Bd. 2) erhellt. Aber kein Tier kommt zum »Ich*, 
kein Tier erhebt sich von der blofsen Individualität zur Per- 
sönlichkeit, zur Personalität} wie ich es nennen will. Nur 
der Mensch vermag dies, und dafs er es kann, ist eine Folge 
der artikulierten Sprache. Es wird einer langen Zeit bedurft 
haben, ehe der Urmensch zum Ichbegriffe gelangte; viele Jahr- 
tausende werden dahin gegangen sein, in denen die Mensch- 
heit nur individualistisch vegetierte, aber noch nicht per- 
sonalistisch lebte. 

Wenn soeben gesagt wurde, dafs die Erlangung des 
Ichbegriffes eine Folge der allmählichen Ausbildung der 
artikulierten Sprache gewesen sei, so ist damit nur der eine 
Faktor angeführt, der den Menschen zu der Abstraktion „Ich* 
befähigt hat. Als der andere Faktor sind die Wanderungen 
zu betrachten, auf welchen die Urmenschen wohl dauernd be- 
griffen waren [cfr. hierzu Ratzel (64) Bd. I und Jansen (42)]. 
Herdentiere, also Früchte- und Pflanzenfresser, wechseln, wie 
wir wissen, ihren Standort sehr häufig. Wenn in dem einen 
Bezirke die Nahrung erschöpft ist, so wandert die Herde in 
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«inen benachbarten, in dem sie ihren Lebensunterhalt leicht 
findet. Diese Wanderungen können sich weit ausdehnen oder 
sich in engen Grenzen halten, auf den ursprünglichen Stand- 
ort zurückführen oder die Herde in neue geographische Be- 
zirke führen: die Hauptsache für unsere Betrachtungen ist die 
dauernd vor sich gehende Ortsver&nderung. Und wie die 
Herden der Tiere, so haben auch die Herden der Urmenschen 
sich dauernd auf der Wanderung befunden. Unfähig das Land 
zu bebauen und zu ernten, unbekannt noch mit einem regel* 
rechten Fischfange, einer planmä&igen Jagd waren die Ur- 
menschen, wollten sie ihr tägliches Nahrungsbedürfnis befrie- 
digen, angewiesen auf die Früchte, Wurzeln usw., welche 
Wald und Flur ihnen freiwillig darboten. So muisten sie, 
hatten sie die in einem Bezirke vorhandene Nahrung ver- 
braucht, nach einem anderen sich wenden: die Nahrungssorgen 
trieben sie auf die Wanderschaft. 

Bei diesen immer nur durch kurze Ruhepausen unter- 
brochenen Wanderungen mufste aber, dank der durch die 
gleichzeitig sich entwickelnde Sprache sich steigernden In- 
telligenz, dem Urmenschen eine Tatsache immer schärfer sich 
bemerkbar machen, sich ihm langsam aber sicher einprägen. 
Wohin immer er nämlich ging: er blieb stets derselbe, wäh- 
rend um ihn herum alles wechselte. Neue Bäume, neue Ge- 
filde, neue Gewässer erblickte sein Auge, aus Gegenden be- 
ginnenden Mangels kam er her und in Gegenden mit Nah- 
rungsfälle trat er ein; der Wechsel der Jahreszeiten mufste 
seinem erwachenden Geiste sich bemerkbar machen, der 
Blütenpracht des Frühlings und Sommers folgte der Früchte- 
überflafs des Herbstes und diesem die Todesstarre des Winters. 
Nur er wechselte nicht, er allein war gewissermafsen „der 
ruhende Pol in der Erscheinungen Flucht". Seine Bedürfnisse 
waren die gleichen im Sommer wie im Winter, im Überflufs 
-wie im Mangel; seine Empfindungen von Lust und Unlust be- 
gleiteten ihn von Ort zu Ort überall hin in immer gleicher 
Stärke, in immer gleichen Äulserungen, immer gleiche Be- 
gierden anregend. Und wie er allmählich lernte, unter dem 
Einflüsse seiner Daseinsbedingungen, diesen Empfindungen be- 
stimmten artikulierten Ausdruck zu verleihen, wie er immer 
geschickter wurde, sein Empfinden auch dann zu verlaut- 

4* 
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baren, wenn keine unmittelbare sinnliche Empfindung ihn da- 
zu veranlalste, wie mit anderen Worten sein Sprachschatz — 
Sprache im eigentlichen Sinne, nicht als bloise Empfindungs- 
äufserung verstanden — immer reicher wurde, so mufste er 
allmählich finden und fand auch den lautlichen Ausdruck für 
die Tatsache des eigenen Beharrens im steten Wechsel der 
Umgebung. Er gelangte zum Ich, wurde aus der blols 
körperlichen Individualitat zur höher entwickelten geistigen 
Personalität. 

Täusche ich mich nicht, so kann die Entstehung des Ich- 
begriffes in der Urmenschheit nur so erklärt werden, wie es^ 
eben versucht wurde. Und wenn anders ich die Erschei- 
nungen des erwachenden Geisteslebens unserer Kinder richtig 
deute, so kommt es auch jetzt, auch beim Kulturmenschen 
nur dadurch zum „Ich^, dais das Kind allmählich das eigene 
Beharren im Wechsel der Umgebung begreifen und im Wört- 
chen „Ich" zum Ausdrucke bringen lernt. Nur wenige Jahre 
sind heutzutage erforderlich, damit das Kind sagen lernt statt: 
Häuschen hat Hunger — ich habe Hunger; aber das Kind 
mufs dies lernen und kann es auch meist nur, weil und wäh- 
rend es sprechen lernt. Viele Jahrtausende werden der Ur- 
menschheit dahingegangen sein, Generationen auf Generationen 
werden sich abgelöst haben, ehe der erste Mensch dem Ge- 
danken: Ich will, sprachlichen Ausdruck zu geben vermochte. 
Aber hier wie dort, dort beim Kinde des Kulturmenschen 
nach kurzem Zeiträume, hier beim Urmenschen nach langen 
Jahren, ist das Ich entstanden durch die Einwirkung der 
äufseren Daseinsbedingungen auf die in der Sprache zur Er- 
scheinung gelangende geistige Anlage. Auch der Ich- 
begriff, dieser gewaltige KuJturfaktor, ist ein Pro- 
dukt des Milieu.*) 



*) Der obenstehende Versuch, die Entstehung des Ichbegriffes ab- 
zuleiten aus dem Einflüsse des Wechsels der Umgebung auf den durch 
Ausbildung der artikulierten Sprache allmählich erwachenden mensch- 
lichen Geist, scheint mir der einzige zu sein, welcher naturwissenschaft- 
lichen Ansprüchen genügt. Die metaphysischen Erklärungen der Ent- 
stehung des Ich (vergl. z.B. Wundt [93]) sind meines Erachtens unzu- 
reichend, weil sie die natürlichen Verhältnisse nicht berücksichtigen, 
während dies in meinem Erklärungsversuche, meines Wissens zum ersten 
Male, geschieht. Es wäre von Interesse zu erfahren, ob die heutigen 
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Die artikulierte Sprache und durch sie das »Ich^ erheben 
tlen Menschen hoch über das Tier; denn nur vom „Ich* aus 
konnte er die Welt begreifen und in gewissem Grade be- 
herrschen lerneu, konnte er sich zur Kultur erheben. Aber 
iSprache und „Ich* konnte der Mensch nur darum erlangen, 
-weil er von vornherein in dauernden Erwerbs- und Ge- 
-schlechtsgenossenschaften gelebt hat, weil er seiner Ent- 
stehung nach ein Herdentier ist. Hierauf hinzuweisen — und 
in den folgenden Zeilen soll dies etwas ausführlicher ge- 
-schehen — ist notwendig, weil noch immer bei Philosophen, 
Staatsrechtsforschem und Politikern die irrige, naturwissen- 
schaftlich ganz und gar unhaltbare Ansicht herrscht, es sei 
die Menschheit von einem oder von wenigen Paaren ausge- 
^ngen und habe sich erst später, sei es durch Vertrag sei es 
durch Gewalt oder durch irgend ein anderes äu&eres Motiv, 
zu Gemeinschaften, d. h. zu Staaten, vereinigt. Es wird fast 
allenthalben so dargestellt, als ob erst der Mensch und dann 
der Staat oder allgemein ausgedrückt, die Gemeinschaft ge- 
wesen sei, während doch in Wahrheit, was schon Aristo- 
teles*) richtig erkannt hat und was auch die naturwissen- 
schaftlichen Tatsachen zur Evidenz lehren, die Zeitfolge gerade 
die umgekehrte gewesen ist 

Von einschneidender Bedeutung hierfür ist eine Summe 
von tatsächlichen Mitteilungen, die Rauber (65) in seinem 
trefflichen, von Juristen, Politikern und Nationalökonomen 
viel zu wenig beachteten Schriftchen „Homo sapiens ferus*' 
zusammengestellt hat**) Wenn nämlich menschliche Kinder, 



l>^ataryölker, die Kulturarmen, wie sie Hellwald (39) treffend nennt, 
in ihrer Sprache ein »Ich** haben, und bejahenden Falles, in welchem 
Xiebensalter die einzelnen durchschnittlich dazu gelangen. Ich habe ver- 
:geblich nach einschlägigen Notizen mich umgetan, gebe aber bereitwillig 
2U, dafs mir infolge meiner Unbekanntschaffc mit der linguistischen 
Pachliteratur etwaige Mitteilungen über dieses Thema entgangen sein 
formen. 

*) Aristoteles sagt (Politik 1,2): „xcd tvqot^qov Sri rfi g>vCH nokiq 
ri dtxta xal ixa(nog r^fxwv iaiiy» tö ydg oXov ngötigov ävayxaiov ftvat 
^ov fjtigovg. Ich verdanke den Hinweis auf diese Stelle Herrn Prof. Dr. 
A. Lasson. 

**) Raub er s 13. Fall, „das Mädchen von Songi in der Champagne^, 
ist auszuschalten, da es sidi hierbei offenbar um einen pfäffischen Be- 
trug handelt. 
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80 berichtet Rauber, in fraher Jugend ihren Eltern verloren 
gehen und unter den Tieren des Feldes und Waldes, also ab- 
seits von jeder menschlichen Gesellschaft, unberührt von jedem 
menschlichen Einflüsse aufwachsen, dann zeigen sie, bringt 
sie der Zufall wieder unter Menschen, Gewohnheiten, die den 
menschlichen völlig fremd sind, die sie nur in der Gemein- 
schaft der Tiere, in der sie aufwuchsen, gelernt haben können. 
Manche von diesen Unglücklichen konnten von Baum zu 
Baum springen wie die Tiere, einige lebten von Blättern, 
Wurzeln, Früchten, andere von rohem Fleische: alle aber, und 
das ist für uns hier von grö&ter Wichtigkeit, besalsen auch 
nicht einmal andeutungsweise menschliche Sprache, sondern 
brummten, schrieen, blökten, heulten, hatten also rein tierische 
Laute angenommen. Und es zeigte sich, da(s keiner dieser 
verwilderten Menschen jemals sprechen lernte, nachdem er in 
die menschliche Umgebung zurückgebracht war und obwohl 
man sich alle nur erdenkliche Mühe gab, die einzelnen 
wenigstens in dieser Hinsicht menschenähnlich zu machen. 

Ähnlich wird von Schopenhauer (79) berichtet, dals 
ein Wolf Kinder geraubt und mit seinen Jungen aufgezogen 
hätte. Das Menschenkind sei dadurch so vertiert, dals es, in 
die Kulturumgebung zurückgebracht, niemals mehr zur Sprache 
hätte erzogen werden können. 

Mit Recht weist Rauber darauf hin, dafs im Grunde ge- 
nommen diese Unfähigkeit sprechen zu lernen nicht Wunder 
nehmen darf. Es ist eine alte physiologisch-medizinische Er- 
fahrung, dals eine körperliche Funktion nur dann auf voller 
Höhe sich erhalten kann, wenn dauernd ein Reiz da ist, der 
die Funktion hervorruft; dafs mit dem zeitweiligen oder 
dauernden Ausbleiben des Reizes auch die Funktion zeitweilig 
aussetzt oder dauernd erlischt. Es tritt in letzterem Falle 
die sogenannte Atrophie (Entartung) durch Nichtgebrauch ein. 
Wenn jemand z. B. infolge eines Armbruches seine Extremität, 
weil sie in einem Gipsverbande sich befand, wochenlang 
nicht hat gebrauchen können, so erscheinen nach Abnahme 
des Verbandes die Armmuskeln nicht unbeträchtlich entartet 
und die Gebrauchsfähigkeit des Armes ist bedeutend herab- 
gesetzt. Die Funktion hat also gelitten, weil die Substrate 
der Funktion, die Muskeln, infolge des immobilisierenden Ver- 
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bandes sich nicht zusammenziehen konnten, weil der Anreiz 
zur Zusammenziehung und damit zur Intakthaltung der 
Funktion nicht wirken konnte. Übertragen wir die Lehren 
dieses alltaglichen Beispiels auf den vorliegenden Fall, so 
müssen wir sagen: die Verwilderten konnten nicht sprechen, 
weil kein Anreiz da war, welcher die Funktion der beim 
Sprechen tätigen Muskeln erweckt und intakt erhalten hätte. 
Der Anreiz zum Sprechen fehlte aber, weil die Verwilderten 
nicht in menschlicher, sondern in tierischer Gesellschaft auf- 
gewachsen waren. Aber mehr noch: die Verwilderten lernten 
nach dem Berichte von Raub er auch niemals sprechen. Das 
besagt also nichts anderes wie: infolge des viele Jahre an* 
dauernden Reizmangels waren die anatomischen Grundlagen 
der Sprechfnnktion — die Kehlkopfmuskeln, Brustmuskeln 
und die entsprechenden Grofshirnteile — so entartet oder so 
sehr in anderer Richtung entwickelt, dals bei nunmehrigem 
Eintritte des normalen Reizes die normale Funktion sich nicht 
mehr ausbilden konnte. Die fehlende menschliche Umgebung 
war der dauernde Reizmangel; und so lehren uns die Ver- 
wilderten, dais die Sprechfähigkeit des Menschen eine Folge 
davon ist, dafs er von Beginn seines Lebens an in mensch- 
licher, sprechender Umgebung sich befindet, oder um die Worte 
Raubers zu gebrauchen: „das wichtigste und unentbehrlichste 
Mittel zur Ausbildung des Menschen zu einem Vernunftwesen 
beruht auf einer fortwirkenden Verbindung mit Menschen^ 
(1. c. S. 66). 

Wie sehr dies richtig ist, wie sehr die Sprache des 
Menschen von der Umgebung abhängt, in der er sich von 
Jugend auf befindet, beweisen unter anderem die Kinder der 
Ausgewanderten. Wenn Deutsche nach Amerika auswandern, 
so lernen, darüber kann kein Zweifel herrschen, deren Kinder 
in der neuen Heimat das Deutsche nur mit englischem Accente 
sprechen; so abändernd wirkt die englisch sprechende Um- 
gebung auf die Aussprache ein. Hierdurch wird auch die 
Auflfassung von Roux (71) widerlegt, dafs die Disposition 
zur Muttersprache angeboren sei. 

Es ergiebt sich aus dem allen aber noch eine wichtige 
Folgerung. Die artikulierte Sprache des Menschen ist eine 
geistige Fähigkeit, sie ist diejenige Geistesäufserung, durch 
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welche sich der Mensch auf das schärfiste vom Tier unter- 
scheidet; sie erst hat den Menschen wirklich zum Menschen 
gemacht, denn sie hat ihn zur Erreichung des Ichbegriffes 
befähigt An uns selber haben wir es erfahren, an unseren 
Kindern erfahren wir es täglich, dafis wir nicht als sprechende 
Menschen geboren werden, sondern dals wir die Sprache erst 
allmählich erlernen müssen. Die Kinder der Ausgewanderte! 
zeigen uns, dafs ein anderssprachiges Milieu die Art des Aus- 
sprechens und damit im Grande den Charakter unserer Muttdr- 
sprache ändert. Die Zustände der Verwilderten lehren uns zur 
Evidenz, dafs eine Sprechfahigkeit, d. h. eine Fähigkeit zum 
artikuliert Sprechen, an und für sich uns nicht innewohnt, 
uns nicht angeboren ist, sondern dafs zur Erlernung des 
Sprechens überhaupt eine bereits sprechende, also menschliche 
Umgebung unbedingte Voraussetzung ist Wenn wir also 
nicht als bereits sprechende Menschen geboren werden, wenn 
wir das Sprechen und die Sprache erst erlernen müssen, so 
heifst das naturwissenschaftlich ausgedrückt doch nur: die 
geistige Fähigkeit des Sprechens und der Sprache 
wird nicht vererbt Es ist dies Ergebnis unserer hierauf 
gerichteten Betrachtungen von einiger Bedeutung, weil wir es 
verallgemeinem und sagen können: Keine geistige Eigen- 
schaft des Menschen wird als solche vererbt, ist 
bereits angeboren. Nur Anlagen sind vorhanden, die 
aber durch Erziehung ausgebildet werden müssen. 
Unhaltbar sind daher die Ideen von Büchner (17), Galton 
(29 u. 30) u. A., denn in entschiedenem Gegensatze zu diesen 
Autoren müssen wir sagen : Nichts, was der Einzelmensch 
in seinem Individualleben in der geistigen Sphäre 
errungen, vererbt er auf seine direkten Nachkommen 
so, dafs es bei diesen als angeborener geistiger Be- 
sitz erschiene; nichts, was die eine Menschheits- 
generation an geistigem Gütervorrate erworben, er- 
scheint in der nächsten, auch nicht einmal in späteren 
Generationen als ererbtes, angeborenes Gut Die Be- 
griffe von Recht und Sitte, der Umfang unseres Wissens und 
Könnens sind nie und nirgend angeboren, sondern müssen 
immer wieder von jeder Einzelpersönlichkeit, von jeder jungen 
Generation neu erworben werden. Was den Neuerwerb er- 
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leichtert, ist die Tradition, d. h. das Beispiel and der Einfluis 
der Umgebang; und je gewichtiger dieser, je bedeutender jenes 
ist, um so leichter wird der Neuerwerb. 

So zeigt sich anch bei dieser Betrachtang — and des- 
wegen wurde sie hier angestellt — dals der Mensch wie in 
seinem körperlichen so auch in seinem geistigen Wesen das 
Produkt seiner Umgebung, seiner auf ihn bewufst und un- 
bewuist einwirkenden Mitmenschen ist Ohne Mitmenschen, 
d. h. ohne staatliche Gemeinschaft, kann der Kulturmensch 
nicht als solcher existieren, ohne Mitmenschen, d. h. ohne 
Herdengenossen, konnte der Urmensch sich nicht zum 
Menschen entwickeln, konnte er seine Fähigkeit nicht in einer 
ihn selber wie die Gesamtheit fördernden Richtung ausbilden. 

Gerade für unsere Zwecke ist dieser Schlufs von grolser 
Wichtigkeit, lehrt er uns doch eindringlichst, dafs erst die 
Gemeinschaft war und dann der Mensch als solcher entstand, 
wie dies schon Aristoteles in dem bereits zitierten Satze 
ausgedrückt hat, dafs zuerst seiner Natur nach der Staat (Ge- 
meinschaft) existierte, ehe das Haus und jeder einzelne von 
uns war. Wir können geradezu sagen, dafs das Bedin» 
gende, Primäre, die Gemeinschaft, das Bedingte, Se- 
kundäre, der Mensch in seinem geistigen Wesen ist. 
Die Ursache für die Menschwerdung haben wir in 
den äufseren tellurischen Verhältnissen gefunden, 
als die Bedingung für die Menschwerdung haben wir 
seine Herdennatur erkannt. 
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In den bisherigen Auseinandersetzungen wurde die primi- 
tive Gemeinschaft der Urmenschen in Anlehnung an die für 
ähnliche Erscheinungen der Tiere gebräuchliche Bezeichnung 
„Herde* genannt. Wir werden wohl auch nicht fehlgehen, 
wenn wir die ersten Menschen uns zu einzelnen ungeord- 
neten Wanderherden vereint denken. Bald aber wird mit dem 
erwachenden Geiste, d. h. mit dem Aufkeimen spezifisch 
menschlich-seelischer Fähigkeiten, eine Gliederung innerhalb 
jeder einzelnen Herde, die durch ihre besonderen, in einem 
gewissen regehnälsigen Wechsel besuchten Weideplätze sich 
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räumlich von den Nachbarherden schied, in der Art aufge- 
kommen sein, dafs von einem angeordneten Hänfen nicht mehr 
gesprochen werden kann. Die znnehmende Vertrautheit mit 
der Natur als Nahrungsspenderin, die allmähliche Erlernung 
des Fischfanges, der ohne besondere künstliche Geräte auch 
auf primitivstem Kulturzustande ausgeübt werden kann, weil 
oft dazu nichts weiter nötig ist, als einen schmalen Wasser- 
lauf durch Abdämmen mittelst einiger Steine trocken zu 
legen und der daher schon frühzeitig sds Nahrungsquelle wird 
gedient haben, die durch den Winter, diesen groJsen Lehr- 
meister der Menschen, wie ihn Rudolf Virchow nennt, er- 
zwungene Aufspeicherung von Nahrung, die mit Fischfang 
und beginnender Jagd einhergehende primitive Eigentumsbil- 
dung an Geräten, also an Mobilien: all das zusammen wird 
zu einer bestimmten, festen Gliederung der Herde geführt 
haben, so dals diese sich zur Horde, der Urform des Staates, 
fortgebildet hat. 

Es war ein solcher Fortschritt auch nur naturgemäüs. 
Die verschiedene Individualität der einzelnen Herdengenossen 
mufste sich beim Aufsuchen der Nahrungsplätze, beim Fischen, 
bei der Jagd ohne weiteres bemerkbar machen. Während der 
Eine nach dieser Richtung eine grofse Geschicklichkeit an 
den Tag legte, trat eine solche bei einem Anderen in einer 
anderen Richtung hervor. Und diese verschiedenen, in der 
körperlichen Konstitution begründeten Fähigkeiten machten 
die Einzelnen für die Existenz der primitiven Gremeinschaft 
in verschiedener Weise aber doch in gleichem Grade wertvoll. 
Der grofse Unterschied in der körperlichen Leistungsfähig- 
keit der einzelnen Altersstufen konnte unmöglich unbeachtet 
bleiben und ebenso mul'ste die im Geschlecht begründete 
dififerente Befähigung von Mann und Weib dem Urmenschen 
sich baldigst aufdrängen. So erlangten Alle eine verschiedene 
Bedeutung für den Bestand der Urgemeinschaft, und Einzelnen 
wird wohl auch vorübergehend für bestimmte Zwecke die 
Führung von selber zugefallen sein, nämlich dann, wann ihre 
Fähigkeiten in erster Linie in Anspruch genommen wurden. 
Aber dieser zeitweilige Primat konnte sich doch noch zu 
keinem dauernden ausbilden, eben weil die Bedürfnisse der 
Horde schwankten, so dafs gelegentlich die Führung schnell 
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üvechselte, und femer auch darum, weil es noch nicht zur 
Bildung des Ichbegriflfes gekommen war. Trennung der 
Xiebensalter, Trennung der Geschlechter dagegen wird sicher- 
lich in der Form und Einrichtung der Lagerstätte sehr bald 
Ausdruck gefunden haben. Und da wir für die Erkenntnis 
der Ordnung, in welcher solche primitiven Horden mar- 
schierten, da wir für das Verständnis der Gliederung also, 
die herrschend geworden war, keine direkten, unmittelbaren 
Anhaltspunkte haben, so müssen wir solche auf indirektem 
Wege, nämlich aus der Gestaltung des Lagerplatzes zu ge- 
winnen suchen. Es ist ein grofses Verdienst des Statistikers 
Joh. Friedrich Mucke (59), in seinem viel angefeindeten 
aber nach meiner Auffassung ganz ausgezeichneten Buche 
„Horde und Familie", wenn ich nicht irre als der Erste, auf 
die Bedeutung des Lagers für die Rekonstruktion der Ui^ver- 
hältnisse hingewiesen zu haben. Nach Mucke waren Männer 
und Weiber getrennt gelagert; bei den Männern fand sich 
eine gewisse Bangordnung in der Reihenfolge der Lagerstätte, 
die auch auf die Gruppierung der Weiber insofern Einflufs 
hatte, als diese ihren Männern gegenüber lagerten. Mucke 
kommt dabei auch auf die mutmafsliche Ordnung des Ge- 
schlechtsverkehrs zu sprechen, auf die Eingehung einer so- 
genannten Destinations- (Bestimmungs-) Ehe, die uns hier nicht 
weiter interessiert. 

Jedenfalls werden wir annehmen können, dafs mit der 
fortschreitenden Ausbildung der Spi-ache und unter dem Ein- 
flüsse der äulseren Daseinsbedingungen, d. h. durch die Nöti- 
gung, die Nahrung zu erwerben, aus der Regellosigkeit der 
Herde sich die feste Ordnung der Horde entwickelt hat. 

In der Horde war nur diejenige Ungleichheit vorhanden, 
welche in der körperlichen Differenz, d. h. in der Individualität 
der einzelnen Hordengenossen, ihre natürliche Unterlage fand: 
sonst aber waren die einzelnen Glieder der Horde einander 
im wesentlichen gleich berechtigt und waren daher auch der 
Horde gegenüber im wesentlichen gleich verpflichtet. Inner- 
halb der Horde gab es nur Individuen. 

Das mufste anders werden mit dem Augenblicke, in dem 
der Ichbegrifif entstanden war. Das erwachende Selbstbewufst- 
sein drängte gegen die einengende starre Gliederung der 
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Horde an. Der Tüchtige erkannte sich nunmehr als tüchtig, 
wuIste den Wert, den seine Leistungen für das Gedeihen und 
den Bestand der Gesamtheit hatten, zumal deren Bedürfnisse 
jetzt wohl auch stabilere geworden waren, richtig zu wür- 
digen und ihn mit dem Werte der Leistungen minder Tüch- 
tiger in Vergleich zu setzen. Er empfand die vollkommene 
Gleichberechtigung bei bedeutender Ungleichheit der Lei- 
stungen als ein Unrecht, verlangte für sich ein Mehr gegen- 
über dem weniger Leistenden. Und dals dies so war, ist eine 
Folge des „Ich''; aus dem blofs bewuisten Individuum war 
die selbstbewufste Persönlichkeit entstanden. Wohl wird der 
eben aufgekommene Personalismus — so will ich das im „Ich^ 
wurzelnde Prinzip nennen — vidfach sich von seiner 
schlechten Seite, als Egoismus nämlich, gezeigt haben: das 
aber darf uns nicht hindern, im Personalismus ein gewaltiges 
fortschrittliches Prinzip anzuerkennen. Das „Ich", die Per- 
sönlichkeit, wird in langen Kämpfen endlich das Horden- 
prinzip zerschlagen haben. Es war diese erste Revolution 
zugleich eine sehr lange dauernde und wahrscheinlich sehr 
blutige Revolution, durch welche die Menschheit hindurch- 
schreiten mufste, sollte sie höhere Stufen in der Ausbildung 
der Form der Gemeinschaft erklimmen, sollte sie in Wahrheit 
zu einer Kultur gelangen. Und indem die Persönlichkeit die 
Hordenverfassung zertrümmerte, schritt die Menschheit fort 
von der Horde zum eigentlichen Staate. 

Von groiser Bedeutung wird bei diesem Kampfe die Ent- 
stehung und Ausbildung des persönlichen Eigentums gewesen 
sein. Es ist einer der sonderbarsten und zugleich komischesten 
Irrtümer unserer Zeit, gegen das Privateigentum zu eifern; 
denn wir haben von Anfang der Dinge an in ihm einen mäch- 
tigen Ansporn für das Yorschreiten in der Gesittung, d. h. in 
der Kultur, zu erblicken. Sehr frühzeitig nämlich muis sich 
ein Privateigentum an beweglichen Gegenständen ausgebildet 
haben. Beim Fischfange, bei der Jagd, im Kampfe mit 
Nachbarhorden mufste jeder Einzelne sich eines besonderen 
Gerätes, einer eigenen Waffe bedienen. Schon aus dem ein- 
fachen Grunde, weil die Menschen verschieden kräftig und 
verschieden gewandt sind. Der Unbehilfliche oder Schwache 
konnte nichts mit den Waffen, mit den Fangapparaten des 
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Gewandten oder Starken anfangen, und umgekehrt. Jeder be- 
hielt seine Geräte für sich, sie blieben in seinem Besitze, 
blieben sein Eigentum. Damit trat auch frühzeitig ins Be- 
wufstsein die Erkenntnis von der natürlichen Verschiedenheit 
der Einzelnen; und vielleicht ist auch hierin ein Motiv zu 
sehen, das für die allmähliche Entstehung des Ichbegriffes 
sich wirksam zeigte. Wie dies aber auch sein möge: der 
Tüchtige, Leistungsfähige, Flei&ige lieferte mit seinem Gerät 
nicht blofs mehr für die Gemeinschaft als der Untüchtige und 
Faule, er wird auch dank seiner Fähigkeit imstande gewesen 
sein, sein Eigentum zu verbessern, und wird gewünscht haben, 
es zu vermehren. Daran aber hinderte das starre, die Ein- 
zelnen gleichbewertende Hordenprinzip und hiergegen wird 
and mufs sich die Persönlichkeit aufgelehnt haben. 

Ob der so aus der Horde entstandene Staat eine wech- 
selnde Tyrannis einzelner Persönlichkeiten gewesen ist — die 
mythische Vorgeschichte aller Völker scheint dies anzudeuten 
— oder welche Form der Staat sonst besessen haben mag, 
ist für unsere Betrachtungen an dieser Stelle gleichglltig. 
Wichtig und von grundlegender Bedeutung ist die gewonnene 
Erkenntnis, dafs der Staat aus der Horde allmählich geworden 
ist, wie diese aus der Herde entstanden war. 

Die in den vorstehenden Zeilen vorgetragenen Ansichten 
über die allmähliche Entstehung des Staates stehen einiger- 
maisen in Widerspruch mit Theorien, die von Philosophen 
und Staatsrechtslehrern vielfach aufgestellt worden sind. 

Vor einem geordneten, wenn auch noch so primitiven 
Staatswesen soll in der Urzeit des Menschen ein „Kampf 
Aller gegen Alle* stattgefunden haben. Hobbes war es, (ich 
jSnde diese Anmerkung bei Lasson (48)), der diese Ansicht 
zuerst ausgesprochen hat, und ihm sind zahlreiche Autoren 
gefolgt. Indessen von einer falschen Auffassung des Staates 
ausgehend — es wurde und wird immer die jeweilige histori- 
sche Form des Staates mit dem Prinzip „Staat" ver- 
wechselt — sahen und sehen diese Forscher die wahre 
Ordnung der Dinge nur im komplizierten Staate der über- 
lieferten Historie und betrachten daher alles, was vorher 
möglicherweise existirt hat, als ein Chaos, aus dem sich der 
Staat, wie sie ihn fassen, in verschiedener Form und unter 
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den verschiedensten Umständen konsolidiert bat Der Ordnung 
mnls die Unordnung angeblich vorausgegangen sein and diese 
Unordnung soll man sich nur als „Kampf Aller gegen Alle'' 
vorstellen können. Diese Annahme ist einfach eine Unmög- 
lichkeit, denn sie wii*d, fernab von allen naturwissenschaft- 
lichen Tatsachen und Wahrscheinlichkeiten, lediglich aus 
apriorischen Gründen heraus konstruiert. Ein sogenannter 
„Kampf Aller gegen Alle** kann niemals und nirgends im Ur- 
zustände der Menschheit stattgefunden haben, weil in einem 
solchen Zustande keine Herde jemals auch nur kurze Zeit 
hätte existieren können. Dals den Autoren vor Darwin 
solche Ideen kommen konnten, mag hingehen; aber wie der- 
gleichen Annahmen in nachdarwinischer Zeit aufrecht erhalten 
werden können, dafs die viel zitierte aber wenig verstandene 
Lehre von der Kontinuität der Entwickelung nicht stutzen 
liefs, das ist mir nicht verständlich. Die unleugbaren, nicht 
wegzudiskutierenden Tatsachen der Naturwissenschaft lehren 
auf Schritt und Tritt, dafs da, wo Herdenbildung auftritt, 
über deren Ursuche bereits früher das Nötige gesagt wurde, 
der Kampf nun nicht mehr in voller Härte, vielmehr nur noch 
in geringem Mafse zwischen den Herdengenossen statthat, 
dagegen mit aller Schärfe zwischen den einzelnen Herden 
selber ausgefochten wird. Der Mensch ist seiner ganzen Natur 
nach ein Herdentier; innerhalb der ursprünglichen Herde fand 
auch hier nur ein geringer Wettbewerb statt, wenigstens hatte 
derselbe nicht die harte Form wie zwischen singularistischen 
Tieren der gleichen Art; hart war nur der Kampf zwischen 
den einzelnen Herden. Aber da dies notwendig so war — 
anders kann es unmöglich gewesen sein — so hat es auch 
niemals in der menschlichen Urgeschichte ein Chaos, einen 
„Kampf Aller gegen Alle" gegeben, da aus dem wilden unge- 
ordneten Durcheinander sich niemals das ruhige Neben- 
einander der menschlichen Gesellschaft hätte herauskristalli- 
sieren können. Denn nicht aus wüstem, erbaimungslosem 
Kampfe mit seinesgleichen, sondern durch friedliches Mit- 
und Nebeneinanderleben in geschlossenen Herden konnten die 
Menschen sich aas tierischen Anfangen herausarbeiten. Das 
beweist die im vorigen Kapitel des breiteren behandelte Tat- 
sache der Sprachentwickelung, dafür ist Zeuge die ganze 
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körperliche und geistige Eonstitation jedes Einzelnen von 
uns. 

Der Staat seinem Prinzipe nach, also als menschliche Ge- 
meinschaft — von der jeweiligen individuellen historischen 
Staatsform haben wir hier nicht zu handeln — ist allmählich 
geworden. Er ist ein Natarprodukt wie der Mensch selber. 
Ja mehr noch: als die Erscheinungsweise der menschlichen 
Gemeinschaft ist der Staat die Bedingung für jede Menschen- 
existenz. Ich will diese Gemeinschaft von jetzt ab mit dem 
besonderen Worte Coenonie (von ^ xo^pcavla^ die Gemeinschaft) 
und das in ihr sich offenbarende Prinzip als Coenonismus be- 
zeichnen. Die Coenonie, sie möge im jeweiligen historischen 
Abschnitte der Menschheitsentwickelung ein Aussehen haben, 
welches sie wolle, ist die natürliche Daseinsform des 
Menschen und es ist daher ein Grndirrtum von Rodbertus 
(67), wenn er meint, dafs der gesellschaftliche Organismus — 
das ist ja die Coenonie — kein natürlicher Organismus sei. 
Wenn Lasson (48) in seinem trefflichen „System der Rechts- 
philosophie^ sagt, dafs der Staat „seiner Entstehung nach ein 
Erzeugnis zugleich der Natur und der menschlichen Yemunft- 
anlage'' sei, so ist das ebenfalls ein Irrtum. Die menschliche 
Ternunftanlage hat allenfalls nur die gerade vorhandene Form 
der Coenonie geschaffen, sie selber aber ist ihrerseits ein Pro- 
dukt der Coenonie. Denn für alle folgenden Betrachtungen 
sowohl als auch für ein wirkliches Verständnis der mensch- 
lichen Geschichte und der Politik als einer Äu&erungsweise 
des menschlichen Geistes haben wir festzuhalten, dafs erst 
die Coenonie war und dann erst der Mensch — in 
unserer gegenwärtigen Auffassung des Begriffes Mensch — 
kam, dafs dieser nur in der Coenonie und durch sie 
existieren kann. 

Eine andere Gruppe von Autoren geht von der Auffassung 
aus, dafs aus der Familie sich allmählich der Staat ent- 
wickelt habe; so sagt z. B. Zeller (94), dafs die erste und 
älteste Form des Gemeinlebens die Familie gewesen sei. Auch 
dies ist ein fundamentaler Irrtum. Die Familie, nicht blofs 
wie wir sie bei den Kulturvölkern kennen, sondern auch in 
der Form, wie sie bei den Kulturarmen existiert (um den guten 
Hellwaldschen (39) Ausdruck zu adoptieren), ist eine sehr 
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späte Erscheinung im Leben der Menschheit. Es hat höchst- 
wahrscheinlich längst wirkliche Staaten gegeben, ehe es eine 
eigentliche Familie gab. Damit soll nicht etwa anerkannt 
werden, dafs nun diejenigen Antoren Recht haben, welche in 
der Urzeit der Menschheit ein völliges Chaos hinsichtlich des 
Geschlechtsverkehrs annehmen nnd sagen, dal's ursprünglich 
völlige Promiscuität geherrscht habe, d. h. dafs jeder Mann 
mit jedem Weibe seiner Herde oder Horde im Geschlechts- 
verkehr stehen konnte und gestanden habe. Dieser auch noch 
von Post (62) angenommene „Hetärismus'' der Urzeit, wie 
L üb bock die Promiscuität nannte — ich entnehme diese Notiz 
dem Werke von Plofs-Bartels (61) — ist ein nichtiges 
Phantasma wie der Hobbes'sche „Kampf Aller gegen Alle% 
und zwar aus folgenden Gründen. Wenn wir die Geschlechts- 
verhältnisse der Tiere betrachten, die im freien Naturzustande 
leben, so finden wir sowohl bei singularistischen als auch bei 
Herdentieren, dafs sie nur zu einer bestimmten Zeit des Jahres 
geschlechtlich tätig sind; das heifst: nur einmal im Jahre 
sind männliche und weibliche Tiere fähig, sich geschlechtlich 
zu vereinigen, in der ganzen übrigen Zeit dagegen findet ein 
Geschlechtsverkehr nicht statt, weil die Geschlechtsorgane 
nicht funktionieren. Die Zeit der Geschlechtstätigkeit nennt 
man bei freien Tieren bekanntlich die Brunstzeit. Auf unsere 
Haustiere dürfen wir hierbei nicht exemplifizieren, denn diese, 
namentlich die männlichen, sind im Haushalte des Menschen 
in geschlechtlicher Beziehung insofern entartet, als bei ihnen 
keine Brunstzeit mehr vorkommt. Nur zur Brunstzeit findet 
in der freien Natur die Paarung statt, aufserhalb derselben 
aber niemals; dann sind sich männliches und weibliches Tier 
fremd, weil sie geschlechtlich indifferent sind. Hat bei Säugern 
das Weibchen seine Jungen aufgezogen, dann fangen letztere 
ihr eignes Leben an und werden nicht nur ihren Erzeugern 
vollkommen fremd, sondern es schwindet auch unter dem Ein- 
flüsse der äufeeren Daseins bedingungen jede nähere sogenannte 
blutsverwandtschaftliche Beziehung zwischen Geschwistern. 
Und dies ist nicht blofs der Fall bei singularistischen Tieren 
— hier ist die Entfremdung leicht erklärlich, weil jedes Tier 
seinen eigenen Weg geht — sondern auch bei Herdentieren. 
Die natürlichen, d. h. nicht vom Menschen beeinflufsten Da- 



Kap. 9. Horde, Staat, Familie. 65 

seinsbedingungen, darüber kann gar kein Zweifel sein, be- 
wirken auch in den Herden eine völlige Blats-Entfremdnng 
der Geschwister; nur die Artgleichheit und die Herdenzuge- 
hörigkeit bleiben erhalten. Wenn nun bei eintretender Brunst 
sich Tiere paaren, die von denselben Erzeugern stammen, so 
findet hier keine Inzucht statt, keine Blutsverwandten kommen 
zusanmien, sondern zwei einander fremde Individuen pflanzen 
sich fort. Die Tatsache der Brunstperiode ist der Beweis für 
diesen Ausspruch, denn sie lehrt uns, dafs für die Natur — 
wenn diese Ausdrucksweise gestattet ist — ein Geschlechts- 
leben der Tiere, in unserer Auffassung des Wortes wenigstens, 
nicht existiert, sondern nur ein Geschlechtsakt, da mit ihm 
die Erhaltung der Art gesichert erscheint. Es kann daher bei 
freien Tieren, also bei denen, die jenseits von Gut und Böse 
des menschlichen Einflusses leben, weder von Inzucht noch 
von direkter Blutsverwandtschaft gesprochen werden. 

So müssen die Verhältnisse auch in den Herden der Ur- 
menschen gewesen sein: auch hier unstreitig eine Brunst- 
periode und aufserhalb derselben eine vöUige geschlechtliche 
Entfremdung. Wenn daher zu den verschiedenen Brunst- 
perioden sich nicht immer dieselben Paare vereinigt haben, 
so kann diese Erscheinung nicht mit Promiscuität, nicht mit 
Hetärismus bezeichnet werden. Denn in diesen Worten, in der 
Annahme, dals jeder Mann mit jedem Weibe geschlechtlich ver- 
kehren konnte, liegt ein Bewu&tseinsmoment, das dem in der 
Urzeit unstreitig rein triebartigen Charakter des Geschlechts- 
verkehrs vollkommen fremd war. Die Bezeichnung Hetä- 
rismus schmuggelt unsere Auflassung von der Art des Ver- 
kehrs zwischen Mann und Weib in diese Verhältnisse hinein 
und fälscht sie daher. Wenn Bachofen (3) sagt, dals die 
(von ihm hinsichtlich ihrer Bedeutung und Ausdehnung so 
auiserordentlich überschätzte) Gynäkokratie — die Zeit des 
sogenannten Mutterrechtes — sich im bewufsten Widerspruche 
gegen den die Frau erniedrigenden Hetärismus gebildet habe, 
80 ist das eine ganz und gar unhaltbare Meinung. Denn von 
wo in aller Welt soll denn jenen primitiven Menschen, die 
Doch nicht die Früchte vom Baume der Erkenntnis des Guten 
und Bösen gegessen hatten, der Begriff der „Erniedrigung'' 
gekommen sein? In jenen dunklen Zeiten, in welchen ihre 
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geistige Tätigkeit nnr sehr allmählich zu erwachen begann, 
werden und müssen die Menschen die Verhältnisse so ge- 
nommen haben, wie sie waren. Da ihnen der Begriff «besser'' 
noch fehlte — denn nm diesen zn erlangen, mols die Mög- 
lichkeit des Vergleiches gegeben sein — so konnten sie das 
nebenbei bemerkt doch nnr in unseren Augen, d. h. relativ zn 
unserer Auffassung, aber keineswegs absolut Schlechte und 
Niedrige ihres Zustandes garnicht erkennen. Mit Mucke (59) 
[Ammon (1) hat hier wohl das Gleiche behauptet, aber keinen 
Beweis angetreten] bin ich entschieden der Ansicht, dafe 
niemals aus einem wilden, gewissermaßen bewuist aufrecht 
erhaltenen Chaos sich ein geordneter Zustand im Verhältnisse 
der beiden Geschlechter hätte herausbilden können. Aus dem 
indifferenten Zustande vielmehr, welcher in der Herde vor- 
handen war, entwickelte sich mit zunehmender Intelligenz ein 
ziemlich geordnetes Geschlechtsleben in der Horde, und es 
erscheint mir sehr wahrscheinlich, — denn Wahrscheinlichkeit 
ist ja das Höchste, was wir in diesen Fragen erreichen können 
— dafs Mucke im Kechte ist, wenn er aus der Gestalt des 
Lagers auch Rückschlüsse zieht auf die Ordnung des ge- 
schlechtlichen Verkehrs in der Horde. 

Die der Muck eschen entgegenstehenden Ansichten gründen 
sich zum gröfsten Teil auf die ganz konfusen Darlegungen 
von Morgan (57 u. 58) [vergl. hierzu auch Ratzel (64 Bd. T)], 
Dieser Forscher glaubte, die eigenartige Verwandtschafts- 
einteilung eines Indianerstammes einfach mit den vorgeschicht- 
lichen Familienzuständen der europäischen Kulturvölker identi- 
fizieren zu können, versteigt sich doch einer seiner lautesten 
wenn auch nicht geistreichsten Bewunderer, Friedrich 
Engels (25), zu dem sinnlosen, albernen Ausspruche, dais die 
Zustande, welche die nordamerikanischen Indianer darbieten, 
auf die Familiengeschichte der Griechen und Römer ein helles 
Licht werfen. Morgan und viele Andere mit ihm begehen den 
Denkfehler, die bei den Kulturarmen zu beobachtenden Zu- 
stände einfach als Zeugnisse für die Vorgeschichte der Kultur- 
völker zu nehmen. Sie glauben, was schon Hellwald (39) 
als irrig erkannt hat, dafs bei den Kulturarmen Verhältnisse 
stabil geblieben seien, die bei den Kulturvölkern nur Durch- 
gangsstadien waren. Der Irrtum liegt auf der Hand. Die 
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Kalturannen sind von den Urzuständen sicherlich ebenso weit 
•entfernt wie die Kulturvölker; die eigenartigen Ordnungen 
<ler Familie, die sonderbaren Ehegebräuche, die bei jenen zu 
treffen sind — Hellwald (39) schildert sie in dem zitierten, 
«ehr lesenswerten Werke höchst anziehend — sind nicht stabil 
:gewordene Vorstufen, sondern sind Anpassungserscheinungen 
an das durch die respektiven klimatischen Bedingungen ganz 
eigenartig entwickelte, vielleicht auch stark entartete Ge- 
schlechtsleben der Eulturarmen. Nicht einmal wahrscheinlich 
ist es bisher gemacht worden, dass die Kulturvölker wirklich 
alle oder fast alle jene Familienzustände durchgemacht haben 
müssen, ehe sie die ihnen eigentümlichen ausbilden konnten. 

Ob ferner die Kulturvölker, bevor sie zu dem den poli- 
tischen und sittlichen Fortschritt allein ermöglichenden Pa- 
triarchate gelangten, alle die Zeit des Mutterrechtes durchge- 
macht haben müssen, wie Bachofen (2) u. A. meinen, erscheint 
ebenfalls höchst fraglich. Bachofen überschätzt sein soge- 
nanntes Mutterrechts-Zeitalter höchlich, wenn er in ihm die 
Periode wahrhafter Sittlichkeit und Keuschheit erblickt. Er 
überschätzt es darum, weil die matriarchalischen Zustände uns 
nur im Mythus übermittelt sind, dieser aber, wie alle Yolkspoesie, 
<Jie Vergangenheit in einer Weise verklärt und idealisiert, 
^afs hinter dem dichterischen Schleier die wahre Gestalt nicht 
mehr zu erkennen ist. Bachofen kommt zu dieser Über- 
schätzung, weil er die Bedeutung des Mythus verkennt. Wenn 
er sagt (1. c. S. VIII), dafs der Anfang aller Entwickelung 
im Mythus liege, so ist das ein schwerer Denkfehler; denn 
der Mythus ist nicht der Anfang aller Entwickelung, sondern 
er ist der Bericht, und noch dazu der poetisch entstellte 
Bericht, über den Anfang der Entwickelung. 

Wir dürfen im Gegensatze zu den bisher geltenden An- 
schauungen, deren Fehler eben klargestellt wurden, in An- 
lehnung an Mucke (59) mit grolser Wahrscheinlichkeit an- 
nehmen, dafs bei den Kulturvölkern die Entwickelung der 
Familie aus dem starren Zustande, der in der Horde herrschte, 
wenn auch unter schweren Kämpfen so doch in ziemlich 
gerader Richtung zum Patriarchate geführt und damit die 
heutigen Familieneinrichtungen eingeleitet hat. Wie überall 
in der Urgeschichte der Menschheit, so wird sicherlich auch 
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hier das »Ich', d. h. der Personalisinns, sich als mächtiger 
Enltnrfaktor bewährt nud die mit seinem Erscheinen an- 
hebende Revolntion, welche die Hordenverfassnng vernichtete, 
wird zugleich die Grundlage fär eine Familienbildnng m 
unserem Sinne bereitet haben. 

Spät also tritt in der Menschheitsgeschichte die Familie- 
auf. Sie bildet einen eigenartigen Bestandteil unseres Lebens> 
beeinflufst im höchsten Grade die Bildung der Persönlichkeit 
und wirkt dadurch indirekt auf die Geschicke des Staates ein. 
Ist sie anch nicht das Fundament, auf welchem unser gesell- 
schaftlicher Bau aufrnht, so ist sie es doch, welche diesen 
Bau erst bewohnbar und behaglich macht. 



Kap. 10. Zusammenfassung. 

Wenn wir daa Fazit der bisherigen Betrachtungen ziehen,, 
so ergibt sich uns, dafs drei Prinzipien in der Urgeschichte 
der Menschheit die herrschenden waren: der Individualis- 
mus, der Personalismns und der Coenonismus. 

Der Individualismus, wie ich ihn fasse, als Ausdrudk: 
der anatomisch-physiologischen Differenz der Einzelwesen, ist,, 
wie wir gesehen haben, das herrschende Prinzip in der Natur. 
Auf ihm beruht der Kampf ums Dasein, er bedingt die Um- 
bildung der Formen, durch ihn hat sich die Species ,»Men8ch^ 
aus tierischer Vorstufe entwickelt. Der Kampf ums Dasein,, 
wie er unter den Naturbedingungen ausgekämpft wird, ist 
sicherlich hart, von Sentimalität ist in der Natur nichts zu^ 
zu finden. Aber wenn vielfach von den fürchterlichen Qualen 
gesprochen wird, denen die in diesem Kampfe unterliegenden 
Tiere ausgesetzt sein sollen, so ist dies, worauf schon Darwin 
(22) und ganz besonders Wallace (89) hingewiesen haben,, 
eine arge Übertreibung. Der Tod der im Kampfe ums Dasein 
Besiegten erfolgt meist schnell und schmerzlos, und nur die^ 
Keflexionen, die einige empfindsame Seelen der Kulturmenschen- 
hierbei anstellen, täuschen Qualen und Leiden vor. Mit vollem 
Rechte sagt Wallace (1. c. Kap. 2), dafs der Kampf ums^ 
Dasein ein Maximum von Leben und Vergnügen mit einem^ 
Minimum von Leid und Schmerz für das Tier hervorbringe.. 
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Zudem ist, wie wir gesehen haben, für alle Herdentiere der 
Kampf ums Dasein, lediglich durch die Zugehörigkeit des Ein- 
zelnen zu einer Herde, bedeutend gemildert, da innerhalb der 
letzteren die eigentlichen Nahrungssorgen nur noch in relativ 
geringem Maise vorhanden sind. 

Mit dem „Ich'', mit dem Personalismus trat fiir den 
Urmenschen auch hierin eine Wandlung ein. Der Ichbegriff 
ist der gröiste Eulturfaktor geworden; aber in seinem Ge- 
folge befanden und befinden sich alle die Momente, welche 
dem Einzelnen das Leben zu einer unendlichen Qual machen 
können. Nur die Persönlichkeit vermag das Vorhandene mit 
dem Gewünschten zu vergleichen, mifst die wirklichen an 
den erträumten und ersehnten Verhältnissen. Mit dem Ich- 
begriffe kam erst der wahre Neid in die Welt; denn der Futter- 
neid bei unseren Haustieren darf hier nicht als Beispiel für 
das Vorkommen der gleichen Erscheinung im Tierreiche her- 
angezogen werden, ebensowenig wie ein ähnliches Verhalten 
vieler wilden Tiere in der Gefangenschaft, da letztere ganz wie 
die Domestikation einen üblen Einfiufs auf die Sitten der Tiere 
ausübt. Im Neide, in der Müsgunst, die unzufi*ieden ist, dafs 
ein anderer etwas hat, was man selber entbehren mufs, offen- 
bart sich die Übertreibung des Personalismus, tritt der häfs- 
liche Egoismus hervor. Dieser ist es, welcher dem an und 
für sich nicht allzu harten Kampfe ums Dasein schon in der 
Urzeit die Seelenqualen hinzugefügt hat; er ist es, welcher zu 
allen Zeiten und aller Orten die Menschen selbstquälerisch 
macht, den einen gegen den anderen hetzt, ihnen das Leben 
verbittert, sie zu Grausamkeiten gegen ihresgleichen verleitet, 
sie zum Morde treibt. Denn kein Tier mordet das andere; 
entgegengesetzt lautende Erzählungen sind mit grofser Vor- 
sicht aufzunehmen; Raubtiere töten, um Nahrung zu erlangen, 
der Mord ist eine ausschliefslich menschliche Einrichtung. 
Die Tiere sind nie grausam, nur der Mensch ist es und zwar 
deswegen, weil in ihm vielfach die Persönlichkeit nur nach 
der egoistischen Seite hin entwickelt ist. Nicht im Egoismus, 
vielmehr in der Persönlichkeit, d. h. in der hochentwickelten 
Intelligenz selber wurzelt für den Menschen die Kenntnis des 
Todes. Das Tier weifs nicht, kann nicht wissen, was der Tod 
ist; der Mensch hat dieses Wissen erlangt und mit ihm alle 
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Qualen der Todesfarcht, alle seelischen Leiden, die mit dem 
Tode der Angehörigen verbanden sind. 

Wohl ist eine Kultur nur dadurch möglich geworden, dafs 
der Mensch aus dem Individuum durch den Ichbegriff sieb 
zur Persönlichkeit entwickelte. Aber dieser Fortschritt ist 
erkauft mit einer solch unendlichen Fülle von Leiden und 
Qual, dafe seit Menschengedenken so Mancher, wenn er nur 
letztere beachtet, tief schmerzlich fragend ausgerufen hat: Wozu 
das alles, was hat diese Summe von Schmerz, Enttäuschung 
und Bitternis, Leben genannt, far einen Zweck? Nicht unsere 
Sache ist es, die befriedigende Antwort auf diese pessimistische 
Frage zu finden. Wir haben uns mit der Tatsache als solcher 
zu begnügen und haben anzuerkennen, dafs, was immer auch 
fär wirkliches und eingebildetes seelisches Leid in der Welt 
ist, der Personalismus der treibende Faktor in der 
Kulturentwickelung des Menschengeschlechtes war 
und auch für alle Zeiten bleiben wird. 

Der Coenonismus ist das dritte die Menschheit be- 
herrschende Prinzip. Ausführlich ist auseinander gesetzt 
worden, dafs der Mensch als solcher nur innerhalb der Ge- 
meinschaft anderer Menschen existieren kann, nur innerhalb 
derselben denkbar ist! Der Coenonismus — es sei dies noch- 
mals hervorgehoben — ist das jeder sogenannten staatliehen 
Vereinigung zu Grande liegende Prinzip. Wie im gegebenen 
Augenblicke das Antlitz einer solchen staatlichen Vereinigung 
aussieht, ist wohl von Interesse für den Historiker, gibt eine 
Vorstellung von dem jeweiligen Kulturgrade der Menschheit: 
überall aber und zu allen Zeiten ist der Staat nur die augen- 
blickliche Erscheinungsweise der Ooenonie. Der grofse kul- 
turelle Fortschritt, den die Menschheit machte, bestand, wie 
gezeigt wurde, darin, dafs die Persönlichkeit die Horden- 
verfassung wenn auch erst nach langen Kämpfen zerschlug 
und damit die eigentliche Staatenbildung einleitete. Es war 
dies ein Ringen des Coenonismus mit dem Persona- 
lismus, aus welchem letzterer als Sieger hervorging. Und 
wie der Personalismus seine Kehrseite im Egoismus hat, so 
besitzt der Coenonismus ebenfalls seine extreme Verunstaltung, 
die durch den Sozialismus oder Kollektivismus dar- 
gestellt wird. Im Egoismus sucht die Einzelpersönlichkeit sich 
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ohne Rücksicht auf alle anderen Geltung zu verschaffen, der 
Egoismus oder übertriebene Personalismus hat die Tendenz, 
die Gemeinschaft zu pulverisieren; im Sozialismus oder Kol- 
lektivismus sucht die Gemeinschaft die Einzelpersönlichkeit 
zu unterdrücken, sie zur Individualität zu erniedrigen und 
der Gemeinschaft den Hordencharakter aufzuprägen. 

Auf diesem Antagonismus von PersSnliehkeit und Coenonie 
bernlit alle sogenannte Weltgeschichte, bernhen die Schicksale 
der Staaten, die Freuden und Leiden der Völker. Und der 
Antagonismus ist vorhanden, weil der Personalismus nur all- 
zuleicht in den Egoismus, der Ooenonismus in den Kollektivis- 
mus oder Sozialismus umschlagen. Beide Prinzipien ringen 
feindlich mit einander, obwohl beide auf einander angewiesen 
sind, sich gegenseitig bedingen. Aufgabe der Menschheit aber, 
Ziel einer weisen Staatskunst müfste es sein, die Extreme 
beider Prinzipien zu unterdrücken, damit in harmonischer 
Vereinigung Ooenonismus und Personalismus die Menschheit 
zur wahren Kultur führen können. 
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Die überlieferte Geschichte in naturwissen- 
schaftlicher Beleuchtung. 



Kap. 11. Die asiatischen Staaten. 

Die aus den bisherigen Auseinandersetzungen erkannten 
Prinzipien, welche die Urgeschichte der Menschheit gebildet, 
müssen auch in allen späteren Zeiten sich wirksam gezeigt 
haben. In den folgenden Kapiteln soll versucht werden, das 
Wirken von Goenonismus und Personalismus aufzudecken. 
Bevor wir aber dazu übergehen, von unserem Standpunkte 
aus in umrüsartigen Zügen den Verlauf der Geschichte dar- 
zulegen, seien einige allgemeine Bemerkungen vorausgeschickt 

Mit Recht hat Ratzel (64) gesagt: „die Geschichte, welche 
für uns Urgeschichte, ist immer mit viel kleineren Men- 
schenzahlen gemacht worden, als man glaubt" (1. c S. 275 
Bd. 2.) In der Tat dürften sich alle die Vorgänge, die im 
vorigen Buche (Kap. 9) erörtert wurden und die schließlich 
zur Vernichtung der Hordenverfassung geführt hatten, nur in 
kleinem Kreise abgespielt haben. Zugleich aber werden wir 
auch nicht fehlgehen, wenn wir annehmen, dals nicht allent- 
halben in der weiten geographischen Region, welche die 
Heimat der Urmenschen bildete, der Fortschritt zu gleicher 
Zeit und in gleichem Grade erfolgte. Wie nach Buckles (19) 
tiefsinniger Auffassung die Geschichte eines Volkes im wesent- 
lichen abhängig ist von der physischen Geographie des von 
diesem Volke bewohnten Landes, so werden auch in der Ur- 
geschichte der Menschheit die Verschiedenartigkeiten in den 
klimatischen Verhältnissen der von den einzelnen Horden be- 
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wohnten Bezirke in verschiedenem Grade — hier beschleunigend 
dort hemmend — auf die geistige Entwickelung eingewirkt 
haben. Ob aber gerade die Übergunst der Verhältnisse, wie 
viele Forscher, z. B. Seeck (81), meinen, ein besonders för- 
derndes Mittel war, ob sie nicht vielmehr ganz wie die Un- 
gunst hemmend wirkte, erscheint aus schon früher geäuTserten 
Bedenken (Kap. 6) zum mindesten zweifelhaft. Wie immer 
letzteres aber auch sich verhalten habe: in kleinem Kreise — 
klein namentlich im Hinblick auf die Yolkszahlen, mit welchen 
wir bei den heutigen Kulturvölkern zu rechnen pflegen — hat 
die Kultur begonnen und hat nicht überall gleichmäfsige 
Fortschritte gemacht. Naturgemäfs haben dann die kulturell 
Vorgeschritteneren sich die mehr Zurückgebliebenen einverleibt 
und so sind einige wenige gröfsere Verbände entstanden, 
welche ein in Wahrheit staatliches Leben führten. 

Dai's femer nur wenige und nicht allzu menschenreiche 
Urstaaten vorhanden gewesen sein müssen, wird wahrscheinlich, 
wenn wir berücksichtigen, dafs jedes wie immer beschaffene 
Staatsgebilde, also jede bestimmt organisierte Masse Menschen 
an den verfügbaren Raum auf der Erde als an ihre Lebens- 
grundlage gebunden ist. Denn wenn nach Ratzeis (64 Bd. I 
p. 245) treffendem Ausspruche die grofsen Reiche zerfallen, die 
Völker vergangen sind, weil sie den Halt an dem Räume ver- 
loren haben, so können umgekehrt die Völker nur existieren, 
so weit sie Halt am Räume finden, d. h. so weit ihre staat- 
liche Ausdehnung nicht über die räumliche Ausdehnung des 
Volkstums hinausgeht. In der Palaearktik, wo, wie gezeigt 
wurde (Kap. 6), höchstwahrscheinlich die Wiege der Mensch- 
heit gestanden hat, war mit dem Schwinden des Eises am 
Ende der Glazialperiode naturgemäfs nur wenig bewohnbares 
Land vorhanden; Sumpf und Morast herrschten vor, die erst 
nach und nach von dichtem Urwald abgelöst wurden. Auf 
kleinem Räume konnten demnach nur kleine Horden oder 
primitive Staaten, existieren. 

Wie die wenigen Horden verschieden rasch zur Kultur 
vorschritten, so werden innerhalb jeder Horde die einzelnen 
Menschen in verschiedenem Grade und verschiedener Schnellig- 
keit die Persönlichkeit ausgebildet haben. Aus der trägen, 
stupiden Individuenmasse rang sich die lebhafte, temperament- 



74 n. Buch. Überlieferte Gesch. in naturwissensch. Beleuchtung. 

volle Einzelpersöulichkeit hervor. Sie hat dann die Gesamt- 
heit geleitet, deren Geschicke bestimmt, und mit ihr ist meist 
anch der primitive Staat wieder vergangen. Aber diese Einzel- 
tyrannis, die wir am Anfange der Geschichte aller Völker, 
wie der Mythus lehrt, anzunehmen haben, war doch wiederum 
nur die Repräsentation einer straffen Coenonie. Ausgezeichnet 
durch hervorragende Begabung, gehoben wahrscheinlich noch 
durch den Glanz einer hierarchischen Würde falsten derartige 
Menschen die ganze Kraft ihres Stammes zu einheitlicher 
Leistung zusammen, bewirkten für ihre Zeit und darum für 
alle Zeiten Grosses, aber unterdrückten anch oder suchten zu 
unterdrücken jede besondere mit ihren Zielen nicht harmo- 
nierende Regung etwa erwachender allgemeiner Personalitat 
Schwand dann der Einflnfs jener grofsen Menschen, die ge- 
wissermafsen den Coenonismus in und durch sich darstellten, 
so machten sich die bislang niedergehaltenen personalistischen 
Triebe Luft und engten den Einfiufs der Coenonie ein. Aus 
diesem unausgesetzten Ringen beider Prinzipien resultierte ein 
nur langsamer staatlicher Fortschritt. Als das wichtigste 
Ergebnis der Yerschiedenartigkeit der klimatischen Bedingungen 
haben wir die Entstehung der Völker zu verzeichnen, wobei 
unter Volk eine Gruppe von Menschen zu verstehen ist, die 
durch das Band gemeinsamer Abstammung und vor allem 
gemeinsamer Sprache zusammengehalten wird. Die Auffassung 
von Bluntschli (10), nach welcher Volk ein Staatsbegriff, 
Nation ein Kulturbegriff sein soll, ist naturwissenschaftlich 
nicht haltbar, denn Staaten im politischen Sinne können oft 
mehrere Völker umfassen, ein Volk aber ist stets eine zum 
mindesten sprachliche Einheit. Wie lange es gedauert haben 
wird, bis die ersten Völker den grofsen westöstlichen Gebirgs- 
querriegel (vergl. Kap. 6), der die Palaearktik von den warmen 
südlichen Ländern scheidet, überschritten hatten und dann 
unter der warmen südlichen Sonne herangereift waren, können 
wir nicht wissen. Dafs die Völker aber von Norden her in 
ihre Wohnsitze eingewandert sind, erscheint sicher (vergl. 
Mommsen 56 Bd. I). Diejenigen Völker, welche aus dem 
Dunkel der Vorzeit in das Tageslicht der Geschichte hinaus- 
traten, sind straffe Coenonien unter Einzelherrschaft gewesen. 
Je nach der natürlichen Anlage der Völker, je nach den 
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Daseinsbedingungen, unter denen sie sich in ihren Wohnsitzen 
befanden, blieben sie auf diesem primitiven Standpunkte stehen, 
um so in die Geschicke der Menschheit bestimmend einzu- 
greifen, oder schritten zu anderen beweglicheren Staatsformen 
fort, in welchen der Personalismus einen gröfseren Spielraum 
hatte. 

Solch straffe Coenonien waren im allgemeinen diejenigen 
asiatischen Staaten, welche für die Kultur der Mittelmeer- 
völker, die für uns allein in Betracht kommen, bedeutungsvoll 
geworden sind. 

In seinen „Studien zur Philosophie und Litteratur" sagt 
Karl Rosenkranz (70): „der allgenTeine Charakter Asiens 
in der Geschichte ist die Unterwerfung des Individuums unter 
die Einheit einer absoluten Substanz, deren Begriif selbst von 
den verschiedenen Religionen verschieden bestimmt wird, in 
Hinterasien pantheistisch, in Vorderasien dualistisch, bei den 
Juden als selbstbewufste JPersonalität" (1. c. S. 103). Damit hat 
Rosenkranz ganz zutreflfend die Geschichte der asiatischen 
Völkerschaften charakterisiert. An Stelle der Einheit einer 
„absoluten Substanz", also an Stelle des religiösen Moments, 
setze ich das starre Staatsprinzip, und diesem war Alles be- 
dingungslos unterworfen. Die Geschichte Ägyptens, die ohne 
Zwang derjenigen der asiatischen Völker angereiht werden 
kann, die Geschichte Indiens, Babyloniens, der Perser zeigt 
allenthalben ein völliges Verschwinden der Einzelpersönlich- 
keit in der Gesamtheit. 

Wir treffen hier auf mächtige Coenonien, die zu kollekti- 
vistischen Staatsgebilden entartet waren. Nirgends aufser den 
Führern ein aus der Masse hervorragendes Haupt, eine wirk- 
liche Persönlichkeit; überall nur eine willens- und rechtlose 
Herde von Individuen, die widerspruchslos ihren Oberen zu 
gehorchen hatten, die in echt kollektivistischer Weise bis ins 
kleinste hinein ihre Gebräuche, ihre Lebensführung vorge- 
schrieben bekamen und den Vorschriften gemäfs handeln 
mufsten. In Ägypten und Indien kam dazu eine sogenannte 
Kasteneinteilung, die jede irgendwie mögliche persönliche 
Regung schon vor der Geburt erstickte. 

Das Mittel, die Massen im Zaume zu erhalten, war die 
Religion oder richtiger die hierarchische Gestaltung der reli- 
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giösen Gebräuche. Von Gott oder von den Göttern war an- 
geblich die einmal gegebene Verfassung eingesetzt; an ihr zn 
rütteln, sie gar umzustürzen war ein gotteslästerliches, reli- 
gionsfeindliches Unternehmen. So stellte sich schon hier, wie 
immer und allenthalben in der Geschichte, die Hierarchie 
feindlich jedem Eultnrfortschritte entgegen, wie dies ähnlich, 
wenn auch ziemlich unklar, Eidd(44) ausgesprochen hat Der 
Verkünder des Willens der Götter war der Priester, der Ver- 
treter der Götter war der Herrscher — - oft fanden sich beide 
Funktionen in einer Persönlichkeit vereinigt — ; unter den 
Priestern und Herrschern haben wir die bestimmenden 
Menschen zu suchen. 

Es ist nicht zu leugnen, dafe diese gewaltigen Staaten 
auch Grofses, manche, wie Indien, sogar Dauerhaftes selbst 
in Wissenschaft und Kunst geleistet haben. In der Jugend 
der Menschheit waren derartige Coenonien am Platze und es 
liegt in einem solchen straff zusammengefafsten staatlichen 
Körper eine gewaltige Kraft. Die Tausende durch einen 
Willen nach einem Ziele hingeleitet können eben dadurch 
Gewaltiges hervorbringen; und wenn solche junge Goenonie 
auf nicht gleichwertige Gegner stöfst, dann ist sie unwider- 
stehlich wie eine Naturkratl, ist sie unbesieglich. So zer- 
stiebten unter dem Anpralle der jugendlichen Goenonie, welche 
Attila führte, die morschen oder noch unfertigen Staats- und 
Volksgebilde Europas. Aber das Schicksal von Attilas Volk 
ist geradezu paradigmatisch für die Schicksale aller ähnlich 
organisierten Völker. Ein Herr und abertausend Knechte; 
nur oben ein Befehl, unten wortloser unbedingter Gehorsam. 
Aber wenn der Befehlende stirbt, dann bricht sein Staatsbau 
in sich zusammen, es sei denn, er habe gleichbegabte Nach- 
folger. Mit Attilas Tode erbleicht der Hunnen Glanz; sie 
vergehen, wie sie gekommen, denn nichts Dauerndes ist von 
ihnen zurückgeblieben. Und so war es auch im wesentlichen 
mit den ägyptisch-asiatischen Staaten. Meteorenhaft leuchtet 
ihr Glanz auf, so lange ihr grofser Führer lebt, um schnell 
zu verlöschen, wenn der Führer fehlt. Dafs hie und da die 
Staaten etwas länger gedauert haben, nicht unmittelbar nach 
ihres grofsen Führers Tode in Atome zerfielen, ist mit Ratzel 
dadurch zu erklären, dafs die Völker doch immerhin, auch 
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unter der Tyrannis, Beziehungen zum Boden gewonnen hatten 
und dafs diese nicht so leicht sich lösen. Den Hunnen Attilas 
fehlte diese Beziehung, darum verschwanden sie nach ihres 
Führers Tode spurlos; die Ägypter, Inder usw. hatten derartige 
Beziehungen, deswegen dauerten die Völker^ auch nachdem 
ihr staatlicher Glanz erloschen war. Und dieser konnte ge- 
gebenenfalls, wenn wiederum eine grofse Persönlichkeit ent* 
stand, von neuem aufflammen, eben weil die Beziehungen zum 
Boden erhalten geblieben waren. 

Mit alles fortreifsender Eraffc stürmt also eine junge, durch 
politische oder religiöse Motive staatlich geformte Coenonie 
vorwärts und erringt sehr rasch gro&e Erfolge. Aber weil 
sie zum Sozialismus oder Kollektivismus erstarrt — mit 
ersterem Worte bezeichne ich die republikanisch, mit letzterem 
die monarchisch regierte, ihren Wirkungskreis übermäTsig 
ausdehnende Coenouie — weil sie den Menschen zum blolsen 
Individuum herunterdrückt, ihn zum Herdentier erniedrigt 
und weil sie die Personalitat nicht aufkommen läßt, darum 
haben ihre staatlichen Schöpfungen keinen langen Bestand. 
Die Maschine ist wohl da, aber der Geist fehlt, der sie in 
Bewegung setzt; kein Nachwuchs ist vorhanden, welcher 
Leben in die Gesamtheit, Ideen in die Köpfe brächte. Das 
im Anfange kulturfördernde Prinzip der straff zu- 
sammengefafsten Form der Coenonie wirkt in seiner 
starren Übertreibung, als Sozialismus oder Kollek- 
tivismus, kulturhemmend, ja geradezu kulturzer- 
störend. Und sind die Zeiten darnach, daJs das Erwachen 
und sich liegen der Personalität nicht mehr mit den Macht- 
mitteln der Ck)enonie verhindert werden können, dann beginnen 
in derartigen Staaten die inneren Erschütterungen, welche 
kurzsichtige Politiker durch Gewaltmafsregeln zu unterdrücken 
suchen. Beweis hierfür sind die heutigen Zustände in der 
Türkei und in Bufsland. Beide Staate sind in sterilem Kol- 
lektivismus erstarrt; hier wie dort, durch Nihilisten und Jung- 
türken, ein Andrängen und Anstürmen der Personalitäteu 
gegen die einengenden kollektivistischen Schranken, dafs der 
ganze Staatsbau in seinen Fugen erbebt. 

Unter den asiatischen Staatsgebilden macht nur eines eine 
Ausnahme, weil es stets das Gegenteil einer straffen Coenonie- 
war, nämlich der jüdische Staat. 
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Ganz im Gegensatze zu allen übrigen asiatischen Völkern 
haben die Juden von vornherein die Persönlichkeit, und nur 
sie, ausgebildet, sind sie nie zu einem festgefügten Staate 
gekommen. Es lag dies in ihrer eigenartigen Religions- 
anschauung begründet Gott war ihr Herr und Herrscher 
auch auf Erden; auTser Jehova erkannten sie niemand als 
über sich stehend an, denn der ärmste Jude fühlte sich dem 
reichsten vollkommen gleichwertig und gleichberechtigt, weil 
beide gleich abhängig von Jehovas Gesetz waren. Der Jade 
gehorchte seinem Herrscher, Heerführer oder Priester nur, 
weil und so lange er ihn als Gottesgesandten anerkannte; und 
dieser Gehorsam wurde sofort aufgekündigt, sowie diese An- 
erkenntnis schwand. Der Jude gehorchte, nicht weil er 
mufste, sondern weil er wollte; sein Gehorsam war die frei- 
willige Unterwerfung der selbstbewufsten Personalität, nicht 
der Kadavergehorsam der stupiden Individualität. 

Durch Völker, welche einen derartigen hochausgebildeten 
Personalismus besitzen, in welchen die Einzelpersönlichkeit sich 
so auszuleben bestrebt ist, geht ein Zug von unverwüstlichem 
Idealismus. In solchen Völkern steckt eine Lebenskraft, die 
alle Mifsgeschicke, alle Leiden überdauert, weil immer wieder 
neue Persönlichkeiten geboren werden, welche als Regeneratoren 
ihres Volkes auftreten. Ich kenne in der Geschichte der so- 
genannten kaukasischen Rasse — die mongolische Rasse glaube 
ich nicht nötig zu haben in die Betrachtungen einzuziehen, 
weil sie trotz ihrer gewaltigen ethnologischen und anthro- 
pologischen Kraft bisher wenigstens für unsere Kultur ganz 
bedeutungslos ist — nur drei Völker, welche einen derartigen 
Charakter zeigen: die Juden, die Hellenen und die Germanen. 
Wohl sind die Hellenen der Gegenwart sehr stark entartet; 
doch das rührt offenbar daher, dais das alte Volkstum, 
welches die klassische Zeit geschaffen, mit fremden Elementen 
allzusehr durchsetzt ist. Aber die alten Hellenen waren, was 
noch zu zeigen sein wird, genau solche Personalisten wie die 
Juden, und die Germanen sind es zum grolsen Teil noch heute. 
Darum. haben die letzteren aus all dem fürchterlichen Leid 
ihres Geschickes, aus tiefster politischer Erniedrigung sich 
immer wieder heraufarbeiten können, gelangten immer wieder 
^ur Blüte, weil wohl ein Staat, also die Form der Coenonie, 
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vernichtet werden kann, die freie selbstbewailste Persönlichkeit 
aber unbesiegbar ist. Eine allzu straffe Coenonie ist unfrucht- 
bar, sie gebiert keine neue Gestalt aus sich heraus; Persön- 
sichkeiten aber erzeugen wiederum Persönlichkeiten nicht blols 
leiblich, sondern auch geistig. 

Die idealistische Grundanlage der Juden äuiserte sich 
ausschlieislich nach der religiösen Seite hin. In Wissenschaft 
und Kunst waren die Juden, so lange sie in einem selbstän- 
digen Staate lebten, durchaus unproduktiv. Wohl gehört ihre 
Lyrik, wie sie in den Psalmen zum Ausdrucke kommt, mit 
zu den bedeutendsten poetischen Erzeugnissen aller Zeiten und 
aller Völker; aber sie verherrlicht nur Gott ihren Herrn, der 
Mensch existiert nicht für sie. Und wenn hiervon das hohe 
liied eine Ausnahme zu machen scheint, so ist dies eben nur 
Schein; denn der Verfasser des hohen Liedes war ein schwel- 
gerischer Tyrann, der sich selbst wie eine Art Gott betrachtete, 
also nur sich selbst besang. 

Dieser extrem personaUstische Charakter der Juden war 
das Hindernis für ihr staatliches Gedeihen. Kommen kleine 
Völkerschaften, die aus lauter selbstbewuisten Persönlichkeiten 
bestehen, mit unentwickelten Horden kriegerisch zusammen, 
so werden letztere in einem Anstürme über den Haufen ge- 
worfen, ihr Land wird unterjocht. Das beweist die Eroberung 
Kanaans durch die Juden. Aber damit ist auch gewöhnlich 
die staatliche Kraft derartiger Völker erschöpft. Die Juden 
haben es nie, abgesehen von der kurzen Glanzzeit unter der 
Tyrannis der Könige David und Salomo, zu einem festen, 
geordneten, widerstandsfähigen Staatswesen gebracht. Der 
jüdische Staat war immer der Spielball seiner Nachbarn; es 
widerstrebte eben der jüdische Personalismus der für das Be- 
stehen eines Staates nötigen Selbstbeschränkung, es vermochte 
der Jude seine wirklichen oder eingebildeten meist egoistischen 
Interessen nicht in Harmonie zu bringen mit den Interessen 
der Coenonie. Lange genug hat sich der jüdische Staat er- 
halten; immer wieder erstanden den Juden Persönlichkeiten, 
welche sie aus ihrer Misere, wenn auch nur für kurze Zeit, 
herausrissen. Aber als endlich der lockere jüdische mit dem 
festgefügten römischen Staate ernsthaft zusammentraf, da brach 
er zusammen, um nie wieder zu erstehen. 
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So giebt uns die Geschichte der asiatischen Yölker- 
schaften, wenn wir sie vom naturwissenschaftlichen Stand- 
punkte aus betrachten, eine gro&e politische Lehre. Sie 
zeigt uns, dais die Coenonie, wenn sie ihren Einflniis über- 
spannt, ihre Aufgabe auch verkennt; dais sie, wenn sie allein 
existieren will und die Persönlichkeit nicht aufkommen läfst, 
politisch nichts Dauerndes schaffen kann. Und die Geschichte 
zeigt uns femer, dais, wenn der Personalismus zu stark ent- 
wickelt ist, wenn er der Coenonie nicht geben will, was ihr 
gehört, er ebenfalls keine dauerhaften politischen Grebilde her- 
vorzubringen vermag. Nur wenn Coenonismus und Per- 
sonalismus sich ergänzen, wenn beide Prinzipien 
harmonisch einander durchdringen, kann die Mensch- 
heit in friedlicher Entwickelung vorwärts schreiten. 
Aber leider war es bisher Menschheitsgeschick, dafs beide 
Prinzipien sich antogonistisch gegenüber standen, und darum 
ging aller Fortschritt durch Kampf und Streit hindurch, über 
Leichen, über verlorenes Glück hinweg. 

Kap. 12. Hellas und Rom. 

Wenn wir uns von den Asiaten zu jenen beiden Völkern 
wenden, auf deren wissenschaftlicher, künstlerischer und 
politischer Arbeit unsere ganze Kultur beruht, zu den 
Hellenen und Römern, so zeigen uns die ersteren einen so 
überwuchernden Personalismus, dalSs die coenonistischen 
Interessen fast ganz in den Hintergrund gedrängt werden. 
Allerdings herrschte hinsichtlich der Hellenen bei Philosophen 
und Staatsrechtsforschem bisher eine andere Auffassung; 
nicht die Interessen der Persönlichkeit sollen die der Coenonie 
bei ihnen überwogen haben, sondern gerade umgekehrt: die 
Sphäre der Coenonie soll so ausgedehnt gewesen sein, dafs 
die Einzelpersönlichkeit gamicht in Betracht kam.. So sagt 
z. B. Bluntschli (10): „Der hellenische Staat, wie der antike* 
überhaupt, ist übermächtig, weil er allmächtig ist" (1. c. 
Teil I S. 39). Lasso n (48) findet bei Piaton die „streng 
antike" Auffassung vorherrschend, wonach der Einzelne nichts, 
die Allgemeinheit alles bedeute. Jellinek (43) faist in einer 
Kritik die übliche Auffassung in folgende Worte zusammen r 
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^Als hervorragendstes Merkmal des griechischen Staates wird 
angefahrt seine Omnipotenz, die Rechtlosigkeit des Individuums 
gegenüber dem Staate: das Individuum gehe im Staate auf, 
«ei nur des Staates wegen da. Die antike Freiheit bestehe 
nur darin, dafs der Einzelne ämterfähig sei und Anteil habe 
an der Bildung des allmächtigen Gesetzes, welches aber, das 
Individuum allseitig beherrschend, diesem keine Sphäre staats- 
freier Betätigung gestatte, die dem modernen Menschen als 
^ie wichtigste Seite des Freiheitsbefirriffes erscheint. Dem- 
gemärs habe der sozialistische Gedanke, für den der Einzelne 
nur als Glied eines höheren Ganzen in Betracht kommt, im 
griechischen Staate, wenigstens für die Vollbürger, seinen 
reinsten und höchsten Ausdruck gefunden. Im Gegensatz zu 
ihm habe erst der moderne Staat das Individuum als selbst- 
berechtigte Macht anerkannt und sich selbst in den Dienst 
der Entwickelung der individuellen Person gestellt'' (1. c. 
S. 264). Jellinek aber zeigt, dafs „der aus der platonisch- 
aristotelischen Lehre geschöpfte Typus des antiken Staates 
ein Idealtypus kein empirischer Typus" (S. 265)) sei, und 
kommt zu dem unanfechtbaren Schlüsse: „Der Grieche war 
Kechtssubjekt nicht nur um des Staates, sondern auch um 
seinetwillen« (S. 281). 

Schon Mommsen (56) hatte darauf hingewiesen, dafs das 
Individuum (nach meiner Auffassung: die Persönlichkeit) in 
Hellas viel freier dem Staate gegenüber stand, als in Italien, 
und dafs dieser Unterschied in der politischen Haltung beider 
Yölker sogar in den Eigennamen zur Erscheinung gelangte. 
Er sagt ausdrücklich (1. c. S. 25): „Ja es ist als sollte die 
geringe und immer mehr zusammenschwindende Zahl und die 
Bedeutungslosigkeit der italischen, besonders der römischen 
Individualnamen, verglichen mit der üppigen und poetischen 
Fülle der griechischen, uns wie im Bilde zeigen, wie dort die 
Nivellierung, hier die freie Entwickelung der Persönlichkeit 
im Wesen der Nation lag". 

Und in der Tat: betrachtet man unvoreingenommen durch 
die Lehren des Piaton die hellenische Geschichte, so erscheint 
^s fast unverständlich, wie sich die völlig falsche Auffassung 
vom antiken Staat bei Philosophen und Staatsrechtsforschern 
-SO lange hat halten können. Denn die Hellenen waren 

Bawitz, Urgeschichte, Geschichte und Politik. Q 
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Personalisten dnrch und durch, in ihrem ganzen Tun und 
Treiben. Auf welchem Gebiete der Betätigung des mensch- 
lichen Geistes wir sie auch aufsuchen mögen, immer und 
überall überwiegen die persönlichen, oft die egoistischen 
Interessen und Neigungen über die der staatlichen Gemein- 
schaft, der Coenonie, schuldigen Pflichten. Hellwald (40), 
der in seiner „Kulturgeschichte" sonst nicht gerade viel Ver- 
ständnis für die Kultur der Hellenen zeigt, ahnt doch das 
Richtige, wenn er sagt, dals bei den Hellenen die Variabilität 
überwiegend vorhanden gewesen sei (1. c. Bd. I S. 431). 

Aus monarchischen Anfängen haben sich die historisch 
bekannten Städterepubliken der Hellenen entwickelt: aber was 
für Monarchien waren das! Man lese einmal Homers Ilias 
von diesem Standpunkte aus. So brutal der Heerfahrer 
Agamemnon auftreten mochte, um seinem Oberbefehle Geltung 
zu verschaffen, oder so sehr er sich auch gelegentlich auf 
Bitten und Flehen verlegte: seine Untergebenen gehorchten 
nur, wenn und soweit es ihnen behagte. Überall Auflehnung, 
überall Insubordination, überall und zu aller Zeit eine gröb- 
liche Vernachlässigung der freiwillig übernommenen Pflicht 
und ein rücksichtsloses Hervorkehren der eigenen Interessen, 
das sich bis zu dem an Fahnenflucht grenzenden Verhalten 
des Achill steigerte. Und wie in der mythischen so auch in 
der historischen Zeit. Ein dämonischer Hafs und Zorn gegen 
das eigene Land, wenn die egoistischen Interessen verletzt 
wurden oder auch nur verletzt schienen. Themistokles, im 
Kampfe gegen die Perser der Erretter von Athen und damit 
zugleich der von ganz Hellas, wird eben dieser von ihm kaum 
erst besiegten Perser eifrigster Berater gegen seine Vater- 
stadt, blofs weil er sich in seinen egoistischen Interessen ver- 
letzt fand. 

Athens politische Geschichte ist im Grunde nur ein Bild 
des fortgesetzten Auflehnens der Persönlichkeit gegen die 
Coenonie. Nie findet sich eine Unterordnung der Einzel- 
unter die Gesamtinteressen, niemiind will den selbstgegebenen 
Gesetzen gehorchen, die Minorität sucht die Majorität und 
diese jene zu vergewaltigen, mag auch der Staat darüber zu 
Grunde gehen. Und als eine gewaltige Persönlichkeit erschien, 
welche imstande gewesen wäre, bei nur einigerniafeen füg- 
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Samen weil einsichtsvollen Bürgern einen festgefügten daner^ 
haften Staat aus Athen zu machen, da konnte auch sie nichts 
Bleibendes schaffen, weil die unbändige Personalität der 
Athener dem widerstrebte. Denn des Perikles Wirken leitete 
nicht darum den Verfall Athens ein, weil dieser grofse Mann 
seiner Stadt zu früh starb, sondern darum folgte auf ihn der 
Zusammenbruch, weil die zentrifugalen, pulverisierenden 
Tendenzen des übertriebenen Personalisraus den Staat voll- 
kommen zerrüttet hatten. 

Selbst Sparta zeigt ähnliche Verhältnisse wie Athen. 
Durch die lykurgische Verfassung war dieser Staat zu einem 
eigenartigen Gebilde geworden. Hier fand sich ein An- 
klang an asiatische Verhältnisse vor, denn für die freie Be- 
wegung der Einzelpersönlichkeit war wenig oder gar kein 
Spielraum gelassen. Doch das hellenische Naturell war nicht 
ganz zu unterdrücken; niemals hörten die Verschwörungen, 
in welche siegreiche Heerführer zum Sturze der Verfassung 
sich einliefsen, auf, und das grausige Schicksal, welches den 
Pausanias, den Sieger von Platää, ereilte, beweist die Richtig- 
keit dessen, was oben über die bis zum Vaterlandsverrate 
sich vergessenden übertrieben personalistischen Neigungen der 
Hellenen gesagt wurde. 

Dieses Überwuchern des Personalismus über die Interessen 
der Coenonie war das politische Unglück des genialen helleni- 
schen Stammes. Denn niemals kam es zu einer festen Staaten- 
bildung; über einige winzige Städterepubliken hinaus, die ihre 
Männerkraft in albernen aber blutigen Fehden vergeudeten, 
gelangten die Hellenen nicht. Wohl vermochten sie, als sie 
alle ihre Kräfte in höchster Begeisterung für ihr Land und 
für ihr Volkstum einsetzten, die gewaltigen Heerhaufen der 
Perser mit Leichtigkeit zu besiegen; aber dank ihrer inneren 
Uneinigkeit, welche eben der Ausdruck ihrer politischen 
Impotenz, ihres übertrieben personalistischen Charakters war, 
konnten sie doch nicht auf die Dauer der Perser sich erwehren. 
Ihre politische Zersplitterung, eine Folge ihres unmäfsigen 
Personalismus, liefs sie später erst der Makedonier, dann der 
Römer Beute werden. 

Andererseits befähigte sie dieser ihr Grundcharakter, 
welcher für die Persönlichkeit die freieste Entfaltung begehrte 

6* 
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und erreichte, zu den denkbar höchsten Leistungen in Wissen- 
schaft und Kunst. Es hielse Eulen nach Athen tragen, wollte 
man die Bedeutung, welche Hellas in Philosophie, Poesie, 
Architektur und Plastik für unser eigenes wissenschaftliches 
und künstlerisches Schaffen besitzt, noch besonders betonen. 
Die Namen Sokrates, Piaton und Aristoteles, Homer, Aiscbylos 
und Sophokles, Pheidias und Praxiteles usw. sind Jedermann 
bekannt und Jedermann weilSs auch, dafs namentlich in der 
Plastik die Hellenen eine künstlerische Höhe erreicht haben, 
bis zu der hinan ihnen kein später lebendes Volk zu folgen 
vermochte. Mag sein, daJs Hellwald (40) Recht hat, wenn 
er hervorhebt, dals jeder von den Hellenen gepflegte Wissens- 
zweig nichthellenischen Ursprunges sei. Darauf kommt es 
bei Beurteilung dieses Volkes gar nicht an; das vielmehr wäre 
die Aufgabe des „Eulturhistorikers' Hellwald gewesen, nach- 
zuweisen, warum die Hellenen das von anderer Seite Ent- 
nommene zu einer derartigen Höhe fortbilden konnten, wie es 
tatsächlich der Fall gewesen. Der Eulturhistoriker Hellwald 
und mit ihm auch alle anderen sogenannten Eulturhistoriker 
ahnen kaum das Richtige, geschweige denn, dals sie zu einer 
klaren Erkenntnis kommen. Der ungebändigte Persönlichkeits- 
trieb, die geradezu dämonische Lust, ihr „Ich^ auszuleben, 
hat die Hellenen dazu befähigt. Eben weil der Einzelne nicht 
in der Gemeinschaft unterging, wie bisher fast allgemein be- 
hauptet wurde, sondern weil der Einzelpersönlichkeit im 
Grunde genommen wenig oder gar nichts an den Interessen 
der Gesamtheit lag, weil sie in erster Linie nur ihre Wünsche 
befriedigen, das eigene Behagen rücksichtslos erreichen wollte, 
darum konnte sich eine solche Fülle der verschiedensten 
Talente ausbilden. Dais eine gute Veranlagung des Gesamt- 
volkes hierfür eine Voraussetzung bildet, ist selbstverständlich; 
aber diese Veranlagung konnte doch nur bei geringer staat- 
licher Beschränkung zu einer derartigen Entfaltung gelangen. 
Denn wo eine solche Beschränkung in beträchtlicherem Grade 
vorhanden war, da waren die hervorragenden Männer trotz 
der guten Veranlagung selten, wie die Geschichte Spartas 
lehrt. Dafe ferner zur vollen Entfaltung aller Fähigkeiten 
günstige klimatische Verhältnisse erforderlich sind, versteht 
sich ebenfalls von selbst; denn der Mensch ist ja, wie wir ge- 
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sehen haben, in seinem ganzen Wesen das Produkt seiner 
äufseren Umgebung, d. h. seines Landes. Das milde griechische 
E^ma, das der Pflanzen Früchte so schnell reifen läfst, brachte 
auch die Menschenfrucht sehr bald zur vollen Reife. 

Aber merkwürdig schnell tritt auch das Welken ein. Eine 
kurze Spanne Zeit war es nur, während welcher der hellenische 
Geist das Höchste leistete, was Menschen zu leisten imstande 
sind. Dann erlischt der Glanz; Hellas, Athen vor allem ver- 
schwinden aus der Geschichte, um nicht wieder in nennens- 
werter Weise teilzunehmen an der Vermehrung des geistigen 
Gütervorrates der Menschen. Wohl mag ein gut Teil der 
Schuld hieran der Umstand tragen, dafs die Alten nicht die 
freie Persönlichkeit aller Menschen anerkannt haben, wie 
dies von Böhmert (11) zutreffend hervorgehoben worden ist; 
dafs nur ein paar Tausend vollberechtigte Bürger, Persönlich- 
keiten in meinem Sinne, auf Hunderttausende rechtloser Men- 
schen, politische Individuen, kamen. Die Hauptschuld aber am 
schnellen Untergange von der Hellenen Glanz und Pracht trägt 
ihre durch und durch personalistische Natur. Wie die zum 
Sozialismus oder Kollektivismus übertriebene Coenonie kein 
dauerndes Staatsgebilde zu schaffen vermag, weil die Persön- 
lichkeit nicht zu ihrem Hechte kommt, so vermag auch der über- 
triebene, in häfslichsten Egoismus ausgeartete Personalismus 
keinen die Stürme der Jahrhunderte überdauernden Staat zu 
gründen, weil er die Interessen der Gesamtheit vernachlässigt. 
Weder die Asiaten, noch die Juden, noch die Hellenen haben 
bleibende staatliche Gebilde hervorgebracht, und so Herrliches 
die letzteren auch der Menschheit geschenkt haben, sie selber 
sind verkommen und Andere haben ihre Erbschaft angetreten. 

Von ganz anderer Art sind die Römer. Wie ihre 
mythischen Königserzählungen lehren, hat auch ihre politische 
Geschichte, wie die der Hellenen, mit der Monarchie ange- 
hoben. Aber welcher Unterschied zwischen der hellenischen 
und der römischen vorhistorischen Monarchie! In beiden 
gährte es, drängte der Personalismus gegen die einengenden 
Schranken des Coenonismus. Aber dort wollte der Einzelne nur 
sein jeweiliges Gelüste befriedigen, hier suchte die Persön- 
lichkeit ihr Recht zu erringen und auszugestalten. Das ist 
eben der charakteristische Unterschied in der Geschichte 
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beider Yölker. Die Hellenen leitete Willkür, die Römer das 
Eecht; dort nur egoistische Interessen, hier Rechtsinteressen, 
deren Wahmng nnd Erweiterung in gleicher Weise der Einzel- 
persönlichkeit wie der Gesamtheit zu Gute kamen. Dieses 
Streben nach der rechtlichen Umgrenzung der dem Einzelnen 
wie der Gesamtheit zustehenden Pflichten und Rechte zeigt 
sich auch in den ersten Zeiten der Republik. Coenonismus 
und Personalismus stehen hier noch in Streit, ringen ernst- 
haft, oft auch, wie dies nun einmal der Menschen Art ist, 
blutig mit einander. Aber sie ringen nicht um die Hege- 
monie, nicht darum, wer den Anderen völlig unterwerfen 
kann, sondern der Ausgleich der beiderseitigen Interessen, 
ihre harmonische Durchdringung ist das, wenn auch nicht 
immer klar erkannte, Ziel dieses Kampfes. Und als dieser 
beendet war, da zeigte das römische Staatswesen eine solche 
wunderbare Harmonie beider Prinzipien, wie weder vorher 
noch nachher je ein Volk sie aufzuweisen hatte. Selbst der 
heutige englische Staat, der sehr viel Ähnlichkeit mit dem 
römischen in seiner besten Zeit darbietet, erreicht diesen doch 
nicht ganz. Völlige Freiheit der Einzelpersönlichkeit, soweit 
das Altertum überhaupt die Freiheit zuliels, also nur für 
Vollbürger, ohne dafs die Gemeinschaft geschädigt wurde, 
und gewaltiger staatlicher Einflufs in allen den Staat, d. h. 
die Gesamtheit der Bürger, wirklich angehenden Angelegen- 
heiten ohne Kränkung der Einzelrechte: das ist die Signatur 
Roms in seiner Glanzzeit. Es hatte sich so ein öffentliches 
Recht ausgebildet, das in geradezu idealer Durchführung die 
Interessen von Coenonismus und Peisonalismus vereinte. 
Hierin, und wenn ich mich nicht täusche, nur hierin beruht 
die unwiderstehliche, unbesieglicbe staatliche Kraft der römi- 
schen Republik. Wenn hierbei die wissenschaftlichen und 
künstlerischen Fähigkeiten zunächst auch nicht entwickelt 
wurden, so bildete dies nur einen vorübergehenden Nachteil; 
war doch ein Staat entstanden, der Dauer versprach und der 
daher auch für die Erscheinungen des Schönen den nötigen 
Platz bot. 

Erst als Rom seine natürlichen räumlichen Grenzen in 
künstliche zu verwandeln, als es sich über die italische Halb- 
insel auszudehnen begann, da fing der staatliche Bau zu 
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wanken an. Wohl haben die punischen Kriege, besonders der 
zweite, der italischen Yolkskraft tiefe, bis aofis Mark gehende 
Wanden geschlagen, der Yerlust an führenden Männern nicht 
blofs, sondern an Männern überhaupt war namentlich für jene 
Zeit ein ganz gewaltiger gewesen. Aber Rom hätte sich da- 
von völlig wieder erholen können, hätte die verlorenen Säfte 
und Kräfte sicher wieder ersetzt, wenn es sich nur selber 
Ruhe hätte gönnen wollen. Die infolge der Kriege einge- 
tretene Verschiebung der ländlichen Besitzverhältnisse, auf 
welcher nach Rodbertus (67, Bd. III) Roms soziale Frage 
beruhte, hätte, wenn auch unter schweren inneren Kämpfen, 
ausgeglichen werden können, wenn nicht mit der Besiegung 
Karthagos die Republik von einer geradezu dämonischen Aus- 
breitungslust ergriffen worden wäre. Die Eroberung Spaniens, 
des Orients usw. mögen dem pragmatischen Geschichts- 
schreiber als politische Notwendigkeiten erscheinen: von 
unserem naturwissenschaftlichen Standpunkte aus ist diese 
Wendung in der Geschichte Roms zu beklagen. Denn infolge 
dieser immer weiter gehenden staatlichen Ausdehnung verlor, 
um mit Ratzel zu sprechen, das italische Volkstum den Halt 
am Boden, an dem ihm geeigneten Räume. In Italien waren 
die Wurzeln seiner Kraft; mit dem Griechen tume konnte es 
sich noch allenfalls amalgamieren, aber durch die Eroberung 
von Spanien, Afrika, den Donauländern, Gallien, mochte 
immerhin den unterw^orfenen Volksstämmen römischer Typus 
aufgeprägt werden, lockerten sich die Wurzeln im beimischen 
Boden. W^as Rom an äufserer Ausdehnung gewann, verlor es 
an innerer Kraft; die Völker sind eben an den Raum, und 
zwar an ihren Raum, der ihrem Volkstume angemessen ist, 
gebunden und lockern nicht ungestraft dieses Band. Es ist 
dies auch nur natürlich. Dals die bei den immerwährenden 
Kriegen verloren gehende Manneski'aft durch GebuiiÄnüber- 
schufs nicht sofort zu decken war, möge noch hingehen. 
Wichtiger schon ist die Tatsache, dafs der Krieg gerade die 
besten, kräftigsten Männer vernichtete, die weniger guten oder 
ganz schlechten dagegen verschonte. Denn es ist, dies sei 
nebenbei bemerkt, ein grofser Irrtum von Ammon (1), wenn 
«r den Krieg geradezu als eine Wohltat für die Menschheit 
erklärt. Allerdings findet im Kriege und durch ihn eine Aus- 
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lese der Menschheit statt; aber es ist dies eine solche, die den 
gerade entgegengesetzten Erfolg hat wie die, welche duich 
den nnter natürlichen Bedingungen sich abspielenden Kampf 
ums Dasein bewirkt wird. Aus letzterem geht das besser 
ausgerüstete Individuum als Sieger hervor; ob vom krieg- 
führenden Heere der Bessere der Überlebende ist, hängt von 
Zufälligkeiten ab, ist aber nicht sicher. Sicher dagegen ist, 
dals der Untüchtige, der Feige, welcher ruhig zu Hause ge- 
blieben ist, überlebt und daher sich fortpflanzen kann. 

Yiel wichtiger als die eben angeführten Momente war für 
die Geschichte Roms zunächst die Tatsache, dafe durch die 
unaufhörlichen Kriege die Soldaten aus Landwehren, welche 
also nur gelegentlich den Pflug verlassen, um das Schwert zu 
ergreifen, Berufssoldaten wurden, die die Handhabung des 
Pfluges völlig verlernten. Hierdurch lockerte sich die Be- 
ziehung zum Boden noch mehr; der sich ausbildende Mili- 
tarismus war es, der die Grundlage römischer Kraft, das 
Interesse des Einzelnen an der Gesamtheit, zu zer- 
stören begann, um egoistische Interessen zu züchten. Denn 
die alten gedienten Legionare hatten nur noch das Streben, 
für ihr Alter eine Versorgung zu erhalten, während es ihnen 
gleichgültig wurde, woher die ihnen verpflichtete Gemeinschaft 
die Mittel zu derartigen sich unausgesetzt steigernden Ver- 
sorgungen nahm. 

Mit der immer gewaltiger sich ausdehnenden Herrschaft 
der Römer ging ferner einher die Unmöglichkeit, die zur 
militärischen Besetzung der eroberten Gebiete nötigen Truppen- 
körper ausschliefslich aus Landeskindern zu rekrutieren. So 
wurden Söldnerheere geschaffen, welche sich bald als zu allem 
fähige Werkzeuge in der Hand ihrer Führer entwickelten. 

Dieser ganze Entwickelungsgang Roms lautet in unserer 
Ausdrucks weise, dafs die zur Glanzzeit der Republik voll- 
kommene Harmonie zwischen Coenonismus und Personalismus 
allmählich zu einer Disharmonie wurde, dafs der alte, lange 
unterdrückt gewesene Antagonismus beider Prinzipien sich 
wieder einstellte und dafs dabei jener das Übergewicht erhielt. 
Nicht auf einmal trat natürlich diese Veränderung ein, sehr 
allmählich vielmehr und unter schweren und blutigen Kämpfen 
verschoben sich die Sphären beider Prinzipien. Aber als 
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Cajus Julius Caesar die letzten Reste der Pompejusschen Partei 
vernichtet hatte, da war der Sieg der zum Kollektivismus ent- 
arteten Goenouie über den Personalismus entschieden. Es war 
eine Coenonie, in welcher der Militarismus — doch wohl 
gemerkt der des Söldnertums nicht der der allgemeinen Wehr«- 
pflicht — im Vordergrunde stand, während die Einzelpersön- 
lichkeit des freien Bürgers allmählich verschwand. Unter 
Caesars Nachfolgern verschlang dann das Imperium die Per- 
sönlichkeit völlig, Roms Bürger wurden zu willenlosen Sklaven 
ihres Herrn und Gebieters, wurden zu Individuen herunter«- 
gedrückt. Dafs Rom nicht an einem Tage fiel, darf nicht 
verwundem, dazu war die Masse, die Quantität des Reiches 
zu gewaltig, seine Organisation zu kompliziert Aber darüber 
kann meines Erachtens kein Zweifel sein: mit der Aufrichtung 
des Imperium, d. h. mit dem Überwuchern der Coenonie über 
die Persönlichkeit beginnt Roms Zerfall. An allen Ecken und 
Enden des gewaltigen Reiches fing es an zu gähren, revo- 
lutionierten die unterjochten Yölkerschaften, die durch Rom 
selber aus ihrem politischen Schlummer aufgeweckt und zu 
mehr oder minder festen Verbänden von selbstbewufsten Per- 
sönlichkeiten erzogen waren. Jugendliche Coenonien, das ist 
im vorigen Kapitel gezeigt worden, sind trotz der Unter- 
drückung der Einzelpersönlichkeit eben ihrer Jugendlichkeit 
wegen unwiderstehlich. Alternde kollektivistisch oder sozia- 
listisch entartete Coenonien dagegen sind wegen der Unter- 
drückung der Persönlichkeit morsche Staatsgebilde, die, hat 
die innere Zersetzung den höchsten Grad erreicht, ist die Per- 
sönlichkeit ganz untergegangen in der Herde, den Ansturm 
selbst kleiner, politisch nicht einmal festgefugter Yölker- 
schaften, wenn diese nur aus freien selbstbewutsten Persön- 
lichkeiten bestehen, auf die Dauer nicht aushalten können. 
So erlag Rom den Germanen und sein Untergang zeigt, was 
seine Glanzzeit gelehrt hatte, dafs nur der Staat kräftig 
ist und gedeiht, in welchem die Interessen der Ge- 
samtheit und des Einzelnen, der Coenonie und der 
Personalität sich harmonisch durchdringen, und dafs 
nur ein solcher Staat Dauer verspricht, der den 
inneren Halt am Boden sich bewahrt. 

Wo dagegen eines dieser Prinzipien so überwiegt, dafs das 
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andere nicht zur vollen Entfaltung gelangt, kann zwar eben- 
falls ein groiser politischer Erfolg erreicht werden, dieser aber 
ist immer nur ein vorübergehender. Wie in der Urzeit die 
Persönlichkeit nur in der Gesamtheit sich entwickeln konnte 
und wie eine Fortbildung dieser nur durch jene möglich war, 
so ist es auch in der sogenannten Weltgeschichte geblieben. 
Welche Einkleidungen beide Prinzipien, namentlich 
das des Coenismus, im Laufe der Jahrtausende erfahren 
haben mögen, wirksam sind sie immer gewesen und 
werden es immer bleiben und Dauerhaftes können 
sie nur leisten, wenn der Antagonismus zwischen 
ihnen verschwindet. 

Einem etwaigen Milsverständnisse ist hier noch zu be- 
gegnen. Wenn gesagt wurde, dafs im römischen Imperium 
die Persönlichkeit wieder zum Individuum degradiert w^orden 
sei, so soll das nicht etwa heiisen, als ob nicht neben den 
Herrschenden noch bedeutungsvolle Menschen aufgetreten seien. 
Nur das politische Moment ist es, was uns bei diesen Be- 
trachtungen vorwiegend, wenn nicht ausschlieJslich, inter- 
essiert. Dafs in Kunst und Wissenschaft Bedeutendes geleistet 
wurde, ist nicht zu leugnen; dafs einzelne Männer auch in 
der Politik sich hervortaten, ist Tatsache. Worauf es hier 
ankam, war zu zeigen, dafs im römischen Caesarenstaate wie in 
den grofsen Tyrannien Asiens die Masse nur individualistisch 
vegetierte, aber nicht personalistisch lebte. Und dieses indi- 
vidualistische Vegetieren ist nur gedacht relativ zum Leben, 
zur Weiterentwickelung des Staates; für sich allein und im 
Gegensatze zu seinem Nachbar, in der Sphäre also seiner 
kleinen und kleinlichen Interessen war der römische Bürger wie 
der Ägypter und Assyrer eine Persönlichkeit, die aus persön- 
lichen oder egoistischen Trieben sein bischen Leben so angenehm 
sich zu gestalten suchte, wie es ihm möglich war und soweit 
der Einflufs der zum Kollektivismus entarteten Coenonie dies 
zuliefs. 

Kap. 13. Das Mittelalter. 

Der stürmischen Jugendkraft der Germanen erlag endlich 
das morsch gewordene Reich der Römer. Die antike, klassische 
Welt ging unter, denn mit der Vernichtung Westroms setzt 
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jener Abschnitt der sogenannten Weltgeschichte ein, den man 
nicht ohne tieferen Gmnd das Mittelalter nennt. Er ver- 
mittelt nämlich nnr den Übergang von der beendeten Kultar 
des klassischen Altertums zur beginnenden Kultur der Neu- 
zeit; hat also tatsächlich nur die Bedeutung einer allerdings 
ziemlich lange dauernden geschichtlichen Episode. 

Die Germanen bildeten keinen grofsen, kompliziert ge- 
bauten staatlichen Organismus, als sie Roms Herrlichkeit in 
Trümmer schlugen. In kleine Völkerschaften vielmehr waren 
sie zerspalten, deren jede nur eine lockere, ungegliederte oder 
wenig gegliederte Vereinigung von unabhängig sich dünkenden 
Einzelpersönlichkeiten darstellte, die wesentlich durch gemein- 
same Wohnsitze, gemeinsame religiöse Heiligtümer und angeb- 
lich auf einen Ahnherrn zurückführbare g'^meinsame Ab- 
stammung zusammengehalten wurden. Selbst die Ostgothen 
Dietrichs von Bern machten hierin keine Ausnahme; nur ihre 
etwas festere militärische Organisation und die geniale, ge- 
waltige Persönlichkeit ihres Heerführers verlieh ihnen einen 
gewissen Grad von politischer Kraft. Dafs aber bei den alten 
Germanen noch in der Zeit, da sie Roms Besieger wurden, 
derartige Verhältnisse die herrschenden waren, ist in dem 
Charakter dieses mächtigen, hochbegabten Volkstumes zu 
suchen. Wie die Hellenen, so w^aren auch die Germanen 
unbändige Personalisten: selbstbewufst, eigensinnig, nur auf 
den eigenen wirklichen oder eingebildeten Ruhm und Vorteil 
bedacht ordnete sich der Einzelne nur widerwillig der Gesamt- 
heit oder der führenden Persönlichkeit unter, bereit, jeder- 
zeit seine eigenen Wege zu gehen, wenn ihm dies besser 
und rühmlicher erschien. Ganz zutreffend charakterisiert sie 
Bluntschli (10), wenn er sagt: „Die Germanen sind nicht in 
dem eminenten Sinne eine staatliche Nation wie die Römer. 
Nur widerwillig ordnen sie sich dem grofsen Ganzen unter. 
Ihr starkes, trotziges und eigenwilliges Selbstgefühl tritt dem 
Gesamtbewufstsein hindernd in den Weg und. lähmt dessen 
Macht« (Teil I S. 44). 

Es gelang den alten Germanen nicht, aus sich heraus, 
d. h. ohne Einwirkung von aufsen, schon in jenen Zeiten eine 
solche kulturelle Höhe zu erklimmen wie die Hellenen. In- 
dessen, das lag nicht etwa an ihrer minderwertigen Veran- 
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lagung, sondern, wie auch Seeck (81) betont, an den Daseins- 
bedingungen, die sie in ihrem Lande vorfanden. Der trübe 
Himmel, der über Germanien hing, das ranhe Klima, in dem 
sie lebten, die fast undurchdringliche Waldwildnis, die erst 
im dreizehnten Jahrhundert unserer Zeitrechnung gelichtet 
wurde, liefsen die Frucht „Mensch** nicht so schnell reifen, 
wie es in den gesegneten Gefilden von Hellas der Fall war. 

Aber während die Hellenen gar keine staatenbildende 
Kraft hatten, besafsen die alten Germanen wenigstens die An- 
lage dazu. Und dieser Zwiespalt in ihrem Charakter — denn 
als solcher mufs das Nebeneinandervorkommen von über- 
triebenem Personalismus und staatlicher Befähigung be- 
trachtet werden — macht sie zu einem der interessantesten 
Objekte völkei^psychologischer Studien. Als politische Ver- 
anlagung betrachte ich nämlich die sogenannte „germanische 
Mannentreue". Während sie ihrem freiwillig erwählten 
Führer nur wenig gehorchten, nur allzusehr geneigt waren, 
ihrem eigenen Gutdünken selbst in solchen Fällen nachzu- 
geben, in denen von ihrer Fügsamkeit die eigene Existenz 
abhing, hielten sie unverbrüchliche Treue dem, welchem sie 
sich unter gewissen Ceremonien gelobt hatten. Fand sich 
eine Persönlichkeit, welche diese Mannentreue nach der 
politischen Seite hin, zur Bildung eines Staates, auszunutzen 
verstand, so konnten auch die Volksstämme germanischen 
Ursprunges trotz ihres übertriebenen Personalismus staatliche 
Kraft erlangen. Eine solche Persönlichkeit erstand in Karl 
dem Grofsen. Nicht, wie Bluntschli (10) im Fortgange 
jener vorhin zitierten Stelle meint, romanischer Einfluls hat 
die Germanen für den Staat erzogen, also nicht, woran offen- 
bar Bluntschli denkt, die direkte persönliche Einwirkung 
der Römer, wie sie der bald friedliche bald kriegerische Ver- 
kehr beider Völkerschaften herbeiführte, hat die in den 
Germanen schlummernden politischen Fähigkeiten zur Ent- 
faltung gebracht. Eine übermächtige Persönlichkeit vielmehr 
war es, die zwar auf römisches Vorbild zurückging, jedoch 
dieses nicht in geistloser Weise einfach nachahmte, sondern 
es in genialer Erkennung des für die Germanen Notwendigen 
und Möglichen dem Volkscharakter gemäfs umformte. 

Lange genug hat es allerdings gedauert, ehe das Ziel er- 
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reicht wurde, ehe aus dem Wirrwarr der Stämme und 
Stämmchen in sich geschlossene Staaten entstanden waren: 
erst mit der YoUendang des absolutistischen Staates ist streng 
genommen dieser Werdeprozefs beendet. Das ganze Mittel- 
alter hindurch findet sich ein andauernder Wechsel im Aus- 
sehen der Staatsverfassung, ein mühsäliges Suchen nach der 
geeigneten Form der Politie, die während vieler Jahrhunderte 
nicht gefunden wird. Nur vorübergehende staatliche 
Bildungen, die kaum entstanden schon nach neuen Richtungen 
liin variieren, zeigt uns das Mittelalter, aber nichts Dauer- 
haftes hat es in der Politik geschaffen. Und eben hierin er- 
kenne ich seinen episodischen Charakter, seine Mittelstellung 
oder richtiger Yermittlerstellnng zwischen alter und neuer 
Zeit. Das „heilige römische Reich deutscher Nation^ kann 
nicht etwa als Beweis dafür genannt werden, dafs auch im 
Mittelalter ein Staat vorhanden war; denn wenn es je eine 
Karrikatur auf den Staat, wie er sein soll oder mufs, gegeben 
hat, so war eine solche jenes Deutsche Reich. 

Wenn Engländer und Spanier sich staatlich eher 
konsolidierten, als die Deutschen, so verdanken sie diesen 
Vorteil zu einem guten Teil ihrer abgesonderten geographischen 
Lage. Wenn Frankreich ebenfalls früher ein geordneter Staat 
wurde, so ist dieser Umstand darauf zurückzuführen, dafs das 
Römertum dem keltischen Charakter seinen Stempel tief ein- 
geprägt hatte, so tief, dafs dadurch die eigene Sprache und 
damit das Wesentliche des eigenen Volkstums verloren ge- 
gangen war. Das Germanentum dagegen war trotz der Jahr- 
hunderte währenden Grenzkriege und trotz des von den 
Germanen massenhaft aufgesuchten römischen Militärdienstes 
von römischem Wesen kaum gestreift worden. Es war un- 
verändert dasselbe zu des Deutschen Karls des Grofsen wie 
zu des Römers Marius Zeiten. Dafs also die Germanen über- 
haupt zur Staatenbildung gelangten, zeigt, dafs sie die Anlage 
dazu hatten. Dafs hierfür so lange Zeit erforderlich war, be- 
weist, wie schwer sich ihr übermäfsig entwickelter 
Personalismns durch die Interessen des Staates, d. h. der 
Coenonie, bändigen liefs. Und auch heute noch ist dieser 
Personalismus nicht völlig in die naturnotwendigen Grenzen 
gebannt. Denn was bedeutet die Redensart vom „berechtigten 



94 n. Buch. Überlieferte Gesch. in naturwissensch. Beleuchtung. 

Partikularismus" anderes wie, dafs jeder Stamm seine politi- 
schen Eigenheiten, also seine personalistischen Neigungen, 
wahren will den Interessen des Gesamtstaates zum Trotz. Es 
mag ein solches offenbar unmotiviertes personalistisches Be- 
harren der Einzelstämme dem Reiche ein lebhafteres Aussehen 
geben: dafs hierin unter Umständen eine grofse politische Ge- 
fahr liegt, darf nicht verkannt werden. 

Es ist nicht ohne Interesse und für unsere Aufgabe, die 
gegenseitigen Beziehungen der im Leben der Menschheit als 
wirkend erkannten Prinzipien zu verfolgen, auch von Wichtig- 
keit, dem staatlichen Werdeprozesse bei den Germanen 
einen längeren Blick zu schenken. 

Den Übergang von dem losen Gefüge der altgermanischen 
Coenonien zu einem wirklichen Staate bildete der Feuda- 
lismus. Mit dem freien Bauern — Städter gab es anfanglich 
noch nicht — war im allgemeinen nichts anzufangen; sein 
Trotz, seine Selbstherrlichkeit waren nicht so ohne weiteres 
zu beugen. Da wendete man sich zunächst hauptsächlich an 
die Unfreien und erst später auch an die jüngeren nicht mit 
Land begabten Söhne der Freien. Deren, übrigens sehr 
egoistische, Mannentreue belohnte man durch Verleihune: von 
Land und Macht, verband sie so innig dem Herrscher und 
schuf sich dadurch eine in allen Wechselfällen der Politik ver- 
läfsliche Mannschaft. Und wie der Herr des Reiches, so ver- 
fuhren auch die minder Grofsen, welchen die Verwaltung der 
Reichsprovinzen anvertraut war. Bald galt die Abhängigkeit 
von einer mehr oder weniger mächtigen Persönlichkeit als ein 
Vorzug, als „adelige** Eigenschaft, während die Freiheit der 
ursprünglich wahrhaft Edelen, der Bauern, der Mifsachtung 
verfiel. Mit der Entwertung der Freiheit und der Hoch- 
schätzung der Unfreiheit, welch letztere dem Lehnsmanne 
anfänglich anhaftete, entstand eine Art Staat, der zwar keine 
völlige Solidarität besafs, der aber dem Prinzipe nach einen 
politischen Fortschritt gegen die primitiven Zustände dar- 
stellte. Denn war auch in der Verwaltung des Landes, in der 
Abgrenzung der in unserem Sinne staatsbürgerlichen Rechte 
und Pflichten noch keine Klarheit gewonnen, kein wirkliches 
Recht entstanden: die Lehnsmannen garantierten eben wegen 
ihrer Lehnsverpflichtung in gewissem Grade die in jenen 
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Zeiten ebenso wie heute überaus wichtige militärische Aktions- 
fähigkeit des Reiches. 

So hätte der Feudalismus zu einer straffen wenn auch 
kollektivistischen Staatsform führen können, wenn er sich 
nicht auf die schlimmsten egoistischen Triebe der Menschen, 
auf Habsucht uud Selbstsucht, gestützt hätte und wenn nicht 
einer politischen Konsolidierung des Reiches dessen unselige 
Gesamtverfassung hinderlich gewesen wäre. Das deutsche 
Reich war nach dem Erlöschen der Karolinger ein Wahlkönig- 
reich geworden, hatte also den denkbar unzweckmälsigsten 
Modus der Verwaltung angenommen. Es war nicht zur Erb- 
monarchie gelangt, weil hiergegen die alte Eifersucht der 
Stämme, der alte personalistische Stammestrotz der Ger- 
manen sich entschieden auflehnte. So mulste der eigentliche 
Herrscher des Reiches zu einer zwar glänzend gekleideten, 
mit allem möglichem Ceremoniell umgebenen, aber politisch 
UDmächtigen Persönlichkeit werden, während seine Unter- 
gebenen, die Verwalter der Provinzen, sich allmählich zu den 
Herren des Reiches auswuchsen. Er mufste diplomatisieren 
und intrigieren, wo er hätte befehlen und führen sollen. Bei 
den Lehnsmannen der Provinz herrscher erwachte ebenfalls 
die nur wenig gebeugte altgermanische Eigenwilligkeit und 
so wurden diese auf ihrem Gebiete freie Herren, welche die 
mfreien Bauern zu verknechten begannen. Das Reich stellte 
infolge dessen eine Masse von Einzelherren dar, die ihren 
Oberen — es war dies eine durchaus natürliche Konsequenz — 
nur widerwillig oder vielmehr nur dann gehorchten, wann 
und soweit es mit ihrem wirklichen oder eingebildeten Vorteil 
ihnen im Einklang schien, ohne dafs sie dabei im allgemeinen 
Rücksicht auf die Lebensinteressen der politischen Gesamtheit 
zu nehmen für gut hielten. 

So warea also im nachkarolingischen Reiche zwar alle 
oder fast alle Germanenstämme geeint, aber das sie umschlin- 
gende Band war doch nur lose geknüpft. Noch immer stand 
die Einzelpersönlichkeit allzusehr im Vordergrunde, wurde das 
Reich, also die Gesammtheit, viel zu leicht vernachlässigt. 
Ein weit ausgedehntes, scheinbar mächtiges Staatsgebilde war 
entstanden, dessen Provinzen aber keinen inneren, organisch 
gefügten Zusammenhang besafsen, sondern sich nur gelegent- 
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lieh als Teile eines Reiches fühlten, sodaCs letzteres häufig 
genug politisch ohnmächtig war. Noch hatte sich der alt- 
germanische Personalismus den berechtigten Anforderungen 
der Coenonie nicht fügen gelernt, ja er war sogar durch das 
Lehnswesen, wie es sich allmählich durch die aufgekommene 
Erblichkeit der Lehen umgestaltet hatte, zum Teil neu gestärkt 
worden. Nur sehr langsam wurden die Provinzen zu staatlich 
festeren Bildungen, standen aber gerade darum dem Gesamt- 
reiche um so unabhängiger gegenüber. 

Indessen ist damit die Signatur des mittelalterlichen deut- 
schen Reiches nicht vollständig gegeben. Durch das Entstehen 
und Gedeihen der Städte trat zwischen Gesamtreich, Provinzen 
und Einzelherren ein Element, welches sehr bald grofeen Ein- 
flars auf die politischen Geschicke gewann. Durch die Städte 
wurde die staatliche Konsolidierung des Reiches zwar nicht 
erschwert, aber auch nicht gerade erleichtert. Ehe sie einige 
Bedeutung sich errungen hatten, gab es, wenn wir von der 
Geistlichkeit zunächst absehen, auTser den Regierenden haupt- 
sächlich zwei Gruppen von Reichsangehörigen: die zu freien 
Herren gewordenen ehemaligen unfreien Lehnsmannen und die 
allmählicher Verknechtung erliegenden urfreien Bauern. Das 
Bürgertum schob sich jetzt hier zwischen ein; frei, anfanglich 
ohne Lehnsherren und nur dem Kaiser direkt Untertan wurden 
die Städte sehr bald ein ausschlaggebender Faktor in der 
durch Fürsten und Adelsstand gebildeten politischen Organi- 
sation. Durch Handel und Industrie, soweit letztere im Mittel- 
alter überhaupt vorhanden war, hatten die Städte grofse 
Reichtümer erworben; sie waren die Heimstätten der Wissen- 
schaft und Kunst geworden und besalsen im allgemeinen einen 
klaren Blick, ein wirkliches Verständnis für das staatlich Not- 
wendige. Ihr Eigeninteresse wies sie zum Anschlufs an die 
kaiserliche Politik und oft genug waren sie der einzige und 
unbedingt verläfsliche Rückhalt des Reichsherrn, Nur mit 
dem Kaiser konnten sie gedeihen, da die Provinzialfürsten 
und namentlich die kleinen Herren, die Ritter, ihnen feindlich 
gegenüberstanden, weil ihr Reichtum Neid und Begehrlichkeit 
erweckte, ihre durch weit ausgedehnten Handel geknüpften 
Beziehungen ihnen im Verein mit ihrem Gelde politische 
Kraft verliehen, dadurch ihren ünabhängigkeitssinn stärkten 
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«ind sie zu sehr unbequemen Nachbarn der wenig vermöglichen 
^ber habsüchtigen ritterlichen Lehnsmannen machten. Dankbar 
haben die verschiedenen Kaiser die ihnen von den Städten 
gehaltene Treue mit Privilegien aller Art belohnt Es ent- 
standen die freien Reichsstädte, die als zwar Jdeine aber 
mächtige republikanische Gemeinwesen zu dem gewissermaTsen 
konstitutionell-monarchisch regierten Gesamtreiche sowie zu 
•den der Tyrannis sich zuneigenden Provinzen einen eigen* 
artigen und scharfen Gegensatz bildeten. 

Als Gemeinwesen, die ihre Bürger umfafsten, waren die 
Städte Goenonien, aber, so paradox dies klingen mag, gerade 
deswegen standen sie den übrigen Reichsfaktoren als Einzel- 
persönlichkeiten gegenüber. Jede freie Reichsstadt war ein 
^taat im Staate, vertrat aber als Staat die personalistischen 
Interessen des Bürgertums in der Gesamtheit. Die hierdurch 
'bedingte Komplikation der politischen Zustände liegt auf der 
Hand: Kaiser, Fürsten, Bürger, Ritter, alle suchten zunächst 
nur ihre personalistischen oder auch egoistischen Neigungen 
rzu befriedigen, bald mit, bald ohne Rücksicht auf das dem 
Reiche Notwendige und Nützliche. Dieses, die Coenonie, 
konnte daher unmöglich zu einer festen, dauerhaften Ver- 
fassung gelangen, zeigte vielmehr im Grunde nahezu anar- 
<^hische Zustände. 

Je lockerer das Reichsband wurde, das alle deutschen 
•Stämme zusammenhielt, je kraftloser also die Reichsregierung 
dastand, je weniger die Einzelinteressen des grofsen Wettbe- 
werbes wegen durch das Reich befriedigt und geschützt 
werden konnten, um so miislicher mufst« sich das Schicksal 
^er Einzelnen, besonders der minder Kräftigen, oder was das- 
selbe ist auch schon für die damaligen Zeiten, der minder 
Wohlhabenden gestalten. Wer allein stand, also keinen 
mächtigen Rückhalt hatte, wessen Yermögensverhältnisse nicht 
«inen, wenn auch geringen militärischen Aufwand erlaubten, 
der war rettungslos seinem kräftigeren beutegierigen Nachbar 
verfallen. 

Der Kampf ums Dasein hatte im Mittelalter wildeste 
Formen angenommen; er war härter und erbarmungsloser als 
in der freien Natur, denn er wurde zwischen vernunftbegabten, 
4nit Selbstbewuüstsein ausgestatteten Persönlichkeiten ausge- 

Bawitz, ÜTgeschichte, Geschichte nnd Politik. 7 
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kämpft. Aber man täuscht sich, wenn man etwa glauben 
wollte, dafs die Verhältnisse, welche diese Eampfesform ver- 
ursachten, kunstliche, durch die Willkür und Bosheit der 
Menschen herbeigeführte waren. Sie waren genau so natürlich, 
genau so gesetzmäfsig wie diejenigen, die in der Natur jen- 
seits des menschlichen Einflusses zu finden sind. Denn sie 
waren begründet in der natürlichen Veranlagung der Menschen, 
in der geringen Ausbildung dieser Veranlagung und in den 
Existenzverhältnissen — Klima, Ernährung, Verkehr usw. — , 
wie jene Zeit sie darbot. Es giebt, das sei hier nebenbei be- 
merkt, überhaupt nichts Künstliches, nichts Willkürliches in 
der gesamten Menschheitsgeschichte; alles vielmehr ist natür- 
lich unter den jeweiligen Bedingungen geworden, und was 
einer oberflächlichen Betrachtung als künstlich erscheint, be- 
sitzt in Wahrheit nur sehr kompliziertes Gefüge. Wie der 
Mensch in seinem ganzen Wesen ein notwendiges Produkt 
der Naturkräfte ist, so sind auch alle Menschenwerke, weil 
sie eine Folge der im Menschen wirkenden Natur sind, not- 
wendig, d. h. naturgemäfs entstanden. 

Unter den Verhältnissen, wie sie das Mittelalter allmählich 
gezeitigt hatte, konnte daher der Einzelne selbst für seine be- 
rechtigten Ansprüche nur Befriedigung finden, wenn er nicht 
allein blieb, sondern sich mit anderen in gleicher Lage be- 
findlichen und gleiche Ziele verfolgenden Persönlichkeiten 
zusammentat. So drängte die Not des Lebens die Menschen, 
ihnen unbewufst, zur Vereinigung, als zum spezialisierten Be- 
weise dafür, dafs, wie der Urmensch nur in der Gemeinschaft 
mit seinesgleichen möglich wurde und denkbar ist, auch der 
historische Mensch den Daseinskampf nur kämpfen kann, also 
nur möglich ist, wenn er ihn gemeinsam mit gleichen Men- 
schen auszuhalten sucht. Es entstanden die Bünde der Fürsten^ 
der Ritter, der Städte und in letzteren die verschiedenen Gre- 
werke, also lauter Vereinigungen von Einzelpersönlichkeiten, 
die gleiche Interessen, gleiche Ziele, gleiche Gefahren hatten. 
Es differenzierten sich, um mit Simmel (82) zusprechen, die 
sozialen Gruppen. 

Das war ein ganz neues Element im staatlichen Leben^ 
das, weil aus Einzelpersönlichkeiten bestehend, eine Art von 
Goenonie darstellte und in seiner inneren Einrichtung auch 
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war, dem Reiche und jeder anderen sozialen Gruppe gegen- 
über als Persönlichkeit auftrat. Es bedarf keiner eingehenden 
Erörterung, dafs unter sotanen Umständen das Reich, d. h. 
die augenblickliche Erscheinungsform der Coenonie, nicht ge- 
deihen konnte, da die zentrifugalen personalistischen Stre- 
bungen einer politischen Konsolidierung sich hindernd entgegen 
stellten. Aber auch die einzelnen personalistischen Vereini- 
gungen konnten dauernde Erfolge nicht erringen, einmal des- 
wegen, weil sie in völliger Verkennung des politisch Not- 
wendigen der Gemeinschaft, d. h. dem Reiche, sich nicht 
unterwarfen, und dann, weil sie einander hinderlich wurden, 
sich gegenseitig ihre Erfolge mifsgönnten und jede die andere 
wenn auch nicht gänzlich zu unterdrücken, so doch zur Ein- 
flufslosigkeit zu erniedrigen suchte. Dieser fortwährende 
Kampf der eben charakterisierten Personalitäten unter ein- 
ander und mit der Interessensphäre der Coenonie, das unaus- 
gesetzte Streben der letzteren, ihre Macht und ihren Einflufs 
auf Kosten der ersteren zu vermehren und zu erweitern, wobei 
sie die einzelnen Personalitäten d. h. die sozialen Gruppen, 
gegeneinander ausspielte: all das bewirkt, dais die mittelalter- 
liche Form der Coenonie, das deutsche Reich, einem Chaos 
gleich scheint, aus dessen Einzelatomen die endliche Dauer 
versprechende Staatsform sich nicht zu gestalten vermochte. 

Dafs die Städte, obgleich Zentralpunkte von Intelligenz 
und Reichtum, trotz vorübergehend groiser Machtstellung, im 
Mittelalter nichts für das Gesamtreich dauernd Brauchbares 
geliefert haben, ist auf ihre innerpolitischen Zustände zurück- 
zuführen. Durch die sozialen Gruppen der Zünfte hatte sich 
ein Gegensatz zu den sogenannten Geschlechtem in ihrem 
Innern entwickelt, der zu tief gehenden Parteiungen, zu leb- 
haften, oft blutigen Kämpfen Veranlassung gab. In der 
Coenonie „Stadt'' erschien die Zunfk als Persönlichkeit mit 
personalistischen, oft egoistischen Interessen, die immer 
zentrifugale Tendenz haben. Es erhob sich hier im Innern 
der Stadt der alte Antagonismus beider Prinzipien und ver- 
hinderte dadurch eine gedeihliche friedliche Entwickelung. In 
oft albernen Sonderinteressen wurde die beste Manneskraft 
verpufft, die Gesamtheit darüber vergessen und für beide Teile 
nichts geschaffen. Und ebenso zeigten sich die Ritter völlig 
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Qnföhig, den Staat zu festigen, geschweige denn ihn zu 
leiten. 

Auch ihre Vereinigungen, die Ritter- und Städtebünde, 
haben nichts Positives geleistet Der unrühmliche Untergang 
der letzteren, besonders der internationale Beziehungen und 
Verwickelungen herbeiführenden Hansa, lehren zur Evidenz, 
dafs, wenn die Gesamtheit, die Coenonie, nicht ge- 
deiht, die Einzelpersönlichkeit, sei sie ^legentlich auch 
ein Bund von Städten oder ein Stand wie die Ritter, eben- 
falls nicht gedeihen kann. Wenn je eine historische 
Periode den Beweis erbracht hat, dafs der Anta- 
gonismus zwischen Coenonismus und Personalismus 
das Unglück, die völlige Harmonie beider Prinzipien 
das Grlück der Menschheit ist, so hat ihn das Mittel- 
alter unstreitig geliefert. Würden und könnten die 
Menschen etwas aus der Geschichte lernen, so 
müfsten sie Jängst erkannt haben, was ihrem staat- 
lichen und damit ihrem wahrhaft menschlichen Ge- 
deihen nottut: der Ausgleich der Interessensphären 
beider Prinzipien, ihre harmonische Vereinigung 
müfste das einzige politische Programm sein. Und 
würden die Menschen und wollten sie die Lehren der 
Naturwissenschaft beherzigen, so könnten und dürften 
sie nie vergessen, dafs auf diese beiden Prinzipien, 
auf Coenonismus und Personalismus, die Natur die 
Geschicke der Menschheit basiert hat. 

So kämpften, bald friedlich bald feindlich, im mittelalter- 
lichen deutschen Reiche die verschiedenen Erscheinungsformen 
der oft genannten beiden Prinzipien miteinander und unent- 
schieden blieb es, welche Staatsform, ja ob überhaupt eine 
solche sich schliefslich ans diesem politischen Gährungs- 
prozesse ergeben würde. Immer deutlicher wurde dabei die 
aus diesem Kampfe resultierende Schwächung des Reiches; 
denn schon manche Provinz war ihm verloren gegangen and 
hatte sich, wie z. B. die Schweiz, selbständig gemacht. Tiefe 
Erbitterung daher gegen die augenblicklichen Verhältnisse 
und grofse Sehnsucht nach besseren Zuständen hatte sich der 
Gemüter bemächtigt. 

Da brach über Deutschland jenes unendliche nationale 
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Unglück herein, der 30jährige Erleg, der das Yolkstom an 
den Rand des sittlichen Abgrundes stiefs, seine politische 
Kraft zerbrach, der das Land verwüstete, die Menschen ver- 
darb, die geistige Spannkraft auf Generationen hinaus nieder- 
drückte und somit alle Hoffnungen und Pläne, welche die 
Besten und Edelsten je gehegt, vernichtete. Dieser Krieg, 
welcher einer verheerenden Seuche gleich Deutschland ent- 
völkerte, hat auf Jahrhunderte hinaus die politische Einheit 
des Reiches verhindert. 

Und doch! Indem er Stadt und Land in gleicher Weise 
zur Wüstenei machte, beugte er auch den personalistischen 
Trotz der verschiedenen sozialen Gruppen, zerstörte er die 
zentrifugalen Tendenzen, welche das alte Reich nicht hatten 
zur Ruhe kommen lassen, und gab so die Möglichkeit für 
die Entstehung wenn auch nicht eines einzigen grofsen so 
doch mehrerer kleiner deutscher Staatsgebilde. Wohl war 
die allernächste Folge eine übermäfsige Zersplitterung des 
Reiches in kleine und kleinste „Territorien^, die sich selbst- 
ständig fühlten und sich selbständig gebärdeten, die aber doch 
in ihren Sngen Grenzen und in ihrem kleinen Kreise eine Art 
staatlichen Wesens zeigten und daher als Vorstufen einer 
neuen Gestaltung der Dinge, als Durchgangsmomente für ge- 
sündere Zustände zu betrachten sind. Riesengrofs aber hebt 
sich aus der Masse der minderwertigen fürstlichen Persönlich- 
keiten jener Zeit der Herrscher Kurbrandenburgs, der groJse 
Kurfürst Friedrich Wilhelm, heraus. Dieser gewaltige Mann 
hat, worauf bereits Röscher (69) hingewiesen, dadurch, dafo 
er sein Land zu einem absolutistischen Staate umformte, die 
Grundlage geschaffen, auf der ein machtvolles politisches 
Gemeinwesen entstehen konnte, in welchem auch die Per- 
sonalitäten allmählich zu ihrem Rechte kamen. Zwar be- 
deutet in einem solchen Staate der Herrscher alles, während 
die Untertanen stumm zu gehorchen haben; aber in dem 
Jammer und der Not, welche der 30jährige Krieg zurück- 
gelassen, bei der Mutlosigkeit, ja Verzweiflung, welche alle 
Gemüter ergriffen hatte, war die Existenz dieses Mannes und 
seines Staates ein Trost. Denn es wurde durch ihn gezeigt, 
dafs bei festem Willen aus den vorhandenen Trümmern noch 
etwas Tüchtiges sich machen lasse. Dem Beispiele, das der 
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kurbrandenburgische Staat gegeben hatte, folgten sehr bald 
die anderen selbständigen Reichs-Territorien mit mehr oder 
weniger Geschick, so dais das „Reich* eine Snmme zahlreicher 
absolutistisch regierter Einzelstaaten darstellte. Diese Form 
der Coenonie bildete sich mit der Zeit immer mehr durch, 
gewann Bestand nnd hatte mit Friedrich I in Brandenburg- 
Prenfsen, mit Maria-Theresia in Österreich ihre Vollendung 
erhalten. Straff gegliederte, einheitlich geleitete Staaten waren 
entstanden, die, wenn auch des alten Reiches „Pracht und 
Herrlichkeit'' verkommen war, für sich existenzfähig waren 
nnd deren Verfassung die Möglichkeit weiterer organischer 
Fortentwickelung nicht ausschlols. 

Man darf die absolutistischen Staaten, mit deren Be- 
gründung, wie ich in Übereinstimmung mit Henry Thomas 
Buckle (19) nnd Blnntschli (10) meine, das Mittelalter ab- 
schliefst, nicht mit den grofsen asiatischen Coenonien ver- 
wechseln, denen sie nur äufserlich ähneln. Letztere waren 
keiner Weiterentwickelung fähig, sie standen und fielen mit 
ihren Gründern. Erstere waren Mittel für die staatliche Ge- 
sundung ihrer Zeit nnd wirkten daher als Hebel fles politi- 
schen nnd wirtschaftlichen Fortschrittes der Völker. Auf 
anderem Boden entstanden und unter anderen Bedingungen 
existierend wie die asiatischen Riesenreiche sind die absolu- 
tistischen Staaten am Ende des Mittelalters wie der Abschlufe 
eines langsamen Werdeprozesses so der Ausgangspunkt für 
eine Neugestaltung der Menschheitsgeschicke. 

Kap. 14. Das Mittelalter (Fortsetzung). 

Weit früher als Deutschland war Frankreich zn einer 
geordneten staatlichen Existenz gediehen. Hier hatte, wie im 
vorigen Kapitel bereits erwähnt wurde, das Römertum einen 
ganz anderen, viel tiefer gehenden Einflufs gewonnen, als im 
alten Germanien. Der keltische Volksstamm war so sehr mit 
römischem Wesen durchtränkt, die keltische Sprache war so 
völlig von der römischen verdrängt worden, dafs ein selb- 
ständiges Keltentum nicht mehr existierte. Zwar zu Römern 
waren die alten Kelten nicht geworden; viele ihrer schlechten 
Charaktereigenschaften, dnrch die sie sich unvorteilhaft von 
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ihren Eroberern unterschieden, hatten sie behalten: aber ihr 
ursprünglich ganz wie bei den Germanen vorhandener über- 
mäfsiger Personalismus war durch die römische Herrschaft 
so gebeugt worden, dafs er kein Hindernis mehr bildete für 
die allmähliche Entstehung eines geordneten Staatswesens. 
Darum hat Karl der Grofse in Frankreich einen viel frucht- 
bareren Boden für seine kolonisatorische Aussaat gefunden, 
als bei den Germanen; darum hat der Feudalismus in seinen 
späteren Zeiten nicht zu einer derartigen Zersplitterung des 
Staates führen können wie in Deutschland. Aber freilich: den 
Franzosen, die wie die alten Kelten nur zu leicht in Extremen 
sich bewegen, die aus anarchischer Zügellosigkeit heraus das 
„Euere in servitium** mit grol'ser Leichtigkeit ausführen können 
und umgekehrt, gereichte ihr Talent zur Staatenbildung 
schliefslich doch nicht zu dauerndem Vorteil. Seit der stillen 
aber erfolgreichen politischen Arbeit Ludwig XI. stand die 
französische Coenonie zwar nach aulsen machtvoll und ge- 
bietend da, aber im Inneren geriet sie sehr bald aus dem 
Absolutismus in den Despotismus. Und zwar derartig, dafs 
unter den späteren Ludwigen, dem XIV. und XV., das fran- 
zösische Volk nur einer einzigen grofsen Sklavenherde, einer 
unförmlichen Individuenmasse glich, in der es kaum eine selb- 
ständige Persönlichkeit im politischen Sinne gab. Ungleich 
den Römern, welche meisterhaft verstanden hatten, Coenonis- 
mus und Personalismus zu versöhnen, liefsen die Franzosen 
sehr bald die coenonistischen Interessen so sehr überwuchern, 
dafs die Persönlichkeit vollkommen verschwand. Das aber 
konnte auf die Dauer nicht so bleiben. 

Die allmähliche Zunahme namentlich der naturwissen- 
schaftlichen Kenntnisse, die sich verändernden weil sich er- 
weiternden internationalen Beziehungen, grofse politische Ge- 
schehnisse in einem neuen Weltteile sowie die von jedem 
Despotismus untrennbare Verarmung des Landes: all das 
waren Momente, welche mit Naturnotwendigkeit den Perso- 
nalismus erwecken und ihn in scharfe Opposition zum Coe- 
nonismus bringen mufsten. Als daher in Frankreich der Druck 
des Despotismus seinen höchsten, einen unerträglichen Grad 
erreicht hatte, da erfolgte in der grofsen französischen Revo- 
lution von 1789 eine personalistische Explosion von heftigster 
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Art. „Halb Tiger, halb Affen", wie ihr bester Kenner und 
gröfster Genius, Voltaire, sie nennt, sprangen die Franzosen 
mit gleichen Füfsen in die Anarchie hinein. So bleibt ihnen 
der Ruhm, auf dem festländischen Europa das Mittelalter 
durch frühzeitige Aufrichtung des absolutistischen Staates 
zuerst geschlossen und durch Zertrümmerung dieser Form der 
Coenonie die neueren politischen Bewegungen als die ersten 
begonnen' zu haben. 

Nur vorübergehend hat Spanien in die politischen Ge- 
schicke der europäischen Yölker eingegriffen. Und dies war 
ein Glück; denn die kurze Periode spanischen Einflusses ist 
eine der blutigsten und grausigsten der an Blut und Grausen 
nicht gerade armen Geschichte Europas. Ein eigenartiger 
Menschenschlag sind diese Spanier. Mischlinge von Iberern, 
Körnern und Gothen, geplagt von Jahrhunderte dauernden 
religiösen Eömpfen, lebend in einem die Bigoterie geradezu 
fördernden Klima, wie dies Buckle (19) so schön nachge- 
wiesen hat, erlangte dieses im Grunde ungeberdige Volkstum 
sehr bald eine straffe, aber nur auf kirchlicher Basis be- 
ruhende Staatsform. Sehr früh, im Vergleich zum übrigen 
Europa, haben die Spanier einen einheitlichen Staat, der so- 
fort als Despotismus erscheint und in jenen Zeiten staatlicher 
Zerfahrenheit eine beträchtliche Aktionskraft besitzt. Und 
dennoch konnte Spanien nichts ausrichten gegen die Nieder- 
länder, weil die zwar wuchtige, aber auch träge Masse einer 
zum Kollektivismus erstarrten, also ausschlieislich aus Indi- 
viduen bestehenden Coenonie nichts vermag gegen ein wenn 
auch lockeres Staatsgebilde freier selbstbewufster Persönlich- 
keiten. Dals dann, als der Despotismus in sich zusammen- 
brach, der Volkscharakter den kontradiktorischen Gegensatz 
offenbarte und der Staat bis heutigen Tages nicht aus der 
Revolution herausgekommen ist, sei hier nur erwähnt. Näher 
auf das Spaniertum einzugehen ist unnötig, da dieses Volk 
nicht das geringste für den politischen Fortschritt Europas 
geleistet hat. Seine Geschichte beweist nur, und deshalb 
wurde ihrer hier gedacht, dals keines der beiden Prinzipe für 
sich allein einen Staat auf die Dauer kräftig erhalten kann. 

Eine etwas eingehendere Würdigung dagegen ist den 
politischen Geschicken des mittelalterlichen Englands und 
Italiens zu widmen. 
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Nur durch Ströme von Blut, nur unter krampfhaften 
Zuckungen des ganzen Gemeinwesens haben die Engländer 
wie alle übrigen Völker ihren Staat gebildet. Aber fast von 
Anfang an zeigt die Geschichte dieses Volkes ein so folge- 
richtiges Vorschreiten, ein gewissermafsen zielbewufstes Sich- 
Entwickeln, wie es bisher nur in der Geschichte Roms zu 
finden war. Und nur der Unterschied besteht, dafe die Er- 
eignisse, welche die ursprüngliche Tyrannis allmählich ver- 
nichteten, mit der auch die Engländer ihr geschichtliches 
Leben begonnen haben, in voller Klarheit zu überblicken sind, 
während sie für Rom von dem Schleier des Mythus verhüllt 
werden. Das ist überhaupt die Differenz zwischen 
dem Altertume und dem Mittelalter, dafs hier die 
staatlichen Anfänge historisch beglaubigt, dort my- 
thisch verklärt sind. 

So schwer in England die Kämpfe der Krone mit der 
Ritterschaft und dem Bürgertnme waren, welch letzteres sehr 
früh als bedeutsamer Faktor in die politische Kombination 
eintrat, immer war der Ausgleich der miteinander ringenden 
Prinzipien des Coenonismus und des Personalismus das un- 
ausgesprochene und auch nie von den Kämpfenden klar er- 
kannte Ziel des Streites. Die Tyrannis der „ritterlichen^ 
Plantagenets endete mit der Begründung der konstitutionellen 
Monarchie durch die sogenannte „Magna Charta^. Und wenn 
der Konstitutionalismus jener Zeit auch sehr bedeutend von 
demjenigen unserer Tage sich unterschied, so kann dies nicht 
verwundem; es war der nämliche Unterschied wie zwischen 
dem Embryo und dem erwachsenen Menschen. Ungleich den 
sogenannten Aristokratien der festländischen Staaten hat die 
englische niemals ausgesprochen egoistische Interessen bei 
ihren Kämpfen mit der Krone als der Trägerin der sich über- 
spannenden Coenonie verfochten. Jede neue Freiheit, die sie 
für sich errang, war ein Schritt weiter auf dem Wege zur 
Geltendmachung der Persönlichkeit. Wohl gab es Zeiten, in 
welchen die Konstitution wenig oder gar nicht beachtet wurde, 
Zeiten, in denen die freventliche Beugung des Rechtes zu 
Gunsten der Herrschenden, wie z. B. durch die Sternkammer, 
an der Tagesordnung war, in welchen Willkür anstatt des 
Gesetzes regierte; doch konnten diese keinen dauernden Nach- 
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teil erbringen. Denn die Verfassung mit ihrer Gewährleistung 
der parlamentarischen Vertretung, mit der Beteiligung also 
der Persönlichkeiten an der Schaffung der für den Staat, d. h. 
für die Coenonie, notwendigen Gesetze blieb erhalten, und 
immer kam ein Augenblick, in welchem auch der brutalste 
Selbstherrscher auf sie zurückgreifen mulste. 

Dieser Entwickelungsgang wurde nicht einmal durch die 
blutige Zeit der Rosenkriege gehemmt Während sonst Bürger- 
kriege, zum Unterschiede von blofe blutigen bürgerlichen 
Wirren, ein Land so erschöpfen, dafe leicht die Tyrannis einer 
bedeutenden militärischen Persönlichkeit oder überhaupt die 
Vernichtung jeglicher Art von Verfassung das Resultat ist, 
haben jene Kriege der Konstitution des englischen Staates 
nichts anzuhaben vermocht. Nur einmal schien es, als ob 
auch die Engländer gleich den Völkern des Festlandes der 
politischen Verknechtung verfallen sollten. Es waren dies die 
Jahre, in denen Karl I. im Verein mit Strafford und Land den 
zugleich frevelhaften und dummen Versuch machte, die eng- 
lische Verfassung, dieses Resultat eines Jahrhunderte langen 
organischen Entwickelungsganges, kurzer Hand zu beseitigen, 
um seine Willkürherrschaft im Stile Ludwig XIII. von Frank- 
reich an die Stelle zu setzen. Dafs dieser Versuch gründlich 
miislang, ist bekannt; in dem von Scherr (75) in seinem 
Essay „Cromwell*^ vortrefflich geschilderten Kriege, der sich 
zwischen Königtum und Parlament, d. h. in unserer Aus- 
druckweise zwischen einseitig überspanntem Coenonismus und 
harmonischer Vereinigung beider Prinzipien entspann, unterlag 
Karl I. und büfste seinen Frevel mit dem Tode. Das hierauf 
folgende Cromwellsche Interregnum war eine der für England 
segensreichsten Zeiten. Die politische Kraft des Staates mehrte 
sich nach aufsen hin gewaltig, nach innen zu wurde Ordnung 
geschaffen, das Recht begründet und die Interessensphären 
von Coenonismus und Personalismus in einer Weise gegen 
einander abgegrenzt, die einer völligen harmonischen Ver- 
einigung beider Prinzipien gleich zu setzen ist. In so genialer 
Art wurde durch Cromwell, der eben hierdurch als eine ganz 
einzigartige Persönlichkeit erscheint, der englische Staat ge- 
ordnet, dafs seitdem, während die festländischen Völker durch 
schwere revolutionäre Wirren gehen mulsten« ohne zu einem 
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wahrhaft befriedigenden Ziele gelangen za können, England 
auf dem Wege friedlicher Reform geblieben ist. Selbst die 
glücklicherweise nur für kurze Zeit erfolgte Wiedereinsetzung 
der unfähigsten aller Herrscherfamilien, der Stuarts, bat die 
organische gesunde Entwickelung dieses Inselreiches nicht 
aufgehalten. 

So haben die Engländer eine staatliche Ordnung erlangt, 
in weicher fast in derselben Weise wie im alten Rom zu 
dessen Glanzzeit — nur das allgemeine Stimmrecht und die 
militärdienstliche Verpflichtung fehlen noch — Coenonismus 
nnd Personalismus sich harmonisch durchdringen, in der bei 
grofser coenonistischer Kraft die ausreichende Freiheit für die 
Entfaltung der Personalitäten vorhanden ist. Dieser in letzter 
Instanz auf Cromwell zurückzuführenden Harmonie beider 
Prinzipien verdankt es England auch, wenn bei ihm der mo- 
derne Arbeiter-Sozialismus, welcher nur eine neue Form der 
ihren Einflufs überspannenden Coenonie ist, keine Bedeutung 
gewonnen, keinen Boden gefunden hat. Es wird ferner vielfach 
dem heutigen englischen Staate vorgeworfen, dafe er den freien 
Land bau vernichtet habe. Aber selbst wenn dies richtig wäre, 
was noch zu bezweifeln ist, so gewährt doch die englische 
Form der Coenonie die sichere Aussicht, dafe auch die Bauern- 
schaft auf friedlichem gesetzlichem Wege ihren vollen Anteil 
am staatlichen Leben sich wird erringen, sich politisch wird 
regenerieren können. Cromwells Regierung schliefet für 
England die mittelalterliche Periode ab, sie eröffnet die neue 
Zeit, die durch sie eine Zeit ruhiger, gesetzmäfsiger Ent- 
wickelung geworden ist. 

Ganz andere Zustände zeigt uns das mittelalterliche 
Italien. Nach dem Zusammenbruche des römischen Imperium 
folgten lange Jahre einer Fremdherrschaft, unter der das 
Volkstum immer mehr degenerierte. Gleichzeitig bildete sich 
eine Hierarchie aus, welche schnell sich die absolute Herr- 
schaft über die Geister anmafste, indem sie mit schlauer Be- 
rechnung die Formen der neuen Religion denen des alten 
Götterglaubens anpa&te; die ferner weltliche Macht anstrebte, 
daher bald nationale bald antinationale Politik trieb, so das 
Land in unendliche kriegerische Wirren stürzte und seine 
politische Gesundung auf Jahrhunderte hinaus unmöglich 
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machte. Unstreitig trägt das Papsttum einen groisen Teil der 
Schuld an den unseligen politischen Zuständen Italiens. Aber 
in nicht minderem Ma&e ist der italische Yolkscharakter 
hierfür verantwortlich zu machen. Es ist, wenn man Italiens 
mittelalterliche Geschichte betrachtet, als ob alle bösen Geister 
der Hellenen in den italischen Yolksstamm gefahren wären 
und die trefflichen römischen Eigenschaften mit Stumpf und 
Stiel ausgerottet hätten. Nirgends, höchstens in den Köpfen 
einiger einflu&loser Dichter, auch nur die Neigung zu geord- 
neten politischen Verhältnissen zurückzukehren, nirgends ein 
Verständnis för das dem ganzen Volkstume Notwendige und 
Nützliche, nirgends ein Anlehnen an die grolse Vergangenheit 
und nirgends der Versuch, die krasseste Selbstsucht auch nur 
einigermaisen zu bändigen. Überall vielmehr ein wüster Ego- 
ismus, der mit einer sittlichen Verlotterung ohne gleichen 
einherging, überall eine skrupellose Verletzung des Rechts, 
eine geradezu meisterhaft vollendete Nichtachtung und Ver- 
höhnung von Treu und Glauben. 

Die albernen Bauiereien der hellenischen Städterepabliken 
mit ihrem Gefolge von Mord, Brand, Verbannung der Mifs- 
liebigen, von Neid und Scheelsucht waren auf italischem 
Boden neu erstanden. Keine Stadt gönnte der anderen einen 
Erfolg; durch die von Eifersucht, Habsucht und Mifsgunst 
veranlafsten politischen Kombinationen, die kaleidoskopisch 
wechselten, waren heute grimmige Gegner, die gestern noch 
Schulter an Schulter gefochten hatten. Und wenn die Gegner- 
schaft sich wenigstens immer offen gezeigt hätte, wenn die 
Feinde, die sich bekämpfen wollten, ob sie gleich es nicht 
mufsten, einander wenigstens Aug in Auge gegenüber getreten 
wären. Aber statt in ehrlichem Kampfe den Widersacher 
niederzuzwingen, bekämpfte man ihn häufig genug hinterrücks 
mit Gift oder mit dem Dolche des feilen beruf smälisigen 
Mörders. Auf den verrufenen Borgia, als Papst Alexander VI. 
genannt, wurde das Witzwort gemünzt: qui mange du pape 
en meurt, weil dieser Statthalter Gottes diejenigen, die er be- 
seitigen wollte, durch vergiftete Speisen tötete, die er ihnen 
vorsetzte. Dabei ging die männliche Kraft des Landes all- 
mählich zu Grunde. In den Baufereien der einzelnen Minia- 
turstaaten, in die Italien zerfallen war, wurde manches Beiter- 
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treffen geliefert, aber nar in den wenigsten wurde Blut ver- 
gossen; ja, ein Schrecken ging durch ganz Italien, als eß bei 
der ersten französischen Invasion hielB, die Soldaten Königs 
Franz I. töteten in der Schlacht. Man lese hierüber nur die 
meisterhafte „florentinische Geschichte^ von Machiavelli 
(52), um die Bodenlosigkeit des Abgrundes zu erkennen, in 
den das italische Volkstum allmählich gesunken war. 

Fragt man nach den Ursachen für diese historische Er- 
scheinung, so wird meist das Imperium der deutschen Könige 
angeklagt, Italiens Verfall verschuldet zu haben. Dies ist 
jedoch nur zum Teil richtig. Unstreitig war der römische 
Kaiser deutscher Nation für die Italiker ein Fremdberrscher, 
ein Unterdrücker. Aber anstatt dals diese Fremdherrschaft 
den nationalen Stolz erweckt, statt dafs sie die einzelnen Städte 
und Landschaften der italischen Halbinsel zur Wahrung des 
eigenen Volkstums und zur Abwehr des fremden wie mit 
eiserner Klammer zusammengehalten hätte, wurde sie vielmehr 
mit eine Ursache für die politische Pulverisierung des Landes. 
Dafs dieser Effekt eintreten konnte, war nur möglich, weil 
der altrömische Geist nicht mehr existierte; denn das Römer« 
tum, darüber kann kein Zweifel sein, wäre der Fremdherr- 
schaft gegenüber einig gewesen, hätte alle selbstischen Inter- 
essen bis nach der Befreiung des Landes, der Rettung des 
Volkstumes schweigen lassen. Die Kaiser deutscher Nation 
konnten eben, wenn auch meist nur für kurze Zeit, sich zu 
Herren von Italien machen, weil ihrem Bestreben die politische 
Zerissenheit des Landes meilenweit entgegenkam. Diese letztere 
aber ist darauf zurückzuführen, dafs, wie schon vorhin be- 
merkt wurde, der alte römische Geist geschwunden war, die 
Italiker ihre staatenbildende Kraft eingebüfst hatten. Und 
hierin haben wir die eine der Hauptursachen für das politische 
Unglück des mittelalterlichen Italiens zu sehen. 

Die andere Hauptursache ist, wie ebenfalls vorhin schon 
gesagt wurde, im Papsttume zu suchen. Die Hierarchie war 
zu allen Zeiten und wird immer sein das Unglück der Völker. 
Die römische trifft noch der Vorwurf, dafe sie mit ihren un- 
berechtigten Ansprüchen nicht blofs auf weltliche Herrschaft, 
also auf Besitz eines von ihr selber regierten, natürlich mög- 
lichst grofeen Territorium, sondern auch auf Weltherrschaft, 
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d. h. auf den Primat in religiösen und politischen Dingen in 
allen Ländern, die Seelen der Völker vergiftet und das Land, 
aus dem sie entsprossen, auf Jahrhunderte hinaus ruiniert 
hat. Für Italien kommt die Existenz des eine Landesprovinz 
beherrschenden Papstes einer alles versengenden, nie ver- 
löschenden Brandfackel gleich. Denn da der päpstliche Thron 
infolge der Organisation der Kirche nicht bei einer Familie 
blieb, sondern von Persönlichkeiten verschiedenster Herkunft 
oft nur für kurze Zeit eingenommen wurde, so zog jeder Papst- 
wechsel auch einen Wechsel der politischen Konstellation 
nach sich. Fast immer war er mit schweren kriegerischen 
Wirren verknüpft, die, selbst wenn sie keine tiefer greifenden 
Umgestaltungen bewirkten, doch die wirtschaftliche Kraft des 
Landes allmählich erschöpften. Die politischen Aspirationen 
der verschiedenen Päpste, ihre Sucht, ihre Familienmitglieder 
mit weltlichen Herrschaften zu versehen, hetzten die anderen 
Fürsten und die Städterepubliken fortwährend gegen einander, 
verewigten den Zank und den Krieg und lieisen so das Land 
nicht zur Ruhe kommen. Zudem regierten die Päpste ihr 
eigenes Besitztum, das sogenannte Patrimonium Petri, in einer 
so lüderlichen, allen noch so geringen Anforderungen an eine 
geordnete Politie hohnsprechenden Weise, dais der Kirchen- 
staat, abgesehen von dem schlechten Beispiele, das er gab, 
geradezu eine Herberge von Räubern und Mördern wurde. 
Selbst eine so gewaltige Persönlichkeit wie Sixtus V. konnte 
nur vorübergehend Ordnung schaffen; denn mit seinem Tode 
stellte sich das alte Unwesen bald wieder ein, das er während 
seines Lebens mit eiserner Faust niedergehalten hatte. 

Und wie im Kirchenstaate so sah es überall in Italien 
aus. Aus lächerlichen Despotien wie Ferrara, Padua etc., aus 
Karrikaturen auf wahre Republiken wie Florenz und Pisa 
bestand Italien, und nur Genua und Venedig zeigen einen 
gröfseren politischen Zug. Aber die letztgenannte Stadt- 
republik war doch nur eine besondere Form der Despotie: 
anstatt eines Despoten herrschte ein ganzer Stand und herrschte 
nur, weil er die Masse zu willenlosen Sklaven gemacht, zu 
Herden-Individuen erniedrigt hatte. Wohl konnten die Vene- 
zianer sich amüsieren so viel sie wollten: das war nur das 
ihnen gereichte Zuckerbrot, während stes die Peitsche des 
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„Rates der Drei" über ihnen schwebte. Nur das leichtsinnige 
und leichtlebige Naturell der Italiener konnte unter einem 
solchen Drucke noch geistige Spannkraft sich erhalten und nur 
ihm ist es zuzuschreiben, dafs das italische Volk aus diesem 
politischen Sumpfe heraus zu einem geordneten staatlichen 
Leben zu gelangen vermochte. Und wenn im heutigen Italien 
die alte mittelalterliche Unart, nämlich ein ungebärdiger Per- 
sonalismus, dem, um sich zur Geltung zu bringen, alle, auch 
die verworfensten Mittel genehm sind, noch nicht ganz 
beseitigt ist, so steht doch nach geschehener politischer 
Einigung zu hoffen, dafs allmählich gesunde. Zustände sich 
heranbilden werden. 

Von unserem naturwissenschaftlichen Standpunkte aus 
können wir die Geschichte Italiens folgendermafsen schildern: 
In der Glanzzeit der römischen Republik hatte, wie gezeigt 
wurde, zwischen den Interessensphären des Coenonismus und 
des Personalismus vollkommene Harmonie geherrscht. Am 
Ausgange der Republik verschob sich dies Verhältnis zu Un- 
gunsten des Personalismus, der während der Dauer des Im- 
perium zum Individualismus sich zurückgebildet hatte. Aber 
in geistig gut veranlagten Volkstümern kann auf die Dauer 
der Personalismus nicht niedergehalten werden; die Wahrheit 
des alten Spruches: 

Naturam expellas furca tarnen usque recurret 

wird auch durch die Geschicke und die Geschichte der Völker 
bewiesen. Und so hatte denn nach dem Schwinden des Druckes, 
nach dem Zerfall des Imperium der italische Personalismus, 
der viel von dem Bösen im hellenischen Charakter ange- 
nommen, freie Bahn. Nicht gehemmt durch eine feste staat- 
liche Gemeinschaft überschlug er sich in seinem Wesen und 
verhinderte jede ernsthaftere staatliche Neubildung. Denn im 
Papsttume, in den Städterepubliken und Städtedespotien feierte 
der Personalismus wahrhafte Orgien. Florenz, Pisa, Genua, 
Venedig, Rom, Mailand usw. waren politische Einzelpersön- 
licbkeiten, für die es kein gemeinsames coenonistisches Inter- 
esse gab. Aber auch innerhalb jedes dieser winzigen Staaten 
herrschte, soweit der Einzelne am Staatsleben sich beteiligen 
durfte oder wollte, vollkommene personalistische Willkür. Auch 
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hierfür ist die florentinische Geschichte von Machiavelli eine 
Quelle, aas der wir entnehmen können, daCs jeder sich irgend- 
wie bedeutsam dankende Mensch nur dann and nur so lange 
den Gesetzen gehorchte, wann und wie lange es ihm beliebte. 
Schlag dieses Belieben in das Gegenteil am, so intrigierte 
und rebellierte er nach Herzenslust gegen seine eigene Ge- 
burtsstadt, als ob er nunmehr in deren Yemichtung allein sein 
Heil finden könnte. 

Es war den Menschen des mittelalterlichen Italiens das 
Bewufstseia völlig abhanden gekommen, dals die Einzel- 
persönlichkeit nur in der Gemeinschaft gedeihen kann, dals 
die Gemeinschaft nur durch das gesamte Volkstum repräsentiert 
wird, nicht aber durch die Bathausinteressen von Schöppen- 
städt oder Krähwinkel. So hoch entwickelt der politische 
Sinn im alten Römertume war — dieses in der Bedeutung 
von ganz Italien genommen — so gering zeigte er sich im 
mittelalterlichen ausgebildet. Politischer Sinn, politische Be- 
gabung sind zu den geistigen Eigenschaften des Menschen 
ZM rechnen. Wären diese also wirklich vererbbar, wie viel- 
fach angenommen wird, was ich aber leugne, dann wäre 
dieser völlige Umschwung im italischen Volkscharakter gar 
nicht zu verstehen. Eben weil derartige Eigenschaften nicht 
vererbt werden, weil sie immer und zu allen Zeiten das 
Resultat von Anlage und Erziehung sind, und weil die Er- 
ziehung, welche zunächst auf der Tradition beruht, mit dem 
Verluste der letzteren falsche Bahnen einschlagen kann: eben 
daram wird gegebenenfalls aus einem politisch trefflichen 
Volke eine anarchisch gesinnte Masse. 

So lehrt die Geschichte des mittelalterlichen Italiens wie 
die aller anderen Völker, dafs nur bei harmonischer Ver- 
einigung von Coenonismus und Personalismus die 
Menschheit auf friedlichem Wege sich weiter bilden 
kann. Der übertriebene Personalismus ist wie der über- 
triebene Coenonismus das Unglück der Völker. Die beiden 
Prinzipien, welche die Urmenschen, ihnen unbewulst, gebildet 
haben, sind der bewufsten Beherrschung seitens des histori- 
schen Menschen unterworfen. Und diese Lehre giebt uis die 
natorwissenschaftlich betrachtete Geschichte, dafs jede Ve^ 
.kennung der Bedeutung beider Prinzipien, jede ftbermäTsige Ent- 
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faltnng des einen auf Kosten des anderen dnreh unsügliehes 
Leiden, durch Blut und Tränen, durch den Untergang ganzer 
Generationen sich r&cht. 



Kap. 15. Das Mittelalter. (Schlafs.) 

In den bisherigen Betrachtungen über das Mittelalter 
wurde nur gelegentlich eines Faktors gedacht, der eigenartig 
in seiner Erscheinung auch in ganz eigenartiger und, wie wir 
schon hier sagen können, höchst unheilvoller Weise be- 
stimmend in die Völkergeschicke eingegriffen hat. Dieser 
Faktor ist das Papsttum. Es mag für den pragmatischen 
Geschichtsschreiber einen grofsen Reiz haben, sein Entstehen 
und Wachsen zu verfolgen, den mäandrischen Windungen 
papalinischer Politik nachzugehen und für jeden Einzelfall 
deren Gelingen oder Mifslingen festzustellen. Es kann und 
wird des Gläubigen Herz von Bewunderung und Begeisterung 
höher schlagen, betrachtet er die universelle Bedeutung, die 
das Papsttum unstreitig erlangt hat: unser Standpunkt ist 
weder der des Gläubigen noch der des pragmatischen Ge- 
schichtsschreibers. Wir haben die Aufgabe, zu erforschen, 
wie das Papsttum in das gewaltige Bingen der beiden 
Prinzipien, von dem das Mittelalter erfüllt ist, eingegriffen 
hat und was es selber darstellt, ob eine Erscheinung des 
Coenonimus oder des Personalismus. 

Darüber kann fuglich kein Zweifel obwalten, dafs das 
Urchristentum einen gewaltigen, allgemein menschlichen Fort- 
schritt ge^en das Heidentum darstellte. Während mit dem 
Götterglauben der Hellenen und Römer die Verknechtung der 
Hauptmasse der Menschen sich ohne weiteres vereinigen 
liefe — denn die Alten kannten nur die Freiheit des Voll- 
bürgers, alle übrigen im Staate wohnenden Menschen waren 
halbfrei oder gar Sklaven — , lehrte dagegen die aus der 
jüdischen stammende christliche Religion die Gleichheit aller 
Menschen vor Gott und demgemäfe auch die Gleich- 
berechtigung aller dem Staate gegenüber. Damit begann von 
einer neuen, der antiken Welt in dieser Weise und mit diesem 
Einflüsse völlig unbekannten Seite, der religiösen, her die 
Befreiung der Persönlichkeit, welche im römischen Imperium, 
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wie wir gesehen haben, zur blolsen Individualitat zorück- 
gedrangt worden war. Das „Selbst" wurde wieder erweckt, 
die eigene Persönlichkeit gewann von neuem einen Wert 
Und war dieser auch zunächst nur ein bescheidener, durfte das 
Selbstgefühl in des Wortes edler Bedeutung bei den bislang 
Unterdrückten anfänglich, der drohenden politischen Ver- 
folgungen wegen, nur im geheimen sich äuisem: vor dem 
christlichen Gotte war der Sklave frei wie sein Herr, beide 
bedeuteten gleich viel oder vielmehr gleich wenig, beide waren 
gleichwertige sterbliche Menschen. Denn nicht, wie Fr. Müller 
(60) meint, die Idee der Menschheit wurde von dem Urchristen- 
tume hervorgehoben, sondern die Idee der Persönlichkeit, da 
das, was wir unter „Menschheit^ verstehen, den Evangelien 
unbekannt ist- 

Mit dieser Bevorzugung der lange unterdrückt gewesenen 
Persönlichkeit trat das Christentum in scharfen Gegensatz zu 
der im römischen Reiche üblichen Bewertung der Menschen. 
Und tausche ich mich nicht in der Deutung historischer Er- 
scheinungen, so war es das allerdings wohl nur unklare 
Empfinden, dafs dem auf blofsem Herden-Individualismus be- 
ruhenden und allein durch ihn möglichen Imperium die 
Wurzeln seiner Existenz abgegraben werden müfsten, was die 
Herrscher Boms zu blindwütigem Hasse gegen das Urchristen- 
tum aufstachelte. Aber freilich: hätten die Imperatoren in die 
Zukunft zu blicken vermocht, so würden sie vielleicht weniger 
gehalst haben; denn dasselbe Christentum, welches die Persön- 
lichkeit erweckte, die Sklaven geistig befreite, hat später die 
Leibeigenschaft der Bauern, die Sklaverei der Neger und ähn- 
liche Einrichtungen gut geheifsen. Es stellt sich also das 
Christentum in seinen Uranfängen als eine Er- 
scheinungsform des personalistischen Prinzipes dar, 
die in bewufste Opposition trat zu dem entarteten Coenonis- 
mus der damaligen Welt. Mit ihrer Ausbreitung jedoch, mit 
der Zunahme der Zahl ihrer Bekenner wurde die ursprünglich 
freie, aus lauter gleichberechtigten Gottesbekennem bestehende 
Beligionsgemeinschaft zur hierarchisch gegliederten Kirche. 

Dafs gegenüber der anfänglich sehr lockeren Religions- 
gemeinschaft eine festere kirchliche Organisation einen Fort- 
schritt bedeutete, ist nicht zu leugnen. Denn nur durch enges 



Kap. 15. Daa Mittelalter (Schlufs). 115 

2asaininenhalteD, nur als in sich geschlossenes Ganzes konnte 
die junge Kirche vom blofsen leidenden Widerstände der ersten 
Jahre zum entschlossenen Angriffe auf die Heidenwelt über- 
sehen. Die Hierarchie aber beschränkte sich nicht auf eine 
durch die Sachlage gebotene geringe Einschränkung des 
Personalismus in der christlichen Gemeinschaft. Denn nach- 
dem der Sieg auf der ganzen Linie errungen war, nachdem 
die Grofsen dieser Erde zu Bekennern der früher so sehr ver- 
folgten Religion geworden waren, da wurde die Persönlichkeit, 
auf deren freiester Regung das Leben der jungen Gemeinde 
beruht hatte, völlig unterdrückt, wurde zu einer zu blindem 
Gehorsam gegen die Gebote der Priesterschaft verpflichteten 
Individualität erniedrigt. Die Priester selber gerieten in Ab- 
hängigkeit von ihren geistlichen Oberen, als deren Princeps 
«ich bald der römische Bischof hinstellte. So fälschte die 
Hierarchie das Wesen des Christentums; es entstand 
ein Kollektivismus mit einem allein zum Befehlen berechtigten 
Oberhaupte, während ganz im Gegensatze dazu das Evan- 
gelium die vor Gott bedingungslose Gleichheit der Menschen 
gelehrt hatte. 

Dafs die politische Kraft, die Repräsentationsfahigkeit der 
Kirche nach auisen hin durch die straffe Zusammenfassung 
bedeutend gewonnen hatte, dafs ihre Herrschaft über die Ge- 
müter der Menschen eine ganz gewaltige geworden war, wer 
wollte das leugnen! Aber eben die Umkehr ihres eigentlichen 
Wesens, die Vernichtung des Personalismus innerhalb der 
Laienschaft, welch letzterer gar kein Einflufs weder auf die 
Form des Gottesdienstes noch auf die Eutwickelung der Lehre 
eingeräumt war oder doch nur so weit zustand, wie es der 
Priesterschaft, d. h. dem römischen Oberhirten, pafste, brachte 
die Kirche auf Abwege. So wie sich die römische Hier- 
archie — die griechisch-anatolische Kirche kann hier au&er 
Betracht bleiben — gestaltet hatte, war sie, weil mit 
dem Wesen des Christentums in Widerspruch stehend, 
eine innere Unwahrhaftigkeit Diese Tatsache kam wohl 
keinem der regierenden Priester je zum Bewufstsein, aber un- 
bewuist hat sie auf die Kirche eingewirkt; sie hat diese un- 
duldsam gemacht gegen jede freie Regung der Geister, d. h. 
»der Persönlichkeiten. Eben weil die Verfassung und der mit 
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dieser zusammenhängende Teil der Lehre der Kirche in 
einem grofsen inneren, unlösbaren Widerspruche mit der Grund- 
anschauung der Religion stand, eben darum durfte keiiv 
Zweifel an der Göttlichkeit der ersteren aufkommen, und wo 
er sich regte, muiiste er erbarmungslos niedergetreten werden. 
Dafs sich aber derartige Zweifel einstellten, war nur nator- 
gemäfs; dafs häufig von rein weltlichen Wissenszweigen her, 
lediglich durch den natürlichen logischen Zusammenhang: 
aller geistigen Betätigungen des Menschen, Zweifel an der 
Richtigkeit auch mancher kirchlicher Dinge aufkamen, darf 
nicht Wunder nehmen. So mu&te die Kirche wegen des, wi& 
wiederum hervorzuheben ist, in ihr vorhandenen inneren 
Widerspruches unduldsam werden gegen jede freiere geistige 
Bewegung auch in weltlichen Dingen. Um nicht mit sich 
selbst zu zerfallen, durfte die Ejrche nur solche geistigen Er- 
scheinungen zulassen, die ihr behagten, die für die von ihr 
befohlene und bewachte Rechtgläubigkeit nutzbringend er- 
schienen. Ja selbst wenn zwischen dem geistigen Gebiete and 
der kirchlichen Lehre kein direkter Zusammenhang war, wenn. 
also ersteres zu letzterer sich indifferent verhielt, durfte die 
Kirche dies nicht dulden. Alles Wissen der Menschen mofste 
vielmehr in einer Verherrlichung der Kirche gipfeln, und was^ 
nicht einmal indirekt dazu beitrug, war direkt kii^chenfeind- 
lich oder mufste so betrachtet werden. Die Kirche durfte gar 
nicht anders handeln; nur bei Niederhaltung jeder freien Be- 
wegung der Persönlichkeiten konnte sie bestehen und nur die- 
jenigen Äufserungen des Personalismus konnte sie zulassen) 
die ihr zu gute kamen. Wie die Hierarchie das Wesen 
des Christentums gefälscht hat, so hat sie auch das^ 
geistige Leben der Menschen im Mittelalter, weil sifr 
es lenkte, verfälscht. Denn durch die kirchliche Beein- 
flussung, durch das Hinübergreifen angeblich religiöser Motive- 
in weltliche Dinge wird die mittelalterliche Personalität zu 
einer verschwommenen, in sich widerspruchsvollen, unklaren, 
ganz im Gegensatze zu der klaren offenen Personalität der 
alten klassischen Epoche. Was immer die Religion der 
Menschheit Gutes gebracht haben möge, es ist völlig ver- 
nichtet, ja oft genug in sein Gegenteil verkehrt worden durchk 
die Hierarchie. 
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Und wie auf geistigem, d. h. wissenschaftlichem und reli- 
giösem, so verfuhr die Kirche auch auf politischem Gebiete. 
Im Anfange, als ihre hierarchische Gliederung noch nicht 
genügend festen Bestand gewonnen hatte, suchte sie Anlehnung 
und fand sie an der weltlichen Coenonie, half sie doch dieser, 
welche ebenfalls ihren Wirkungskreis zu überspannen suchte, 
die Geister, also die Personalitäten, im Zaume zu halten. 
Aber als die Elrche in sich erstarkt war, als die weitere 
räumliche Ausbreitung ihres Geltungsbereiches ihr nur einen 
quantitativen, keinen qualitativen Machtzuwachs mehr ver- 
schaffte, da stiefs sie ihren früheren Halt, den Staat, von sich, 
wandte sich feindlich gegen ihn und beanspruchte die Herr- 
schaft über ihn. Und auch hierdurch fälschte die Hier- 
archie das Leben des Mittelalters. Denn indem sie die 
religiösen Interessen mit den politischen verquickte, fügte sie 
zu dem schweren Ringen zwischen Coenonismus und Perso- 
nalismus, welches das politische Leben des Mittelalters aus- 
füllt, noch ein Ringen zwischen zwei verschiedenen, zu ein- 
ander streng genommen beziehungslosen Erscheinungsformen 
der Coenonie. 

Die Religion hat nichts mit der politischen Gestaltung 
der Coenonie zu tun, sie liegt überhaupt nur soweit in deren 
Interessensphäre, als sie den Bestand ihrer jeweiligen Er- 
scheinungsform, Staat genannt, nicht gefährdet; sonst aber ist 
sie eigenste Angelegenheit der Persönlichkeit. Indem nun die 
Kirche in den Wirkungsbereich der politischen Coenonie, 
welche unzweifelbar die eigentliche, ursprüngliche ist, während 
die religiöse nur als Abirrung betrachtet werden kann, mit 
ihren geistigen Machtmitteln hinübergriff, verwirrte sie die 
Rechtsanschauungen der Menschen, verhetzte sie Regierende 
und Regierte und trug so den gröfsten Teil der Schuld, dafs 
Deutschland im Mittelalter nicht zu politischen Resultaten 
gelangte. Dabei war die Stellung des Oberhauptes der Kirche, 
des Papstes, eine in sich widerspruchsvolle. In den aufser- 
italischen Ländern beanspruchte er absolute Oberhoheit in 
allen Dingen, in Italien selber war er nichts weiter als ein 
kleiner weltlicher Fürst, der nur so lange respektiert wurde, 
wie er den Respekt mit Waffengewalt sich erzwingen konnte. 
Denn mit seinen kirchlichen Machtmitteln, die im übrigen 



118 n. Buch. Überlieferte Gesch. in naturwissensch. Beleuchtimg. 

Europa sehr viel Wirkung taten, erzielte er in Italien nur 
Erfolge, wenn es den anderen italischen Machtbabern gerade 
in ihren Eram pafste. Politisch zu schwach, um der welt- 
liche Herr von Italien zu sein, mufste der Papst wechselnde 
Bündnisse eingehen, um sich aufrecht zu erhalten. Diese 
brachten ihn oft; in Konflikt mit seinen weltherrschaftlicben 
Gelüsten; nicht allzu selten war er daher gezwungen, hinter 
dem Rücken seiner augenblicklichen Verbündeten gegen diese 
selber zu intrigieren, worüber Gregorovius in seiner „Ge- 
schichte der Stadt Rom im Mittelalter* Erbauliches berichtet 
In dieser schiefen Stellung, die das Papsttum sowohl in 
Zeiten seines höchsten Glanzes wie tiefster Erniedrigung in 
der politischen Kombination einnehmen mufste, erblicke ich 
eine Eracheinung des in ihm vorhandenen inneren Wider- 
spruches. Da& es seinen Einflufs auf die geistige Sphäre mit 
Scheiterhaufen, Mord und Brand aufrecht erhielt, auf die 
politische Gestaltung der Welt mittelst Eidbruch, Verleitung 
zur Treulosigkeit usw. einwirkte, kurz, daJs es sich nur durch 
die verwerflichsten, unsittlichsten Mittel halten konnte, ist 
bekannt. Dies entsprang aus seiner Natur und so wirkte es 
wie eine krankhafte Geschwulst an dem sonst gesunden 
Organismus der Völker Europas. Die Hierarchie ist eine Er- 
scheinung in der Geschichte, die zwar in ihren embryonalen 
Anfängen, d. h. als Urchristentum, eine Gesundung der indi- 
vidualistisch entarteten Menschheit zu versprechen schien, in 
ihrer Weiterent Wickelung aber, weil sie sich nicht auf die 
Religion allein beschränkte, einen pathologischen Charakter 
annahm, daher die Seelen der Einzelnen vergiftete, die Völker 
verdarb und den Gang der historischen Gestaltung ungebühr- 
lich aufhielt. Und all das wurde die Kirche, weil sie ihre 
gesunde personalistische Grundlage durch ihr ursprünglich 
fremde, ihrem Wesen geradezu kontradiktorisch entgegen- 
gesetzte coenonistische Neigungen verderben liels, weil sie be- 
wuJßt sich in das Gegenteil dessen verkehrte, was ihr Stifter 
sich offenbar unter „Kirche" vorgestellt hatte. So griff das 
Papsttum, eine entstellte Erscheinung des Coenonismus, störend 
in die politischen Geschicke des Mittelalters ein, das gerade 
dadurch so schwer zu verstehen ist, dessen Einzelheiten man 
eben deswegen auf die alle Menschen geschicke beeinflussenden 
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beiden Prinzipien, auf Coenonismus und Personalismus, nur 
mühsam zurückführen kann. 

In religiösen Fragen befahl die Kirche, was zu glauben 
und was nicht zu glauben sei; sie befahl aber auch in wissen- 
schaftlichen Dingen, wollte ex cathedra und ein für alle Mal 
den Umfang des Wissens und die BeschaflFenheit der Kennt- 
nisse selbstherrlich regulieren. Denn nur dann konnte sie die 
Geister beherrschen und den allgemeinen Herden-Individua- 
lismus aufrecht erhalten, wenn sie allein mit unfehlbarer 
Autorität bestimmte, was gewuist werden durfte. Gelang ihr 
in Glaubenssachen ziemlich widerspruchslos für viele Jahr- 
hunderte die Aufrechterhaltung ihrer absoluten Herrschaft, in 
der Wissenschaft wurde letztere doch immer nur mit groisen 
Einschränkungen anerkannt. Denn es ist nicht zu leugnen, 
dafs das wissenschaftliche Leben des Mittelalters, so spät es 
auch sich zu regen begann, von Anfang an in einer von der 
Hierarchie sehr bald erkannten Opposition zum Papalismus 
sich befand. Je unmächtiger die politischen Kräfte der Völker 
sich bei den Übergriffen Roms bisher gezeigt hatten, um so 
erfolgreicher wurde jetzt die Gegnerschaft der Wissenschaft, 
die immer und zu allen Zeiten ein Hort des gesunden Per- 
sonalismus ist 

Die Wissenschaft trat teils in stiller, fast unbewulster 
Weise den Lehren der Kirche entgegen, teils nahm sie den 
Kampf bewufst und offen auf. In ersterer Richtung wirkten 
namentlich die Naturwissenschaften. Schon dafs über- 
haupt ein Mensch es wagte, in die Geheimnisse der Natur 
einzudringen, sich nicht mit dem begnügen wollte, was Rom 
über die Bewegungen der Gestirne, über die Beschaffenheit 
der Erde, über den Bau des menschlichen Körpers zu glauben 
befohlen hatte, war direkte Opposition gegen Rom. Als nun 
gar Columbus durch seine geographischen Entdeckungen die 
Kugelgestalt der Erde bewiesen hatte, als durch Kopernikus, 
Kepler, Galilei u. A. die Erde aus dem Mittelpunkt der Welt 
herausgebracht und als ein kleiner Trabant der Sonne erkannt 
war, der von dieser sein Leben erhält, da wurde — und die 
Hierarchie war sich dessen wohl bewufst — nicht blofs der 
Einflufs, den die Kirche auf die Gegenstände des Wissens sich 
angemafst hatte, ins Wanken gebracht, sondern auch ihre 
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Autorität in religiösen Dingen wurde bedenklich erschüttert. 
Denn es muiBte sich selbst der einfachst organisierte Verstand 
sagen, dafs, wenn der Papst und die Kirche, die ihre Unfehl- 
barkeit in allen Dingen dieser Welt behauptet hatten, in der 
Wissenschaft so gründlich irren konnten, sie möglicherweise 
auch in der Keligion nicht allenthalben Recht zu haben 
brauchten. Und es war diese Opposition der Naturwissen- 
schaften darum so nachhaltig und in ihren Wirkungen darum 
so tief gehend, weil es sich hier um Tatsachen, deren Nach- 
weis jederzeit sicher gelang, nicht um Meinungen handelte, die 
wechseln können und deren Richtigkeit nicht beweisbar ist 
Die Fortschritte, welche in der Kenntnis der belebten Wesen 
gemacht wurden, nachdem Vesal die Anatomie reformiert hatte, 
und die in der Entdeckung des kleinen Blutkreislaufes durch 
Servet, des grofsen durch Harvey gipfelten, waren ebenso viele 
vernichtende Niederlagen für .die Hierarchie. Der entartete 
Coenonismus der Kirche wurde durch den in der Wissenschaft 
sich regenden Personalismus ins Wanken gebracht; der Herden- 
Individualismus der Völker wurde durch die Wissenschaft auf- 
gerüttelt, dem Personalismus in den Massen, den die Hierarchie 
unterdrückt hatte, wurde die Möglichkeit, sich wieder regen 
zu können, gezeigt. Aber leicht wurde es der Wissenschaft 
nicht, ihren befreienden Einflufs geltend zu machen. Nicht 
blofs gegen die Hierarchie hatte sie sich zu wehren; die 
Massen selber, denen ihre Arbeit in erster Reilie zu gute kam, 
standen ihrem Tun verständnislos, ja oft feindlich gegenüber. 
Denn so sehr wurden die Geister in einer verdummenden 
Knechtschaft gehalten, dafs sie die Naturforscher für gottlos 
und kirchenfeindlich ansahen. Das Verständnis für die Be- 
rechtigung und die Notwendigkeit der freien Bewegung der 
Personalitäten in allen Fragen des Wissens und Forschens — 
denn auf ihr beruht der sittliche und geistige Fortschritt der 
Menschheit — war den Völkern des Mittelalters vollständig 
abhanden gekommen. Hierin aber sehe ich die Verfälschung 
des geistigen Lebens jener Zeit, wie sie durch die Hierarchie 
bewufst herbeigeführt worden war. 

Lauter, kampfesfreudiger als die Naturwissenschaften traten 
die Geisteswissenschaften hierarchischer Anmafsung ent- 
gegen. Die humanistischen Studien, welche die Philosophie 
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neu belebten, die Philologie schufen, lieferten die Waffen zum 
Kampfe der freien Personalität gegen Roms religiöse Tyrannei. 
Und fiel hierarchischer Intoleranz auch mancher edle Streiter 
zum Opfer, wie der grofse Denker Giordano Bruno, welcher 
dafür, dafs er eine wirkliche Persönlichkeit und keine ortho- 
dox zugeschnittene Individualität war, auf dem Scheiterhaufen 
sein Leben lassen mulste: das Wiedererstehen des lange nieder- 
gehaltenen Personalismus war nicht mehr zu verhindern. 

Die Bekanntschaft mit dem Wesen der alten Hellenen und 
Italiker zeigte der verkommenen mittelalterlichen Welt, was 
die freie Persönlichkeit zu leisten vermag, wenn sie nicht durch 
hierarchische Schranken in ihren natürlichen Bewegungen ge- 
hindert wird. Merkwürdig genug ist es, daiB Rom sich hier 
kurzsichtig erwies, dals es die Bedeutung, die der Humanismus 
als antirömische Erscheinung hatte, anfänglich nicht erkannte, 
sondern dals es die humanistischen Studien sogar begünstigte. 
Denn nicht in der Neubelebung der klassischen Studien, nicht 
in der Zugänglich machung der von den Alten hinterlassenen 
literarischen Schätze liegt der Wert des Humanismus: darin 
vielmehr erblicke ich seine grofse Leistung, da& er die Völker 
des Mittelalters zur Selbstbesinnung gebracht hat. In den 
Schriften des Herodot und Thukykidides, des Livius und des 
Tacitns trat den Menschen jener Zeit ein seiner selbst bewufstes 
Volkstum entgegen, und das wirkte auf sie zurück. An den 
alten Griechen und Römern lernten die Deutschen als Deutsche, 
die Franzosen als Franzosen sich fühlen: der Humanismus 
erweckte in den Völkern das mit der päpstlichen 
Weltherrschaft unvereinbare nationale Bewufstsein 
und damit, da die Nationen gewissermafsen Personalitäten sind, 
den Personalismus. Dafs dies so war, beweisen die deutschen 
Schriften Ulrichs von Hütten, beweist die deutsche Bibel- 
übersetzung Luthers, die zu gewaltigen schneidigen Waffen 
im Kampfe gegen der römischen Hierarchie erdrückendes Über- 
gewicht wurden. Wohl hat der 30jährige Krieg, der von 
Rom zur Wiederbefestigung seiner zusammenstürzenden Herr- 
schaft angezettelt wurde, in ganz Europa den Völkern tiefe, 
schwer heilende Wunden geschlagen: ein Ergebnis hat er 
gehabt, dessen Wert nicht hoch genug eingeschätzt werden 
kann. Er hat definitiv die politische Bedeutung des römischen 
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Pontifex vernichtet. Denn wenn auch erst 1870 der Kirchen- 
staat als selbständiges Gebilde zu existieren aufgehört hat, 
eine politische Rolle wie ehemals hat Rom seit 1648 nicht 
mehr gespielt und hat eben deswegen auch seit jener Zeit 
keinerlei nachhaltigen Einflufs mehr auf die geistige Ent- 
wickelung der Völker ansähen können. Der römische Pon- 
tifikat besitzt seither nicht mehr durch sich selbst, d. h. durch 
seine bloJse Existenz, Wert für die Welt, sondern gilt nur 
dann noch, wenn der jeweilige Trager der dreifachen Krone 
als Persönlichkeit sich Einflufs zu erringen vermocht hat. 
Rom selbst, d. h. die römische Hierarchie, ist im Mittelalter 
stecken geblieben, während ringsumher die Völker in einer 
neuen, von der mittelalterlichen sehr verschiedenen Zeit lebeu. 
Das hierarchische Rom wurde das Unglück und 
die Geifsel der Yölker, weil es den natürlichen und 
durch die Religion geförderten Personalismus unter- 
drückte. Es hülste seine Machtstellung ein, weil es 
ihm unmöglich war, die Persönlichkeit wieder frei 
zu geben, für deren Entfaltung die Völker neue 
Bahnen gefunden hatten. Und da, wie schon wiederholt 
bemerkt wurde, in der Bewegungsfreiheit der Personalitaten 
der Fortschritt der Völker beruht, so weist jede Annäherung 
der Staaten an Rom darauf hin, dal's der Coenonismus seinen 
Einflufs zu sehr auf Kosten des Personalismus ausdehnt. Be- 
deutungslosigkeit Roms zeigt Fortschritt steigende Bedeutung 
zeigt Rückschritt im politischen Leben der Völker an. 

Kap. 16. Die Neuzeit. 

Die Begründung des absolutistischen Staates beendete, 
wie in Kapitel 14 gezeigt worden war, das Mittelalter. Aus 
dem grofsen Ringen zwischen Coenonismus und Personalismus 
war der erstere als Sieger hervorgegangen; nur der Staat mit 
seiner Spitze, dem Herrscher, besafs Rechte, die Persönlichkeit 
kam nicht in Betracht. Ob man den absolutistischen Staat 
noch insofern zum Mittelalter rechnen will, dafs man ihn an 
dessen Ende stellt, oder ob man mit ihm schon die Neuzeit 
beginnt, ist im Grunde genommen gleichgültig; mit Henry 
Thomas Buckle (19) und Bluntschli (10) nehme ich, wie 
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schon bemerkt wurde, das letztere an. Man kann den Anfang 
des 18. Jahrhunderts, etwa die Erhebung des brandenburgisch- 
preufeischen Staates zu einem Königreiche als den Beginn der 
neuen historischen Periode betrachten. 

War in der verflossenen Zeit alles in Gährung, alles 
schwankend und in dauerndem Flufe, so zeigte die neue Zeit 
eine anscheinend unerschütterliche Festigkeit der vorhandenen 
politischen Einrichtungen. Eine strafiFe staatliche Ordnung 
hatte die Unordnung verdrängt. Während früher die einzelnen 
sozialen Gruppen in die gegenseitigen Interessensphären 
häufig übergriffen und daher in fast ewigem Streite mitein- 
ander lagen, hatte jetzt eine jede ihr fest umgrenztes Wirkungs- 
feld erhalten. Der Staat, repräsentiert durch den unver- 
antwortlichen Herrscher, ordnete im Polizeiwege alle Ver- 
hältnisse. Dafs hierbei zunächst die Persönlichkeit zu kurz 
kam, daiis für deren freie Entfaltung gar kein Raum vorhanden 
war, ist freilich zuzugestehen. Aber trotzdem war der 
absolutistische Staat ein Segen für die Völker, denn er ge- 
wöhnte sie an Ordnung und lehrte sie den Wert eines fest- 
gefugten Staates schätzen. Ein Personalismus existierte zudem 
in jener Zeit so gut wie garnicht; nur Individuen waren vor- 
handen, da der 30jährige Krieg allenthalben das geistige Leben 
der Völker zerstört, also die personalistische Regsanoüieit ge- 
beugt hatte. 

In sich aber barg trotzdem die neue Staatsform die 
Wiedererweckungsmöglichkeit des Personalismus. Kein all- 
gemeines Weltreich, wie es das alte deutsche Reich sein wollte, 
existierte mehr; Nationalreiche waren erstanden, die das aus 
dem Humanismus entsprossene nationale Bewufstsein hegten 
und pflegten. Der Deutsche befand sich hierin allerdings den 
anderen Völkern gegenüber im Nachteil, da er als Deutscher 
sich nicht fühlen konnte und durfte. Aber wenn er auch nur 
lernte, entweder Preufse oder Bayer oder W^ürttem berger zu 
sein: der früheren Zerfahrenheit gegenüber war auch dieses 
ein FoilBchritt, denn als Preufse usw. war er doch wenigstens 
eine Art politischer Persönlichkeit, weil hinter ihm ein kraft- 
volles, achtunggebietendes Staatswesen stand. Zudem bildete, 
wie dies früher schon hervorgehoben wurde, der absolutistische 
Staat einen Hebel zum wirtschaftlichen Fortschritt der Nationen. 
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Der gro&e französische Minister Richelieu hat in Frank- 
reich und damit auch in dem übrigen festländischen Europa 
die absolutistische Staatsform nicht etwa aus Liebe zu seinem 
Könige Ludwig XIII begründet, sondern aus der klaren Er- 
kenntnis heraas, da& nur durch straffste Zusammenfassung 
aller Teile der Staatsmaschinene diese bewegungsfahig werden 
könnte. Nur in fester staatlicher Ordnung, das sah offenbar 
dieser Mann ein, konnte die Gesamtheit und mit ihr der 
Einzelne gedeihen, konnten Manufakturen entstehen, der Handel 
sich ausdehnen, die Gewerbe zur Blüte gebracht werden. 
Aus dem mittelalterlichen Schlendrian rifs Richelieu seine 
Nation heraus, da es so wie bisher nicht weiter gehen konnte, 
sollten die Menschen nicht völlig verderben. Dem Beispiele 
Richelieus folgten die Fürsten anderer Länder; sie legten 
Manufakturen an, begünstigten den Handel, halfen dem Ge- 
werbe, vermehrten durch Anlegung von Schiffahrtskanälen 
und durch Verbesserung der Landstrafsen die Verkehrs- 
gelegenheiten, hielten auf Ordnung und sorgten für eine mög- 
lichst unparteiische Rechtsprechung. Der Erfolg blieb nicht 
aus. Die Wunden, welche ein Menschenalter voll Krieg und 
Not den Völkern geschlagen, vernarbten, ein neues Leben be- 
gann überall sich zu regen, ein neuer und gesunder Wohlstand 
verdrängte die frühere Armseligkeit. Aber damit begann 
auch eine Neuerstehung des Personalismus. All die Ver- 
besserungen in der äulseren Lebenslage seiner Untertanen, 
welche der absolutistische Staat erstrebte und herbeiführte, 
rüttelten diese aus der Lethargie des Individualismus auf, er- 
weckten in ihnen den Stolz auf das „Ich" und lehrten sie als 
Personalitäten fühlen und handeln. 

Hätten die Regierenden jener Zeiten, die man die des auf- 
geklärten Despotismus nennt, das Leben ihrer Völker ver- 
standen, hätten sie genügend staatsmännische Einsicht in das 
Wesen der Menschen besessen — ein naturwissenschaftliches 
Verständnis der Menschennatur darf man im 18. Jahrhundert 
nicht voraussetzen — : möglicherweise wären die Nationen des 
europäischen Festlandes statt durch die Revolution durch die 
Reform zu einer naturgemäfsen Weiterbildung des Staates ge- 
langt. Aber die Herrscher im 18. Jahrhundert hatte wie die 
Herrscher Roms der Cäsarenwahnsinn erfalst. Sie wähnten. 
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dafs einzig nar infolge ihrer absoluten Stellang die Mensch- 
heit in geistiger und wirtschaftlicher Hinsicht fortgeschritten 
sei, dafs also nur der Coenonismus dies alles bewirkt habe, 
während doch in Wahrheit Dauerhaftes im Staatsleben nur 
durch die vereinte Wirkung von Coenonismus und Personalis- 
mus zu erreichen ist. Statt daher der Personalität von selber 
einen freieren Spielraum zu gewähren, wurde diese vielmehr, 
wo sie sich erheben wollte, niederzuhalten gesucht, weil, be- 
sonders stark in Frankreich, der Absolutismus zum Despotis- 
mus entartet war. 

Indessen liei'sen die Regungen des nach freier Betätigung 
strebenden Personalismus auf die Dauer sich nicht mehr 
hemmen. Dazu trug am meisten bei der Unabhängigkeits* 
krieg der nordamerikanischen Kolonien gegen ihr Mutterland 
England. Jenseits des atlantischen Oceans erhob sich ein 
neues Staatswesen, das im Gegensatze zu den Staaten des fest- 
ländischen Europa auf die freieste Entfaltungsmöglichkeit der 
Personalität sich gründete. Die vom amerikanischen Kon- 
gresse verkündeten Menschenrechte waren für die Völker 
Europas etwas ganz Neues, Unerhörtes. Dafe ein Mensch 
von seiner Geburt an Rechte habe, worunter das der freien 
Selbstbestimmung als das wertvollste erscheint: daran hatte 
in Europa noch niemals jemand gedacht Weder im Alter- 
tume noch im Mittelalter war je die Idee aufgetaucht, dafs. 
die Menschen von Natur wegen einander gleichberechtigt seien 
und auch gleichberechtigt und gleich verpflichtet dem Staate^ 
gegenüberstünden. Wie ein neues Evangelium ergriff diese 
Glorifizierung der Persönlichkeit die Gemüter der Menschen 
und stachelte sie an, die allmählich unertragbar gewordenen 
Fesseln des Despotismus zu sprengen. In der grofsen fran- 
zösischen Revolution von 1789 erfolgte diese Sprengung; die 
Persönlichkeit zerriJs die Bande, welche sie einschnürten und 
an der freien Bewegung hinderten, und zertrümmerte, zunächst 
in Frankreich, die bisherige Form der Coenonie. 

Die aufserfranzösischen Herrscher erkannten nur die Ge- 
fahr, die ihrem despotischen Regiment drohte, besalsen aber 
nicht die genügende Einsicht, die neuen Ideen, welche sich in 
der grofsen Revolution explosionsartig Bahn brachen, auf dem 
dem Wege friedlicher Reform sich nutzbar zu machen. Sie> 
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überzogen das revolutionäre Frankreich mit Krieg und wurden 
dabei von ihrem Schicksal ereilt Die Militartyrannis, die 
Napoleon I. fast über ganz Europa ausdehnte, verbreitete, 
freilich sehr wider die Absicht dieses genialen Soldaten, die 
französischen Freiheitsideen unter allen Nationen. Und wenn 
auch noch einige Zeit verging, ehe die Staaten des europäischen 
Festlandes — Rufsland ist nach Eatzel (64) schon aus geo- 
graphischen Gründen zu Asien zu rechnen — zu Verfassungen 
gelangten, welche der Persönlichkeit die ihr gebührende und 
im Interesse des geistigen und sittlichen Fortschritts der 
Menschheit nötige freie Bewegungsmö°:lichkeit gewährten: mit 
dem Jahre 1848 war dieses Ziel erreicht. Leider, dank der 
mangelnden Einsicht der Herrscher und der Verständnislosig- 
keit der Staatsmänner, auf dem Wege der Revolution statt auf 
dem der Reform. Der konstitutioDelle Staat hat seitdem den 
absolutistischen abgelöst; das Bestreben, die Geltungsbeziike 
der Coenonie und der Personalitäten abzugrenzen, wohl auch 
•die reaktionäre Absicht, die letztere einzuengen, oder der re- 
volutionäre Wunsch, die erstere bei Seite zu schieben, bedingen 
das politische Leben der Gegenwart. Coenonismus und Per- 
sonalismus ringen wieder einmal wie im Mittelalter um die 
Hegemonie; aber die Bedingungen, unter welchen der Kampf 
dieses Mal ausgefochten wird, sind wesentlich andere wie die- 
jenigen, welche in früheren Epochen vorlagen. Durch die 
Wissenschaften, besonders durch die Naturwissenschaft und 
die in ihr wurzelnde Technik, hat der Personalismus eine ganz 
andere innere Kraft wie je zuvor; und gleichfalls durch die 
Wissenschaften ist auch die Möglichkeit Einflufs zu gewinnen 
für den Coenonismus gegenüber allen früheren Zeiten wesent- 
lich verändert und bedeutend vermehrt. Zudem tritt in der 
Gegenwart ein Faktor bestimmend in dem Ringen beider Prin- 
zipien hervor, der nie zuvor in dieser Weise in der Geschichte 
Hsich bemerkbar gemacht hat. Dieser Faktor ist die Ernährungs- 
möglichkeit der Massen, die sogenannte Magenfrage. Wohl 
bildete auch in früheren Epochen die Möglichkeit oder Un- 
möglichkeit, des Lebens Notdurft sich zu verschaffen, einen 
Ansporn für den Einzelnen, seine Kräfte im Daseinskampfe 
^u entfalten, wohl war für die römischen Imperatoren dank 
.ihr^r törichten Politik die Sättigung des Pöbels eine stete 
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Sorge: aber niemals bisher ist das politische Geschick der 
Staaten in solch direkter Abhängigkeit von der Befriedigung 
des Hungergefühls gewesen wie jetzt. 

Die Auffassung, dafs der ganze Verlauf der Menschheits- 
geschichte von der Urzeit bis auf die Gegenwart das Ringen 
zweier Prinzipien darstellt und dafs bisher nur einmal eine 
völlige harmonische Vereinigung beider erzielt wurde, nämlich 
in der Glanzzeit der römischen Republik, erscheint nicht neu. 
Wohl die meisten Historiker, welche mit Fragen allgemeiner 
Art sich beschäftigten, haben den verhüllten oder unverhüllten 
Gegensatz von Staats- und Einzelinteresse als Geschichte 
bildenden Faktor erkannt. Neu dagegen scheint mir, soweit 
ich wenigstens die Literatur zu überblicken vermag, der Nach- 
weis, dafs diese beiden Prinzipien, wie sie die geschichtliche 
Entwickelung leiten, so auch den Menschen überhaupt ge- 
bildet haben. Der Individualismus, dies war im Kap. 2 ge- 
zeigt worden, ist das herrschende Prinzip in der Natur. Weil 
die Vorfahren der zoologischen Art „Mensch" lodividuen 
waren, weil also, was dasselbe heifst, ihre körperliche Orga- 
nisation wie die aller belebten Wesen keine starre war, sondern 
innerhalb bestimmter Grenzen Variabilität besals, darum konnte 
sich der Mensch unter besonderen äufseren Bedingungen aus 
tierischer Vorstufe entwickeln. Dafs der Fortschritt in der 
körperlichen Organisation auch eine Weiterausbildung der 
geistigen Fähigkeiten im Gefolge hatte, dafs also aus der blofs 
physischen Individualität die psychische Personalität entstehen 
konnte, ist dem Umstände zu verdanken, dafs der Mensch ein 
Herdentier ist (vergl. Kap. 8). Die dauernde Gemeinschaft 
mit seinesgleichen, die Coenonie, hat den Menschen zu dem 
gemacht, was er ist. Zuerst war also, um das Wort von 
Schäffle (72) zu gebrauchen, das „Gesamtwir" vorhanden, 
dann erst entstand das „Einzelich^. Aus dem Widerstreite 
der starren Form der Urcoenonie und der Interessen der Per- 
sonalität resultierte, wie wir gesehen haben, aller Fortschritt 
im Leben der Menschheit. Gegenüber der beharrenden, kon- 
servativen Natur der Coenonie, die nur sehr langsam und nur 
sehr selten ihre äufeere Erscheinungsform ändert, stellt sich 
die Personalität als das fortschrittliche Element dar. Immer 
andrängend gegen die von der Coenonie, manchmal mit Recht 
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manchmal mit Unrecht, ihr tresetzten Schranken, immer re- 
bellionslüstern sacht die Personalität die Grenzen ihrer Be- 
wegungsmöglichkeit hinaoszurücken und bringt dadurch reges, 
schnell pulsierendes Leben in die Geschichte. Denn da, wo 
sie zur Individualität heruntergedrückt ist, herrscht starre 
Ruhe, fehlt der Fortschritt und tritt daher bald der Ver- 
fall ein. 

Es ist in den einzelnen Kapiteln dieses Buches versucht 
worden, mit essayistischer Kürze aus *der überlieferten Ge- 
schichte des Menschen die Momente aufzuführen, in welchen 
sich das Wirken der beiden Prinzipien und ihr Kampf mit- 
einander am prägnantesten äulserte. Es hat sich dabei ergeben, 
dafs in denjenigen geschichtlichen Epochen, welche der Urzeit 
am nächsten sind, die Menschen unbewuist dem Einflu&e des 
Coenonismus und Personalismus gefolgt sind; dafs dagegen, 
jemehr wir uns der Gegenwart nähern, um so deutlicher, 
wenigstens für die geistig am meisten hervorragenden Menschen, 
die Interessensphären beider Prinzipien als die treibenden 
Kräfte sich bemerkbar machen. Und da uns die Natur- 
wissenschaft zu der Erkenntnis geführt hat, dafs 
Coenonismus und Personalismus die Geschicke der 
Menschheit gestalten, so haben wir von ihr auch die 
Lehre erhalten, dafs wir die innerpolitischen Ein- 
richtungen unserer Staaten so zu formen haben, dafs 
beide Prinzipien zu ihrem Rechte kommen. Was die 
römische Republik erreicht hat, was im englischen 
Staate zur teilweisen Erscheinung gelangt ist, müssen 
wir mit Absicht und in genauer Kenntnis der Natur- 
iaktoren auch für Deutschland herbeizuführen 
trachten: wir müssen Coenonismus und Personalis- 
mus zu harmonischer Vereinigung bringen. 

Inwieweit die Gegenwart einer solchen harmonischen Yer- 
einigung nahe oder wie sehr sie von ihr entfernt ist, wie also 
die politischen Bewegungen und Bestrebungen unserer Tage 
vom naturwissenschaftlichen Standpunkte sich ausnehmen : 
das speziell für die deutschen Zustände genauer darzulegen 
wird den Inhalt des folgenden Buches bilden. 



III. Buch. 

Kritik der gegenwärtigen politischen Zustände 
Deutschlands. 



1. Abteilung: Die Goenonie. 
Kap. 17. Allgemeine Charakteristik der Zeit. 

Im letzten Kapitel des vorigen Buches war bereits kurz 
angedeutet worden, dafs in unserer Zeit wiederum Coenonis- 
mus und Personalismus um die Hegemonie mit einander 
ringen und dafs beide Prinzipien, oder richtiger die Vertreter 
beider Prinzipien eine ganz andere Ausrüstung für den Kampf 
besäfsen, wie je zuvor. Aulser diesem Kampfe, zum Teil so- 
gar durch ihn veranlafst, sehen wir, dals zwei coenonistische 
Formen, die monarchische und die republikanische, in 
schwerem Streite begriffen sind und sich dabei abwechselnd 
auf das personalistische Prinzip stützen. So entsteht eine 
grofse Komplikation in den Bestrebungen unserer Zeit, welche 
nicht unbeträchtliche Schwierigkeiten für ein klares Erkennen 
des zur Beilegung der Wirren Nötigen und Möglichen bereitet. 
Es wird daher gut sein, in kurzen allgemeinen Zügen uns 
dieses Ringen vorzuführen, ehe wir die Einzelheiten genauer 
betrachten, zumal auch dadurch das Yerstandnis der letzteren 
erleichtert wird. 

Die Sozialdemokratie, die, wie wir noch sehen werden, 
die Vertreterin eines republikanischen starren Coenonismus 
der Zukunft ist, in welchem keine Personalität zu existieren 
vermag, der vielmehr nur Herden -Individuen duldet und er- 
möglicht, schilt auf die Gegenwart, weil die Verhältnisse 
überaas schlecht, weil sie gekünstelt seien. Lediglich die 

Bawitz, Urgeachichte, Gegehichte und Politik. 9 
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Bosheit der Herrschenden und die Feigheit der Besitzenden 
erniedrige den wichtigsten weil zahlreichsten Teil des Volkes^ 
sauge ihn aus, erhalte ihn in Not und Armut, um selber ein 
Leben im Überflusse führen zu können. Bebel (3), einer da* 
lautesten Vertreter aber auch zugleich einer der unwissen- 
schaftlichsten Köpfe der Sozialdemokratie, bezeichnet unsere 
politischen Zustände als durchaus unnatürliche. Eine solche 
Äulserang muis um so mehr Wunder nehmen, als Bebel be- 
hauptet, auf dem Boden der Naturwissenschaften zu stehen. 
Durch diese aber hätte er darüber belehrt werden können, 
dais nichts im Leben der Menschheit unnatürlich, nichts ge- 
künstelt ist; dais vielmehr, wie der Mensch als lebendes 
Wesen eine notwendige Wirkung der Naturgesetze ist, so 
auch alles, was der Mensch schafft, als notwendig, weil unter 
dem Einflüsse der ihn beherrschenden Gesetze entstanden be- 
trachtet werden mufs. 

Nicht unnatürlich, nur überaus kompliziert sind unsere 
Verhältnisse. Und wenn man die Motive nicht erkennt, welche 
zu einer derartigen durchaus naturgemä(sen Komplikation 
geführt haben, dann kann man sich ideale Zustände erträumen, 
die besser wären als die jetzigen, übersieht dann aber, dais 
mit Traumgebilden, mit Phantastereien noch niemals Mensch- 
heitsprobleme gelöst, politische Komplikationen beseitigt 
worden sind. Mit vollem Rechte sagt daher Lasson (48): 
„Wer unter die Projektenmacher geht, dem soll man den Puls 
fühlen, nicht mit ihm streiten. Nicht Idealismus ist es, 
sondern Gedankenlosigkeit, von einer Welt zu träumen, die 
nicht ist, aber werden könnte, und die ganz anders wäre als 
die Welt, die wir kennen, während doch die Menschen in 
dieser erträumten Welt dieselben bleiben wie in der wirklichen 
Welt« (1. c. § 54). 

Die schiefe Auffassung der Sozialdemokratie rührt von 
einer, nebenbei bemerkt unserer ganzen Zeit gemeinsamen, 
gewaltigen Überschätzung der Bedeutung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse her. Wenn z. B. Engels (25) in Anlehnung an 
Marx meint, dafs das bestimmende Moment in der Ge- 
schichte nach materialistischer Geschichtsauffassung 
die Produktion und Reproduktion des unmittelbaren 
Lebens sei (1. c. S. IV der Vorrede), was Schiller weniger 
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gescliraabt aber darum klarer so ausdrückt, dals Hunger und 
Liebe die Welt bewegen, so ist dies eine einseitige und darum 
falsche Ansicht. Der tierische Organismus braucht Nahrung, 
um leben zu können. Aber um die Nahrung zu assimilieren 
und das Assimilierte den Organen zuzuführen, bedarf er eines 
Ereislaufssystems; damit die Organe des Kreislaufs gut 
funktionieren, ist Atmung nötig; dals die Atmung nicht still 
steht, dafür sorgt das Nervensystem: kurz, im tierischen Or- 
ganismus besteht ein so inniger Zusammenhang, eine so enge 
Korrelation zwischen den einzelnen Funktionen, dals die eine 
ohne die andere nicht existieren kann, die eine keinen Vorrang 
vor der andern besitzt. Und genau so ist es im staatlichen 
Organismus. Jede gesunde Betätigungsweise des menschlichen 
Geistes ist notwendig für den Bestand der jeweiligen Form 
der Coenonie, alle haben gleiche Wichtigkeit und darum darf 
nicht eine einzelne als die allein malsgebende hingestellt, kann 
nicht als die allein die Geschicke der Menschen bestimmende 
betrachtet werden. Die Marxsche sogenannte materialistische 
Geschichtsauffassung ist daher ein grober Denkfehler. 

Als Erscheinungsform einer republikanisch oder richtiger 
kommunistisch gestalteten Coenonie stellt sich die Sozial- 
demokratie in bewuTsten Gegensatz zu jeder augenblicklichen 
Staatsform. Sie hat die ausgesprochene Tendenz, den Staat 
der Gegenwart, d. h. die ganzen Einrichtungen, welche den 
Staat charakterisieren, zu beseitigen und an deren Stelle ideale, 
in diesem Falle erträumte Verhältnisse zu setzen, welche eine 
allgemeine Glückseligkeit gewährleisten sollen. Sie glaubt, 
da& unsere gegenwärtigen Zustände derart sind, dafs die 
grölste Zahl der Talente, weil diese durch die Schwierigkeit 
des Nahrnngserwerbes an ihrer Entfaltung verhindert würden, 
zu Grunde gingen, dafs sie dagegen bei einer vollkommenen 
und auf einmal vorgenommeneu Veränderung des Zuschnittes 
der Coenonie alle, und noch dazu in weit höherem Grade als 
jetzt, für die Menschheit nutzbar gemacht werden könnten. 
Das ist ein grofeer Irrtum; und schon Galton (30) hat darauf 
hingewiesen, dals auf eine völlige Beseitigung aller sozialen 
Hindernisse keineswegs eine Zunahme der geistigen Kapazi- 
täten folgen würde. Die Sozialdemokratie betrachtet die 
gegenwärtige Form und Gliederung der Coenonie als ihre 
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Todfeiüdin und Raub er (65) hat daher in gewissem Grade 
recht, wenn er sagt, dais ein unversöhnlicher Hals gegen dea 
Staat and alles, was mit ihm zusammenhinge, ein Kennzeichen 
der Gegenwart sei, wobei hier unter „Staat** offenbar nicht 
das Wesen, sondern die Form zu verstehen ist. 

Selbstverständlich sind durch die politischen Ideen der 
Sozialdemokratie, durch ihre Absicht, die gegenwärtige Ord- 
nung der Coenonie umzustürzen, die Freunde des Heute aus 
ihrer Ruhe aufgescheucht worden. Dem drohenden ADstorme 
gegenüber hat der Staat seine Kräfte straff zusammengefaist 
in der Hoffnung, die Ideen der Sozialdemokratie durch staat- 
liche Machtmittel besiegen zu können. Dabei gehen die Ver- 
treter der heutigen staatlichen Ordnung von der AufiEassung 
aus, als führe die Sozialdemokratie zur Anarchie. Das aber 
ist ein Irrtum; denn der Anarchismus ist nichts weiter als 
ein pathologisch entarteter Pei*sonalismus, will er doch ganz 
im Gegensatze zur Sozialdemokratie die schrankenloseste, von 
jeder staatlichen oder sonstigen Rücksicht befreite und nur 
vom eigenen Gutdünken geleitete Betätigung der Personali- 
täten, wobei er völlig übersieht, dals diese nur innerhalb der 
Coenonie existenzfähig sind. Aber aus dieser falschen Auf- 
fassung heraus glauben die Anhänger der gegenwärtigen Form 
der Coenonie, die staatlichen Kräfte noch verstärken zu 
müssen, und suchen daher dem Staatseinflusse Gebiete der 
Betätigung der Menschen zu unterwerfen, die bisher ans- 
schliefslich der Tummelplatz der Personalitäten waren. So 
überspannt heutzutage die Coenonie oder sucht zu über- 
spannen ihren ohnehin nicht geringen Wirkungskreis und 
mufs daher auch den gesunden personalistischen Regungen der 
Zeit gegenüber wenn nicht direkt ablehnend so doch vor- 
sichtig sich verhalten. Die heute Regierenden würden am 
liebsten wieder über politisch stumme Untertanen und nicht 
über politisch berechtigte Staatsbürger, d. h. in unserer Aus- 
drucl^ weise, über Individuen und nicht über Persönlichkeiten 
gebieten. Die Sozialdemokratie als das Schattenbild einer 
zukünftigen und die Regierung als Vertreterin der gegen- 
wärtigen Form der Coenonie sind einander Todfeinde. Aber 
beide, und das ist das Interessante dabei, erstreben im Grunde 
dasselbe: nämlich eine unbedingte Herrschaft über die Masse, 
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die hier wie dort vom Staate in allen Dingen bevormnndet, 
also zu einer Summe von Herden -Individuen erniedrigt 
werden soll. 

Die Machtmittel, welche dem Staate zu Gebote stehen, 
sind sehr beträchtliche. Dank der aus der absolutistischen 
Zeit her überkommenen regelrechten Besteuerung der Staats- 
bürger verfügt die Regierung in ganz anderem Grade wie in 
früheren Epochen über regelmälsig eingehende bedeutende 
Geldmittel. Die dadurch ermöglichte Eonstanz der Verwaltung, 
also der gleichmäfsige und ununterbrochene Gang der Staats- 
maschinerie macht diese zu einem leicht spielbaren Instrumente 
in der Hand ihrer Leiter. Die grofse Zahl der relativ reich- 
lich bezahlten Beamten, welche der Sorge um den täglichen 
Nahrungserwerb enthoben sind, die Anziehungskraft, welche 
ein festes, geordnetes Staatswesen mit einer reich gegliederten 
Beamtenhierarchie und seinen in Aussicht gestellten Be- 
lohnungen auf ehrgeizige wie auch auf solche Gemüter ausübt, 
die einem gewissen Schematismus in der Lebensführung zu- 
neigen, die Tradition, welche bestimmte Familiengruppen 
immer wieder von neuem der Beamtenlaufbahn zuführt, und 
nicht zum mindesten das Ansehen, welches die im Staats- 
dienste Stehenden geniefsen: all das sind Momente, welche 
der Verwaltung des Staates unausgesetzt eine Masse wenn 
auch nicht immer besonders hervorragender so doch zu einem 
guten Mitteldurchschnitt gehörender Intelligenzen zuführen. 
So wurzelt durch ihre Beamten die Staatsverwaltung heutzu- 
tage in ganz anderer Weise im Volke wie im Mittelalter; sie 
findet dadurch ohne weiteres freiwillige Verteidiger ihrer 
Macht, hat also in einem beträchtlichen Teile der Bevölkerung 
einen man kann sagen geborenen Rückhalt gegen ihre Tod- 
feindin, die Sozialdemokratie. 

Die Monopolisierung der Verkehrsmittel, welche dem 
Staate ein von dem Steuerertrage unabhängiges Einkommen 
liefert, vermehrt dessen pekuniäre Macht und bringt ihm ein 
ganzes Heer ergebener Beamten zu. 

Durch die gewaltige Entwickelung des Militärwesens ist 
die physische Kraft des Staates eine so beträchtliche geworden, 
dafs an ihr, zunächst wenigstens, jeder gewaltsame Ansturm 
der Sozialdemokratie scheitern würde. 
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Können wir diese kurz skizzierte Ansdehnimg der Wir- 
kungssphäre der Coenonie als eine im allgemeinen natnrgemilse 
betrachten, so ist nunmehr zu konstatieren, dals von hier aas 
Übergriffe in Gebiete gemacht werden, die der Staatseinwirknng 
besser nicht unterworfen wären. 

Dafs der Staat selbständig geschäftliche Untemehmuiigen 
beginnt (Bergwerke usw.) ist schon sehr bedenklich, weil bei 
einem etwaigen Miislingen derselben die Gesamtheit der Staats- 
bärger an den Yerlusten beteiligt sein wurde, ohne dals ihr 
im anderen Falle ein etwaiger Gewinn zu gute käme. Yiel 
bedenklicher aber ist es, dafs der Staat durch seine Gresetze 
oder Verordnungen ganz nach mittelalterlichem Vorbilde in 
die Art und Weise des Betriebes von Industrie, Handel und 
Gewerbe sich einzumischen beginnt. Er schreibt nicht blofs 
die Formen kommerziellen Verhaltens vor, er verbietet sogar 
direkt bestimmte Geschäfte, stellt andere unter erdrückende 
Eontrolle und lähmt so die zu jedem Gedeihen unentbehrliche 
personalistische Regsamkeit auf wirtschaftlichem Gebiete, um 
seinem Winke geffigige Individuen zu erhalten. Den Verkehr 
der Menschen, den Austausch der Waren, die friedlichen ge- 
sellschaftlichen und geschäftlichen Beziehungen der Völker zu 
einander sucht der Staat zu beeinflussen und greift auch 
hierbei über seine natnrgemäfse Einflufssphäre hinaus. Denn, 
wie Kohl (45) zutreffend hervorhebt, läfst sich der Verkehr 
nicht reglementieren bezw. beherrschen; er geht seine eigenen 
bestimmten Wege, die nicht immer die sind, welche man ihm 
vorschreiben will Desgleichen greift der Staat auf die Gebiete 
der Wissenschaft über. Er begnügt sich nicht damit, was allein 
seine Aufgabe wäre, für Forschung und Lehre völlig freie 
Bahn zu machen, durch Gewährung der nötigen Geldmittel die 
Forschenden und Lehrenden von der Sorge um das tägliche 
Brod zu befreien: sondern er sucht direkt die Art der Foi> 
schung und den Inhalt der Lehre zu beeinflussen, sucht die 
ihm nicht Genehmen niederzuhalten und die Willigen vorwärts 
zu bringen. So lähmt er wiederum oder sucht zu lähmen die 
Bewegungsfreiheit der Personalitäten, um sich ergebene und 
seiner Einwirkung folgsame Herden -Individualitäten heran- 
zuziehen. Durch Überspannung ferner der militärischen Be- 
ziehungen, durch das unmotivierte und unzulässige Hinein- 
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tragen militärischer Einflässe und ÄDSchanungen in rein 
bürgerliche Yerhältnisse sucht der Staat auch von dieser Seite 
her den Personalisrnns einzuengen, um den stummen Gehorsam 
der Individuen zur Verfügung zu haben. 

Wir werden später noch Gelegenheit haben, genauer und 
im einzelnen diese durchaus fehlerhafte Ausdehnung der staat- 
lichen Einflufssphäre kennen zu lernen; für diese vorbereitende 
Skizze mag das Vorstehende genügen. Wenn auch die frühere, 
spöttisch sogenannte „Naclftvächter-Idee^ vom Staate, wie sie 
die Freihandelslehre vertreten hat, d. h. dafs der Staat nur 
begangene Gesetzesübertretungen zu bestrafen, weiter aber 
nichts zu tun habe, eine unzulässige Einschränkung des Wir- 
kungskreises der Coenonie befürwortete, so ist die heutige 
sogenannte staatssözialistische Anschauung von der Allmacht 
des Staates ebenso unzulässig, in ihren Wirkungen aber viel 
geföhrlicher als die frühere entgegengesetzte. Durch über- 
mäfsige Ausdehnung ihres Geltungsbereiches sucht die Coe- 
nonie in ihrer gegenwärtigen äuliseren Gestalt die Betätigung 
des Personalismns auf einen möglichst geringen Umfang ein- 
zuengen und begegnet sich darin, wie schon bemerkt, mit 
ihrer Todfeindin, der Sozialdemokratie, welche ebenfalls in 
ihren Reihen jede freie, mit der sozialistischen Orthodoxie 
nicht übereinstimmende personalistische Regung oder gar Be- 
tätigung gewaltsam zu Boden drückt. Die Herren Bureau- 
kraten vom grünen (monarchischen) Tische gleichen 
also auf ein Haar ihren zukünftigen Kollegen vom 
röten (republikanischen) Tische. 

Unzulässig und gefährlich wurde soeben die staatssozia- 
listische oder, wie sie eigentlich heifsen sollte, monarchisch- 
sozialistische (kollektivistische) Auffassung von der Staatsall- 
macht genannt. Den Beweis für die Richtigkeit dieser Be- 
hauptung liefern die Äufserungen eines widerlichen Egoismus, 
der heutzutage allenthalben, auf der Gasse und in der Gosse, 
sich breit macht Die unvernünftigsten Anforderungen werden 
von allen Seiten an den Staat gestellt. Er soll die Garantie 
übernehmen für ein genügendes Einkommen gewisser Ge- 
werbetreibender, er soll anderen helfen, ihre Konkurrenten tot 
zu machen, er soll Gesetze geben, dais die Dummen nicht 
mehr durch ihre Dummheit, die Faulen nicht mehr durch ihre 
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Faulheit zu leiden haben: kurz der Staat soll alle, die da 
schreien, glücklich machen oder sie werden alle Sozialdemo- 
kraten und machen dann dem Staate den Garaus. Als ob der 
Staat etwas anderes wäre wie die Gesamtheit seiner Bürger; 
als ob er dem einen etwas geben könnte, was er nicht zuvor 
dem anderen genommen! Wie wenn er ein höheres, mit All- 
macht ausgestattetes Wesen sei, werden ihm heute Wunsche 
vorgetragen, morgen gegen ihn Drohungen ausgestoisen. Gleich 
dem Fetisch anbetenden Neger, der heute seinem Gotte opfert, 
um ihn morgen zu prügeln, wenn seine Wünsche nicht in 
Erfüllung gegangen sind, ganz so verhalten sich in der Gegen- 
wart die Einzelmenschen wie die einzelnen Berufszweige 
(soziale Gruppen, Simmel) dem Staate gegenüber. Nur das 
Eigeninteresse wird bei allen diesen Begehrungen berücksich- 
tigt, nur dem egoistischen Bestreben gefolgt: ob die Erfüllung 
derartiger Wünsche überhaupt möglich, ob sie mit dem Ge- 
samtinteresse verträglich ist, darum kümmert sich keiner von 
denen, welche die Staatsallmacht für sich anrufen. Und die 
Vertreter der heutigen Form der Coenonie, in ihrer oft sonder- 
baren Besorgnis vor dem Wachsen der Sozialdemokratie, 
kommen diesen sozialistischen Bestrebungen, weil sie mit 
einem mouarcbischen Mäntelchen behangen sind, halbwegs 
entgegen, befriedigen aber dadurch keinen, jagen vielmehr 
nur sehr viele der Unzufriedenen direkt zur Sozialdemo- 
kratie. 

Der monarchische Staat stützt sich auf personalistisehe, 
d. h. in diesem Falle egoistische Eeguugen, die er doch unter- 
drücken will, und die Sozialdemokratie rekrutiert sich aus 
unzufriedenen Personalitäten, die von ihr das wahre Heil, die 
wahre Freiheit erwarten, die aber in ihr als Individualitäten 
untergehen müssen. 

Neben den egoistischen Bestrebungen findet sich aber auch 
eine mächtige Bewegung der Personalitäten im guten Sinne. 
In Wissenschaft, Technik und Kunst, in Industrie, Handel 
und Gewerbe regt und bewegt sich ausgiebig die Personalität. 
Ungeahnte Verkehrserleichterungen , ausgedehnte Dienstbar- 
machung der Naturkräfte, soweit diese sich in den Dienst der 
Menschen stellen lassen, Vermehrung der wirtschaftlichen 
intra- und internationalen Beziehungen, grofse Leichtigkeit, 
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gegen geringes Entgelt alle Lebensbedürfnisse zu befriedigen, 
Entdeckungen von gröfster Bedeutung, Erfindungen aller Art: 
alles dieses hat den Individualismus selbst in den trägsten 
und stupidesten Köpfen zurückgedrängt und eine persoua- 
listische Regsamkeit ermöglicht, wie sie in dieser Ausdehnung 
und in dieser Allgemeinheit keine frühere Zeit gekannt hat. 
Überall tritt die Persönlichkeit auf, allenthalben drängt sie 
gegen die Grenzen des Wissens und Könnens an, um diese 
weiter hinauszurucken, auf jedem möglichen Gebiete mensch- 
licher Tätigkeit herrscht eine gesunde Geschäftigkeit ohne 
Gleichen, findet sich ein übersprudelndes Leben. Es braust 
und gährt in den Köpfen, immer neue Ideen werden vor- 
gebrächt, die in Taten umgesetzt die Menschheit gewaltig 
fördern. Der Wettbewerb um die Siegespalme auf geistigem 
und wirtschaftlichem Gebiete, welcher zwischen den Persona- 
litäten statthat, zeitigt Erscheinungen, die, wie sie Zeugnis 
ablegen von der geistigen Rührigkeit der Nation, zugleich eine 
derartige Komplikation der Verhältnisse bedingen, dafs deren 
Verständnis überaus erschwert wird. 

Im politischen Leben äufsert sich diese personalistische 
Regsamkeit in dem Bestreben, den Einflufs der Goenonie auf 
sein richtiges Mafs zu beschränken, seine übermäfsige Aus- 
dehnung, wie sie gleichzeitig von monarchischer und von 
republikanischer Seite, von rechts und links her erstrebt wird, 
zu verhindern. Die Bewegungsfreiheit der Personaliät, auf 
der — es sei dies wiederholt bemerkt — alle Kultur beruht, 
wird zu erhalten, unter Umständen zu erweitem gesucht, 
letzteres jedoch immer nur innerhalb der Grenzen, welche zur 
Erzielung einer Harmonie der beiden bewegenden Prinzipien 
nötig sind. Das ist das Ringen des Personalismus mit 
dem Goenonismus in beiderlei Gestalt und hierin 
erblicke ich die wahre Signatur der Zeit. 

Von grofser Wichtigkeit ist, dafs in die Bestrebungen 
der Gegenwart religiöse Motive nicht störend eingreifen; sie 
wurden auch nur, wie im Mittelalter, das Wesen des Goeno- 
nismus und des Personalismus tischen. Denn die widerliche 
Erscheinung des Antisemitismus, dessen Vertreter nicht einmal 
selber wissen, ob sie die Rasse oder die Religion bekämpfen, 
kann ich nicht als ein besonderes religiöses Motiv betrachten. 
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Politisch Töllig bedentungslos kann der Antisemitismus wohl 
vorübergehend die Blicke der Menschen trüben, ihre An- 
schauung für kurze Zeit — kurz im Verhältnis zum Leben 
der Nation — verwirren, dauernden Erfolg kann er als blofse 
Negation nie erringen. Er war bisher und wird auch in 
Zukunft sein der Tummelplatz aller solcher schiffbrüchiger 
Existenzen, deren Konterfei der grolse Römer Sallust in seiner 
Geschichte des catilinarischen Krieges mit Meisterhand in 
einer für alle Zeiten zutreffenden Porträtähnlichkeit gezeich- 
net hat. 

Es ist nicht zu verkennen, dafs der politische Personalismns 
zunächst im Nachteil ist, es ist auch möglich, dafs er zeitweise 
ganz lahm gelegt werden kann. Hoffen aber wollen wir, dafe 
mit seiner Hülfe der Weg gefunden wird, um die die Mensch- 
heit beherrschenden beiden Prinzipien zu harmonischer Ver- 
einigung zu bringen. Denn seine völlige Niederlage infolge 
des Sieges, sei es des monarchischen sei es des republi- 
kanischen Goenonismus, würde durch eine zeitweise Verödung 
des Geisteslebens des Volkes hindurch zu einer neuen und 
dann wahrscheinlich fürchterlichen revolutionären Katastrophe 
führen. Ohne grofse Freiheit der Personalität kann 
keine Form der Coenonie auf die Dauer sich er- 
halten. Unsere Zeit wird diese naturwissenschaftliche Lehre 
beherzigen müssen, wenn sie ihrer Aufgabe nur einigermafsen 
gerecht werden will. Aber leider scheint augenblicklich wenig 
Aussicht vorhanden, dafs als des Kampfes Resultat eine an- 
nehmbare politische Ordnung erscheint, vielleicht weil die 
nötige Einsicht in die alle Menschheitsgeschicke bestimmenden 
Prinzipien fehlt. Wir finden allenthalben im politischen Leben 
der Gegenwart ein titanenhaftes Wollen: die Absicht, alle 
Menschen gleich glücklich zu machen und Not und Elend 
von der Erde für immer zu verbannen. Aber wir sehen, dafe 
diesem titanenhaften Wollen nur ein pygmäenhaftes Können 
entspricht: die allgemeine Herden -Individualität, also ein 
stupides politisches Vegetieren, ist dieses Könnens klägliches 
Mittel, das gesteckte grofse Ziel zu erreichen. 
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Kap. 18. Die Regierung. 

Gehen wir nanmehr auf die Einzelerscheinungen der Zeit 
näher ein nnd betrachten wir zunächst die Regierung, da sie 
die Vertreterin des Coenonismus ist. Die allgemeine Charak- 
teristik der gegenwärtigen Zustände, wie sie im vorigen 
Kapitel gegeben wurde, hat uns mit Deutlichkeit gezeigt, 
dafs, während man von „rechts^ her die augenblickliche 
Staatsform mit allen Mitteln zu stützen versucht, man von 
„links^ her gegen ihren Bestand anstürmt. Der Staat bildet 
also, wie Rauber (65) richtig bemerkt, den Mittelpunkt der 
Bestrebungen der Gegenwart, und es ist deswegen von Wichtig- 
keit zu untersuchen, wie die Faktoren, die in erster Linie zur 
Staatsleitung bestimmt sind, diese ihre Funktion erfüllen. 

Wie fast alle Staaten des festländischen Europa ist auch 
Deutschland ein Staat mit erblicher Monarchie. Robert 
V. Mehl (55) sieht in dieser Herrschaftsform etwas Künst- 
liches. Die Richtigkeit dieser Auffassung zeigt sich haupt- 
sächlich bei der absolutistischen Monarchie. In ihr bildet 
der Staat gewissermaisen den Privatbesitz des Herrscher- 
hauses, das, ohne irgendwie vor der Allgemeinheit verant- 
liche Batgeber zu besitzen, mit dem Staate in territorialer 
Hinsicht und mit den Staatsbürgern als einer Art von lebendem 
Inventar wirtschaften zu können glaubt, wie es den oft wech- 
selnden Interessen der Mitglieder des betreffenden Hauses gerade 
zu entsprechen scheint. In der konstitutionellen Monarchie, 
die wir haben oder wenigstens haben sollen, in welcher die 
Gesetzgebung von der Übereinstimmung zweier Faktoren, Re- 
gierung und Parlament, abhängig ist, tritt das Gekünstelte 
der erblichen Monarchie sehr wesentlich zurück. Und ist es 
auch nicht zu leugnen, dafs in konstitutionellen Staaten 
energische, willenskräftige Herrscherpersönlichkeiten oft allzu- 
sehr die Regierung und die ihr nahestehenden sozialen Gruppen 
und politischen Parteien beeinflussen können, dafs sie auiser- 
dem nur zu gern ergebene Diener statt selbstbewufste Persön- 
lichkeiten zu ihren Beratern nehmen, dadurch sehr leicht auf 
die politische Gestaltung des Augenblicks nach ihrem mit 
dem wirklichen Bedürfnisse der Nation nicht immer und 
nicht notwendig übereinstimmenden Gutdünken einzuwirken 



140 ni. Buch. Kritik der gegeniväxtigen polit Zustände Deutschlands. 

streben: so trägt doch die konstitationelle Monarchie trotz 
der Erblichkeit der Krone ihr Corrigens in sich. Erstens 
kann in einer solchen der Herrscher seine persönlichen Auf- 
fassungen und Absichten nicht auf die Dauer zur Richtschnur 
des politischen Gebahrens machen, ohne auf das schwerste 
das monarchische Prinzip zu schädigen. Denn jeder Mife- 
erfolg, für den sonst die Minister verantwortlich wären, wird 
in diesem Falle als durch den Herrscher veranlafst betrachtet, 
die Person des Herrschers daher der Diskussion der Parteien 
preisgegeben. Und zweitens finden die Bedürfhisse und Be- 
strebungen der Nation im Parlament als dem Schauplatze der 
Betätigung der politischen Seite des Personalismus ihren Aus- 
druck, der freilich nicht immer zureicht, aber doch schliefst 
lieh auch auf die selbstherrlichste Monarchennatar seine 
Wirkung nicht verfehlt. Hier ist also eine Grenze für eine 
zu ausgedehnte persönliche Einwirkung des Herrschers; und 
dadurch verliert die Tatsache der Erblichkeit der Krone etwas 
von ihrem Künstlichen. 

Von um so gröfserer Wichtigkeit sind im konstitutionellen 
Staate die Menschen, welche die Regierung bilden, also die 
verantwortlichen Minister. Sie sind es, welche darauf zu 
achten haben, dafs dem Staate gegeben wird, was dem Staate 
zukommt, dafs aber auch gleichzeitig die Interessen der Per- 
sonalität neben und mit dem Staatsinteresse gewahrt werden. 
Sie haben die Verantwortung dafür, dals die Verwaltung, 
wenn sie eine gut eingerichtete ist, auch eine solche bleibt, 
dafs sie weder auf der einen Seite jedem plötzlichen Einfalle 
des Herrschers oder der Parlamente zu Liebe sich verändert, 
noch auch auf der anderen Seite starr und unzugänglich 
gegenüber allen Neuerungen sich verhält, blofe weil die Ver- 
waltungstradition dies zu verlangen scheint. Denn, um die 
Worte des bekannten Nationalökonomen List (50) anzuführen, 
„im Zustand weit vorgerückter Kultur kommt es nicht sowohl 
darauf an, dafs eine Zeit lang gut administriert werde, als 
darauf, dals fortwährend und gleichmäl'sig gut administriert 
werde, dafs nicht die folgende Administration wieder verderbe, 
was die vorige gut gemacht" (1. c. S. 458). Konstanz und 
Fortschritt der Verwaltung ist also die Aufgabe der ße- 
gierung. 
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Man kann nicht gerade sagen, dals in dieser Hinsicht 
gegenwärtig die Regierung ihre Funktionen tadellos erfüllt, 
sonst wären die Zustände unseres staatlichen Lebens weniger 
unerquicklich, als sie tatsächlich sind, die Lage wäre eine 
weniger gespannte und, wie wir uns nicht verhehlen dürfen, 
weniger gefahrvolle, als zur Zeit. Das liegt zum Teil an der 
Yorbildung, welche die zur Staatsleitung berufenen Männer 
besitzen. Häckel (37) hat sicherlich Recht, wenn er meint, 
dafs das Unerquickliche unserer Zustände sich daraus er- 
kläre, „dais die meisten Staatsbeamten eben Juristen sind, 
Männer von ausgezeichneter formaler Bildung, aber ohne jene 
gründliche Kenntnis der Menschen-Natur, die nur durch ver- 
gleichende Anthropologie und monistische Philosophie er- 
worben werden kann . . . ." (1. c. S. 9/10). Da der Staat, mit 
Raub er (65) zu sprechen, ein biologisches Problem ist, so 
sollten zum mindesten die zu seiner Leitung Berufenen die 
Grundzüge der Lehre vom Leben kennen, sollten die Bedin- 
gungen sich klargemacht haben, unter denen ein lebendiger 
Organismus wie der Staat existiert und existenz&hig bleibt. 
Und wird einmal in eine leitende Stelle ein Mann berufen, 
der nicht aus der Juristerei hervorgegangen ist, dann findet 
er, wenn er nicht eine ganz ungewöhnlich bedeutende Persön- 
lichkeit ist, die ihre nächste Umgebung aus dem gewohnten 
und ausgetretenen Geleise gewaltsam herausstöist, bei allem, 
was er vornehmen will, einen zähen passiven, auf juristisch- 
bureaukratische Formalitäten sich stützenden Widerstand. 

Yiele der Leitenden werden aus der Diplomatie, manche, 
auch da, wo es das Arbeitsgebiet nicht erfordert, aus dem 
Soldatenstande gewählt. Die letzteren übertragen nur allzu- 
sehr die militärischen Gewohnheiten der Disziplin auf das 
politische Gebiet und sind dem Herrscher gegenüber oft gerade 
dann gehorsame Soldaten, wann sie selbständig denkende 
Staatsmänner sein sollten. Die ersteren, die Diplomaten, sind 
ebenfalls nicht in der richtigen Vorschule für die Staatsleitung 
gewesen. Der liebenswürdige Verkehrston, die gewandten 
Umgangsformen, das Geschick, vorhandene Gegensätze auszu- 
gleichen oder wenigstens zu mildern, eine vielleicht groise 
Gewandtheit in der Behandlung der Menschen, bedeutendes 
Bednertalent: das alles sind wertvolle Eigenschaften, aber sie 
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machen noch lange nicht den Staatsmann aas. Es mnis einer 
schon ein Bismarck sein, um trotz der diplomatischen Yor- 
schale ein großer Staatsmann zu werden. 

Jedoch nur zum Teil, so wurde vorhin gesagt, ist die 
unzureichende Yorbildung unserer leitenden Regierangsmänner 
an unseren unerfreulichen politischen Verhältnissen schuld. 
In nicht minder beträchtlichem Grade ist dem Umstände 
Schuld zu geben, dafs die Leitenden fast ausschlieislicli aus 
den adeligen Familien des Landes genommen werden, dals 
somit die grolse Zahl von Intelligenzen des Bürgertums keine 
Gelegenheit findet, in politisch leitender Stelle sich zu be- 
währen. In jenen adeligen Ejreisen herrscht aber trotz aller 
Modernisierung der Lebensgewohnheiten doch im allge- 
meinen eine Lebensauffassung, die sich als, man kann fast 
sagen, geborene Feindin jeder freieren politischen Bestrebung 
entgegenstellt. Die Traditionen des absolutistischen Staates, 
in welchem der Adel ganz ungebührliche Vorrechte besessen 
hatte, sind noch immer, allen veränderten Bedingungen staat- 
lichen Gedeihens zum Trotz, für diese Kreise das politische 
Ideal und darum können sie mit den modernen konstitatio- 
nellen Staatseinrichtungen sich nicht definitiv aussöhnen. Dafs 
der Absolutismus mit seinem Herdenindividualismus in Eu- 
ropa — Eufsland und die Türkei sind hierbei auszunehmen, 
da sie geographisch nach Asien gravitieren — eine Unmög- 
lichkeit ist, dafs namenüich dank der Ergebnisse der Natur- 
wissenschaften der Personalismus täglich neue Nahrung er- 
hält, also zunehmende Kräftigung erfährt und daher vom 
monarchischen Goenonismus ti:otz aller Bestrebungen des- 
selben nicht mehr völlig unterdrückt werden kann, dals somit 
infolge des Erwachens einer grofsen personalistischen Reg- 
samkeit die absolutistische Tradition für den gröisten Teil der 
Bevölkerung völlig beseitigt ist: das alles erkennen diese 
Familien nicht an. Sie sehen daher im Parlament, weil dieses 
ein kaum zu beseitigendes Hindernis bildet, den Personalismus 
zum Individualismus zu degradieren, den natürlichen Feind 
wenn nicht des Staates, so doch zum mindesten der Regierung. 

Zwischen diesen Familien, denen die leitenden Regierungs- 
beamten entnommen werden, und den Herrscherhäusern be- 
stehen zudem noch von den absolutistischen Zeiten her per- 
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sönliche Beziehungen, die den Einflois jener Kreise dauernd 
aufrecht erhalten, ja ihn gelegentlich noch steigern. So ist 
denn — man darf sich hierüber ja nicht durch die scheinbare 
Wahrung konstitutioneller Formen, durch gegenteilige Ver- 
sicherungen in Parlamentsreden, Zeitungsartikeln usw. täuschen 
lassen — die überlebte alte Idee, dafis der Staat Eigentum des 
Herrschers ist und dafs die „Untertanen^ stumm zu gehorchen 
haben, gerade in denjenigen Kreisen noch vorhanden, übt bei 
denen noch bestimmenden Einfluis auf die politische Grund- 
anschauung, welche den modernen, der absolutistischen Auf- 
fassung entgegengesetzten, weil aus „Staatsbürgern^ bestehen- 
den Staat leiten sollen. 

Das Unzuti^ägliche dieser meines Erachtens unbestreit- 
baren Tatsache liegt auf der Hand, und aiif sie führe ich in 
erster Linie allen Wirrwarr der Zeit zarück. Bismarck hat 
einmal gesagt: es gibt Zeiten, in denen liberal, und Zeiten, in 
denen diktatorisch regiert werden muis. Dieses Wort enthält 
einen grofsen Irrtum. Der häufige Wechsel von liberal und 
diktatorisch, oder in unserer Sprechweise von personalistisch 
und coenonistisch in der Regierungsart beherrschte aller- 
dings bisher fast ausschlielBlioh die Geschicke der Völker. 
Aber diese sind darum auch niemals auf geradem friedlichem 
Wege zur Civilisation gelangt, sondern immer nur unter 
schweren inneren Kämpfen, oft auch erst durch ein Meer von 
Blut. Nicht liberal oder diktatorisch, nicht persona- 
listisch oder coenonistisch soll regiert werden, son- 
dern die Versöhnung und harmonische Vereinigung 
der beiden von uns als wirkend erkannten Prinzipien 
mafs das Ziel aller Regierungskunst sein. 

Die innere Abneigung der Leiter der Coenonie gegen 
deren moderne Gestaltung beeinfluist in ungünstigem Grade 
die Gesetzgebung und die Zusammensetzung des Beamten- 
tums. Was die erstere anlangt, so herrscht offenbar, beson- 
ders infolge der Besorgnis vor den Erfolgen der Sozialdemo- 
kratie, eine Tendenz vor, den Staatseinflufs übermälsig aus- 
zudehnen. Die so hochgepriesene soziale Gesetzgebung hat 
unverkennbar die Neigung, den Lohnarbeiter in eine grö&ere 
Abhängigkeit von der Staatsverwaltung zu bringen, als dies 
bisher der Fall war. So z. B. gibt das Invaliditätsgesetz dem 
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Staate eine derartige Stellung gegenüber dem Rentenempfänger, 
dafs dieser fast als Staatspensionär erscheint Das viel um- 
strittene Eoalitionsrecht der Arbeiter wird so ausgelegt oder 
auch gelegentlich so abgeändert, dafs es manchmal für den 
Arbeiter besser ist, auf sein Recht zu verzichten, ehe er sich 
der Eontrolle seitens der Regierungsorgane unterwirft. So 
mischt sich, um ein drittes Beispiel zu geben, die Regierung 
in ganz unmotivierter und ganz unzulässiger Weise in den 
Börsenbetrieb, indem sie bestimmte Geschäfte direkt verbietet. 
All das ist Ausflufs des Strebens, die Einwirkung des Staates 
bis in die Privatangelegenheiten der Staatsbürger auszudehnen, 
um so angeblich dessen Macht zu verstärken, damit aber tat- 
sächlich nur die Bedeutung der leitenden Ereise za ver- 
mehren. Dieser übertriebene Coenonismus stölst natürlich auf 
Opposition seitens der Personalitäten, und diese daher zu 
beugen — sie zu brechen ist längst nicht mehr möglich — 
ist die unverkennbare Grundtendenz unserer ganzen Gesetz- 
gebung. Einschränkung der staatsbürgerlichen Rechte ist 
offenbar das Ziel der entsprechenden Regierungsmafsnalimen. 
Die Natur der leitenden Persönlichkeiten bedingt femer 
deren Stellung zum Parlament, d. h. zur äuiseren Vertretung 
des personalistischen Prinzips. Man hat bei den Beratungen 
unserer Parlamente nur allzu häufig den Eindruck, dafs jede 
selbständige Mitarbeit derselben den Leitenden direkt unbe- 
quem, um nicht zu sagen unangenehm ist. Nicht die Aus- 
söhnung von Coenonismus und Personalismus, also nicht eine 
weise und naturgemäfse Abgrenzung der Einflufssphäre des 
Staates von dem Tummelplatze der Persönlichkeiten scheint 
das Ziel zu sein, was den Staatsleitem vorschwebt, sondern 
die Durchsetzung des eigenen, oft auch des Monarchen Willen 
gegen das Parlament gilt als des Eampfes Preis. Eben weil 
die Leitenden ohne weiteres mit der Coenonie sich identifi- 
zieren — denn, nur Eurzsichtige können das übersehen, das 
Wort Ludwig XIV „l'ötat c'est moi" gilt heute noch dem In- 
halte nach, wenn man auch die Form verwirft — , eben darum 
erscheint ihnen jede Opposition gegen die Prinzipien ihrer 
Res:ierungsweise als eine prinzipielle Opposition, d. h. als eine 
Opposition um ihrer selbst und nicht um der Sache willen. 
Und nur dann gehen sie auf den Willen der Parlamente ein, 
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wenn dieser eine Vermehrung: des Staatseinflusses, der nur 
allzu häufig mit Staatsmacht verwechselt wird, zu verbürgen 
scheint. Darum kann ich z. B. alle sogenannten sozial- 
reforniatorischen Gesetze, bei deren Ausarbeitung monarchi- 
scher und republikanischer Goenonismus sich die Hand ge- 
reicht haben, nicht als wahre Fortschritte anerkennen, weil 
die Freiheit der Persönlichkeit, welche die naturgemäfse 
Grundlage aller Eulturstaaten ist, zu sehr durch be- 
hördliche, d. h. staatliche Einmischung beschrankt wird. Um 
aber gefügige Parlamente zu erhalten, übt die Regierung einen 
Einflufs auf die Wahlen in einem solchen Grade aus, dafs 
selten die wahre Volksmeinung zu tage kommt. Es soll 
liierauf an eiaer späteren Stelle näher eingegangen werden. 

Die politische Stimmung; , aus der heraus die Leitenden 
des heutigen Staates die Dinge ansehen, nennt man „kon- 
servativ". Menschlich erklärlich, wenn man dem Egoismus 
nämlich ein Recht zugestehen will, ist es daher, dafs sie in 
die ihnen untergebene Beamtenhierarchie nur solche Männer 
aufnehmen, die ihren poltischen Standpunkt teilen. Aber 
sachlich fehlerhaft ist ein solches Verfahren ganz und ^ gar. 
Der Druck, der von oben auf die unteren Beamten ausgeübt 
wird, ist ein so starker, dal's jede selbständige personalistische 
Regung erstickt wird. Die Beamten werden zu einfachen 
Schreibmaschinen ihrer Vorgesetzten, sie haben willenslos und 
widerspruchslos auch dann zu gehorchen, wenn es sich garnicht 
um direkt amtliche Angelegenheiten handelt, beansprucht doch 
der Staat eine Eontrolle des gesamten aufseramtlichen Lebens 
seiner Angestellten. Und ganz selbstverständlich ist, dafs, in- 
folge der notorischen Abneigung der Leitenden gegen jede 
Selbständigkeit, die unteren Beamten zu einer lästigen Bevor- 
mundung, zu einem gelegentlich tyrannischen Vorgehen gegen 
die Regsamkeit der freien, d. h. nichtbeamteten Persönlich- 
keiten sich verleiten lassen. Das stärkt natürlich den Wider- 
stand gegen den übermäfsig ausgedehnten Staatseinflufs, ruft 
Widerwillen gegen die bestehenden Staatseinrichtungen? nicht 
blofs, sondern auch Feindseligkeit gegen die gegenwärtige 
Form der Goenonie im allgemeinen hervor und vermehrt 
dadurch die Reihen der Sozialdemokratie. Dafs es im soge- 
nannten Zukunftsstaate der Sozialisten nicht um ein Haar 
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besser sein würde, dafs, wenn der Zuknnftsstaat ein Gegen-^ 
wartsstaat wäre, die behördliche Einmischung in die kleinsten^ 
Einzelheiten des Privatlebens womöglich einen noch gröiseren 
Umfang hätte als jetzt, das erkennen diese Rekruten des. 
republikanischen Sozialismus allerdings nicht. 

So fällt, um ein altes Wort zu gebrauchen, die Regierung in« 
die Scylla, weil sie die Gharybdis vermeiden will. Als letztere 
betrachtet sie die lebhafte Aktion des personalistischen Prin- 
zipes; sie ist ihr unbequem, sie will sie einengen und vermehrt 
dadurch die Kraft ihrer Todfeindin. Um diese zu unter- 
drücken, greift sie, unterstützt von allen denen, welche vor 
der Sozialdemokratie grolse Angst haben und ihre oft klein- 
lichen egoistischen Interessen nur durch den seinen Wirkungs- 
kreis überspannenden Staat geschützt glauben, sowie in völliger 
Yerkennung des Wesens der Sozialdemokratie zu sogenannten 
kraftvollen Mafsregeln. Aber es ist eine alte historische Er- 
fahrung: die angeblich kraftvollsten Regierungen sind tat- 
sächlich die schwächsten. Sie benutzen die Mittel brutaler 
physischer Macht, um Ideen zu unterdrücken, weil sie nicht 
die Kraft, d. h. nicht die Einsicht haben, die falschen Ideen 
durch bessere zu ersetzen, und weil sie nicht die Ursachea 
beseitigen können oder wollen, welche zu jenen falschen, ge- 
fährlich erscheinenden Ideen geführt haben. Später, wenn wir 
das Wesen der Sozialdemokratie werden zu besprechen haben, 
wird sich uns zeigen, dals diese politische Erscheinung für 
solche Staatsmänner ganz ungefährlich ist, welche die biolo^ 
gischen Gesetze, die den Staat gebildet haben und die wir 
durch die Deszendenztheorie erkannten, in ihrer staatserhal- 
tenden und kultuifördernden Wirkung richtig zu würdigen zxk 
verstehen. 

Die Zusammensetzung der Beamtenschaft aus lauter so- 
genannten Konservativen, die von selten der Leitenden geübte* 
Unterdrückung jeder selbständigen politischen Personalität und 
das damit zusammenhängende Protektionswesen innerhalb der- 
selben hat den ferneren Nachteil, dais charaktervolle Naturen 
sich von der Beamtenlaufbahn möglichst fernhalten. Wer nur 
vorwärts kommen kann, wenn er sich in allen Dingen des- 
täglichen Lebens immer duckt und unterordnet, auch wenn 
dies seinem besseren Wissen und Können widerstrebt, der geht 
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lieber allein seinen Weg und sucht sich eine Laufbahn, in 
der er mehr Platz für die Bewegung seiner Personalität findet 
Der Verlust an hervorragenden Intelligenzen, den die Yerwal- 
tong des Staates hierdurch erleidet, liegt auf der Hand. Der 
in unseren Tagen so viel beklagte Mangel an selbständigen 
Köpfen in den Reihen derer, die in den Staatsdienst treten, 
hat hierin seinen zureichenden Grund; es ist eben nicht jeder- 
manns Sache, aus einer Personalität zu einer blofsen Indivi- 
dualität sich selber herunterzudrücken. Dabei darf aber eines 
nicht mifsverstanden werden. Keine Verwaltung, welcher Art 
sie auch immer sei, kann es dulden, dais die ihr Zugebörenden 
in einem anderen wie dem vorgeschriebenen Sinne amtlich 
handeln; das wäre der Ruin jeder Verwaltung, würde zum 
Chaos führen. Aber das mufs jede gesunde Verwaltung er- 
tragen können, dafs ihre Angestellten aufserhalb des Amtes 
eine oppositionelle AufTassnng vertreten. Ja es kann und muls 
sogar jeder Verwaltung angenehm sein, wenn ihre mit den 
Bedürfnissen der Coenooie und der Personalitäten gleich- 
mälsig gut vertrauten Beamten eine selbständige Ansicht 
äuisern, selbst wenn diese zur herrschenden in direktem Gegen- 
satze stehen sollte. Die Lebendigkeit und geistige Initiativ- 
kraft der Verwaltung kann dadurch nur gewinnen. 

Der durchaus konservative Grundzug der deutschen Ver- 
waltungen schädigt aber den Staat noch nach einer anderen 
Richtung hin. Es ist historisch meines Erachtens über allen 
Zweifel gestellt, dafs das liberale Deutschtum, also das, 
welches auf freiester personalistischer Bewegungsmöglichkeit 
beruht, eine unwiderstehliche kolonisatorische Kraft 
besitzt. In wenig Zeit hatte det* deutsche Personalismus das 
polnische Westpreufsen nahezu vollständig germanisiert, im 
polnischen Posen das Polentum sehr stark zurückgedrängt. 
Das konservative Deutschtum dagegen, bei welchem 
der Goenonismus den Personalismus zu unterdrücken sucht, 
entbehrt jedes kolonisatorischen Einflusses. So ist es 
gekommen, dafs in Westpreufsen wie in Posen das Deutsch- 
tum vor dem kolonisatorisch sonst wenig bedeutungsvollen 
Polentum immer mehr zurückgewichen ist, dafs nicht nur die 
Germanisierung keine Fortschritte macht in diesen Landes- 
teilen, sondern dafs sogar die Polonisierung an Umfang stetig 
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zunimmt. Die Gewaltmafsrej^eln, zu welchen sogenannte kon- 
servative Regierungen in derartigen Fällen greifen, vermehren 
nur das Übel, statt es zu heilen. Denn auch im Slaventum, 
das sonst wenig Personalität besitzt, ist diese durch den Ein- 
flulB der Naturwissenschaften und der Technik erwacht; und 
der personalistische Trotz der Polen und ähnlicher national- 
fremder Bruchteile der Bevölkerung Deutschlands ist durch 
den coenonistischen Druck nur gestärkt worden. 

Dem Mangel an Befriedigung über die politischen Erfolge 
im Innern des Landes geht parallel die Tendenz der Re- 
gierung, nach aufsen hin Macht und Glanz zu entfalten. Mit 
vollem Recht sagt Röscher (69): „glänzende Tätigkeit nach 
aulsen bewirkt nur zu leicht, bei Individuen wie bei Völkern, 
ein Übersehen der inneren Vorgänge" (1. c. S. 498). Das 
Gegenteil ist aber auch richtig. Erfolglose Tätigkeit nach 
innen reizt zu einer ofk übermäßigen Machtentfaltung nach 
aulsen. Die Gefahren einer solchen Politik sind nicht gering 
zu veranschlagen. Indessen, da eine Berücksichtigung der 
äufseren Politik nicht im Rahmen der Arbeit liegt, sei hier 
nur ein bedeutendes Wort von Ratzel angeführt, das als 
Warnung und zur Beachtung bei dem jetzigen Streben nach 
Weltpolitik dienen möge. Ratzel (64) sagt: „Die Vergäng- 
lichkeit der grofsen Reiche ist eine der klarsten Lehren der 
Geschichte. Sie fallen, indem sie den Halt an dem Räume 
verlieren, in dessen Ausdehnung der gröfste Teil ihrer Stärke 
liegt. Die Geschichte lehrt uns auch die Vergänglichkeit 
der grofsen Völker kennen. Auch die Völker vergehen, 
indem sie an Raum verlieren" (1. c. Bd. I S. 245). 

Fassen wir die Charakteristik der Regierung, welche die 
heutige Form der Coenonie vertritt, zusammen, so können 
wir sagen, dafs sie, weil sie noch zum gröfsten Teil in den 
Ideen des absolutistischen Staates steckt, den politischen Be- 
wegunß^en der Gegenwart durch eine übermälsige Ausdehnung 
des Staatseinflusses und ein zu geringes Entgegenkommen 
gegenüber der personalistischen Freiheit entgegenzuwirken 
sucht. Dadurch aber verkennt sie die Lehren der 
Naturwissenschaft, welche unzweideutig daraufhin- 
weisen, dafs nur die harmonische Durchdringung von 
Coenonismus und Personalismus die friedliche Ent- 
wickelung der Völker ermöglicht. 



EAp. 10. Das Recht. 149 



Kap. 19. Das Recht. 

a) Die Eechtstheorie. 

Sine der vornehmsten und wichtigsten Funktionen der 
Goenonie ist die Aufrechterhaltung des Friedens zwischen 
den Personalitäten sowie die Bestrafung der Friedensstörer. 
Diese Funktion nennt man die Rechtspflege. Im Namen der 
Goenonie wird von bestimmten, mit spezialisierter Vorbildung 
ausgestatteten Persönlichkeiten in Fällen, wo die Interessen 
der Einzelnen untereinander im Widerstreit sind, oder wo 
die Interessen von Goenonie und Einzelmensch zusammen- 
stofsen, das Recht gefunden und gesprochen. Dafs die hierfür 
bestimmte Persönlichkeit, der Richter, das Recht finden kann, 
dazu sind besondere Anordnungen von selten der Goenonie 
getroffen, die man Gesetze nennt. Wo ist nun die Quelle für 
die Gesetze, oder was hier dasselbe heifst, für das Recht zu 
suchen? Für die Lösung unserer Aufgabe, das Wirken der 
Naturgesetze auch im politischen Leben der Menschheit nach- 
zuweisen, ist es von grofser Wichtigkeit, auf diese Frage eine 
zureichende Antwort zu erteilen. 

Wäre niemals in der Welt ein Unrecht geschehen, so 
hätte auch niemals ein Recht sich auszubilden brauchen. Das 
Unrecht bildet also die Veranlassung des Rechts. Dafs Un- 
recht geschieht, verdanken wir dem „Ich". Das Tier, welches 
als Individualität ohne Selbstbewurstsein triebartig oder reflek- 
torisch handelt, tut niemals Unrecht und kann keines tun, 
denn es folgt seinen natürlichen Gefühlen von Lust und Un- 
lust, ohne Böse und Gut unterscheiden zu können. Der 
Mensch dagegen mit seinem „Ich" als selbstbewufste Per- 
sonalität tut Unrecht, indem er seine egoistischen Neigungen 
auch dann zu befriedigen sucht, wenn er weifs, dafs er damit 
in die Interessensphäre seines Nachbars oder gar der Goenonie 
einzugreifen im Begriff ist So verletzt er Andere oder die 
Gesamtheit, gefährdet also unter Umständen deren Existenz, 
zum mindesten deren Ruhe und Behagen, und muis daher in 
geeigneter Form darüber belehrt werden, dals sein „Ich" nur 
soweit sich entfalten kann und darf, wie dies ohne Schädigung 
aller übrigen Ichs oder des Gesamt-Wir möglich ist. Diese 
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BelebrQDg wird dem Einzelnen durch das Recht zn teil, 
dessen Qaelle wir daher im Ichbegriffe, nnd zwar in 
dessen Entartung zum Egoismus, zu suchen haben. 

Auf primitiver Stufe der menschlichen Kultur folgte der 
Verletzung der Interessen Anderer die Strafe auf dem Fulse, 
indem der Verletzte an seinem Schädiger sich rächte. Denn 
in der Tat, „es bedarf", um mit Berner (4) zu sprechen, 
„keines tiefen Nachdenken», um die Überzeugung zu gewinnen, 
dals die Privatrache älter sein muls, als das öffentliche Straf- 
recht" (1. c. S. 55). Die Rache, in der nach der durchaus 
zutreffenden Meinung desselben Juristen „das ahnende Vor- 
gefühl von der begriffsmälsigen Notwendigkeit der Strafe" 
(S. 42) enthalten ist, war die erste Form der Sfihnung be- 
gangenen Unrechts. Allgemach aber mufste die Coenonie, 
was immer auch für eine äufsere Form sie angenommen hatte, 
der Einzelpersönlichkeit die Befugnis, sich selber zu rächen, 
abnehmen, sollte nicht ihr Bestand durch ein Überwuchern 
egoistischer Triebe gefährdet werden. Durch Übergang der 
strafenden Gewalt aus den Händen der Einzelnen in die Macht- 
sphäre der Gesamtheit nahm allmählich die Abgrenzung der 
gegenseitigen Interessen der Einzelnen eine bestimmte, feste 
Gestalt an. Es bildete sich eine Rechtsordnung, ein wirk- 
liches, weil für alle Angehörigen derselben Gemeinschaft in 
gleicher Weise giltiges Recht aus.' »Auf der breiten Basis 
allgemein menschlicher Verhältnisse entwickelte es (nämlich 
das Recht) sich unmittelbar im Volksleben, wie die Sitte und 
die Sprache; es ist lebendig in dem gemeinsamen Bewufstsein 
des Volkes, von dessen individueller Beschaffenheit es auch 
seinen besonderen Charakter erhält." Diese Worte des grofsen 
Juristen Beseler (6. S. 59), wie sie lehren, dafs das Recht 
zunächst vom Volke allein gebildet wurde, liefern auch den 
für unsere Betrachtungen bedeutsamen Nachweis, dafs das 
Recht aus einem Widerstreit der Personalitäten unter einander 
und aus einer Zusamraenwirkung von Coenonismus und Per- 
sonalismus entstanden ist. 

Wie in der menschlichen Natur die Fähigkeit, Unrecht zu 
tun, begi'ündet ist, denn die Personalitäten sind wie die In- 
dividualitäten durchweg ungleich und geraten darum häufig 
in Konflikt miteinander, so ist in der Natur der Coenonie 
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die Notwendigkeit enthalten, begangenes Unrecht 
nach Möglichkeit zu sühnen und zu begehendes Unrecht 
nach Kräften zu verhüten. Lassen (48) hat in seinem System 
der Rechtsphilosophie (§ 19) einen im grofsen und ganzen 
ähnlichen Gedanken geäu&ert, nur sieht er die Interessen- 
'sphären der Gemeinschaft und der Einzelnen in unversöhn- 
lichem Gegensatze und glaubt daher nicht, dals hier je sich 
eine Harmonie durch immanente Kräfte ausbilden könne. In 
der Natur, so sagt er, trete nach Sturm und Aufruhr ein Zu- 
stand vergleichsweiser Ruhe ein; die Menschen weit habe einen 
entgegengesetzten Charakter, hier wirke, da der menschliche 
Wille zugleich ein vernünftiger sei, die Produktion des Rechts 
und die Erhaltung eines Rechtszustandes ein. Ich kann diese 
Ansicht Lassons nicht teilen. Dafs es überhaupt zur ^Pro- 
duktion eines Rechts" kommen kann , beweist ja ganz offen- 
kundig, dafs die Interessen von Gesamtheit und Einzelnen, 
richtiger ausgedrückt von Goenonismus und Personalismus 
nicht, wie Lasson meint, in unversöhnlichem Gegensatze zu 
einander stehen, dafe, wenn auch die bisherige Geschichte im 
Grunde nichts weiter ist als die vielfach variierte Melodie 
vom Antagonismus beider Prinzipien, dennoch bisher unbe- 
wufst auf dem Grunde des menschlichen Geistes das Sehnen 
nach der notwendigen Harmonie der beiden geruht hat. 
Wären Goenonismus und Personalismus auf einander nicht 
angewiesen, müfsten sie nicht vereint an der Menschheit ar- 
beiten, es wäre niemals zur Ausbildung der Idee vom Recht, 
niemals zur Entwickelung eines Rechtszustandes gekommen. 
Denn Rechtszustand heifst doch streng genommen 
nichts anderes wie: die Interessen der Goenonie und 
dej* Personalitäten können nur gewahrt werden, 
wenn sie in Harmonie mit einander sind; jede Dis- 
harmonie mufs vermieden und, wenn sie dennoch sich zeigt, 
beseitigt werden. 

In der Goenonie oder sagen wir im Staate ist also das 
Recht entstanden. Darum aber ist der Staat noch lange nicht 
als der einzige Urheber des Rechts zu betrachten, wie 
Lasson (48) meint. Vielmehr die Gemeinschaft und die 
Einzelnen, die Goenonie und die Personalitäten haben das 
Recht ausgebildet, das sich also als eine Folge der Identität der 
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Interessen und der Zusammenarbeit beider Prinzipien darstellt 
Ein auTserstaatliches Recht, darin stimme ich Gumplowicz 
(33) bei, gibt es nirgends, aber nnr darum, weil, wie ich im 
Gegensatze zu demselben Gelehrten sage und in früheren 
Kapiteln auch nachgewiesen habe, ein aufserstaatlicher Mensch 
nicht existiert Der Mensch ist nur im Staate, also nur in 
der Coenonie, möglich und wirklich; darum kann auch natnr- 
gemäls jede besondere menschliche Einrichtung, jede geistige 
Betätigung nur im Rahmen der Coenonie in die Erscheinung 
treten. Wie allerdings die jeweilige Form der Coenonie aus- 
sieht, welche Gestalt ihr entsprechend das Recht annimmt, 
das hängt von den Existenzbedingungen der Yölker, von 
ihrem Knlturzustande usw. ab und wechselt naturgemäß mit 
den Fortschritten und Rückschritten in der Civilisation. 
Darauf an dieser Stelle näher einzugehen ist überflüssig. 
Aber weil das so ist, weil der Mensch als t^ov noXiuxoPy als 
Herdentier nur im Staate und nur durch ihn existiert, darum 
ist der Satz von Gumplowicz: „das Recht ist nur im Staate 
denkbar, es steht und fallt mit demselben^ (1. c. S. 28) selbst- 
verständlich, also eine grofse Trivialität. Und der Satz von 
Berner (4): „Staat und Recht sind für den Menschen da*' 
(S. 22), ebenso wie der von Liszt (51): „alles Recht ist um 
der Menschen willen da^ (S. 49), kehren, streng genommen, 
die tatsächlichen Verhältnisse um. Nur durch den Menschen 
existiert das Recht und nur darum um seinetwillen; und 
ebenfalls durch den Staat existiert allein der Mensch, und 
nicht umgekehrt. Eine andere Auffassung scheint mir un- 
möglich, weil sie in dem von der Naturwissenschaft uns auf- 
gezeigten Entwickelungsgange der Menschheit keine Stütze 
findet 

Das gemeinsame Interesse, welches Coenonie und Per- 
sonalitäten an Ruhe und ungestörter kultureller Entwicke- 
lungsmöglichkeit besitzen, hat also das Recht zur Abwehr 
des Unrechts entstehen lassen: so mufs denn auch oder müfste 
dasselbe in jedem Augenblicke der historischen Entwickelung 
das kodifizierte Rechtsbedürfnis der Zeit darstellen. Und 
wenn dies der Fall, wenn im geltenden Recht das Rechts- 
bedürfnis der Menschen befriedigt ist, dann ist auch ihrem 
Rechtsbewufstsein Genüge geschehen: Recht, d. h. positiv 
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geltendes Recht und Rechts bewufstsein müssen sich 
daher decken. Das Recht ist hierbei das Objektive, während 
im RechtsbewuTstsein das subjektive Moment der Gerechtigkeit 
enthalten ist; denn wenn das Rechtsbedürfnis erfüllt, wenn 
dem Rechtsbewufstsein genüf^t ist, dann ist Gerechtigkeit ge- 
übt worden. Wir können somit sagen: Recht und Gerech- 
tigkeit müssen übereinstimmen, das objektive und das 
subjektive Moment in der Rechtspflege müssen in Harmonie 
sein. Es scheint, dafs nicht allenthalben die Berechtigung 
dieser Forderung anerkannt wird. Lassen (48) z. B. ge- 
stattet dem Gerechten, d. h. dem Rechtsbewufstsein, keinen 
Einflufs auf die Bildung des Rechts; er spricht geradezu die 
Ansicht aus (1. c. § 3), dafe die Berufung auf das Gerechte 
das Mittel sei, jede feste rechtliche Bestimmung in Flufs zu 
bringen und jeden sicheren Halt zu erschüttern. Recht und 
Gerecht können nach Lassen einander häufig widersprechen, 
ja direkt entgegengesetzt sein, dann tritt hier mildernd die 
Billigkeit ein (1. a § 25). Es ist nicht unsere Aufgabe, des 
näheren das überaus Bedenkliche dieser Lassonschen Billig- 
keitslehre zu erörtern, die in Wahrheit jedes Rechtsbewufst- 
sein erschüttern mü&te; es ist dies auch darum nicht nötig, 
weil Lassen mit dem Verwerfen des Einflusses des Ge- 
rechten offenbar zu weit geht. Dieser Philosoph sieht nur 
im Juristenrecht das wirkliche Recht, verkennt anscheinend 
die Bedeutung des Personalismus als Recht bildenden Faktors 
und überschätzt somit in diesen Dingen die Wirksamkeit der 
Goenonie. 

Das ist zuzugeben, dals Recht und Gerechtigkeit, wie 
letztere im Rechtsbewuistsein ruht, nicht immer zusammen- 
fallen. Und es ist ferner Lassen zuzugeben, dafs nicht jeder 
minutiösen Bewegung des Rechtsbewufstseins eine Rechts- 
änderung folgen darf: das würde schliefslich zu einem recht- 
lichen Chaos führen. Aber das kann ebenfalls nicht be- 
stritten werden, dafs nur durch die Diskordanz von po- 
sitivem bestehendem Recht und Rechtsbewufstsein 
ein Rechtsfortschritt möglich ist und nur dann wirk- 
lich wird, wenn das Recht sich dem Rechtsbewufst- 
sein anpafst. Unter veränderten kulturellen Daseinsbedin- 
gungen verändern sich, was keines besonderen Beweises be- 
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darf, die Anschaunngen der Menschen anch über Recht und 
Unrecht. Ihnen mufs die Gesetzgebung Rechnung tragen, sie 
darf nicht starr auf dem ererbten Rechtsboden stehen bleiben, 
wenn nicht das Leben unerträglich, die Erde unbewohnbar 
werden soll. Mit dem Menschen müssen sich seine Einrich- 
tungen ändern. Im RechtsbewuGstsein äufsert sich der 
Personalismus, im positiven geltenden Rechte erkennen wir 
den Coenonismus, und so zeigt sich hier wieder, dafs ein 
friedlicher Fortschritt der Menschheit auf dem Wege 
der Civilisation nur möglich ist, wenn Coenonismus 
und Personalismus Hand in Hand gehen, wenn beide 
Prinzipien in Harmonie sind. Dafs auf dem Gebiete des 
Rechts diese Harmonie nicht immer sich findet, dals auch 
hier der Antagonismus beider Prinzipien sich breit macht, ist 
eine Folge davon, dafs die Rechtsbildung den Händen des 
Volkes trotz aller parlamentarischen Beratungen entglitten 
und zur Domäne der Fachjaristen geworden ist. Diese ver- 
treten aber in diesem Falle die Coenonie, deren Einflufssphäre 
sie zu überspannen bestrebt sind. Es ist ein bedeutendes, 
gerade auf unsere Zeit passendes Wort Beselers (6), das 
dieser im letzten Kapitel seines zitierten Werkes ausspricht: 
„Je mehr sich die Rechtsentwickelung vom Volke zurückzieht 
und ausschliefslich Sache der Juristen wird, um so gröfser 
wird die Gefahr von Rechtsmifsbildungen." Solcher Rechts- 
mifsbildungen haben wir im deutschen Reiche zur genüge 
(z. B. die Verantwortlichkeit des Druckers für den Inhalt der 
Zeitung) und sie sind hervorgerufen, weil die Coenonie ihre 
Einwirkungsmöglichkeit übermäfsig auszudehnen und die 
freie Bewegung der Personalitäten übermäfsig einzuengen 
sucht. Die Nichtberücksichtigung des veränderten Rechts- 
bewufstseins seitens der Gesetzgebung, d. h. seitens der Coe- 
nonie, das Beharren auf alten, den veränderten Verhältnissen 
nicht mehr angepaisten Rechtsbestimmungen und der daraus 
hervorgehende Widerspruch von Rechtsprechung und Rechts- 
bewulstsein sind, worauf auch Bozi (12) in einer interessanten 
kleinen Abhandlung hingewiesen hat, einer der bedeutendsten 
Schäden unserer Zeit. Sie enthüllen einen tiefgehenden, für 
den friedlichen civilisatorischen Fortschritt des Staates höchst 
bedenklichen Antagonismus zwischen Coenonismus und Per- 
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sonalismus. Es trägt an diesem Übelstande auch noch schuld 
die vom natarwissenschaftlichen Standpunkte ganz und gar 
unhaltbare, aber von den Vertretern der Coenonie wohl vor- 
behaltlos angenommene Auffassung, die Lasson (48) in die 
Worte kleidet: „das Recht formt die Verhaltnisse" (1. c. §20). 
Gerade das Gegenteil ist richtig. Das Recht formt nichts, 
ist zum wenigsten nichts primär aktives, sondern das Recht 
wird durch die Verhältnisse geformt, stellt dar oder soll dar- 
stellen deren kodifizierten juristischen Ausdruck. 

Alles Recht zerfallt in Privatrecht und in öffentliches 
Recht. Das erstere braucht uns hier nicht zu beschäftigen. 
Der Widerstreit der Personalitäten, der durch diese Rechts- 
fonii seinen Ausgleich findet, ist für die politische Fort- 
bildung der Staaten im Grunde genommen unerheblich. Vom 
öffentlichen Rechte hat hier an dieser Stelle für uns nur das 
Straf recht Wichtigkeit. Und wie es notwendig war, auf die 
Frage nach dem „Woher^ des Rechts im allgemeinen eine 
Antwort zu finden, so ist es auch unerläfslich, der Berechti- 
gung des Strafrechts nachzuspüren. Wie kommt die Gesamt- 
heit dazu, Einzelne mit Strafen zu belegen, weil sie sich gegen 
die öffentliche Rechtsordnung vergangen haben? Denn, um 
mit Hegel (58) zu sprechen: „die Rechtsgesetze sind Ge- 
setztes, von Menschen Herkommendes" (1. c. Vorrede), sind 
keine Naturgesetze, können darum auch nicht absolute Geltung 
beanspruchen. 

Es würde viel zu weit führen, wollten wir zur Beant- 
wortung der aufgeworfenen Frage auf die zahlreichen 
Theorieen über das Recht zu strafen auch nur kursorisch ein- 
gehen; und es würde ein solches Unternehmen auch daimm 
für uns überflüssig sein, weil fast alle derartigen Theorieen 
durch aprioristische Konstruktionen gewonnen wurden. Nur 
eine Theorie müssen wir näher betrachten, weil sie angibt, 
auf naturwissenschaftlichem Boden zu stehen. Sie ist, wenn 
ich nicht irre, von dem Dänen Kjerulf begründet und wird 
in Deutschland hauptsächlich von dem Strafrechtsforscher 
Liszt vertreten. 

Die Coenonie sieht sich also gegebenen Falles gezwungen 
zu strafen, weil die zu ihrem eigenen Bestände sowie zum 
Woblergehen der einzelnen Personalitäten gegebenen söge- 
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nannte Gesetze verletzt worden sind. Ein Unrecht, ein Ver- 
brechen ist verübt worden und dieses mnls nach Möglichkeit 
gesühnt werden. 

Nun lautet die angeblich naturwissenschaftliche Theorie 
des Verbrechens mit den Worten Liszts (51) folgendermafeen: 
„Die Betrachtung lehrt, dafs jedes einzelne Verbrechen durch 
das Zusammenwirken zweier Gruppen von Bedin- 
gungen entsteht, der individuellen Eigenart des Ver- 
brechers einerseits, der diesen umgebenden äufseren, 
gesellschaftlichen, insbesondere wirtschaftlichen 
Verhältnisse anderseits" (1. c. S. 57). Liszt meint daher, 
dafs der Sozialpolitik die Beseitigung oder doch die Be- 
schrankung der gesellschaftlichen Bedingung des Verbrechens 
zufalle (S. 59), und dafs die „Überzeugung von der Kollektiv- 
schuld der Gesellschaft (A. v. öttingen)" die strafende Tätig- 
keit des Staates zügeln werde (S. 64). Dies ist also die 
Theorie: Verbrechen ist eine soziale Erscheinung und 
die Strafe ist eine soziale Reaktion gegen antisoziale 
Handlungen. 

Wäre diese Theorie richtig, dann hätte keine wie immer 
geartete Form der Coenonie je die Berechtigung gehabt, 
Strafen zu verhängen, weil ihre Gesetze, die doch nur, wie 
Hegel zutreffend sagt. Gesetztes, von Menschen Herkommen- 
des aber keine Naturgesetze sind, von den Einzelnen über- 
treten worden sind. Denn was kann der Verbrecher dafor, 
dafs seine „individuelle Eigenart^, also seine Personalität, von 
der Natur so ausgestattet ist, dafs sie ihn in Konflikt mit den 
Satzungen der Gemeinschaft bringt? Warum sind deren Ein- 
richtungen so schlecht, dafs ein derartiger Konflikt unaus- 
bleiblich ist? Die Anlage des Verbrechers hätte sich nach 
dieser Theorie gar nicht entfalten können, wenn die Einrich- 
tung der Coenonie ihr nicht auf halbem Wege entgegen- 
gekommen wäre. Nicht der Verbrecher verdient nach der 
Konsequenz dieser Theorie Strafe, sondern die Gemeinschaft; 
denn die Theorie beseitigt unabsichtlich zwar aber auch un- 
vermeidlich das Strafrecht der Coenonie und leugnet unbe- 
wufet aber unzweideutig die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
des Verbrechers. Liszt allerdings und wohl alle ßechts- 
gelehrten, die auf seinem Standpunkte stehen, wollen dies 
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nicht Wort haben. Liszt meint (1. c. S. 66/67): „Voraus- 
setzung der strafrechtlichen Schuld, als der tatsächlich ein- 
tretenden Verantwortlichkeit für den Erfolg, ist lediglich die 
jedem geistig reifen und geistig gesunden Menschen 
zweifellos eigene Bestimmbarkeit des Willens durch 
Vorstellungen überhaupt, durch die unser gesamtes 
Verhalten regelnden allgemeinen Vorstellungen der 
Religion, der Sittlichkeit, des Rechts, der Klugheit 
insbesondere.^ Nur eine auf streng deterministischer An- 
schauung sich aufbauende Schuldlehre könne der Strafgesetz- 
gebung Bestand und Weiterbildung sichern, wie sie auch die 
Wissenschaft vor metaphysischen Begriffen zu bewahren ver- 
möge. Indessen steht, wie mir scheinen will, diese Art, die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit aufrecht zu erhalten, in 
Widerspruch mit der Grundlage der Theorie. Ist das Ver- 
brechen die Folge erstens der verbrecherischen Anlage und 
zweitens des Milieu, in welchem der verbrecherisch veranlagte 
Mensch lebt, so können Vorstellungen wie die oben genannten 
den Charakter nur dann nachhaltig beeinflussen, wenn das 
Milieu, die gesellschaftlichen Zustände dies ermöglichen. Da 
sie aber unzureichend sind, fallen die genannten Motive als 
wirkungslos aus und die verbrecherische Anlage entwickelt 
sich als solche, weil das Milieu ihr günstig ist. Eine Ver- 
antwortung trifft den Verbrecher für seine Tat auch nach 
dieser Wendung der Theorie nicht. 

Mir scheint, die moderne, man nennt sie wohl die sozio- 
logische, Theorie des Verbrechens beruht auf einer unhalt- 
baren Auffassung der menschlichen Persönlichkeit einerseits 
und auf einem vollkommenen Mifsverständnisse der Lehre 
vom Kampfe ums Dasein, d. h. von der Bedeutung der Ein- 
wirkung der äufseren gesellschaftlichen Verhältnisse anderer- 
seits. Wie wiederholt in diesem Kapitel ausgeführt wurde, 
ist an allem, am Unrecht sowohl als auch am Recht, das 
„Ich" schuld. Das „Ich" als Egoismus kommt in Konflikt 
mit den Interessen anderer Ichs und mit denen der Ooenonie. 
Dieser Konflikt treibt zu einer Verletzung der in der Coenonie 
entstandenen, deren Erhaltung gewährleistenden Bestim- 
mungen und führt den Verbrecher in dem einen Falle ruhm- 
bekränzt auf den Cäsarenthron (Napoleon I. und III.), im 
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anderen Falle au& Schaffet Die umgebenden änfseren 
wirtschaftlichen und politischen Verhältnisse be- 
dingen Form und eventuellen Erfolg des Verbrechens, 
niemals aber dieses selbst. Das Verbrechen als 
solches ist einzig und allein in der Naturanlage des 
Verbrechers begründet, und darum wird es unter allen 
sozialen Formen zu allen Zeiten Verbrecher geben, wenigstens 
so lange wie die Menschen vom Weibe geboren werden, d. h. 
körperlich Individualitaten und geistig Personalitaten sind 
(vergl. hierzu auch Bozi 12). In der fi:*eien Natur beeinfluüst 
der jeweilige Zustand der Daseinsbedingungen das Gredeihen 
oder den Untergang der einzelnen Individuen. Das Gredeihen, 
weil die betreffenden Tiere und Pflanzen den Existenzbedin- 
gungen vollkommen oder relativ vollkommen angepaist sind, 
den Untergang, weil die Organisation der Individuen in einem 
Mifsverhältnisse zu den Daseinsbedingungen steht Mit 
anderen Worten: in der Organisation liegen die Ursachen 
für Gedeihen und Untergang, in der umgebenden 
Natur die Bedingungen für die Grade des Gedeihens 
und die Formen des Unterganges. Die umgebende Natnr 
beeinflufst allerdings die gesamten Lebensverhältnisse der 
Tiere und Pflanzen, aber sie beeinflufst sie immer nnr 
in Relation zu ihrer inneren Struktur. 

Wenden wir dies auf den Verbrecher an. Die einzelnen 
Menschen als Persönlichkeiten sind ihren jeweiligen coeno- 
nistischen Daseinsbedingungen in verschiedenem Grade an- 
gepafst, eben weil alle Menschen von Natur wegen unter 
einander ungleich sind, weil die in jeder Organisation vor- 
handene und in jedem Organismus zur Erscheinung kommende 
Variabilität (Individualität, Pei*sonalität) der Ausdruck einer 
verschiedenen Ausrüstung für die Lebensbedingungen ist Der 
gar nicht oder nur wenig den coenonistischen Bedingungen 
angepafste Mensch mufs daher von den durch die Coenonie, 
wie sie sich nun einmal entwickelt hat, gesetzten Verhältnissen 
überall beengt werden, er wird die uaturnotwendigen Schranken 
zu durchbrechen suchen, zum mindesten an sie allenthalben 
anrennen, er wird zum Verbrecher werden. Es ist dabei, zu- 
nächst wenigstens, ganz müfsig zu fragen, ob der heutige 
Verbrecher unter anderen Daseinsbedingungen nicht ein ganz 
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branchbarer Mensch geworden wäre, wie es anch müfsig wäre, 
eine solche Frage hinsichtlich der im Kampfe nnis Dasein 
dnrch natürliche Znchtwahl beseitigten Tier- nnd Pflanzen- 
iudividuen zn stellen. Die Tatsache als solche genügt, dafs 
der verbrecherische Mensch in die heutigen Be- 
dingungen der Coenonie nicht hineinpafst, dafs er 
als eine relativ zu den Daseinsverhältnissen minder- 
wertige Persönlichkeit geboren wird. Bozi (12) hat 
durchaus das Richtige getroffen, wenn er als Verbrecher vom 
darwinistischen Standpunkte aus den mit den jeweiligen 
Existenzbedingungen nicht harmonierenden Menschen definiert 
(1. c. S. 85). Hier ist also von einer Wirkung der umgeben- 
den gesellschaftlichen Verhältnisse, als ob diese das veran- 
lassende Moment wären, keine Rede. Aus solchen Menschen 
werden Gewohnheitsverbrecher, und es ist verfehlt, für ihr 
Vorhandensein neben der Naturanlage noch die äulseren Yer- 
hältnisse zu beschuldigen. 

Wird aber auch der sogenannte Gelegen heits Verbrecher 
geboren, oder ist nicht wengistens bei ihm die Schuld den 
Zuständen der Coenonie zuzuschreiben? Man könnte an- 
führen, dafs jemand, der sich ein langes Leben lang tadellos 
aufgeführt hat, in einer unverschuldeten Zwangslage, in der 
Not oder in augenblicklicher leidenschaftlicher Erregung 
(cfr. hierzu Liszt I.e. S. 50) zum Verbrecher werden kann 
und auch, die Fälle sind leider nicht allzu selten, oft genug 
dazu wird. Sind hier nicht die gesellschaftlichen Verhältnisse 
als der schuldige Teil zu betrachten? Hierzu sei das Folgende 
bemerkt. Wenn das schon Tugend sein soll, dafs jemand 
nicht unsittlich ist, so wäre Tugend eine sehr billige Markt- 
ware, denn dann würde sie einfach unbewufst ausgeübt, läge 
somit auf der negativen Seite der menschlichen Sittlichkeit. 
Das vielmehr ist die wahre Tugend, die mit Bewufstsein 
geübt wird und die auch der Versuchung gegenül^er stand 
hält, ganz genau so wie nur die körperliche Organisation der 
Tiere eine gute ist, die sich im Kampfe ums Dasein bewährt 
hat, nicht aber diejenige, welche, wie die unserer Haustiere 
dank dem Einflüsse des Menschen, vor jedem Kampfe bewahrt 
wurde. Der normale, d. h. den Bedingungen des coenonistischen 
Daseins genau und gut angepafste Mensch bleibt auch in der 
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Notlage und in der Erregung auf dem Pfade der Tugend, der 
minderwertige schwankt und erst in diesem Schwanken 
zeigt sich seine Minderwertigkeit. Es ist also jeder 
verbrecherische Mensch, auch der Gelegenheitsverbrecher, 
selbst der, wie man ihn nennen könnte, Saisonverbrecher, 
der im Sommer ehrlich ist, im Winter dagegen, aber auch 
nur gelegentlich, stiehlt, eine relativ zu unseren Existenz- 
bedingungen minderwertige Persönlichkeit 

Die Lisztsche Theorie sagt: bessert die gesellschaftlichen 
Verbältnisse und der Verbrecher wird verschwinden, zum 
mindesten wird die Zahl der Verbrecher abnehmen. Möglich, 
wahrscheinlich sogar, dafs unter anderen Zustanden mancher 
Verbrecher von heute noch ein nützliches Mitglied der Coenonie 
sein und bleiben könnte; dann aber würden unter veränderten 
Verhältnissen andere Persönlichkeiten als Verbrecher auftreten. 
Denn die dem Menschengeschlechte ganz ebenso wie allen 
Tier- und Pflanzenspezies eigene Variabilität, auf der die 
Individualität und Personalität beruht, wird sich immer ent- 
falten und mufs unter günstigen Daseinsbedingungen 
in sehr viel gröfserem umfange in die Erscheinung 
treten, als unter ungünstigen: das lehren bekanntlich 
die Zustände der gezüchteten Tiere und Pflanzen. Dafs diese 
Variationsfähigkeit unter angeblich besseren Verhältnissen 
immer nur günstige Abänderungen liefern würde, ist eine 
ganz absurde, durch keine naturwissenschaftliche Tatsache 
gestützte Annahme. Selbst wenn, wie es das Streben des 
republikanischen Sozialismus ist, die Einrichtungen des Staates 
auf einmal und von Grund aus umgestaltet und selbstverständ- 
lich ideal verbessert werden könnten, so würde die Mensch- 
heit nicht um ein Atom sittlicher sein als jetzt. Wenn heute 
plötzlich alle Reichen arm und alle Armen plötzlich reich 
>vürden, sicherlich würden dann viele Verbrecher zu sittlichen 
Persönlichkeiten werden können. Aber mindesten ebenso viel 
bisher sittlich Tadellose würden dem Verbrechertum verfallen; 
nur ein Wechsel der Persönlichkeiten hätte stattgefunden, 
mehr aber nicht. Zudem ist diese sozialistische Annahme 
von der Möglichkeit einer plötzlichen vollkommenen Ver- 
änderung: der gesamten Einrichtungen der Coenonie und von 
Aen damit verbundenen günstigen Einflüssen auf die Menschen- 
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aatur eine gänzlich hinfällige. Wenn plötzlich alle Ebenen 
z\i Gebirgen und alle Gebirge zu Ebenen würden, dann mülste 
unsere gesamte Tier- und Pflanzenwelt, eben weil sie den Ver- 
hältnissen der gegenwärtigen Reliefgestaltang der Erd- 
oberfläche vollkommen angepafst ist, zu Grunde gehen. Und 
•ebenso würde die Menschheit, wenn die heutigen coenonistischen 
Daseinsbedingungen mit einem Schlage von Grund aus ge* 
ändert werden sollten, eben weil sie den gegenwärtigen Be- 
dingungen angepafst ist, weil diese nicht willkürlich geschaffen, 
sondern natürlich geworden sind, kaum existenzfähig bleiben 
können. 

In vollem Gegensatze zu Liszt müssen wir also sagen: 
4er Verbrecher wird als Äufserung der im Menschen 
vorhandenen Variabilität geboren; die letzte Wurzel 
des Verbrechens liegt im Verbrecher selber, an seiner 
Entstehung aber trägt die Ooenonie keine Schuld. 
Damit ist jedoch nicht etwa die Meinung ausgedrückt, dafs 
die heutige Form der Ooenonie nun vollkommen wäre; ganz 
im Gegenteil, sie ist sehr verbesserungsbedürftig, nur von 
•einer „Kollektivschuld der Gesellschaft" können wir nicht 
^sprechen, dafür gibt es keinen naturwissenschaftlichen Anhalt. 

Wenn also die Verbrecher als solche geboren werden, hat 
die Ooenonie ein Recht zu strafen? Wir können diese Frage 
unbedingt mit „ja" beantworten. Wie in der Natur im Kampfe 
ums Dasein die natürliche Zuchtwahl alles Minderwertige be- 
seitigt und nur das Vollweiüge erhält, so hat, wie ich in 
voller Übereinstimmung mit Bozi (12) bemerke, auch die 
Ooenonie das Recht und die Pflicht, bei dem innerhalb ihrer 
Grenzen sich abspielenden Daseinskampfe das Minderwertige, 
d. h. was sich in die durch die Entwickelung der Ooenonie 
gesetzten Lebensbedingungen nicht fügen kann, zu beseitigen. 
Es ist diese Eliminierung der Minderwertigen, also der Ver- 
brecher, ein Akt natürlicher Auslese seitens der Ooenonie, 
nicht aber, wie Liszt meint (1. c. S. 53), eine Art künstlicher 
Selektion. Die Berechtigung zu einer derartigen, je nach der 
Schwere des Verbrechens dauernden oder vorübergehenden 
Ausmerzung ist nicht zu bestreiten, sie stellt eine Ausstofeung 
krankhaft entarteter Bestandteile dar. Denn wie der Gärtner 
oder Tierzüchter alle Schädlinge beseitigen mul's, will er 
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seinen Garten bezw. seine Herden gesund erhalten, so mnik 
anch die Coenonie um ihrer selbst willen, also der Selbst- 
erhaltung wegen, die Verbrecher bestrafen. 

Die Erkenntnis, dals das Yerbrechen keine soziale^ 
Erscheinung ist, wie die Lisztsche Theorie behauptet,, 
sondern in der Yariabilität der Menschennatur seine* 
tiefe Begründung findet, halte ich für einen Gewinn. Di& 
Lisztsche Theorie erscheint darum gefährlich, weil sie die Straf- 
vollstreckung lenken kann, weil sie, wie dies Liszt auch zu 
befürworten scheint, eine Milderung des Strafmafses zur Folge 
haben muis. Diese, als Ausflub einer falschen Auffassung 
der Ursachen des Verbrechens, macht den Verbrecher zum 
Gegenstande sentimentaler Verbesserungsbestrebungen, ohne 
in den allermeisten Fällen ihn wirklich zu bessern, schädigt 
dagegen unabsichtlich aber tatsächlich die Coenonie. 

Dals die Strafe der Gröfse des Verbrechens angemessen 
sein mufs, ist selbstverständlich; wie sie abzumessen ist, 
bleibt Sache der Juristen bezw. der juristischen Spezial- 
forschung. Ob man die Strafe als Zweckstrafe oder anders* 
auffassen will, ist für unsere Betrachtungen gleichgiltig. Für 
uns ergibt sich als Resultat dieser Auseinandersetzungen, dafs 
die Coenonie das Recht hat, durch Strafe die inner- 
halb der von ihr gesetzten, richtiger in ihr ent- 
standenen Lebensbedingungen als minderwertig aus- 
gerüstet und darum als schädlich sich erweisenden 
Menschen auszumerzen. Die naturwissenschaftliche 
Lehre vom Kampf ums Dasein und der natürlichen 
Zuchtwahl hat uns also die Ursache für das Er- 
scheinen von Verbrechern und für die Berechtigung 
eines Strafrechts dargetan. 

Kap. 20. Das Recht, 
b) Die Rechtspflege. 
Durch die gemeinsame Arbeit von Coenonismus und Per- 
sonalismus ist das Recht entstanden, durch ihre gemeinsame 
Arbeit wird es weiter fortgebildet: darum mufs auch die 
praktische Anwendung des Rechts die gemeinsamen Interessen 
von Coenonie und Personalität wahren. Allerdings: der recht- 
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sprechende Richter hat sich an den Bnchstaben oder auch an 
den Sinn des Gesetzes zu halten. Und wenn dann gelegent- 
lich sein Urteil so ausfällt, dafs nur ein einseitiges Interesse^ 
meist das der Goenonie, gewahrt wird, dann sollte man nicht, 
wie dies heute üblich ist, die Richter, sondern in erster Linie 
die schlechten Gesetze kritisieren und sie gründlich ver- 
bessern. Wenn durch richterliches Urteil z. B. als für den 
Inhalt einer Zeitung verantwortlich nicht blofs der Redakteur, 
sondern auch der Verleger, der Drucker und der Setzer hin- 
gestellt werden, so erregt ein derartiges Urteil in weiten 
Kreisen der Bevölkerung Eop&chütteln, in den von ihm be- 
troffenen Parteien Erbitterung. Wenn der Redakteur einer in 
Berlin erscheinenden Zeitung wegen des Inhaltes seines Blattes 
in Krähwinkel zur gerichtlichen Verantwortung gezogen 
werden konnte, blofs weil ein Einwohner letzterer Stadt 
Abonnent der Zeitung war — man nennt dies den fliegenden 
Gerichtsstand der Presse — so erscheint einem Jeden ein 
solches Urteil unhaltbar, unmöglich. Aber dem Richter darf 
man daraus keinen Vorwurf machen, nur an die betreffenden 
Gesetze muls man sich halten. Wie wenig diese ausreichen, 
wie sehr sie dem buchstäblichen Inhalte nach mit den tat- 
sächlichen Verhältnissen im Staate nicht in Einklang sind, 
wie sehr sie ihrem Geiste nach dem Rechtsbewufstsein der 
Nation entgegenstehen: das bedarf keiner besonderen Aus- 
einandersetzung. Aber dafs Gesetze überhaupt möglich sind 
und von den Vertretern der Goenonie sehr lange Zeit unver- 
ändert aufrecht erhalten werden, welche zu solchen Urteils- 
mi&bildungen notwendig führen müssen, das ist das Beklagens- 
werte dabei. Denn es zeigt sich wiederum, dafs der Anta- 
gonismus zwischen Goenonismus und Personalismus eine 
bedenkliche Tiefe besitzt Und es geht aus solchen gericht- 
lichen Urteilen hervor, dals die Überspannung des Einflusses 
der Goenonie, welche ein Charakteristikum der Gegenwart 
ist, eine böse Wirkung auch auf die Rechtsprechung ausübt. 
In den Streitigkeiten zwischen den einzelnen Staats- 
bürgern, welche durch das sogenannte Privatrecht ihre Bei- 
legung finden, tritt der Einflufs der Goenonie in keiner oder 
wenigstens nicht in nennenswerter Weise hervor. In den 
Strafrechtsfällen, bei denen es sich um Eigentumsverletzungen 
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oder nm Vergehen oder Verbrechen gegen das Leben handelt, 
ist von einer ungünstigen Einwirkung der Coenonie nicht 
allzu viel zu spüren, obgleich eine völlige Zurückhaltung der 
Vertreter der Coenonie nicht allenthalben zu konstatieren ist. 
In allen denjenigen öffentlich-rechtlichen Fällen dagegen, 
welche staatliche Einrichtungen und die Politik betreffen, 
zeigt sich eine so übermäfsige Einwirkung der Coenonie, dals 
hierdurch der Rechtsprechung bedeutender Schaden zugefügt 
und damit das Rechtsbewuistsein der Nation sehr betracht- 
lich erschüttert wird. Welch grolse Gefahren für den Bestand 
des Staates, als der doch immerhin nur temporären äulseren 
Form der Coenonie, aus einer solchen Erschütterung des Rechts- 
bewulstseins entstehen können, ist ohne weiteres einleuchtend. 
Nicht „Jus'S sondern „Justitia est fundamentum regnorum'^ 
nicht das Recht, sondern die Gerechtigkeit ist die 
Grundlage der Staaten; und als gerecht kann nur das 
gelten, was dem allgemeinen Rechtsbewufstsein ent- 
spricht. 

Eine der bedenkliebsten Seiten in der Rechtspflege bilden 
dieMajestätsbeleidigungsprozesse. Jedes in der Trunken- 
heit oder aus Unüberlegtheit oder auch aus Dummheit von meist 
nicht gerade hochgebildeten Menschen gegen den Träger der 
Krone ausgesprochene, verletzend klingende Wort setzt den 
ganzen Apparat eines hochnotpeinlichen Gerichtsverfahrens 
in Bewegung. Eide werden geschworen, glänzende Reden 
für und wider werden gehalten, um unter Umständen einen 
albernen Tropf auf einige Monate ins Geföngnis zu stecken. 
Ob wirklich die Majestät der Krone durch sogenannte Ehr- 
furcht verletzende Aussprüche ungebildeter Menschen beleidigt 
wird? Ich glaube: je höher man den Träger der Krone als 
den Repräsentanten der Verfassung stellt, um so weniger 
wird man sich dazu entschlielsen wollen, jedem beliebigen 
ungebildeten Menschen die Fähigkeit zuzuerkennen, die 
Majestät der Krone beleidigen zu können. Und wenn wenig- 
stens derartige Prozesse immer nur möglichst unmittelbar 
nach geschehener sogenannter Beleidigung angestrengt würden. 
Aber noch nach Jahren kann wegen solch einer Äulserung 
ein Gerichtsverfahren eingeleitet werden, wenn nämlich erst 
nach dieser Zeit die Gerichtsbehörden von der „Majestäts- 
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beleidigunfi:" Kenntnis erhalten. Durch Rachsacht, Nieder- 
trächtigkeit, bösartige Gesinnung usw. werden niedrig ge- 
sinnte Naturen oft genug veranlafst, gelegentlich ausge^ 
sprochene, in diesem Sinne unbedachte Worte Anderer dem 
Gerichte nach langer Zeit anzuzeigen. Ein widerliches, feiges 
und feiles Denunziantengesindel, das an die schlechtesten 
Zeiten des römischen Imperium erinnert, ist im Gefolge dieser 
MajestätsbeleidigUDgsprozesse aufgekommen und bedroht Ehre 
und Freiheit manches braven, nur zeitweilig etwas unbe- 
dachten Menschen. Leider wird das Treiben dieser Denun- 
zianten durch bestimmte Vorschriften der Strafproze&ordnung 
begünstigt, denn in Majestätsbeleidigungssachen mufs die 
Anklagebehörde auf jede anonyme Denunziation hin die An- 
klage erheben, die nur zu oft zu einer Verurteilung führt. 

Es ist diese Art Prozesse ein Symptom sowohl für die 
unserer Zeit eigene übermäfsige Ausdehnung des Wirkungs- 
bereiches der Coenonie als auch für die durch das stetige 
Anwachsen der Sozialdemokratie hervorgerufene Nervosität 
der leitenden Kreise. Die Besorgnis vor dem republikanischen 
Sozialismus veranlafst die Vertreter der heutigen Staatsform, 
die man beinahe als einen monarchischen Sozialismus 
bezeichnen könnte, die geltenden Staatseinrichtungen auf 
das energischste zu verteidigen, verleitet sie aber dabei zu 
Mafsnahmen, die, weil sie eine übermäfsige Anspannung des 
Bogens bewirken, ihr Ziel völlig verfehlen. Robert v. Mohl (55) 
kann Recht haben, wenn er sagt, daüs seit einigen Menschen- 
altem das monarchische Prinzip in Europa bedeutend in Be- 
ziehung auf den Glauben an seine innere Berechtigung ver- 
loren habe. Durch ein derartiges Vorgehen des Staates, wie 
es eben charakterisiert wurde, wird der Glaube sicherlich 
nicht neu belebt. Denn darüber kann für denjenigen, welcher 
Fühlung mit den Volkskreisen hat, gar kein Zweifel auf- 
kommen, dafs die in letzter Zeit ganz aufserordentlich an Zahl 
zunehmenden Majestätsbeleidigungsprozesse, statt die Achtung 
vor und die Liebe zu dem Träger der Krone zu vermehren, 
Erbitterung gegen die Gerichte und Hafs gegen die Krone 
erregen. Ein jeder solcher Prozefs verstärkt die Reihen der 
Sozialdemokratie, bedeutet also für die Vertreter der heutigen 
Staatsform einen Verlust, stellt sich als ein Schlag ins 
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Wasser dar. Sonderbar genug nimmt es sich bei so be- 
wandten Umständen aus, dafe im Deutschen Reichstag von 
sozialistischer Seite die Aufhebung der Prozesse wegen 
Majestätsbeleidigung beantragt, von selten der Staatsleitung 
jedoch mit der Begründung abgelehnt worden ist, dals der- 
artige Gerichtsprozeduren für die Aufrechterhaltung der öffent- 
lichen Autorität nötig seien. Tatsächlich würde der Fortfall 
dieser Prozesse und damit das Verschwinden des Denunzianten- 
tumes ein nicht unwirksames Mittel bilden, um auch von 
dieser Seite her eine Gesundung unserer politischen Zustände 
zu ermöglichen. 

Mit dem Fortfall der Majestätsbeleidigungsprozesse würde 
nicht etwa, wie man vielleicht glauben könnte, die Erone 
vogelfrei allen möglichen Insulten preisgegeben sein: nur das 
politische Moment, welches jetzt in den betreffenden Prozessen 
vorherrscht, würde fortfallen; und das könnte für die Erone 
und vor allem für die Gerichte nur von Segen sein. Denn 
nichts ist bedenklicher, nichts für den Bestand der Staatsform 
auf die Dauer gefährlicher als das Herunterzerren der Recht- 
sprechung in die politische Arena. Mag ein in politischen 
Dingen ergangenes, für den Staat günstiges Urteil auch noch 
so klar begründet, noch so einwandfrei sein: im Toben des 
Parteikampfes wird von keiner Seite darauf geachtet, bei den 
Unterliegenden aber die Meinung nur allzu leicht erweckt, 
dai's die Justiz der Gewalt Schergendienste leistet. Damit 
aber, mit dem Schwinden des Vertrauens in die Unparteilich- 
keit der Rechtsprechung wird eine der Grundfesten der staat- 
lichen Ordnung erschüttert. Das Recht hat sich, wie wir 
gesehen haben (vgl. voriges Kapitel), aus der gemeinsamen 
Arbeit von Coenonismus und Personalismus entwickelt, die 
gemeinsamen Interessen beider den gemeinsamen Feinden 
gegenüber zu wahren ist daher die einzige Aufgabe des 
öffentlichen Rechts. Wer nun in den politischen Kämpfen 
des Tages als Feind sowohl des Coenonismus als des Per- 
sonalismus anzusehen ist, das zu entscheiden ist nicht immer 
leicht; der einzige kompetente Richter darüber ist die Ge- 
schichte. Vor allem aber darf die Staatsgewalt, weil sie Ver- 
treterin des Coenonismus ist, die Justiz nicht als Helfers- 
helferin zur Unterdrückung der gegnerischen Parteien ver- 
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wenden, indem sie letztere als staatsfeindlich stigmatisiert 
Sie stärkt den personalistischen Trotz im höchsten Grade, 
erreicht kaum einen vorübergehenden Vorteil, vermehrt nur 
vielmehr die Zahl ihrer Gegner, indem sie politische Märtyrer 
schafft, und erschüttert das Vertrauen in die Rechtsprechung. 
Alle Prozesse der letzten Jahrzehnte,, die gegen die Sozial- 
demokratie, überhaupt gegen politische Parteien wegen ihrer 
politischen Tendenzen, wegen sogenannter Verächtlichmachung 
staatlicher Einrichtungen, wegen scharfer Kritik behördlicher 
Mafsnahmen usw. geführt worden sind, mögen sie hie und 
<la den einen oder den anderen Parteiführer stamm gemacht, 
gelegentlich einige Überläufer dem Regierangslager zugeführt 
haben, konnten weder die Sozialdemokratie noch irgend einen 
anderen ernsthaften Gegner der Regierung vernichten. So 
töricht die Zukunftsideale auch sein mögen, welche der 
Sozialismus verfolgt, so wenig gerade sie imstande wären, 
das Erdenlos der Einzelnen wie der Gesamtheit zu bessern: 
die sozialistische Partei schritt vorwärts in der Gunst der 
Massen trotz ihrer inneren Unhaltbarkeit, dank lediglich der 
sich in politischen Prozessen entladenden Gegnerschaft der 
Regierung. 

Eine grofse Gefahr für die Rechtsprechung bilden diese 
Prozesse ferner deswegen, >veil in ihrem Gefolge der alte 
Rechtsgrundsatz verloren zu gehen scheint, dafs der Ankläger 
die Schuld des Angeklagten, nicht der Angeklagte seine Un- 
schuld nachzuweisen habe. Wer aufmerksam und objektiv 
die Gerichtsverhandlungen der letzten Jahre verfolgt hat, der 
mufste oft darüber erstaunt sein, wie wenig Material der An- 
kläger beibringen konnte, wie sehr dagegen der Angeklagte 
sich bemühen mufste, Beweise für seine Unschuld zu liefern. 
Oft genug ist in Verleugnung jenes Rechtsgrundsatzes die 
Verurteilung erfolgt, weil dem Angeklagten der Beweis seiner 
Unschuld angeblich nicht geglückt war, trotzdem die Anklage 
die Schuld in keiner Weise dargetan hatte. 

Dafs die politische Richtung, die zu Parteiprozessen führt, 
auch die schlimmsten Auswüchse des Egoismus züchtet, dals 
niedrig gesinntes, erbärmliches Menschenspülicht zu soge- 
nannten Spitzeln, zu „Agents provocateurs" sich hergibt und 
dadurch unsagbares Leid hervorrufen kann und hervorruft, 
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sei nur nebenbei erwähnt. Da wo der Personälismus sich 
regsam zeigt, mufs auch der Egoismus als seine Kehrseite 
sich bemerkbar machen. 

In gleichem Mafse wie gegen politische Parteien, die 
nicht immer und nicht notwendig personalistische Tendenzen 
haben, geht die heutige Form der Coenonie gegen die Zei- 
tungen als die Sprachrohre der Parteien vor. In der soge- 
nannten Presse äulsert sich auf dem politischen Gebiete der 
Personalismus am lebhaftesten und lautesten, wenn auch nicht 
immer am vernünftigsten. Aufs heftigste wird seitens der 
Staatsgewalt durch Beanspruchung der Gerichte jede Äufse- 
rung dieses politischen Personalismus verfolgt, wenn sie sich 
gegen die heutige Form der Coenonie kehrt, aber weder vor- 
übergehend noch dauernd wird etwas erreicht: die Verurtei- 
lung einer Persönlichkeit ruft Dutzende zum Kampfe gegen 
die Regierung auf Die Härte und die, wie aus den vorher 
mitgeteilten Beispielen hervorgeht, oft sonderbare Beschaffen- 
heit der Urteile, die nicht immer angemessene Behandlung 
der Verurteilten, der viel zu häufig angewandte Ausschlafe 
der Öffentlichkeit, die ganz unbefugte Kritik der politischen 
Bestrebungen oppositioneller Parteien, wie sie in den Äufse- 
rungen der Anklagebehörden hervortritt: all das sind Zeichen 
dafür, dafs die Coenonie ihren Einfluls zu überspannen sucht. 
Die politische Rechtsprechung, wie sie sich bei uns gestaltet 
hat, sucht in unzulässiger Weise den Personalismus einzu- 
dämmen, schädigt aber ausschliefslich, weil sie dem Rechte 
einen ihm nicht zukommenden Wirkungskreis überweist, den 
Staat. Ein in politischen Fragen ergangenes richterliches 
Urteil richtet mehr Schaden an, als es hunderte der inkrimi- 
nierten Zeitungsartikel tan können. 

Ist das Eingreifen der Rechtsprechung in die Politik 
schon an und für sich ein Übel, so wird dieses noch ver- 
mehrt durch die Art, wie die urteilenden Gerichtshöfe zu- 
sammengesetzt sind. Nur Berufsjuristen sitzen hierbei zu 
Gericht, die Beteiligung des Laienelementes, wie sie bei Ver- 
handlungen über Kapitalverbrechen durch die Geschworenen- 
gerichte gewährleistet ist, fällt bei politischen Prozessen ganz 
fort. Und gerade bei diesen wären Geschworenengerichte un- 
erläfslich. Denn nicht die rein formal-juristische Beschaffen- 
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heit sondern die ganze politische Situation kommt bei Benr- 
tellung des Falles in Frage. Die schärfere oder minder 
scharfe oppositionelle Stellung des Angeklagten, woraus 
diesem nie ein Vorwurf erwachsen darf, die Erregtheit des 
Parteikampfes usw.: alle derartigen Momente sind in politi- 
schen Prozessen zu berücksichtigen. Nicht der Buchstabe 
des Gesetzes ist zu erfüllen, sondern die notwendige unerläfs- 
liche Bewegungsfreiheit der Personalitäten ist zu wahren. 
Dazu aber sind nur die Geschworenengerichte geeignet, denn 
sie sind, wie der Nationalökonom List (50) zutreflfend be- 
merkt, der Kern alles Freiheits- und Rechtssinnes. Sie allein 
vermögen in politischen Prozessen neben den Interessen des 
Coenonismus auch die des Personalismus zu wahren, sind 
also geeignet, die unerläfsliche Harmonie beider Prinzipien 
anzubahnen, während der Berufsjurist in dieser Lage nur all- 
zuleicht der sich überspannenden Coenonie Vorschub leistet. 
Ganz so wie, nach dem Ausspruche Beselers (6), die zu- 
nehmende Teilnahmelosigkeit des Volkes an der Rechts ent- 
wickelung die Gefahr von Rechtsmifsbildungen vermehrt, 
ganz so vermehrt die Zurückdrängung des Laienelements von 
der Rechtsprechung in politischen Prozessen die Gefahr 
unhaltbarer, mit dem Rechts bewufsts ein in schreiendem 
Kontrast stehender Urteile. Sie fuhrt schliefslich zu einer 
unerträglichen, dem Staatswohle höchst nachteiligen richter- 
lichen Einmischung in das politische Leben und züchtet einen 
unangenehmen, dem Rechte direkt schädlichen Unfehlbarkeits- 
dünkel der Richter. Im Bestreben, die angeblich verletzte 
Staatsautorität wiederherzustellen, wird seitens der Gerichte 
die Ausdehnung der Verteidigung der Angeklagten nicht all- 
zuselten über die Gebühr eingeschränkt und so wiederum ein 
personalistisches Moment — denn als solches ist die Ver- 
teidigung zu betrachten — zu Gunsten der Coenonie ver- 
kümmert. 

Haben die Gerichte eine Anklage abgewiesen oder ein 
freisprechendes Urteil gefällt, so wird seitens der Anklage- 
behörde, welche angeblich das Staatsinteresse vertritt, in einem 
Umfange die höhere Instanz angerufen, welcher dem tatsäch- 
lichen Staatsinteresse direkt zuwiderläuft. Spricht die höhere 
Instanz ebenfalls frei, so ist, darüber kann bei objektiv 
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Denkenden kein Zweifel sein, die Autorität des Staates, der die 
Klage angestrengt hatte, zam mindesten nicht vermehrt, häufig 
genug vermindert. Verurteilt das Gericht höherer Instanz, so 
wird das Ansehen der freisprechenden niederen geschädigt. 
Urteilen aber gar, und derartige Ereignisse sind sehr häufig, 
zwei verschiedene aber gleichwertige Gerichte über die- 
selbe Sache verschieden, und zwar so, dafs das Urteil des 
einen dem des anderen schnurstracks zuwiderläuft, so ist ein 
kaum jemals gut zu machender Schaden dem Staatsinteresse 
zugefügt worden. Denn die „auctoritas rerum perpetuo simi- 
liter judicatarum" ist das Fundament, auf dem das ganze 
Ansehen der Rechtsprechung beruht, und es bedeutet geradezu 
ein leichtfertiges auf das Spiel Setzen des letzteren, wenn 
man die Möglichkeit sich widersprechender Gerichtsurteile 
herbeiführt. Gerade politische Prozesse haben solche Mög- 
lichkeiten nur zu leicht im Gefolge; Differenzen zwischen Ur- 
teilen verschiedener Gerichte auf dem Boden des Privatrechts 
sind hiergegen bedeutungslos. Darum sollten die politi- 
schen Prozesse aus unserer Gerichtschronik ganz 
verschwinden, sie sind eines Kulturstaates nicht 
würdig. 

Bei dem von den juristischen Anklagebehörden an den 
Tag gelegten Eifer, die Staatseinrichtungen vor einer scharfen 
Kritik zu schätzen, geschehen femer Eingriffe in die pei^ön- 
liche Freiheit der Angeklagten, welche ebenfalls das Ansehen 
des Staates schädigen müssen. Eine meist lang dauernde 
Untersuchungshaft, der womöglich ein freisprechendes Urteil 
folgt, die Einleitung eines Zeugniszwangsverfahrens gegen die 
Herausgeber von Zeitungen, um den Verfasser eines Zeitungs- 
artikels oder den Urheber einer Nachricht zu ermitteln, weil 
man sich nicht mit dem rechtlich verantwortlichen Redakteur 
begnügen will, die Erhebung von Anklagen auf anonyme und 
darum nichtige Denunziationen hin: all dies sind Symptome, 
welche beweisen, dafs die Coenonie der Bewegungsfreiheit der 
Personalitäten feindlich, wenigstens nicht freundlich gegen- 
übersteht. Damit aber verkennt die Coenonie, d. h. die Ver- 
tretung der heutigen Staatsform ihre Aufgabe und ihre Be- 
fugnisse. Sie schürt den Antagonismus der beiden das Staats- 
leben bedingenden und beherrschenden Prinzipien, statt ihn zu 
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beseitigen, entbehrt also auf dem Gebiete des Rechts 
derjenigen nötigen Einsicht in die Existenzbedin- 
gungen der Menschheit, die nnentbehrlich ist, um 
die hochgespannten Gegensätze der Gegenwart za 
mildern und ihren friedlichen, die allgemeine Civili- 
sation fördernden Ausgleich herbeizuführen. 

Kap. 21. Die Verwaltung. 

a) Die Staatsverwaltung. 

Dafs den Intentionen der Staatsleiter entsprechend und in 
Gemälsheit der vorhandenen geltenden Gesetze die Staats- 
maschinerie in Gang erhalten werde, dafür zu sorgen ist Auf- 
gabe und Bestimmung der Verwaltung. Die sinngemälse oder 
blols buchstäbliche Anwendung der Gesetze; die Erkennung 
der sich verändernden Bedürfnisse der Gesamtheit wie der 
Einzelnen, soweit die Befriedigung der letzteren Staatsaufgabe 
ist, und die danach sich umändernde, d. h. sich anpassende 
Art der Verwaltung oder das starre Festhalten am traditio- 
nellen Verwaltungsschema; eine richtige Abgrenzung des 
Staatseinflusses auf die ihm gebührenden Gebiete oder ein 
durch falsche und unzulässige Gesetzesauslegung hervorge- 
rufenes Übergreifen in die privaten Verhältnisse der Staats- 
bürger: je nachdem die Verwaltung das eine oder das andere 
tut, verwaltet (regiert) sie gerade genug oder zu viel. Denn 
ein zu wenig Regieren scheint in deutschen Landen ausge- 
schlossen, ist übrigens auch gerade nicht wünschenswert. Die 
Verwaltung geschieht durch berufsmäfsig dazu vorgebildete 
Beamte und diese nennt man in ihrer Gesamtheit „Bureau- 
kratie." 

Welcher Art, wie beschaffen ist nun unsere Bureaukratie? 
Robert v. Mohl (55) giebt im zweiten Bande seines zitierten 
Werkes folgende Definition: „Die Bureaukratie ist nichts 
anderes, als die falsche Auffassung der Staatsaufgabe, voll- 
zogen durch einen zahlreichen, zum Teile aus sehr mittel- 
mäßigen Gliedern bestehenden, daher mit rein formellem Ge- 
bahren sich begnügenden und mit mannigfachen persöulichen 
Unarten behafteten Organismus von gewerbsmäfsigen Beamten" 
(S. 100). Es will mir scheinen, als ob diese Definition des 
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berühmten Politikers auch beute noch vollinhaltlich zntrafe. 
In der Tretmühle des nach bestimmten Normen geregelten 
Verwaltungsdienstes grofs geworden sind die Verwaltungs- 
beamten fast immer unzugänglich für eingreifende Neuerangen. 
„Quod non est in actis, non est in mundo," was nicht in ihren 
Akten steht, existiert für sie nicht, und was nicht ohne weiteres 
in ihre Yerwaltungsmaschine sich einfugt, was nicht nach 
Schema F oder G sich erledigen läTst, das wird gedreht und 
gewendet, gemodelt und geändert, bis es in das Prokrustesbett 
der „Verordnungen" und „Reglements" hineinpafst. Das sehr 
ausgeprägte Beharrungsvermögen unserer Bureaukratie hemmt 
nur zu allzu oft die Ein- und Ausführnng wahrhaft reforma- 
torischer Gedanken, wenn solche bei einzelnen Staatsleitern 
sich wirklich einmal zeigen sollten, die Schemata hängen 
sich wie Bleigewichte jedem staatsmännischen Wirken an. 

„Das ganz 
Gemeine ist's, das ewig Gestrige, 
Was immer war und immer wiederkehrt 
Und morgen gilt, weils heute hat gegolten." 

Diese Worte unseres Dichters Schiller, die er seinem 
Wallenstein in den Mund legt, charakterisieren nicht minder 
gut, wie der vorhin zitierte Ausspruch Mohls, das Wesen 
unserer und damit wohl jeder Bureaukratie. Weil bisher 
immer so verfahren wurde und der Staat sich dabei gut 
gestanden hat, braucht von heute ab nicht anders verfahren 
zu werden: ist das Leitmotiv des echten Bureaukraten, sieht 
er doch meist nicht ein, dafs dies „anders" vielleicht für den 
Staat noch besser wäre. 

Es soll nicht verkannt werden, dafs in diesem starren Fest- 
halten an überlieferten Formen — denn die Ideen sind für 
das bureaukratische Element der Verwaltung ganz neben- 
sächlich — auch ein anerkennenswertes Moment sich äufsert. 
Eine gewisse Stätigkeit des Geschäftsganges, eine grofse Gre- 
wissenhaftigkeit in der Erledigung der übertragenen Geschäfte, 
Pflichttreue im Handeln, Ehrbarkeit im Denken werden hier- 
durch gewährleistet: aber mehr auch nicht; also nur sub- 
alterne Eigenschaften werden gezüchtet, die Gewinnung eines 
freien, umfassenden Blickes über die Beziehungen zwischen 
Coenonismus und Personalismus aber wird verhindert. Und 
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dies kommt daher, dal's trotz aller Geschäftskenntnis, ti*otz 
gelegentlichen Verständnisses für die Notwendigkeiten des 
Tages die Bnreaukratie sich mit dem Staate verwechselt and 
deswegen bestrebt ist, den Formalismus und Schematismus 
des Burean auf alle Erscheinungen des Lebens der Gesamt- 
heit zn übertragen und mittelst ihrer in die Lebensführung 
der Einzelnen anordnend und befehlend einzugreifen. Ein 
unzulässiges Überspannen des Einflusses der Coe- 
nonie ist dieses Wesens natürliche Eonsequenz. 

Nur in einer Hinsicht, und wie ich glaube nur in dieser 
einzigen, ist die Eigentümlichkeit unserer Bnreaukratie von 
Vorteil: nämlich in allen Fragen der öffentlichen Gesundheits- 
pflege, welche in Zeiten hochentwickelten Verkehrs von ein- 
schneidendster Bedeutung für das Staatswohl ist. Nur durch 
sie kann die rasche, Verderben bringende Ausbreitung von 
Seuchen verhindert, nur durch sie können diese schon im 
Keime erstickt werden; sie aber muls sich auf die private 
Gesundheitspflege stützen: erst mufs es im Hause reinlich 
sein, ehe die Reinlichkeit auf der Strafse einen Sinn 
haben kann. Die Menschen aber stehen im allgemeinen wie 
im besonderen gerade hygienischen Fragen trotz aller äuüseren 
Interessenahme innerlich gleichgiltig gegenüber und betrachten 
hygienische Vorschriften häufig genug und stets zu ihrem 
Schaden als Eingriffe in ihre persönliche Freiheit. Hier nun 
ist ein gegebenes Feld zur Betätigung bureaukratischer Ver- 
waltungsweise. Der Erlafs von gesundheitlichen Vorschriften 
aller Art, welche bis in die innersten Gemächer des Hauses 
vordringen, die rigorose Beaufsichtigung von deren Aus- 
führung, das stete Reglementieren und Schematisieren, was in 
diesen Fragen nötig ist, wenn eine wirkliche Volkshygiene 
entstehen und mit ihr ein dauernd guter Gesundheitszustand 
des Volkes sich ausbilden soll, ist eine der wichtigsten Funk- 
tionen der Staatsverwaltung. Und es wäre Unrecht zu leugnen, 
dafs hierin unsere Bnreaukratie Vortreffliches bereits geleistet 
hat und noch Besseres leisten würde, fände sie allenthalben, 
bei Hoch und Niedrig, in der Stadt und auf dem Lande das 
nötige Verständnis für derartige Aufgaben und damit eine 
ausgiebige freiwilUge Mitarbeiterschaft in der Bevölkerung. 
Sonst aber herrscht ein kleinUcher Geist in der Bureau- 
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kratie, eine fast völlige Verständnislosigkeit far die geistigen 
Bestrebungen und Bewegungen der Zeit. Eine vom absoluti- 
stischen Staate herübergenommene Sucht, den Staatsbürger, 
der immer noch nicht als solcher anerkannt, sondern als 
Untertan, also als blolse Individualität nicht als Personalitat, 
betrachtet wird, auf Schritt und Tritt zu gängeln und ihn in 
seinem ganzen Tun und Treiben zu bevormunden, ist das 
Grundbestreben unserer Bureaukratie. Dieses Eingreifen in 
die Bewegungen der Personalitäten, wie es auf der einen Seite 
nur der Sozialdemokratie zu Gute kommt, erregt auf der 
anderen Seite den personalistischen Trotz und schafft gerade 
in den intelligentesten Bevölkerungsschichten dem Staate, 
d. h. der gegenwärtigen äulseren Form der CJoenonie, sehr 
viele und erbitterte Feinde. 

Die harmlosesten Vergnügungen der Menschen werden 
einer stets lästigen, oft chikanösen Eontrolle unterworfen. Die 
Abhängigkeit öflfentlicher Tanzvergnügungen z. B. von einer 
polizeilichen Genehmigung, die sehr oft, namentlich auf dem 
platten Lande, nur dann erteilt wird, wenn der Unternehmer 
des Vergnügens politisches Wohlverhalten gezeigt, d. h. kon- 
servativ-regierungsfreundlich zum Parlament gewählt hat, ist 
ein derartiger Übergriff der Bureaukratie, also in gewissem 
Grade des Coenonismus in die Interessensphäre der Persona- 
litäten. Zur Verhütung der Völlerei und Unsittlichkeit soll 
eine solche Mafsnahme berechtigt und notwendig sein. Als 
wenn Sittlichkeit durch Polizeivorschriften sich erzwingen 
liefse, als wenn das öffentliche Zusammensein beider Ge- 
schlechter die Sittlichkeit mehr gefährdete, als deren heim- 
licher Verkehr. Auf ganz demselben Brette stehen, um ein 
anderes Beispiel zu nehmen, die Polizeistunden für Schank- 
lokale, die noch nicht einem einzigen Menschen das Laster 
des Trinkens abgewöhnt haben. Eine ganz bedeutende Ein- 
schränkung der Produktion von Trinkbranntwein würde den 
in unseren Tagen leider so sehr verbreiteten Alkoholismus 
viel besser und viel nachhaltiger bekämpfen, als noch so 
rigorose Polizeistunden, noch so früher, behördlich ange- 
ordneter Kneipenschlufs dazu im Stande sind. In diesen und 
zahllosen ähnlichen Anordnungen, die aufzuzählen zu weit- 
läufig und für die ferneren Ausführungen auch bedeutungslos 
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wäre, offenbart sich eine behördliche Bevormundung er- 
wachsener Menschen, die mit der Zeit unerträglich wird und 
die Sehnsucht nach einer selbst gewaltsamen Zertrümmerung 
derartiger Fesseln sogar in ruhigsten, fügsamsten Gemütern 
aufkeimen läfst. Zudem zeigt sich hierin, da diese Verord- 
nungen alle oder fast alle gegen die sogenannten kleinen 
Leute (Bauern, Arbeiter usw.) sich kehren, ein so hochgradiger 
Fharisäismus, dafs schon dadurch der Staatsautorität ein Ab- 
bruch geschieht. Denn diejenigen Kreise, welche in erster 
Linie solche Beschränkung in der Bewegungsfreiheit be- 
stimmter Volksschichten gut heifsen, haben noch zu keiner 
Epoche der Geschichte als Paladine der Tugend und wahrer 
Sittlichkeit gegolten. 

Tut die Bureaukratie in den angeführten und ähnlichen 
nebensächlichen Fällen zu viel, so tut sie in anderen viel 
wichtigeren zu wenig. Durch Gesetz ist ihr die Beaufsichti- 
gung gewisser Handelsinstitute, z. B. der Hypothekenbanken, 
übertragen. Sei es mangelnde Fähigkeit, in das Getriebe eines^ 
weitverzweigten kaufmännischen Geschäftes gründliche Eiif- 
sicht nehmen zu können, sei es durch Nachlässigkeit in der 
Wahrnehmung der übertragenen Funktion: wie sehr die^ 
Bureaukratie gerade hier versagt, wie wenig sie mit ihrem 
schematischen Vorgehen zu leisten vermag, haben nicht blofs 
in den letzten Jahren, sondern früher wiederholt die durch 
betrügerische Manipulationen ihrer Leiter herbeigeführten Zu- 
sammenbrüche solcher Banken auf das deutlichste gezeigt. 
Die Bureaukratie aber hatte nach dem Gesetze die Pflicht, die 
Betrügereien zu verhindern. 

Einer der schlimmsten Auswüchse dieser polizeilich-bureau- 
kratischen Bevormundungssucht ist die sogenannte Theater- 
censur. Nicht lüsterne, schlüpfrige Aufführungen, wie sie in 
sogenannten Vari6t6-Theatern geboten werden und die, jeglichen 
künstlerischen Wertes entbehrend, nur auf die Sinneslust der 
Zuschauer berechnet sind, werden, was allenfalls noch zu 
rechtfertigen wäre, polizeilich verboten, sondern ernsthafte- 
schauspielerische Darbietungen werden einer peinlichen eng- 
herzigen Kontrolle unterzogen. Dafs es die Staatsverwaltung 
ganz und gar nichts angeht, wie und wo die Staatsbürger 
ihre Zeit zubringen, ist ja allmählich auch der Bureaukratie 
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klar geworden. Nun sie hierauf keinen Einflofs mehr bat, 
^ will sie wenigstens die Art der aufgesuchten Vergnügungen 
von Amts wegen bestimmen und glaubt das Recht, ja sogar 
die Pflicht zu haben, darüber zu wachen, dais in den Theatern 
nichts yorgeföhi*t wird, was nicht ihren Auffassungen von 
Schönheit und Sittlichkeit entspricht. Wie im Mittelalter und 
im absolutistischen Staate Eleiderordnungen erlassen, Vor- 
schriften über die bei bestimmten Festlichkeiten zu ver- 
zehrenden Speisen gegeben wurden, so will heute die Bureau- 
kratie eine Art literarischer Kleiderordnung, einen behördlich 
genehmigten theatralischen Speisezettel einführen, da die Aus- 
dehnung ihrer Wirksamkeit gleich der im Mittelalter ihr doch 
nicht mehr möglich ist. Und damit nicht genug. Der Lite- 
ratur, der Dramatik will sie die Wege weisen, dem Dichter 
die Ausgestaltung seiner künstlerischen Phantasiegebilde vor- 
schreiben, und wenn ihr „die ganze Richtung nicht pafst*, 
glaubt sie befugt zu sein, der Kunst Vorhaltungen machen zu 
können, was sie darzustellen und wie sie sich zu entwickeln 
habe. Dabei wird immer die alte Redensart vorgebracht, dals 
ohne eine solche diskretionäre Befugnis der Verwaltung die 
öffentliche Ordnung sich nicht aufrecht erhalten lasse. Ein 
wie grofses Armutszeugnis die Behörden hiermit sich selber 
ausstellen, scheinen sie nicht zu ahnen; denn wie kläglich 
mufs es um die öffentliche Ordnung, um die allgemeine Sitt- 
lichkeit bestellt sein, wenn sie durch die Aufführung eines 
wenn auch noch so bedeutenden Theaterstückes in Gefahr der 
Erschütterung geraten können. Dafs der Bureaukratie bei 
diesem ihrem Vorgehen Handlangerdienste von allen denen 
geleistet werden, die auf einem politisch rückschrittlichen 
Standpunkte stehen, ist selbstverständlich. Die Freiheit der 
Personalität ist diesen Bevölkerungskreisen an und für sich 
€in Greuel, sie ist es ganz besonders auf künstlerischem und 
wissenschaftlichem Gebiete, weil hier der Personalismus am 
stärksten sich regt und am schwersten mit den brutalen 
Mitteln physischer Gewalt zu unterdrücken ist 

Aber dals solche Zustände, wie sie namentlich die letzten 
Jahre aufgezeigt haben, möglich sind, dais die Bureaukratie 
sich herausnehmen kann, die künstlerische Entwickelung be- 
einflussen zu wollen, das ist ein Beweis mehr für die wieder- 
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holt aufgestellte Behauptung, dafs zwischen Goenonismus und 
Personalismus in unserer Zeit ein tiefgehender Antagonismus 
vorhanden ist und da(s der Goenonismus sein Einflnrsgebiet 
ungebührlich auszudehnen sich bestrebt. 

Die bisher angefahrten Beispiele bezogen sich durch- 
gängig auf die Eingriffe der Bureaukratie in das Privatleben 
der Staatsbärger. In nicht minderem Grade sucht die Ver- 
waltung in das politische Leben sich einzumischen und ent- 
faltet dadurch eine für den Staat geradezu gefahrbringende 
Tätigkeit. Das verfassungsmäfsig gewährleistete Recht der 
Staatsbürger, sich behufs Besprechung politischer, überhaupt 
öffentlich-rechtlicher Angelegenheiten zu versammeln, wird für 
alle diejenigen durch polizeiliche Eingriffe oft geradezu illu- 
sorisch, die in entschiedener Opposition zur gegenwärtigen 
Kegierung stehen. Namentlich in den kleinen Städten und 
auf dem Lande ist das Vereins- und Yersammlungswesen in 
einem so hohen Grade der polizeilichen Bevormundung unter- 
worfen, da(s eine nicht geringe Dosis moralischen Mutes dazu 
gehört, um politisch oppositionell tätig zu sein. Die Ver- 
kehrtheit dieser politischen Bevormundung züchtet geradezu 
Sozialdemokraten. Und wenn auch auf dem platten Lande 
noch keine sozialistische Mehrheit vorhanden ist: daJjs über- 
haupt dort Sozialisten vorkommen, ist bezeichnend. Nicht 
die Propaganda des republikanischen Sozialismus hat diese 
Proselyten gemacht, sondern der monarchische Staat hat sie, 
eben infolge seiner sozialistischen Bevormundungs- 
aucht, selber hervorgebracht. 

Alle diese Übergriffe, die nur schwer und nicht immer 
vollkommen durch richterliche Entscheidungen, wenn diese 
sich gegen die Verwaltung kehren, gut gemacht werden können, 
erzeugen in der Bureaukratie einen Unfehlbarkeitsdünkel, der 
sich häufig auch im gesellschaftlichen Verkehr in wenig an- 
genehmer Weise bemerklich macht. Wenn nur die Polizei die 
ihr von Natur wegen zukommenden Gebiete, nämlich die Auf- 
rechterhaltung der Sicherheit an öffentlichen Orten und die 
Aufsuchung von Verbrechern, besser bearbeiten wollte! Aber 
gerade hier hapert es häufig bedenklich und es zeigt sich so- 
mit, dafs das übergreifen über die eigentliche Wirkungssphäre 
hinaus die Aktionsfähigkeit der Behörden lähmt oder falsch 
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leitet und zu MiTserfolgen gerade dann führt, wann sie ihre 
volle Kraft entfalten sollten. So mancher Mord bleibt unge- 
sühnt, so mancher Verbrecher wird nicht dingfest gemacht, 
lediglich weil die Leistung der staatlichen Polizei gerade bei 
dieser ihrer wichtigsten Funktion unzureichend wird. Wenn 
statt in das politische und wissenschaftlich-künstlerische Leben 
der Gegenwart einzugreifen die Bureaukratie ihre ganze Auf- 
merksamkeit der Verhütung von Verbrechen zuwenden wollte, 
sie würde ein wahrer Segen für den civilisatorischen Fort- 
schritt der Nation werden können. Denn Niemand wird be- 
haupten wollen, dals die bisherige kleinliche, belästigende und 
erbitternde Bevormundungssucht auch nur ein einziges wirk- 
liches Verbrechen verhütet hat 

Wie in dem polizeilichen Teile der bureaukratischen Tätig- 
keit so zeigt sich auch in dem im engeren Sinne vei-waltenden 
derselbe Geist der Bevormundungssucht, das gleiche Bestreben, 
den EinfluGs der Staatsgewalt auf die kleinsten Kleinigkeiten 
auszudehnen. Immer und allenthalben die Tendenz, die freie 
Bewegung der Persönlichkeiten ganz zu unterdrücken oder 
sie doch dort, wo sie nicht zu entbehren ist, auf ein Mindest- 
mafs zu beschränken. Über jede auszubessernde Brückenbohle 
muls die hohe Obrigkeit befragt werden, die staatliche Ord- 
nung könnte ja sonst in Gefahr kommen; jede Stra&en- 
benennung mufs behördlicherseits genehmigt werden, wenn 
nicht die Staatsmaschinerie auseinanderfallen soll. 

In der Besteuerung äuisert sich dieser Geist der Bureau- 
kratie in einem derartig inquisitorischen Nachspüren nach 
den intimsten Verhältnissen der Staatsbürger, dals Empörung 
und Erbitterung gegen den Staat und seine Gesetze daraus 
resultieren. Den Verkehr will die Behörde in amtlich vorge- 
schriebene Richtungen lenken, ihn reglementieren und schema- 
tisieren und doch geht er, wie Kohl (45) treffend hervor- 
gehoben hat, seine bestimmten Wege und läfst sich weder 
reglementieren noch beherrschen. Wohl hat Lasson (48) 
Recht, wenn er sagt: „Unendlich viel kann die Gesetzgebung 
leisten durch weisen Anschlufs an die inneren Bedürfnisse des 
Verkehrs; zu völliger Unfruchtbarkeit verdammt sie sich 
selbst, wo sie dem eingeborenen Triebe der Verhältnisse in 
törichtem Hochmute des Besserwissens sich zu widersetzen 
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unternimmt.^ (S. 639/640.) Aber nur die Gesetzgebang, 
so mufs der Lassonsche Gedanke fortgesetzt werden, kann 
dies leisten, niemals die Yerwaltang. 

So gebt durch die Staatsverwaltung ein Centralisierungs- 
bestreben, das, weil es nicht bei seinem Optimum still hält, 
dem Maximum zueilt und darum schlieislich sein Ziel ver- 
fehlt. Denn dieses Bestreben ist ein Ausdruck dafür, dals die 
Coenonie ihre Einflufssphäre weit über die ihr von der Natur 
gesetzte Grenze auszudehnen und somit den Betätigungskreis 
der Personalitäten in nicht naturgemälser Weise einzuengen 
sucht. Die Mifserfolge der Yerwaltung den heutigen 
politischen Bewegungen gegenüber lehren wiederum 
zur Evidenz, dafs nur in der harmonischen Durch- 
dringung von Coenonismus und Personalismus das 
Heil der Völker beruht. 

Weil die Coenonie ihre Machtsphäre übermäfsig auszu- 
dehnen sucht, weil, wie man sich modern -phrasenhaft aus- 
zudrücken pflegt, die Aufgaben des Staates dauernd wachsen, 
wird der Geldverbrauch seitens der Verwaltung ein immer 
gröfserer, zumal auch die Ausgaben für das Militär allmäh- 
lich ins Ungemessene wachsen. Da die direkte- Besteuerung 
nicht genügende Einnahmen liefert, da die indirekten Steuern, 
die Zölle, ebenfalls den unergründlich tiefen Geldbeutel der 
Verwaltung nicht zu füllen im Stande sind, so wird zu dem 
bösen Mittel des Borgens gegriffen. Zwar der Staat borgt 
nicht, er macht vielmehr eine „verzinsliche Anleihe^; aber den 
Fehler aller Haushaltungen, die mehr ausgeben, als die Ein- 
nahmen betragen, hat diese Anleihewirtschaft ebenfalls. Die 
Zukunft wird belastet, damit die Gegenwart existieren kann; 
das morgen wird schon heute verzehrt. Wohl bilden 
die Staatsanleihen eine sichere Geldanlage, aber ein Übel sind 
sie aus den angeführten Gründen dennoch; zudem entziehen 
sie der Privatindustrie eine Menge flüssiger Geldmittel, sodafs 
diese viel teurer arbeiten muis als es sonst der Fall wäre. 
Wenn in Zeiten der Not, bei grofsen Kriegen usw. der Staat 
die Geldmittel seiner Bürger in besonders starker Weise be- 
ansprucht, wenn er für unaufschiebbare Ausgaben, durch 
welche das Wohl der Gesamtheit und der Einzelnen gewahrt 
werden soll und auch allein gewahrt werden kann, Anleihen 
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anfnimmt, so ist ein solches Verfahren nicht nnr entschuld- 
bar, es ist sogar selbstverständlich. Dafe aber in Friedens- 
zeiten, lediglich aas der falschen Tendenz herans, dem Staate^ 
ein gröfseres, ihm streng genommen nicht znkommendes^ 
Arbeitsfeld zn überweisen, infolge femer übermäfsig sich aus- 
dehnender militärischer Rfistungen dem Staate eine solche^ 
Schnldenlast aufgebürdet wird, dafs Generationen erforderlich 
sein werden, um diese zn tilgen: das weist auf tie&itzende^ 
prinzipielle Fehler in der Staatsverwaltung hin. Und wir 
können diese Fehler nicht besser charakterisieren^ 
als wenn wir sagen, dafs sie in der Verkennung des 
Wesens und der Aufgabe der Ooenonie beruhen. 

Kap. 22. Die Verwaltung. 

b) Die Gemeinden. 

Der Staatsverwaltung parallel und zugleich von ihr m 
hohem Grade beeinflufst geht die Verwaltung der Gemeinden. 
Die Städte und die Landbezirke bilden innerhalb des Staats- 
körpers abgegrenzte, durch besondere, von der geographischen 
Lage, der Gröfse, dem Vorwiegen einzelner Erwerbsformen 
bedingte Eigentümlichkeiten ausgezeichnete kleine Gremein- 
schaften, deren Leitung eben dieser Eigentümlichkeiten wegen 
nicht so ohne weiteres in die des Gesamtstaates sich einf&gt 
und die darum administrative Selbständigkeit besitzen oder 
doch besitzen sollten. 

Die Stadtgemeinden, wie sie die Gegenwart kennt,. 
sind noch ziemlich jungen Datums. Nachdem die Selbständig- 
keit der mittelalterlichen Städte durch den 30jährigen Krieg 
nahezu allenthalben vernichtet worden war — nur Bremen, 
Lübeck und Hamburg haben sich bis auf unsere Tage al& 
selbständige Gebiete erhalten — , gliederte der absolutistische 
Staat die Städte sich vollständig ein. Sie wurden unselb- 
ständig, kamen unter die völlige Oberhoheit der Staatsver- 
waltung, von der sie ihre Direktion empfingen, der sie zu 
gehorchen hatten. Der rege Personalismus, als dessen Haupt- 
sitz die mittelalterlichen Städte zu betrachten sind, war von 
dem allg:emeinen, über Land und Stadt sich ausbreitenden 
Herden-Individualismus des absolutistischen Staates nahezu 



Kap. 22. Die Verwaltung. 181 

völlig unterdrückt worden. Erst der durch den Napoleonischen 
Ansturm herbeigeführte Zusammenbruch des preu&ischen 
Staates hatte für die Städte eine teilweise Befreiung von der 
Bevormundung durch die Verwaltung des Staates zur Folge. 
Mit der grofsen reforroatorischen Gesetzgebung von Stein 
und Hardenberg, durch die überhaupt das personalistische 
Prinzip in PreuTsen und damit auch in Deutschland wieder 
belebt wurde, beginnt eine neue historische Epoche für die 
Städte, fangen die Stadtgemeinden, die wir kennen, ihr Leben 
an. Yöllige Autonomie erhielten sie nicht; eine solche ist 
auch durchaus kein erstrebenswertes Ziel, da sie allzuleicht 
zu einer mit dem Gesamtinteresse nicht immer vereinbaren 
Kirchtnrmspolitik fähren und hierdurch die centrifugalen 
Tendenzen eines übertriebenen Personalismus hervorrufen 
kann. Die Staatsaufsicht, welcher nach der Stein-Harden- 
bergschen Gesetzgebung die Städte unterworfen waren, hielt 
sich aber in solchen Grenzen, dafe sie deren autonome Ver- 
waltung wohl vor Überstürzungen bewahrte, im übrigen der 
Stadt gab, was der Stadt gehörte, und dem Staate nur das 
vorbehielt, was ihm vorbehalten bleiben muiste. Die Städte, 
das war schon bei der Schilderung des Mittelalters hervor- 
gehoben worden, stellen dem Gesamtstaate gegenüber Perso- 
nalitäten dar, sind aber für sich Gestaltungen des coenonisti- 
schen Prinzipes. Darin nun bestand meines Erachtens das 
Geniale in der Steinschen Städteordnung, dafs sie die Har- 
monie zwischen CSoenonismus und Personalismus auf dem Ge- 
biete der Verwaltung zwar nicht in aller Vollkommenheit auf 
einmal hervorrief, aber doch für sie so den Grund legte, dafs 
ihre logische Weiterbildung von selber zu dieser Harmonie 
hätte führen müssen. Leider aber wurde die Städteordnung 
nicht logisch weiter gebildet, der beste Teil des Steinschen 
Geistes vielmehr wurde ausgetrieben und durch eine bureau- 
kratische Bevormundung ersetzt, die zu unerquicklichen Zu- 
ständen gefuhrt hat. 

Einer der segensreichsten, genialsten Gedanken Steins 
war die Erweckung des Interesses der Bürger an dem Ge- 
deihen ihrer Städte. Eine Fülle von Intelligenzen wurde da- 
durch auf den Plan gerufen, sich an der Verwaltung der Stadt 
zu beteiligen, das personalistische Prinzip erhielt ein weites 
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und ergiebiges Feld für seine Betätigung. Indem die Bürger 
das Recht erhielten, eine Art Stadtparlament, die Stadt- 
verordneten-Versammlung, ans ihrer Mitte zn wählen, indem 
ihnen die Verpflichtung auferlegt wurde, gewisse kommunale 
Ämter (Waisenrat, Armenvorsteher, Bezirksvorsteher usw.) 
ehrenhalber, also ohne Entgelt, zu übernehmen, wurde in 
vielen von ihnen der edle Ehrgeiz erweckt, sich durch Tüchtig- 
keit und bürgerliche Gesinnung so bekannt zu machen, dafs 
sie von ihren Mitbürgern als Vertrauensmänner in Stadt- 
verwaltungssachen angesehen werden konnten. Dena Stadt- 
parlament wurde ein weitgehender Einflufs gesichert; es war 
ungleich den Staatsparlamenten nicht blofs beratende sondern 
auch regierende Körperschaft, hatte also ausreichende Gelegen- 
heit, über die praktische Zulässigkeit seiner Beschlüsse Er- 
fahrungen zu sammeln. Es wählte ferner die standigen be- 
soldeten und unbesoldeten Beamten der Stadt und gewann, 
zumal da durch gewisse Bestimmungen ein Familienkliquen- 
wesen nahezu unmöglich gemacht war, auf die Gestaltung der 
Stadtverhältnisse einen mafsgebenden Einflufs. Die höheren 
städtischen Beamten, welche den sogenannten Magistrat bilden, 
wurden zunächst nur auf Zeit gewählt; diesen mufste daher 
alles daran liegen, nicht durch Liebedienerei — eine solche 
ist einem Parlamente gegenüber auch nahezu ausgeschlossen 
— sondern durch gewissenhafte Verwaltung und durch 
Tüchtigkeit sich die Gunst der Bürgerschaft zu erhalten, als 
deren Mandatar die Stadtverordneten -Versammlung zu gelten 
hat. In dem Elend und dem Jammer der Napoleonischen 
Fremdherrschaft wirkte die Stein -Hardenbergsche Gesetz- 
gebung wie die Morgenröte eines neuen Tages; sie erfrischte 
die Geister und erweckte sie zu selbständigem, kräftigem 
Leben. Im Verein mit der Scharnhorstschen Militärreform 
hat sie Preufsen die Befreiung vom französischen Joche ge- 
bracht, ihr allein haben die Städte ihren Aufschwung zu 
danken, weil sie mit den Gewohnheiten des absolutistischen 
Staates brach; leider nicht gründlich genug, sonst wäre die 
bösartige Reaktion der späteren Zeiten nicht möglich gewesen. 
Der Personalismus, durch Stein und Hardenberg zu neuem 
Leben berufen, bewirkte mächtige Fortschritte in der Civilisa- 
tion im allgemeinen, führte zur Gesundung und Erstarkung 
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eines erkrankten Staatswesens im besonderen. Die Städte, 
welche Carey (21) in seiner schiefen Ausdrncksweise als 
^^Mittelpunkte der Association^ bezeichnet, wurden Central* 
punkte der Intelligenz und des Reichtums, bildeten sich zu 
Hauptsitzen des GewerbefleiTses und der Industrie aus. 

Die den Städten zu selbständiger Bearbeituns: zugewiesenen 
Aufgaben sind nicht gering. Übernahme des gröisten Teiles 
der Schullasten, Waisenerziehung und Armenpflege, Gesund- 
heitspflege, Wasserversorgung, Regulierung der Lebensmittel* 
zufuhren, Unterhaltung der StraTsen und deren Beleuchtung, 
öffentliche Sicherheit: wahrlich ein Arbeitsgebiet, das Platz 
gewährt für die Betätigung der verschiedenartigsten Persona- 
litäten. Und Treffliches, Mustergiltiges haben in allen diesen 
Dingen die Städte geleistet. Aber leider verflüchtigte sich 
der Geist, der die Stein-Hardenbergsche Gesetzgebung hervor- 
gerufen hatte, nur allzubald. Die Bureaukratie, die trotz Jena 
auf dem Standpunkte des absolutistischen Staates stehen ge- 
blieben war, konnte sich mit dem personalistischen Geiste, 
der in den Städten ans Ruder kam, nicht befreunden. Mit 
dem Umsichgreifen der Reaktion, mit der übermälsigen Aus- 
dehnung des coenonistischen Einflusses wurde die Städte- 
antonomie immer mehr, teils auf dem Wege der Gesetzgebung 
teils auf dem der bureaukratischen Verordnung, eingeengt. 
Die alte Bevormundungssucht machte sich den Städten gegen- 
über in kleinlichen, oft chikanösen Eingriffen in deren Selbst- 
verwaltung geltend. Sie wurde, es kann das nicht geleugnet 
werden, durch das Bürgertum selber gefördert, das in unbe- 
rechtigter Besorgnis vor der Sozialdemokratie das „Ruere in 
servitium^ häufig genug ausübte und in Nachgiebigkeit gegen 
»oben* das Wesen wahrer Politik erblickte. 

Den personalistischen Geist der Städte zu beugen und den 
bureaukratischen Einfluls zu vermehren, greift die Verwaltung 
zu dem Mittel der Nichtbestätigung der Wahlen von Magistrats- 
mitgliedern. Da in den allermeisten Fällen gegen die geistige 
und sittliche Befähigung des Gewählten zu seinem Amte sich 
nichts einwenden läi'st, so wird gewöhnlich dessen politische 
Parteistellung als Kriterium seiner kommunalen Brauchbar- 
keit herangezogen. Findet sich nun, dafs er bisher in Oppo- 
sition zur Regierung gestanden, womöglich diese Gesinnung 
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durch Beteiligung an der politischen Agitation zum Ausdrucke 
gebracht hat, so wird er deswegen oft genug seitens der 
Bureaukratie als ungeeignet für die Bekleidung eines Amtes 
in der Stadtverwaltung, sei dieses auch nur ein unbesoldetes 
Ehrenamt, erachtet. In neuester Zeit werden sogar die 
militärischen Beziehungen des Gewählten mit in Betracht ge- 
zogen und aus ihnen heraus gelegentlich die Veranlassung 
genommen, die Bestätigung zu versagen. Vorübergehende 
Erfolge kann dieses Vorgehen der Bureaukratie ja erzielen, 
eingeschüchterte Stadtverordneten- Versammlungen, namentlich 
der kleineren Städte, können sich dem behördlichen Macht- 
spruche beugen. Aber auf die Dauer mufs dieses Eingreifen 
in die Selbstverwaltung, zu welcher als integrierender Bestand- 
teil die Freiheit der Wahl der städtischen Beamten gehört, 
ihr Ziel verfehlen. Erbitterung und Verbitterung greift dann 
überall Platz und schafft dem Staate, unter Umständen auch 
dem Monarchen, entschiedene Gegner, die häufig genug der 
Sozialdemokratie verfallen. Wiederum also züchtet der 
monarchische Sozialismus, weil er dem Personalis- 
mus nicht sein volles Recht lassen will, den republi- 
kanischen Sozialismus. Streng genommen ist die von der 
Bureaukratie zu erteilende Bestätigung der Wahl eines städti- 
schen Beamten durchaus überflüssig. Der gesunde Rechtssinn 
der Deutschen bürgt dafür, dafs sie Verbrecher nicht in die 
Magistrate wählen werden, wie die von Seiten der Öffentlich- 
keit an den Mafsnahmen der Stadtparlamente geübte Kritik 
die Gewähr leistet, dafs keine notorisch Unfähigen und Un- 
sittlichen die Stadt verwalten. 

Um mehr Einflufs auf die grofsen Städte zu f^ewinnen, 
ist diesen die Einrichtung des öffentlichen Sicherheitsdienstes, 
welchen die kleinen Städte selber verwalten, genommen 
worden. Sie haben die Kosten dafür zu zahlen, aber auf 
seine Gestaltung können sie in keiner Weise einwirken. Dais 
aber die bureaukratische Regelung der Sicherheitspolizei 
bessere Resultate gezeitigt habe, als wenn die Städte allein 
hierfür zu sorgen hätten, kann selbst der gröfste Gegner der 
Städteautonomie nicht behaupten. Die Unsicherheit in den 
grolsen Städten, die Zahl der Verbrechen gegen das Leben 
und gegen das Eigentum hat eher zu- als abgenommen. 
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Hierfür die Verwilderung der Zeit, die zunehmende Verrohung 
gewisser Volksschichten verantwortlich zu machen, ist die 
übliche Methode der Bureaukratie, den Grund für ihre Mils- 
erfolge nicht in sich selber, sondern in den Verhältnissen zu 
suchen. Das aber ist ja die eigentliche Aufgabe des Sicher- 
heitsdienstes, die Begehung von Verbrechen zu verhüten; wird 
dies nur in ganz unzureichender Weise erreicht, so zeigen 
sit^h eben die hiermit betrauten staatlichen Organe ihren 
Funktionen nicht gewachsen. 

Die BevormunduDgssucht der Bureaukratie gegenüber den 
Städten zeigt sich unter anderem auch in der nicht allzu 
seltenen Versagung der Genehmigung zur Aufnahme von An- 
leihen, in der Einmischung in die Anlage und Ausgestaltung 
der Strafsen und Plätze. Die städtischen Bauten bedürfen 
vielfach erst behördlicher Genehmigung und diese wird oft 
nur dann erteilt, wenn die Baupläne nach dem Verlangen der 
Bureaukratie abgeändert werden. Die Ausschmückung der 
öffentlichen Stadtanlagen mit Kunstwerken unterliegt einer 
oft eigenartigen Kritik der staatlichen Verwaltungsbehörden. 
Kurz: die Gemeindeautonomie, wie sie die Stein-Hardenberg- 
sche Gesetzgebung begründet hatte und für dereA Weiter* 
entwickelung in freiheitlichem Sinne sie die Keime in sich 
trug, wird durch die kleinliche, immer übel empfundene 
Schulmeisterei seitens der Bureaukratie in hohem Grade ver- 
kümmert, die Staatsmacht in unzulässiger, antipersonalistischer 
Form den Städten gegenüber angewendet. Und das Resultat 
ist demgemäfs nur eine Vertiefung des Antagonismus 
zwischen Personalismus und Goenonismus, also eine 
Vermehrung der ohnehin beträchtlichen und nicht 
unbedenklichen politischen Spannung in der Gegen- 
wart. Die heutige Gesetzgebung, in der das coenonistisch* 
reaktionäre Element überwiegt, trägt einen den Städten 
geradezu feindseligen Charakter. Sie sucht den in den Stadt- 
gemeinden sich regenden Personalismus, der in Wissenschaft 
und Technik, Industrie, Gewerbe und Handel einen mächtigen 
Rückhalt hat, zu beugen, erreicht dies aber nicht, sondern 
vermehrt nur den republikanischen Sozialismus. 

Die Tendenz des Staates, seine Einflufssphäre übermälsig 
auszudehnen, hat auf die Gemeinden gewissermafsen infektiös 
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eingewirkt. Die sozialistische Aaffassnng von der Staats- 
allmacht, die im absolatistischen Staate ihre Verwirklichnng 
gefanden hatte und die im erträumten Zukanftsstaate der 
republikanischen Sozialisten ihre angeblich ideale Yollendang 
finden soll, hat im modernen Staate, dem sie dem Wesen nach 
entgegengesetzt ist, denn er beruht auf der freien Betätigung 
der Persönlichkeiten, bereits wieder zahlreiche Anhänger ge- 
wonnen. Sie breitet sich auch in den Städten immer mehr 
aus, immer mehr also macht sich das Bestreben geltend, der 
städtischen Verwaltung Arbeitsgebiete zuzuwenden, die bisher 
der personalistischen Betätigung vorbehalten waren. Eine 
Monopolisierungssucht hat im Staate und in den Städten in 
einer Weise Platz gegriffen, dafs wir zusehends der Vollen- 
dung des sozialistischen Staates zusteuern. Ob dieser dann 
eine monarchische oder eine republikanische Form haben 
wird, ist im Grunde genommen eine nebensächliche Frage, 
die ihre Beantwortung durch eine zufallige politische Kon- 
stellation erhalten wird. 

Dafs bestimmte Gebiete im Leben der Städte dem Ein- 
flüsse der Privatinteressen zu entziehen sind, weil sie besser 
durch die Stadtverwaltung bearbeitet werden, ist nicht zu 
leugnen. Alles, was mit der Hygiene in näheren oder ent- 
fernteren Zusammenhang zu bringen ist, gehört, wie das auch 
im vorigen Kapitel erwähnt wurde, in den Bereich der coeno- 
nistischen Wirksamkeit. Die Wasserversorgung der Städte, 
die Fortschaffung der Fäkalien, die Beseitigung sonstiger 
Abfallstoflfe, die Reinhaltung der Strafsen und der Flufeläufe 
sind hygienische Aufgaben, die nur in ausreichender Weise 
von der Coenonie gelöst werden können. Es sind das aber 
auch zugleich Unternehmungen, die keinen pekuniären Ge- 
winn abzuwerfen brauchen, weil sie als idealen Gewinn die 
Volksgesundheit erzielen. Die jetzt vielfach erstrebte Errich- 
tung von Arbeiterwohnhäusern seitens der Stadtverwaltungen 
gehört schon weniger zu deren Beruf, obwohl es sich hierbei 
um eine hygienische Mafsnahme handelt. Der Bau von 
Wohnhäusern muJs im Gegensatze z. B. zur Wasserversor- 
gung wegen des damit gelegentlich verbundenen pekuniären 
Verlustes der Privatinitiative vorbehalten bleiben. Denn es 
erscheint unzulässig, dafs die Gesamtheit einer Stadtbevölke- 
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iTLDg an Yerlnsten beteiligt wird, die dadurch entstanden sind, 
dafs einzelnen Bevölkernngsschichten Vorteile zugewendet 
werden sollen. Die Lösung der oben angeführten hygieni- 
schen Aufgaben kommt allen Stadtbärgern in gleicher Weise 
zu gute, die Gründung von Arbeiterwohnhäusern nur einer 
bestimmten Gruppe. Wohl aber hat die Stadtverwaltung die 
Pflicht und sollte auch das Recht haben, auf die Anlage der 
Wohnhäuser einen durch hygienische Rücksichten bestimmten 
Einflufs auszuüben. 

Für die Beleuchtung der öffentlichen Verkehrswege zu 
sorgen, ist ebenfalls nicht Aufgabe der Stadtverwaltung. Es 
genügt meines Erachtens vollkommen, wenn von ihrer Seite 
eine weitgehende Kontrolle ausgeübt wird. 

Für ganz verfehlt aber mufs ich es erachten, dafs die 
Städte auf eigene Rechnung den Verkehr innerhalb der 
Stralsen übernehmen. Das in jüngster Zeit so vielfach aus- 
gesprochene Verlangen, dem auch schon hie und da ent- 
sprochen worden ist, dafs die Städte die Strafsenbahnen 
selber bauen und selber verwalten sollen, zeigt, wie weit wir 
bereits im Sozialismus, d. h. in dem auf Kosten des Persona- 
lismus sich übermäfsig ausdehnenden Goenonismus drinstecken. 
Der grofse Gewinn, den einzelne Strafsenbahn-üntemehmer 
erzielen, ruft vielfach den Neid hervor und verleitet zu dem 
Wunsche, die bedeutenden Geldsummen, welche dieser Ver- 
kehr einbringt, der Stadtkasse zuzuführen. Dafs aber mit 
dem Gewinn ein Risiko verbunden ist, wird dabei ganz über- 
sehen. Oder man läTst, solange die Einnahmen noch 
schwanken und die Ausgaben beträchtlich sind, den privaten 
Unternehmungsgeist sich an diesen Verkehrseinrichtungen 
versuchen, um, wenn die Verhältnisse sich definitiv günstig 
gestaltet haben, die von Anderen gebratene Taube selber zu 
verzehren. Man drückt also wiederum auf den Personalismus, 
sucht seine Entfaltung einzuengen, um in echt sozialistischer 
Weise die Staats- bezw. Stadtallmacht zu proklamieren. Denn 
die Einverleibung der Erwerbszweige und Erwerbsmittel in 
die Verwaltung der Coenonie ist ja das ausgesprochene Ziel 
des Sozialismus, Vermehrung der bureaukratischen Macht 
und Verminderung des Arbeitsfeldes der Personalitäten seine 
Mittel, dieses Ziel zu erreichen. Gerade bei den Strafsen- 
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bahnen erscheint das Betreten des sozialistischen Weges 
höchst bedenklich. Bei den schnellen Fortschritten der Tech- 
nik, bei den an vorherseh baren Ergebnissen erfinderischer Be- 
mühungen können auf einmal Verkehrsmittel entstehen, welche 
mit einem Schlage alle Straßenbahnen überflüssig und darum 
wertlos machen. Den so entstandenen Verlust hätte aber 
nicht, wie bei Privatuntemehmungen, der Einzelne, sondern 
die Gesamtheit zu tragen. 

Das ganze Monopolisierungsstreben, welches wie ein 
Taumel die Städte ergriffen hat, ist ein ungesundes Über- 
wuchern des Coenonismus über den Personalismus. Es ist 
darum ein Mittel mehr, die politische Spannung unserer Zeit 
zu vergröfsern, nicht aber, wie seine Befürworter in kurz- 
sichtiger Verkennung der die Menschheitsgeschicke bestim- 
menden Faktoren glauben, sie zu vermindern oder gar sie 
ganz zu beheben. 

Wenn wir uns von den Städten zu den Landgemeinden 
wenden, so finden wir bei diesen eine noch viel stärkere 
bureaukratische Bevormundung als bei jenen. Ja man kann 
geradezu sagen: eine Autonomie der Landgemeinden existieii, 
wenn überhaupt, nur auf dem Papier. Kaum eine Spur von 
Selbstverwaltung ist ihnen gegeben, überall auf Schritt und 
Trittt werden sie von der Bureaukratie geleitet und über- 
wacht, keinerlei wirkliche Rechte besitzen sie: sie haben nur 
zu zahlen und zu gehorchen. So wenig gerechtfertigt und 
erfreulich ein solcher Zustand auch ist, erklärlich wird er, 
wenn man berücksichtigt, dafs die Bureaukratie im Grund 
besitzenden Kleinadel, dem sogenannten Junkertum, bei diesem 
ihrem Verfahren einen geborenen Anhalt findet. Bureaukratie 
und Junkertum sind beide von Natur wegen Feinde jeder 
regeren personalistischen Bewegung in der Bauernschaft. Beide 
stehen in ihrer politischen Wertung der Bauern noch heute 
auf dem Standpunkte des absolutistischen Staates, für beide 
ist der Bauer noch inmier in gewissem Grade erbuntertänig. 
An beider Widerspruche ist die Ausdehnung der Stein-Harden- 
bergschen Gesetzgebung auf die Landgemeinden gescheitert, 
den Bestrebungen beider ist die fast völlige Verkümmerung 
der der bäuerlichen Bevölkerung durch die Verfassung ge- 
währleisteten Rechte zu verdanken. Durch das Zusammen- 
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wirken von Bnraukratie und Junkertum sind die Anfänge der 
bäuerlichen Selbstverwaltung, die Kreistage, zu Vertretern von 
junkerlichen aber nicht von bäuerlichen Interessen geworden. 

Jedoch nur in dem Bemühen, den Personalismus in der 
Bauernschaft nicht zur Entwickelung kommen zu lassen, sind 
Bureaukrat und Junker von vornherein einig: sonst haben 
beide nicht viel für einander übrig. So wenig sympathisch 
das Junkertum ist, einen so gefahrbringenden Einfluls es auf 
die Staatsgeschicke ausübt: man mufs es ihm lassen, es geht 
ein kräftiger Zug durch sein Wesen, es steckt Kern und Mark 
in ihm. Mit der kleinlichen, federfuchsenden, chikanösen Art 
der Bureaukratie sympathisiert das Junkertum nicht. Vom 
Glauben an die allein seligmachenden Schemata F und G be- 
sitzt es wenig, es geht aufs Ganze bei seinen Bestrebungen 
und geht gerade auf sein Ziel und ohne Rücksicht los. Denn 
das Junkertum ist eine Erscheinungsform des Personalismus, 
wenn auch nur von dessen Kehrseite. Es repräsentiert einen 
politischen Egoismus ganz eigener Art, der sein Wohlergehen 
mit dem des Staates identifiziert und, täusche ich mich in der 
Deutung politischer Erscheinungen nicht, nur so lange den 
unbedingtesten Coenonismus verficht, so lange er seine Rech- 
nung dabei findet. Denn trotz aller Mannen- und Königstreue, 
oder wie die üblichen Trinkspruch-Redensarten lauten mögen^ 
steckt im Junkertum ein gut Stück revolutionärer Gesinnung; 
und dies darum, weil es, wie bereits gesagt wurde, einen' ver- 
kehrten aber starren, trotzigen Personalismus vertritt, der 
nicht einen Augenblick anstehen würde, sich gegen den Staat 
zu wenden, wenn er hierbei eine volle Befriedigung seiner 
egoistischen Begierden fi.nde. Dabei steht sich das Junkertum 
mit seiner Feindseligkeit gegen den Personalismus der Bauern 
selber im Licht. Gerade ein freier Bauernstand, der seine 
Gemeindeangelenheiten selbständig, ohne bureaukratisch-poli- 
zeiliche Schuhriegelei verwalten könnte, würde schon lediglich 
ans Berufsinteresse sympathisierend zum Grund besitzenden 
Adel halten, während jetzt zwischen beiden ein nur schlecht 
verhüllter Gegensatz sich findet, der für das Junkertum von 
grofsem Nachteil werden kann. 

Der Personalismus läfst sich in der Bauernschaft nicht 
mehr völlig unterdrücken. Die Ergebnisse der Naturwissen- 
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Schäften und der Technik zänden Licht auch in den dunkelsten 
Köpfen an; der Militarismus, so paradox dies klingen mag, 
ist, wie wir noch sehen werden, die allgemeine Volksschule 
für das personalistische Prinzip. Auch hier wird die seitens 
des Coenonismus versuchte Unterdrückung des Personalismus 
schliefslich gefahrlich für den Staat, denn die Yerhinderung 
der Bewegungsfreiheit der Personalitäten durch das Vorent- 
halten einer die wirkliche Autonomie der Landgemeinden 
begründenden Gesetzgebung macht die Köpfe empfanglich für 
die törichten, utopistischen Ideen der Sozialdemokratie. Der 
sich überspannende monarchische Coenonismus führt 
mit logischer Notwendigkeit sehr langsam zwar 
aber, wenn nicht rechtzeitig eine vollkommene Um- 
kehr erfolgt, unvermeidlich zum republikanischen 
Coenonismus auch in der Bauernschaft. 

Kap. 23. Die Verwaltung. 

c) Schule und Erziehung. 

Wir haben früher gesehen, dafs die geistigen Errungen- 
schaften, welche die Menschheit im Laufe der Jahrtausende 
gemacht hat, nicht vererbt werden. Eine differente Anlage für 
die Ausübung geistiger Tätigkeit ist dem einzelnen Menschen 
von Natur angeboren; aber nicht eine einzige Errungenschaft, 
die als Eigenschaft der Menschheit betrachtet werden könnte, 
besitzt der Mensch von der Geburt an. Nur das aus dem 
geistigen Gütervorrate der Menschheit besitzt er, was er sich 
durch selbständige geistige Arbeit erwirbt, und nur dann ist 
er zu einer derartigen Arbeit geschickt, wann er seine Fähig- 
keiten (Anlagen) von Jugend an entwickelt hat. 

Auf der geistigen Arbeit der Personalitäten beruht, wie 
mehrfach hervorgehoben wurde, der civilisatorische Fortschritt 
der Menschheit, von ihrer geistigen Arbeit hängt einzig und 
allein die sittliche Ausgestaltung des Staates, d. h. der je- 
weiligen äufseren Form der Coenonie ab, während die Coenonie 
als solche die Entstehung der Personalitäten bedingt Damit 
von den bisher erworbenen geistigen Gütern, die in ihrer Ge- 
samtheit als „Tradition" im weitesten Sinne des Wortes zu 
betrachten sind, zu der also Wissenschaft, Literatur, Kunst, 
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Kecbtsanschauangen, Sitte usw. gehören, der Einzelne recht 
viel sich aneigne, um so in möglichst beträchtlichem Grade 
am sittlichen Ausbau des Staates mitarbeiten zu können, damit 
ferner der Einzelne nach Kräften den geistigen Gutervorrat 
der Menschheit vermehren helfe, mufe ihm Gelegenheit gegeben 
sein, sich mit deren bisherigen Eigentume bekannt zu machen. 
Und diese Gelegenheit erhält er durch die Schule. Dem Staate 
muTs daran gelegen sein, dals seine Bürger an seiner Er- 
haltung und Fortbildung arbeiten können; im Interesse seiner 
Selbsterhaltung muls er daher dafür sorgen, dafs zur An- 
eignung der bisherigen Tradition ausreichende Gelegenheit 
vorhanden sei: der Staat hat für die Schule zu sorgen, 
das Schulwesen untersteht deshalb der Leitung und Beauf- 
sichtigung seitens der Verwaltung des Staates. 

Bevor die Jugend der Schule zugeführt werden kann, 
muls sie einen gewissen Grad körperlicher Ausbildung erlangt 
haben. Diese wird ihr zuteil in der elterlichen Häuslichkeit, 
die selbstverständlich auch die erste so überaus wichtige Ent- 
wickelung der geistigen Fähigkeiten der jugendlichen Menschen 
beeinflulst. Mit Recht weist Raub er (65) darauf hin, dals 
das menschliche Eind in den ersten Lebensjahren unter dem 
Einflüsse seiner Umgebung, d. h. der elterlichen Häuslichkeit 
oder was gegebenenfalls deren Stelle vertritt, mehr erlerne als 
in jeder späteren Zeit. Haus und Schule sind also die Fak- 
toren, welche auf die Ausbildung der geistigen Fähigkeiten 
der Einzelnen einwirken: Personalismus, dieser ist durch 
das Haus repräsentiert, und Goenonismus, er wird durch 
die Schule dargestellt, wirken zu gleicher Zeit auf die 
geistigen Eigenschaften der Einzelnen ein. 

Die Häuslichkeit kann die Ausbildung der Anlagen zu 
geistiger Betätigung — so mufs streng genommen der Aus- 
druck lauten, denn geistige Anlage oder JBefähigung ist mifs- 
verständlich, weil das Geistige als solches nicht in der Anlage 
vorhanden ist — in günstigem oder ungünstigem Sinne beein- 
flussen. Die ungünstigen Einwirkungen des häuslichen Milieu 
entspringen aber durchaus nicht alle, wie vielfach behauptet 
wird, aus bedrängten wirtschaftlichen Zuständen. Dals diese 
oft genug eine volle Entfaltung und Erstarkung der Anlagen 
hindern können, wer wollte das leugnen! Aber ebenso kann 
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deren Entfaltung gehemmt, ja sogar nnmöglich gemacht werden 
trotz günstiger wirtschaftlicher Verhältnisse, wenn der ganze 
Zuschnitt der Häuslichkeit sie in falsche oder einseitige Bahnen 
lenkt. Ein zu grolses Überwiegen z. B. der religiösen Inter- 
essen, namentlich nach der Seite der Bigoterie hin, leitet die 
geistige Entwickelung auf Abwege. Denn es ist einerseits 
nicht wünschenswert, dafs alle Erscheinungen des taglichen 
Lebens durch die religiöse Brille betrachtet werden, anderer- 
seits steht die Religion, wenigstens so wie sie von den Ter- 
schiedenen Religionsgemeinschaften gepflegt wird, der vollen 
AneignuDg der geistigen Tradition feindlich gegenüber. Yieles 
hat der menschliche Geist gefunden, was sich mit der Religion 
nicht verträgt, viele Lehren sind entstanden, die mit den Lehren 
oder wenigstens Auffassungen der Hierarchie im Wider- 
spruch sind (z. B. das kopernikanische Weltsystem, der Dar- 
winismus usw.). Es ist daher auch ganz charakteristisch, dafs 
diejenigen Bevölkerungsschichten ebenso wie die Landesteile, 
in welchen das religiöse Motiv des Lebens das ausschlieislich 
oder vorwiegend bestimmende ist, an intellektueller Ent- 
wickelung hinter den weniger religiösen zurückstehen. Sie 
verhalten sich den civilisatorischen Fortschritten gegenüber, 
wie sie die Zeit allmählich mit sich bringt, unzugänglicher, 
als gut und für die weltlichen Interessen der Allgemeinheit 
nützlich ist. 

Trotz wirtschaftlich günstiger Beschaffenheit der Um- 
gebung kann die Entwickelung der Anlagen zu geistiger Be- 
tätigung ungünstig beeinfluTst werden, wenn das geistige 
Niveau der Umgebung im allgemeinen einen grofsen Tiefstand 
oder eine abnorme Richtung zeigt. Wie wäre ein anderes 
Ergebnis auch möglich! Jedes Organ des Körpers bedarf, 
wenn es seine Funktionen erfüllen soll, des adäquaten stän- 
digen Reizes; bleibt dieser aus, so entartet das Organ und die 
Funktion kommt nicht zur vollen Ausbildung. Die Muskeln 
müssen regelmä&ige Bewegungsimpulse empfangen, wenn sie 
ihre Kontraktilität behalten sollen, das Auge muTs dem Lichte 
ausgesetzt werden, wenn es sehen soll. Und ebenso muis das 
Gehirn, wenn es geistige Tätigkeit entfalten soll, die ja an 
dasselbe als an ihre körperliche Grundlage geknüpft ist, stän- 
digem geistigem Reize ausgesetzt sein. Vollkommener Mangel 
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dieser Reize fahrt, wie dies von Raub er in seinem Werkchen 
^Homo sapiens ferne ** (65) zur Evidenz gezeigt wird, zu voll- 
kommenem Mangel jeder menschlich-geistigen Betätigung, ja 
zur völligen Unmöglichkeit, geistige Fähigkeiten zur Ent- 
wickelung zu bringen. Befindet sich nun, um auf das Thema 
zurückzukommen, der jugendliche Mensch in einem stupiden 
Milieu oder zeigt seine Umgebung eine verkehrte oder un- 
zureichende Geistesrichtung, so mul's wegen zu geringen gei- 
stigen Reizes bezw. wegen falscher Einwirkung eine vielleicht 
normale Anlage verkümmern oder kann sich nur ungenügend 
und in perverser Richtung entwickeln. 

Umgekehrt wird ein' in jeder Beziehung günstig geartetes 
Milieu entschieden in günstiger Weise die erste Entwickelung 
des jugendlichen Geistes beeinflussen. Und es ist unverkenn- 
bar, dat's aus Kreisen mit behaglichen wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen, mit regem, vielseitig interessiertem Geistesleben im 
allgemeinen mehr Talente hervorgehen, dafs die Anlagen zu 
geistigem Tun gleichmäisiger und beweglicher entwickelt 
werden, als dies bei Bevölkerungskreisen mit entgegengesetzter 
Situation der Fall ist. 

Hierbei darf aber eines nicht übersehen werden. Wenn 
bisher immer gesagt wm-de, dals die Entfaltungsmöglichkeit 
der Anlagen von der Beschaffenheit des Milieu abhängig sei, 
so wurde dabei nur an die durchschnittliche Anlage oder Be- 
fähigung gedacht. Die Mittel zur geistig- sittlichen Hebung 
der gesamten Menschheit schaffen die grofsen, hervorragenden 
Geister, die Genies, durch ihre Lebensarbeit herbei. Und auf 
diese wirkt im allgemeinen das Milien, aus dem sie stammen, 
nur in geringem Grade bestimmend ein. Ja man könnte fast 
sagen, dals den wahrhaften Helden und Befreiern der Mensch- 
heit eine harte Jugendzeit die geistigen Flügel nicht gelähmt, 
sondern viel eher deren Kraft verstärkt habe. Das Genie, 
dessen Geheimnis rastlose, unermüdliche, konsequente Arbeit 
ist, bricht sich Bahn, wie immer auch seine Ausgangsstätte 
beschaffen sein möge. Kant und Fichte, Gaufs und Faraday 
sind solche Helden der Menschheit gewesen, die aus ärm- 
lichsten Hütten hervorgegangen sind. Die von den wahrhaft 
grofsen Menschen — die angebliche Weltgeschichte nennt sie 
nur selten so — geleistete Lebensarbeit wirkt auf die geistip^ 
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sittliche Hebung des Mittelgates der Menschheit, also der 
Durchschnittsmenschen und sie bessert auch nur den allge- 
meinen Durchschnitt Das Genie bringt sich selber hoch, der 
ungenügend Veranlagte ist nicht hoch zu bringen, aber die 
mittlere Veranlagung mufe gehegt und gepflegt werden, denn 
durch ihre Besserung wird die Menschheit insgesamt ge- 
bessert. Alle Schulen, wie immer auch ihre Lehrpläne 
und ihre Lernziele beschaffen sein mögen, sind daher 
auf den Durchschnittsmenschen einzurichten, denn 
nur ihn sollen sie bilden. 

Nun kann im allgemeinen, wie schon bemerkt, nicht ge- 
leugnet werden, dafe diese Durchschnittsanlage in ungünstigem 
Milieu, wie auch die Ursachen für die Ungunst aussehen 
mögen, leichter zu verkümmern vermag als bei Gunst der 
Verhältnisse. Der Druck, welcher die geistige Spannkraft der 
wahrhaft Grofeen stählt und vermehrt, wirkt auf alles Mittlere 
lähmend ein. Darum mufs, was die Häuslichkeit hier ver- 
fehlt, die Schule gut machen können; und es ist eine schwere 
Anklage, welche eine ganze Nation und mit ihr die ganze 
Menschheit gegen die Schule erheben müssen, dafs sie dieser 
Aufgabe gar nicht oder nur ungenügend nachkommt Tat- 
sächlich gelangen viele Talente nicht zur vollen Entfaltung, 
weil die Schuleinrichtungen unzureichend sind. Denn die 
Schulerziehung, kann sie auch ebenso wenig wie die Häus- 
lichkeit Talente schaffen, soll doch die vorhandenen Talente 
oder Anlagen, oder welche Bezeichnung man sonst belieben 
™öge, gleichmäfsig auszubilden versuchen und sie für die 
Menschheit nutzbringend machen. 

Die Bedeutung der häuslichen Erziehung für die Aus- 
bildung einer mittleren Befähigung kann darum nicht hoch 
genug veranschlagt werden, weil sie vom ersten Tage des 
Lebens einwirkt, weil sie allein aus der rein körperlichen In- 
dividualität, als welche der Mensch geboren wird, die geistige 
Personalität macht. Denn längst hat das Menschenkind sein 
„Ich" erlangt, ehe es in die Schule kommt; es wird dieser 
also bereits als Persönlichkeit überwiesen. Des ferneren ist 
die Häuslichkeit von Wichtigkeit, weil sie eben in den ersten 
Lebensjahren bestimmend auf die spätere geistige Richtung 
des Menschen einwirkt. Die Eindrücke, welche das erwachende 
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jugendliche Gemüt ans Beiner nächsten Umgebang erhält,. 
>verden von Wichtigkeit für das ganze spätere Leben, man 
kann sich ihnen, wie Goethe bemerkt, niemals vollkommen 
-entziehen. Allerdings ist die Einwirkung nicht immer so, dab 
^enaa in der Richtung der Einflüsse die Entwickelung des 
Oeistes erfolgt; oft genug wird geradezu das Gegenteil erzielt. 
Aus trefflicher Umgebung kommen verworfene, aus ver- 
worfener Umgebung treffliche Menschen und mahnen dadurch 
Äur Vorsicht, in der Annahme einer Vererbung auch nur von 
Anlagen zu geistiger Betätigung zu weit zu gehen. Am 
Avichtigsten erscheint die Einwirkung der Häuslichkeit, weil 
ihre erzieherischen Mafsnahmen sich nach Individualität und 
Personalität, nach körperlicher und geistiger Beschaffenheit 
des jungen Menschenkindes richten. Die Schule kann in dieser 
Weise auf die Eigenschaften der einzelnen Persönlichkeiten nicht 
Kücksicht nehmen. Sie mufs ihren Einflufs in bestimmten 
mittleren Grenzen entfalten und mufs daher einen gewissen 
Schematismus, d. h. in diesem Falle eine gewisse Gleich- 
förmigkeit in den Bedingungen herbeiführen, die sie für die 
Entfaltungsmöglichkeit der Befähigungen setzt. Die Häus- 
lichkeit hat etwas künstliche, die Schule setzt mehr natürliche 
Yerhältnisse, da sie auf alle Kinder die nämlichen Motive ein- 
wirken läfst. Ganz genau so ist es ja auch in der Natur. 
Im Neste werden die jungen Vögel, im Bau die jungen Säuge- 
tiere von ihren Eltern ganz ihrer Individualität entsprechend 
aufgezogen. Sind die jungen Tiere so weit herangewachsen, 
dafs sie selbständig ihre Nahrung aufsuchen können, so nehmen 
sie das Leben auf eigene Rechnung, jenseits der elterlichen 
Fürsorge, auf und dann sind sie alle den gleichen Einflüssen 
der Natur unterworfen. Denn, das kann füglich nicht be- 
zweifelt werden, die Natur setzt gleichmäfsige Bedingungen, 
nur die tierischen Organisationen, welche diese Bedingungen 
aushalten müssen, sind ungleich und darum ist auch das Re- 
sultat der Einwirkung ein ungleichartiges. 

Also auch in der Natur findet eine Verschiedenartigkeit 
in der Behandlung der Jugend statt. Im Freien allgemein 
gleiche Lebensbedingungen, im Elternhause, d. h. überall da, 
wo eine ausgiebige Brutpflege geübt wird, individualistische 
Aufzucht. Man kann aus dieser naturwissenschaftlichen Tat- 
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Sache die ganze Torheit des sozialistischen Vorschlages er- 
messen (vergl. Bebel 3), welcher auch för die ersten Lebens- 
jahre der menschlichen Eander die Pflege in der elterlichen 
Häuslichkeit ansschliefsen, die Kinder vielmehr, nach dem 
Vorbildp eines schlecht geleiteten Gestütes, von vorneherein 
den gleichmäfsigen, von jeder Individualisierung absehenden 
Einflüssen staatlicher Anstalten überweisen will. 

Erziehung im Hause und Erziehung in der Schule sollten 
stets Hand in Hand gehen; dem geistigen Wachstum, welches 
die Schule befordert, sollte sich die gemütliche Yertiefang 
durch die Häuslichkeit anschliefsen. Leider ist gerade in 
unseren Tagen dieses harmonievolle Zusammenarbeiten beider 
Erziehungsfaktoren nicht so ausgebildet, wie es sein müi&te. 
Oft stehen Haus und Schule in Opposition zu einander; der 
tiefe Antagonismus, der unsere Zeit erfüllt, der die Qual 
unseres Lebens bedingt, zeigt sich sogar bei der Heranbildung 
der Jugend. Coenonismus, d.h. Schule, und Personalis- 
mus, d. h. Häuslichkeit, sind sich nicht einig über die 
Art der Jugenderziehung, über die Grenzen der Ein- 
flufssphäre, die jedem zukommt. Und die Folge ist, 
welches der beiden Prinzipien auch jeweilig überwiegen möge^ 
eine einseitige Ausbildung, also eine teilweise geistige Ver- 
kümmerung unserer heranwachsenden Geschlechter. 

Die Häuslichkeit hat den Wert der Schulbildung voll zu 
würdigen verlernt, sie drängt, dank der zunehmenden Genufs- 
sucht aller Bevölkerungsschichten, zufolge eines widerlichen 
Utilitarismus, der nur diejenigen Kenntnisse schätzt, welche 
sich mit Leichtigkeit in bar Geld umsetzen lassen, mit Leiden- 
schaft auf eine Verflachung des Unterrichts, auf eine Beseiti- 
gung jedes idealistischen Lernstoffes hin. Die Schule, im 
Banne des sich überspannenden Coenonismus unserer Tage, 
begnügt sich mit einer das Wesen der Bildung kaum streifenden 
Methode und trägt ihrerseits ihr gerüttelt und geschüttelt 
Mafs zur Verflachung des geistigen Niveau bei. Werden, um 
nur ein Beispiel zu geben, heute noch die alten Klassiker dem 
Inhalte nach gelehrt? Lernt ein Schüler das Griechentum im 
Herodot oder Thukydides, das Römertum im Livius oder 
Tacitus kennen? Grammatikalische Quisquilien werden ihm 
beigebracht, aber nicht mehr. Das aber ist kein Preis, der 
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t3ie darauf verwendete Mühe lohnt. Nicht die grammatische 
Oestaltung der griechischen und römischen Sprache hat im 
Mittelalter die Geister zu neuem Leben erweckt, den von der 
Pfaffheit geknechteten Personalismus fähig gemacht, seine 
Ketten abzuschütteln. Vielmehr das in ihrer Literatur sich 
offenbarende gewaltige Volkstum der Griechen und Römer hat 
dies getan. Und ein gewaltiges Volkstum in seinem Wachsen, 
Blühen und Verfallen, somit ein Stück wahrer, unverfälschter 
Menschheitsgeschichte gerade unserer Jugend, soweit sie sich 
zu sogenannten höheren Berufen vorbereiten will, unverhüllt 
zu zeigen: dazu sind einzig und allein die alten Klassiker 
^Qi^ignet. Was keine moderne Literatur kann, wozu auch die 
Naturwissenschaften nur in gewissem Grade befähigt sind, 
das vermag allein das klassische Altertum dui*ch seine lite- 
rarische Hinterlassenschaft: nämlich zu zeigen, was ein freies 
Volkstum aus eigener Kraft zu leisten im stände ist, 
wenn Gemeinsinn und Bürgerstolz, Coenonismus und 
Personalismus, Hand in Hand gehen. Nur die Alten 
lehren uns die Bedeutung des Personalismus in 
vollem Umfange kennen und nirgend so klar wie bei 
den Alten lernen wir, dal's die Staaten verfallen, 
wenn eines der beiden Prinzipien das andere zu 
unterdrücken vermag. 

Vor einem nämlich sind die alten Klassiker durch sich 
selber geschützt: vor der „verbessernden^ Hand des 
Bureaukraten und des Pfaffen. Noch niemals hat es 
irgend Jemand gewagt, Hand an die Alten zu legen, aus 
pfäffischer Prüderie oder bureaukratischem Schablonismus die 
Alten zu verstümmeln, zu modeln, zu entnerven. Ungeschminkt 
sagen heute noch die alten Schriftsteller die Wahrheit ganz 
wie vor "2000 Jahren. Das verträgt der Coenonismus unserer 
Tage nicht, darum entgeistigt er die Alten, indem er die 
Grammatik in den Vordergrund setzt. Das versteht ein in 
ödester, ideenloser Genufssucht verkommender Egoismus — 
denn dazu ist vielfach der Personalisnius der Häuslichkeit 
entartet — nicht, darum hält er die Beschäftigung mit den 
Alten auf der Schule für Zeitverschwendung. Hier an dieser 
Stelle mögen diese wenigen Bemerkungen genügen. Uns liegt 
zunächst ob, die Frage nach den Aufgaben, welche die Schule 
zu lösen hat, eingehender zu erörtern. 
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In seinem lesenswerten Werke „zur Naturgeschichte des 
Menschen" meint H. Frerichs (28), dafs weder unsere 
geistigen Eigenschaften im allgemeinen noch die sittlichen im 
besonderen aus dem heutigen Menschengeschlechts ein neues, 
anderes hervorgehen lassen werden (S. 31/32). Denn der 
Schwerpunkt der Entwickelung liege nicht mehr im Einzelnen 
sondern in der Gesamtheit (S. 30). Hiermit hat Frerichs 
nebenbei und ohne direkte Absicht die Aufgabe der Schule 
skizziert. Ein neues Menschengeschlecht, ein vor allen Dingen 
besseres, sündenfreies kann die Schule nicht hervorbringen 
helfen, sie kann nichts Neues schaffen, sondern nur Vor- 
handenes ausbilden. Und die Schule kann dies nur, weil sie 
nicht den Einzelmenschen berücksichtigt, sondern die Interessen 
der Gesamtheit zu wahren sucht. Ob sie als Yolksschule, 
Mittelschule oder Hochschule erscheint, ob sie mit der Ver- 
breitung der elementaren Kenntnisse sich begnügt oder die 
Geister zu selbständiger Forschung anregt und sie an die 
Grenzen unseres Wissens und Könnens hinführt: immer ist 
die Schule in letzter Instanz geleitet durch die Interessen der 
Ooenonie. Aber, und dies darf nicht verkannt werden, die 
Schule bUdet die Personalitäten aus, die, das Empfangene 
weiterführend, die Fortentwickelung der Form der Ooenonie 
durch den aus ihren Arbeiten entspriefsenden civilisatorischen 
Fortschritt bewirken. In der Schule erzieht sich der Staat 
die Persönlichkeiten, die ihn halten und ihn weiterbilden, denn 
nur durch den Personalismus kann der Ooenonismus vor Er- 
starrung bewahrt werden. Mit anderen Worten: Aufgabe der 
Schule ist die Erzielung einer beträchtlichen personalistischen 
Regsamkeit. 

Dieser Aufgabe genügen aber unsere heutigen Schulen 
nicht. Der Staat beeinfluikt die Schule und er soll dies auch, 
denn das liegt innerhalb seines Wirkungskreises. Aber die 
Richtung, in der diese Beeinflussung erfolgt, bestimmt die 
Bureaukratie. Diese, wie dies früher gezeigt wurde, ist abhold 
jeder personalistischen Regung und darum sucht sie nach 
Möglichkeit die eine solche herbeiführende Wirksamkeit der 
Schule zu hemmen. Sie schränkt, namentlich in der Volks- 
schule, den Lernstoff beträchtlich ein, verhindert ein Ein- 
dringen neuer, durch die Ergebnisse der Naturwissenschaften 
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und der Technik hervorgemfener Ideen in die Schale nnd 
entgeistigt den literarischen Unterricht, indem sie das For- 
melle als Hauptsache betrachtet. Das führt wiedemm za 
einer verfehlten Belastung der zu erziehenden Jugend, welcher 
eine Masse von Arbeit aufgebürdet wird, die für ihre geistige 
Ausbildung wenig Wert besitzt, dagegen die gesunde körper- 
liche Entwickelung beeinträchtigt. Die Bureaukratie lähmt 
ferner, wiederum besonders in der Volksschule, die Arbeits- 
freudigkeit der Lehrer. Diese werden auf Schritt und Tritt 
in ihrem amtlichen und aulseramtlichen Leben kontrolliert, sie 
werden, hauptsächlich in den kleinen Städten und auf dem 
Lande, in einer keineswegs angemessenen politischen Ab- 
hängigkeit erhalten, indem sie direkt, infolge eines durchaus 
unzulässigen Hineintragens der Politik in die Schulräume, in 
den Dienst der sogenannten Regierungsparteien gestellt werden. 
Obgleich nach einem bekannten Ausspruche der Schulmeister 
die Schlacht von Eöniggrätz gewonnen hat, wird dem Lehrer 
eine soziale Stellung seitens der Bureauki'atie zugewiesen, 
welche der idealen Bedeutung der Lehrerschaft und damit 
auch der Schule in keiner W^eise entspricht. 

Dafs die Bureaukratie bei diesem Schul- und Lehrer-feind- 
lichen Verhalten der Unterstützung aller derjenigen Bevölke- 
rungskreise sicher ist, welche der Schule als einem Momente 
für die Volksaufklärung nicht günstig gesinnt gegenüber- 
stehen, erscheint selbstverständlich. Alle reaktionären Ele- 
mente suchen die in der Erweckung selbständiger Persönlich- 
keiten gipfelnde Wirkung der Schule zu paralysieren; und 
durch nichts glauben sie dies besser zu erreichen als durch 
Termehrung des Einflusses der Geistlichkeit. 

Dafs die Hierarchie keine Freundin der Schule überhaupt 
und der Volksschule im besonderen ist, erscheint erklärlich. 
Denn jede selbständige geistige Regsamkeit, durch welche die 
Menschen über das Geschehen in der Natur ebenso wie über 
den wahren Charakter historischer Erscheinungen sich auf- 
klären können, vermindert folgerichtig den Einfluls der 
Hierarchie. Weil die klare Einsicht in das Tatsächliche der 
Todfeind alles Phantastischen ist, entzieht die zunehmende Er- 
leuchtung der Geister, wie sie ganz besonders durch die Natur- 
wissenschaften herbeigeführt wird, dem Wirken und der 
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Geltung der Hierarchie immer mehr Boden. Denn diese kann 
nur dann unbedingt herrschen, wenn der Geist der Menschen 
unentwickelt bleibt, wenn allgemeine Dummheit und Un- 
wissenheit das Bildungsniveau darstellen. Daher die Feind- 
schaft der Geistlichen alier Religionen und Eonfessionen 
gegen die Naturwissenschaften, daher ihr eifriges Streben, das 
Eindringen naturwissenschaftlicher Lehren in die Volksschule 
zu verhindern. Der „Kulturkampf um die Schule", den die 
deutschen Vorkämpfer der römischen Hierarchie, die soge- 
nannte Centrumspartei, wiederholt angekündigt haben, soll 
dem ausgesprochenen Ziele zustreben, die Schule, und zwar 
nicht blofs die Volksschule sondern auch die höheren Schalen 
mit Einschlufs der Universitäten, der Leitung des Staates, 
dem nur die pekuniäre Unterhaltung bliebe, ganz zu entziehen 
und sie der unkontrollierten Einwirkung der Geistlichkeit zu 
unterwerfen. Dafs mit diesem Streben der römischen 
Hierarchie jede andere religiöse Orthodoxie einverstanden ist 
und für sich die gleichen Wünsche hegt, ist ohne weiteres 
klar. Die Gefahr der Auslieferung der Schule an die Kirche 
ist grofs; darüber hat das vor einigen Jahren im preufsischen 
Parlamente beratene Schulgesetz keinen Zweifel mehr gelassen. 
Dafs die unbeschränkte Herrschaft der Hierarchie über die 
Schule der Ruin unserer gesamten Kultur wäre, kann blois 
den Anhängern der Hierarchie und ähnlichen reaktionären 
Elementen zweifelhaft erscheinen. Dafe solche Aspirationen 
aber überhaupt auftreten können, daran trägt der Staat die 
Hauptschuld. 

Befangen in der mittelalterlichen Verquickung von Staat 
und Kirche haben sich die Staatsleiter auch heute noch nicht 
zu der Auffassung durchringen können, dafe mit dem Wesen 
des Staates, der Coenonie, die Religion nicht das geringste zu 
tun hat. Die Coenonie ist, wie gezeigt wurde, die Form, in 
der die Menschheit als solche überhaupt möglich ist; die 
Religion ist eine sehr sekundäre Erscheinung. Die Coenonie 
war von Anfang an da; die Religion ist erst aufgekommen, 
nachdem die Menschen durch den Ichbegriflf zu einer dunklen 
und unklaren Abstraktion, zu einer mystischen weil auf 
Unwissenheit beruhenden Anschauung der Natur gelangt 
waren. Die Religion hat in der Menschheit verschieden- 
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artigste Gestalt aDgeDommen, die Form der Coenonie ist nicht 
allzu variabel. Und die Coenonie wird noch existieren, Menschen 
wird es noch geben, wenn für die heutigen religiösen An- 
schauungen ein Verständnis nicht mehr vorhanden sein wird, 
die heutigen Religionen nicht mehr lebendig sein werden. 
Aber eben darum hat der Staat garnichts mit der Religion 
zu schaffen; es gibt keinen christlichen und keinen 
heidnischen Staat, es gibt nur einen weltlichen 
Staat, der je nach dem erreichten Kulturgrade eine 
verschiedenartige Einrichtung besitzt. Religion ist 
lediglich Privatsache. Der Staat hat nicht die Pflicht, die ver- 
schiedenen Religionsgesellschaften mit seinen Mitteln zu 
stützen, der Staat hat nicht das Recht, die verschiedenen 
Religionsgesellschaften in ihrem Tun und Lassen zu kon- 
trollieren noch seinen Bürgern die Zugehörigkeit zu irgend 
einer „anerkannten^ Religionsgesellschaft anzubefehlen. 

Deswegen aber auch haben die Religion und mit 
ihr die Hierarchie nichts in der Schule zu suchen. 
Nur eine Bureaukratie, die vom Wesen des Staates und von 
der Bedeutung der Schule keine Ahnung hat, kann der Geist- 
lichkeit einen Einflufs auf die Schule gestatten. Nicht zu 
religiösen Menschen, an welchen die Hierarchie ihr Wohl- 
gefallen findet, hat die Schule zu erziehen, sondern zur Aus- 
bildung von selbständigen freien Bürgern hat sie den Grund 
zu legen. Unsere gegenwärtige Bureaukratie verkennt diese 
ihre Aufgabe, unsere heutige Schule ist unvermögend, sie zu 
lösen. Falsche Anschauungen von der Bedeutung des Staates, 
falsche Auffassungen von der Freiheit der Persönlichkeit 
haben Schule und Schulleitung auf Abwege gebracht. Darum 
leistet unsere Volksschule wenig, ^ibt kaum die nötigsten Vor- 
kenntnisse im Lesen und Schreiben. Und die ungenügende 
Bildung der groisen Masse gewährt der Agitation extremer 
Parteien stets guten Erfolg. Auf den mittleren Schulen mit 
und ohne humanistische Unterrichtsgegenstände wird eine im 
Chauvinismus sich überschlagende, in Oberflächlichkeit sich 
genügende Jugend erzogen, die mit Eleganz auf höheren Be- 
fehl das „Ruere in servitium" auszuführen vermag. Oder auch 
das gerade Gegenteil ist das Resultat. Der klaffende Gegen- 
satz zwischen Zeitströmung und Erziehungsart läfst überall 
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da, wo eine entsprechend geartete Häuslichkeit ihren bestim- 
menden Einflois ausübt, entschiedene Gegner der heutigen 
Staatsform entstehen. Würde dagegen unsere bureaukratische 
Schulleitung ihre Aufgabe richtig erkennen, es würden sich 
die Aussichten auf eine friedliche Erledigung der Schwierig- 
keiten der Zeit dank einer entsprechend herangebildeten Jugend 
sehr vermehren. Die Coenonie, so haben wir gesehen, ist 
die Bedingung für das Existieren der Menschheit, 
nicht, wie Bozi (12) meint, der hierbei den Ausdruck „Ge- 
sellschaft an sich" braucht, blofs eine wesentliche Daseinsiorm 
der Menschen. Der Staat ist und bleibt nur die ver- 
gängliche äufsere Form der Ooenonie, durch welche 
ein Volk, eine Nation im gegebenen Augenblicke 
ihrer historischen Entwickelung zusammengehalten 
werden. Nur auf den Persönlichkeiten beruht der 
Staat, d. h. die Form, während die Persönlichkeit auf 
der Coenonie, d. h. dem Wesen beruht. Der Staat in 
seiner gesamten Erscheinung ist die Summe seiner Persön- 
lichkeiten; je lebhafter demnach deren Regungen, je gröLser 
deren Intelligenz, um so rascher pulsiert das Leben im Staate, 
um so bedeutsamer gestaltet sich sein Eingreifen in den allge- 
meinen civilisatorischen Fortschritt der Menschheit 

Im eigensten, bestverstandenen Interesse sollte daher der 
Staat dafür sorgen, dafs in seinen Schulen eine personalistisch 
regsame und bewegliche Jugend erzogen werde, damit zu dem 
durch ihn selber repräsentierten Vererbungsprinzipe ein gut 
entwickeltes, durch die Personalitäten dargestelltes An- 
passungsprinzip hinzu komme. Denn die Persönlichkeiten 
wirken verändernd auf die Gestaltung der Lebensverhältnisse 
ein; sie bringen neue Bedingungen, neue Zustände hervor, 
denen sich die Staatseinrichtungen fügen müssen, wenn 
Coenonismus und Personalismus in harmonischer Vereinigung 
zu einer friedlichen Weiterbildung der Menschheitsgeschicke 
führen sollen. 

Kap. 24. Das Militär. 

Die Wiedergeburt des unter den Schlägen Napoleon I. 
zusammengebrochenen preufsischen Staates wurde ermöglicht 
durch die Befreiung der Persönlichkeit. Die Stein-Hardenberg- 
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sehe Gesetzgebung, welche die Hörigkeit der Bauern aufhob, 
den Stadtbürger vom Gängelbande der Bureaukratie loszu- 
lösen versuchte, erweckte das Interesse des Einzelnen für 
seinen Staat Und wären die Reformideen jener grofsen 
Staatsmänner durch die kleinen Menschen, welchen sie die 
Ausführung überlassen mufsten, nicht verstümmelt worden, 
so hätte schon kurz nach den Befreiungskriegen Preufsen 
eine konstitutionelle Monarchie auf friedlichem Wege werden 
können, statt dafs später durch die Revolution dieses Ziel er- 
kämpft werden mufste. 

Der geistigen Wiedergeburt des Staates ging die körper- 
liche parallel. Scharnhorsts geniale Militärreform entwickelte 
die körperliche Kraft des Staates und befähigte diesen zu 
ganz ungewöhnlichen Leistungen. Der Grundgedanke Scharn- 
horsts, alle nur irgendwie brauchbaren Bürger zu verpflichten, 
dem Staate militärische Dienste zu leisten, bedeutet das Auf- 
tauchen des personalistischen Gedankens im Militärwesen. 
Denn nur für freie Männer kann der Militärdienst zur staats- 
bürgerlichen Pflicht werden, nur selbständige Persönlichkeiten 
kann ein Heer brauchen, das ausschlielslich von Landes- 
kindern gebildet wird ; Unfreie, blofse Individualitäten dagegen 
setzen Söldnerheere zusammen. 

In scharfen Gegensatz trat dank der Scharnhorstschen 
Reform der neue preufsische Staat zum alten, wie er vor 
Jena gewesen war. Der absolutistische Staat hatte seine 
Bürger entwaffnet; ein wertloser Galanteriedegen wurde aller- 
dings noch vielfach getragen, aber eine Waffe durfte niemand 
führen. Das Militär, dem in Kriegszeiten der Schutz und die 
Verteidigung des Landes oblag, bestand gröfstenteils aus ge- 
worbenen Söldnern, die nur durch ein elendes Geldinteresse 
dem Staate, dessen Herrscher sie gemietet, für eine längere 
oder kürzere Zeit verbunden waren. Soldat zu werden galt, 
trotz der durch Friedrich Wilhelm I. in Preulsen in gewissen 
Schranken bewirkten Heranziehung der Landeskinder zum 
Militärdienste, in den Zeiten des absolutistischen Staates als 
eine Schmach für anständige Menschen. Eine sonderbar zu- 
sammengewürfelte Soldateska bildete die Heere jener Zeit und 
nur ein so gewaltiges Genie wie z. B. Friedrich der Grofse 
konnte sie mit sich fortreifsen, sie über sich selbst erheben 
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und zu idealem Tuu begeistern. Ein solches Militarwesen 
war, wie nicht verkannt werden darf, eine Notwendigkeit im 
absolutistischen Staate. Dieser, der nur willenslos und unbe- 
dingt gehorchende Untertanen hatte, konnte und durfte diesen 
nicht seinen Schutz anvertrauen, hätte er dadurch doch ihr 
Interesse an den staatlichen Einrichtangen erweckt und unter 
Umständen auch ihre Kritik veranlafst. Dem Söldner dagegen 
konnte er vertrauen; denn dieser, der so ziemlich rechtlos im 
Lande dastand, war an das Staatsoberhaupt gewissermaijsen 
angekettet; der Sold war sein Gott und die Kaserne seine 
Heimat. Und darum durfte der Söldner auch den Bürger 
gelegentlich brutalisieren, war man doch, wie man glaubte, 
des letzteren völlig sicher: er versuchte wohl zu murren, aber 
• er zahlte seine Steuern. 

Indem nun die Scharnhorstsche Militärreform das Söldner- 
wesen in der preufsischen Armee völlig beseitigte, den wehr- 
los gemachten Bürger wieder bewaffnete, der, nebenbei be- 
merkt, eben darum den Galanteriedegen ablegte, und ihn mit 
seinem Leibe und seinem Leben für den Staat verpflichtete, 
fing der Bürger wieder an, Interesse an den einzelnen Staats- 
eiurichtungen zu nehmen. Durch Beschränkung der aktiven 
Dienstzeit auf wenige Jahre wechselte das Menschenmaterial, 
welches das Heer zusammensetzte, unaufhörlich und unauf- 
hörlich also verjüngte sich auch das Heer. Für den Berufs- 
soldaten, der die militärische Ausbildung der Dienstpflichtigen 
zu besorgen hatte, kam dadurch Abwechselung in den Dienst, 
da zwar die Diensteinzelheiten als solche sich gleichblieben, 
die Menschen dagegen, welchen sie gelehrt werden sollten, 
nicht dauernd die gleichen waren. Der nach absolvierter 
aktiver Militärzeit zur Reserve entlassene Bürger blieb seine 
Mannesjahre über zum Heeresdienste unter bestimmten Vor- 
aussetzungen verpflichtet. Und eben durch diese Verpflich- 
tung wurde in der Bevölkerung ein grofses Interesse an den 
Einzelheiten der militärischen Einrichtungen erweckt, was 
diesen in jeder Weise zu gute kam. Der militärische Dienst 
wurde zu einer Ehrenpflicht aller Bürger. Das aber sind 
Zustände, die mit dem Wesen des absolutistischen Staates 
unvereinbar sind und unvereinbar bleiben werden. Darum 
auch war im preufsischen Staate, der trotz der Freiheits- 
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kriege seine absolutistische Gestalt behalten hatte, durch die 
Scharnhorstsche Militär- wie durch die Stein-Hardenbergsche 
Zivilreform ein innerer Widerspruch entstanden, der nach 
Lösung drängte und in der Revolution von 1848 auch seine 
Lösung fand. Übermäfsig ausgedehnter, zum Kollek- 
tivismus erstarrter Coenonismus und selbst auch 
nur gering entwickelter Personalismus sind auf die 
Dauer mit einander nicht zu vereinen. 

Durch die allgemeine militärische Dienstpflicht, oder wa& 
dasselbe heifst, durch die Bewaffnung des ganzen Volkes ist 
der Personalismus in Deutschland in einem Umfange erweckt 
worden, wie nie zuvor, und wird dadurch in einem Grade 
gestützt und gestärkt, dafs er nie mehr zu unterdrücken ist. 
Rodbertus (67) allerdings, der sich hier auf einen klein- 
lichen, engherzigen, weil ausschliefslich wirtschaftiichen 
Standpunkt stellt, verkennt diese ideale Wirkung vollkommen ;^ 
er sieht in der allgemeinen Militärpflicht nur eine mehrjährige 
Konfiskation des ganzen Einkommens der Arbeiter. Röscher 
(69) dagegen trifft durchaus das Richtige, wenn er sagt: „die 
neuerdings in so vielen Staaten durchgedrungene allgemeine 
Wehrpflicht hat offenbar einen wesentlich demokratischen 
Charakter, was selbst durch glänzende Siege wohl nur eine 
Zeit lang verdunkelt werden mag" (S. 230). Und es ist ein 
guter Gedanke desselben Gelehrten, wenn er auf S. 607 des 
zitierten Werkes meint, dafs das freiwillige Militärdienstjahr 
eine gröfsere Wehrfähigkeit des gebildeten Mittelstandes her- 
beiführe. 

Die allgemeine Wehrpflicht bildet ein Moment in der Er- 
ziehung der Völker, das meines Wissens nach dieser Richtung 
hin bisher nicht genügend gewürdiß:t wurde. Sie erweckt 
den Personalismus auch in solchen Kreisen der Bevölkerung, 
welche aus eigener Kraft sich nicht zur freien Persönlichkeit 
aufschwingen können, sei es, dafs ein zu starker Druck der 
wirtschaftlichen Verhältnisse freie Regungen nicht aufkommen 
läfst, sei es, dafs eine ungenügende häusliche und Schul- 
Erziehung die natürlichen Anlagen nicht zur vollen Ent- 
faltung gebracht hat. Es erscheint auf den ersten Blick 
sonderbar, dafs das Militärwesen, welches unbedingte, wider- 
spruchslose Unterordnung fordert, das nur Individualitäten, 
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zn dulden scheint, als Pflanzstätte der Personalitat wirken 
soll. Aber bei näherem Zusehen wird diese Auffassung als 
weniger paradox sich darstellen. Allerdings: der Soldat hat 
stumm zu gehorchen; jeden Befehl, der ihm von seinen Vor- 
gesetzten erteilt wird, hat er unweigerlich auszuführen, ohne 
nach dem Grunde des Befehls zu fragen, hat selbst dann zn 
gehorchen, wann bessere Einsicht ihm die Unausführbarkeit 
des Befohlenen zeigt. Der Soldat geht unter in der Masse, 
er verschwindet zunächst als Einzelpersönlichkeit. Und 
dennoch: indem er gehorchen lernt, lernt er auch befehlen, 
denn es ist ein wahres Wort, dafs nur derjenige zu befehlen 
weife, der zu gehorchen versteht. Er lernt femer sich als 
Glied eines grofsen Ganzen fühlen, lernt erkennen, dafs jeder 
Einzelne in einem solchen Ganzen und für dasselbe einen be- 
stimmten Wert hat. Er begreift die ihm im Falle der Not 
zukommende Pflicht, Leib und Leben für das Land, das ihn 
geboren und erzogen, für das Volk, das ihm Sprache und 
Empfindung gegeben, zu opfern, wird daher stolz auf seine 
Zugehörigkeit zu einem solchen Lande, stolz auf seine Zu- 
gehörigkeit zum Heere, das doch nichts anderes ist wie das 
Volk in Waffen. Mannesstolz und Mannesmut wird durch 
den militärischen Dienst in der einfachsten Seele erzogen, ja 
mufs sogar in ihr herangebildet werden, soll das Heer seiner 
grofsen Aufgabe in den Zeiten der Gefahr gerecht werden. 
Mannesstolz aber und Mannesmut sind immer und zu allen 
Zeiten Kennzeichen freier Persönlichkeiten; bei der knechtisch 
gesinnten Individualität werden sie nicht gefunden. 

Dafs der nach Beendigung seiner Dienstpflicht entlassene 
Soldat in vieler Beziehung ein anderer Mensch ist, wie zu 
Beginn der Militärzeit, kann kein Einsichtiger leugnen. Selbst 
der geistig ungelenkste Mann hat eine gewisse Beweglichkeit 
erlangt, die ihm früher nicht eigen war. Ganz besonders 
wirkt die Militärzeit auf den Bauern ein. In manchen Teilen 
Deutschlands ist der Bauernstand von den reichen Guts- 
besitzern in einer wirtschaftlichen Abhängigkeit, durch die 
jede freie geistige Bewegung unterdrückt wird. Aber dank 
der allgemeinen Wehrpflicht erwacht der Personalismus auch 
in den Bauern. Langsam allerdings nur wird es hell in deren 
Köpfen, wie dies bei der schweren, geistiger Tätigkeit nicht 
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günstigen Arbeit in Wind und Wetter nicht anders möglich 
ist. Aber es tagt doch in ihnen; und wenn der Personalismus 
erst voll die Bauernschaft ergriffen haben wird, dann ist es 
mit der junkerlichen Herrlichkeit definitiv vorbei. Daher die 
komischen Klagen der Junker und Groisindustriellen, dafs mit 
den ,,Leuten^ nicht mehr so leicht umzugehen sei, wenn sie 
erst vom Militär zurück sind. Was heifst dies anderes wie: 
erst standen uns willenslose Individualitäten zur Verfügung, 
jetzt haben wir selbstbewufste Personalitäten vor uns. Das 
Militär ist dank der allgemeinen Wehrpflicht die 
Volksschule des Personalismus. 

ßoscher (69) erblickt, wie vorhin erwähnt wurde, in der 
allgemeinen Wehrpflicht ein Element zunehmender Demokra- 
tisierung der Staaten. Verstärkt wird diese unbestreitbare 
Tendenz durch das Zurücktreten des Wertes der Reiterei gegen- 
über der Infanterie. Aristoteles hat (nach Röscher 69) 
die Bemerkung gemacht, dafs diejenigen Staaten, in welchen 
die Reiterei überwiegt, oligarchisch regiert werden, d. h. also, 
dafe in ihnen das aristokratische Regiment überwiege. Daran 
ist die logische Folgerung zu knüpfen, dais da, wo die In- 
fanterie den Hauptteil des Heeres ausmacht, eine mehr demo- 
kratische Regierungsform herrscht. Das ist auch so oder 
sollte wenigstens so sein. Und wenn in unseren Tagen, wo 
infolge der Vervollkommnung der Schiefswaffen die Bedeutung 
der Reiterei für den Nahekampf fast völlig geschwunden 
zu sein scheint, wo Infanterie und Artillerie allein für die 
Entscheidung der Schlachten in Frage kommen, dennoch ein 
aristokratischer Zug durch die Regierung geht, so offenbart 
sich darin eine der vielen Sonderbarkeiten in unserem poli- 
tischen Leben. 

Grofse Vorzüge hat also das Miltärwesen, wie es sich in 
Deutschland durch Weiterbau der Scharnhorstschen Gedanken 
entwickelt hat. Und selbstverständlich: weil da, wo viel Licht, 
auch viel Schatten ist, sind mit ihm auch viele Nachteile ver- 
bunden. So geartet ist aber leider die Zeit, dafs sie nur diese 
Nachteile oder nur jene Vorteile sieht, entweder daher das Mili- 
tärwesen als den Krebsschaden des Landes in Grund und Boden 
verdammt oder es als den Gipfelpunkt aller Kultur betrachtet. 
Nicht zu leugnen ist, daJs die unbedingten Lobredner des 
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Militarismus mehr schaden als die nnbediDgten Tadler. Im 
Soldaten, und zwar sowohl in demjenigen, welcher nur seiuer 
gesetzlichen Dienstpflicht genügt, wie ganz besonders in dem, 
welcher aus Beruf es ist, wird durch diese Glorifizierung des 
Militärwesens ein Hochmut gezüchtet, der in unangenehmster 
Weise sich im Leben breit macht. Jeder geistig noch so 
unbedeutende Säbelträger hält sich, wo er auch hinkommen 
möge, für eine erste Persönlichkeit, der alles, was nicht Soldat 
ist, Platz zu machen habe. Eine Geringschätzung, ja gelegeDt- 
lieh sogar eine Verachtung der bürgerlichen Beschäftigungen 
gibt sich in manchen Kreisen der Berufsmilitärs kund, die, 
herangebildet durch jene erwähnte übermäisige Lobpreisung, 
eine Kluft künstlich zwischen Bürgertum und Soldaten auf- 
reifst, die bei einem Volke in Waffen nicht existieren dürfte. 
Das führt dann naturgemäfs zeitweilig zu Zusammenstöfsen 
zwischen Zivil und Militär, die immer blutig verlaufen und 
eine bedenkliche Erbitterung auf beiden Seiten zurücklassen. 
Dafs Achtung vor der Berufstätigkeit und damit vor den Sitten 
und Gewohnheiten Anderer das Kennzeichen des wahrhaft 
gebildeten, also geistig in Wahrheit freien Mannes ist, scheint 
— man tut nicht gut, dies nicht zugeben zu wollen — vielen 
zum Führen berufenen Militärs noch nicht klar geworden zu 
sein. Ja man ist, selbst auf selten der Rechtsprechung, 
in der Unterstützung des militärischen Hochmutes gelegent- 
lich so weit gegangen, von einer besonderen militärischen 
Ehre zu sprechen, die bei Verletzung von dritter Seite her 
auch eine besondere Art der Genugtuung verlange. Damit 
werden alle jene Ausschreitungen entschuldigt, die von mancher 
Seite in der Anwendung der Waffe gegen Wehrlose — an 
sich streng genommen ein Akt der Feigheit — begano^en 
werden und die in letzter Zeit eine erschreckende Häufigkeit 
erreicht haben. Damit werden ferner auch die jedem Rechte, 
jeder Sitte, jedem menschlichen Gefühle Hohn sprechenden 
Zweikämpfe entschuldigt. Die angeblich besondere militärische 
Ehre soll verlangen, dafs, wie das häufig genug passiert, der 
Beleidiger den Beleidigten niederscliiefst. Wenn wenigstens 
solche Zweikämpfe noch mit der blanken Waffe ausgefochten 
würden, wo die Gegner einander in die Augen sehen und 
darum Mut an den Tag legen müssen, wo die Kraft der Ge- 
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schicklichkeit begegnet, wo wirklich ein Kampf statt hat. 
Aber leider greift man meist zor Pistole, bei welcher der 
erbärmlichste Kerl die Möglichkeit hat, seinen Gegner zu töten. 
Eben weil bei dieser Waffe der Mut gar nichts, der Zufall 
alles macht, sollte sie überhaupt von anständigen Menschen 
nicht in die Hand genommen werden; denn die Pistole ist die 
feige Waffe und die Waffe der Feigheit. 

In jenem militärischen Hochmut, der gelegentlich so un- 
angenehm sich bemerkbar macht, zeigt sich ein entarteter 
Personalismus, nämlich ein egoistisches ElassenbewuTstsein, 
das gründlich und mit allen Mitteln zu unterdrücken die- 
jenigen sich sollten angelegen sein lassen, welche am Gedeihen 
des Heeres als eines integrierenden Bestandteiles der Staats- 
einrichtungen interessiert sind. Nimmermehr kann gute Frucht 
aus so bösem Boden kommen, nimmermehr wahrer Mannes- 
mut aus Hochmut entstehen; denn Hochmut ist nichts anderes 
wie verdeckte Feigheit und Niedrigkeit der Seele. Aber leider 
werden gerade von sogenannter autoritativer Seite die Aus- 
schreitungen des militärischen Egoismus, der sich besser 
dünkt als das einfache Bürgertum, in jeder Weise gut geheifsen. 
Denn was ist es anders wie eine Ausschreitung, wenn die 
militärischen Beziehungen in das bürgerliche Leben manch- 
mal in geradezu bestimmender Weise übergreifen, wenn z. B. 
in gewissen Berufsstellungen nur derjenige vorwärts kommen- 
kann, der Reserveoffizier ist. Die Kriegervereine, ursprünglich 
als kameradschaftliche Yereinigungen der alten Soldaten von 
1864, 1866 .und 1870/71 gegründet, sind allmählich politische 
Agitationsvereine der zur Regierung haltenden Parteien ge- 
worden. Man übertreibt in ihnen die Idee des militärischen 
Gehorsams, verlangt, dafs der ehemalige Soldat auch in seiner 
bürgerlichen Tätigkeit die militärische Unterordnung wahre, 
dafs er besonders in politischen Dingen unbedingt den Wei- 
sungen der Regierung als dem angeblichen Sprachrohre des 
„obersten Kriegsherrn^ Folge leiste. Denn, und dies ist eine 
ganz unzulässige Umdrehung des wahren Sachverhalts, es 
wird so dargestellt, als ob die einzelnen Gesetzentwürfe, welche 
die Regierung den Parlamenten vorlegt, die Willensmeinung 
des Trägers der Erone enthalten. Tatsächlich, zum mindesten 
rechtlich stellen sie nur unverbindliche Vorschläge der Ro 
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gierung dar, die erst zn verbindlichen Gesetzen werden, nach- 
dem Parlament und Regierung einig geworden sind und der 
Träger der Krone dem zugestimmt hat Wenn also, wie dies 
geschieht, Eriegervereinsmitglieder wegen oppositionellen Yer^ 
haltens bei ihrer politischen Betätigung auf Grand mili- 
tärischer Anschauungen gemafsregelt werden, so ist das ein 
ganz ungehöriger, durchaus verwerflicher Übergriff des Mili- 
tarismus in das bürgerliche Leben. 

Als eine Ausschreitung, zum mindesten als eine Besonder- 
heit von sehr bedenklichem Charakter erscheint die eigenartige 
Gerichtsverfassung des Heeres. Die Zusammensetzung der 
Militärgerichte, die Art ihres Verfahrens sind trotz aller Ke- 
formen und trotz des besten Willens der Recht sprechenden 
Militärpersonen Anomalien, denn sie sind Reminiscenzen an 
die Söldnerheere der absolutistischen Zeit, welche für die all- 
gemeine Wehrpflicht nicht mehr passen. 

Diese Ausschreitungen, Übergriffe und Besonderheiten 
müssen wir als Erscheinungen einer Art militärischen Egois- 
mus betrachten, der die Kehrseite des guten im Heere grois- 
werdenden Personalismus ist. Es ist daher nicht ohne Interesse 
wahrzunehmen, dafs das coenonistische Prinzip, welches 
nach unserer ganzen bisherigen Darstellung sein 
Wirkungsgebiet auf Kosten des personalistischen 
Prinzipes übermäfsig auszudehnen sich bestrebt, 
Stütze sucht und findet beim Egoismus, also bei der 
Kehrseite eben dieses zu unterdrückenden persona- 
listischen Prinzipes. 

Es war vorhin des „obersten Kriegsherrn" gedacht worden. 
Dais der Träger der Krone der natürliche Oberkommandierende 
des Heeres ist, erscheint wenigstens einem in preußischer 
Tradition erzogenen Gemüte selbstverständlich. Und ebenso 
ist es selbstverständlich, dals in Zeiten der Gefahr, also in 
Kriegsläuften, das Heer zur unbedingten Verfügung des Ober- 
kommandierenden bereit sein muDs. In diesem Falle ist er in 
der Tat der „oberste Kriegsherr". Der Träger der Krone 
wird aber auch in Friedenszeiten so genannt, und mit dieser 
Bezeichnung hat sich allmählich eine mystische Auffassung 
von der Stellung des Monarchen verbunden, welche weder 
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für den Herrscher noch für das Land von Vorteil ist. Die 
Tatsache, dafs der Monarch als Oberkommandierender des 
Heeres unbedingten Gehorsam für alle seine militärischen Be- 
fehle beansprucht und findet, wird, eben infolge der über- 
mäfsigen Ausdehnung des militärischen Prinzipes, dazu be- 
nutzt, für ihn auch einen solchen Gehorsam in nichtmilitäri- 
43chen Dingen zu verlangen, weil die meisten Bürger ehemals 
Soldaten waren. Ob eine Gesetzesvorlage über den Bau von 
Wasserstrafsen zur Beratung vorliegt, oder ob ein Postvertrag 
mit irgend einer südamerikanischen Republik in Frage kommt, 
oder ob es sich um eine militärische Vorlage handelt: plötz- 
lich kommt der „oberste Kriegsherr'' in den öffentlichen und 
privaten Diskussionen zum Vorschein, der als solcher mit 
den genannten und allen ähnlichen Vorlagen nicht das Ge- 
ringste zu tun hat. Damit aber noch nicht genug! Ob der 
Monarch, der in einem konstitutionellen, d. h. nach 
<ien Grundzügen einer Verfassung regierten Staate 
lediglich der oberste, unverletzliche Repräsentant 
dieser Verfassung ist, der Enthüllung eines Denkmals bei- 
wohnt oder an einem Ministerdiner teilnimmt, immer und un- 
erwartet taucht plötzlich die Idee vom „obersten Kriegsherrn* 
auf. Als ob es sich um schwerwiegendste Mafsnahmen für 
den Fall des Krieges handelt, denen naturgemäfs zu gehor- 
samen ist, wird jede noch so kleine und kleinliche Angelegen- 
heit zu einer Aktion des „obersten Kriegsherrn* ausgebeutet. 
Jede selbständige, mit der des Monarchen nicht überein- 
stimmende Meinung wird aus diesem falschen militärischen 
Gesichtspunkte heraus als Insubordination, als ein Vergehen 
gegen die Gewalt des „obersten Elriegsherrn* stigmatisiert, 
fast als hochverräterisches Tun gebrandmarkt. 

Alltäglichen Naturen, deren Horizont durch ihre Nasen- 
spitze begrenzt wird, die nur das sehen, was vor ihnen liegt, 
und nur das wissen, was morgens in der Zeitung gestanden 
hat, mag ein solches Hervorzerren der Würde des Monarchen 
in den Streit der Tagesmeinungen als ein Zeichen besonders 
königstreuer Gesinnung gelten. Tatsächlich aber sind die, 
welche so verfahren, die Totengräber des Monarchismus. 
Schon einmal wurde der Ausspruch Robert v. Mohls (55) 
zitiert, dafs der Glaube an die innere Berechtigung der Mon- 
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archie sehr an Boden verloren habe. Dieses Hereinziehen de» 
Monarchen in den Streit der Meinungen, wie es von den an- 
geblichen Generalpächtern königstreuer Gresinnnng tagtäglich 
geschieht, erniedrigt die Erone und erschüttert den Glauben 
an die Notwendigkeit und politische Berechtigung der Mon- 
archie in weiten Kreisen noch mehr, als dies nach v. Mohf 
schon ohne dies der Fall sein soll. Das aber ist ein ent- 
schiedener Nachteil für den Staat; denn so wie in Deutsch- 
land die politische £ntwickelung bisher sich gestaltet hat, ist 
die Monarchie, und zwar die wahrhaft konstitutionelle, 
die einzige Form, die für absehbare Zeiten den Bestand des 
Reiches sichert. Die übertriebenen Monarchisten handeln in 
Wahrheit antimonarchisch und arbeiten dem republikanischen 
Sozialismus in die Hände. 

Man verhehlt sich nur allzusehr die Gefahr, welche dieses 
übertriebene militärische Gebahren für den Frieden des Landes 
herbeiführen kann. Man glaubt, weil man so und so viel 
hunderttausend Gewehre zur Verfügung hat, dals es ein leichtes: 
sei, jede Revolte im Keime zu ersticken. Aber man übersieht 
vollkommen, dafs, wenn es jemals wirklich zu einer sozialen 
Revolution kommen sollte, welche von verbrecherischen 
Freunden der Regierung geradezu heraufbeschworen wird, es- 
noch sehr zweifelhaft ist, auf welche Seite sich dann der Sieg 
neigen würde. Denn man vergifet, dals die allgemeine Wehr- 
pflicht dem Personalismus immer weitere Bahnen eröffnet und 
dadurch die Massen in einer Weise erzieht, wie dies noch 
keine vergangene Epoche der Geschichte aufweisen konnte. 
Nicht um Revolten plündernder Arbeiter oder trunkener Bauern 
würde es sich bei einer solchen eventuellen Katastrophe in 
der Zukunft handeln. Denn die militärische Ausbildung bringt 
Zucht in die Massen, macht diese selbstbewulst und gliedert 
sie zugleich heermälsig, so dafs, eine genügende Bewaffnung^ 
vorausgesetzt, nicht revolutionäre Horden gegen ein geordnetes 
Heer, sondern zwei in gleicher Weise geschulte Heere ein- 
ander gegenüber stünden. Was immer das Resultat eines^ 
solchen Kampfes wäre: dem deutschen Lande würden Wunden 
geschlagen, die es auf Generationen hinaus zur politischen 
Ohnmacht verurteilen müfsten. Darum sorge man bei Zeiten 
dafür, den militaristischen Egoismus, dessen Wesen wir oben. 
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^geschildert, überall da, wo er sich zeigt, zu zerbrechen, damit 
<ler gesunde PersonaUsrnns sich entfalten kann. 

Einen grofsen Teil der Schuld an diesen Auswüchsen des 
Militarismus tragen die unausgesetzten, schier ins Unendliche 
gehenden Rüstungen der Staaten. Ein wa£fenstarrender Friede 
ist über Europa hereingebrochen, der die beste Kraft eines 
jeden Volkes verzehrt, der auf die kulturelle Entwickelung 
drückt und die Gefahr eines allgemeinen europäischen Krieges 
^her vermehrt als vermindert Wie in allen Ländern fast der 
ganze Steuerertrag durch BeschafEung der Rüstungsmittel auf- 
gezehrt wird, deren Konstruktion infolge technischer Neue- 
rungen sehr häufig wechselt, so wird auch allenthalben das 
Militär als die einzige Stütze der staatlichen Ordnung, als der 
einzige Rückhalt unserer Kultur, wird ein grofses Heer als 
die sicherste Gewähr für den Weltfrieden hingestellt. Dafe 
militärische Einrichtungen nicht veralten dürfen, ist selbst- 
verständlich; mehr noch als alle übrigen Staatsfanktionen 
mufs sich die militärische den sich verändernden Verhältnissen 
anpassen. Stillstand ist hier Rückschritt und führt von Rofe- 
bach und Leuthen nach Jena und Eylau. Man mufs es den 
deutschen Militärbehörden zum Ruhme nachsagen, dafs sie es 
verstanden haben, in unausgesetzter Arbeit die Heeresorgani- 
sation in lebendigem Flusse zu erhalten, die Maschinerie 
nirgends einrosten zu lassen. Und wenn femer auch zuzu- 
geben ist, dais die Gröfse des Heeres Schritt halten muls mit 
dem Wachstum der Bevölkerung: in der Art, wie gegenwärtig 
die militärischen Rüstungen alle anderen Interessen über- 
wiegen, wie eine quantitative Vergrölserung der andern folgt, 
ohne dab dabei nur im geringsten die Frage aufgeworfen 
würde, ob damit auch eine qualitative Verbesserung einher- 
gehe, hat sich der Militarismus mit seinem Gefolge von 
Staatsschulden zu einer unerträglichen Last für das Land ent- 
wickelt, erscheint die allgemeine Wehrpflicht, weil sie über- 
trieben wird, fast wie ein kulturfeindliches Moment. 

„Si vis pacem, para bellum" wird allen denen entgegen 
gehalten, welche den übermäfsigen Militarismus einzudämmen, 
die Aufwendungen für die militärischen Aufgaben in Einklang 
2u bringen suchen mit den für die übrigen Staatsfanktionen 
notwendigen Ausgaben. Dafs man in widerwärtiger Über- 
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hebtmg allen deDJenigen, welche militärische Ansprache nicht 
mit dreimaligem Horra bewilligen, sondern sie prüfen und 
sie den übrigen Staatsaasgaben anzupassen suchen, die 
nationale Gesinnung abzasprechen sich erdreistet, sei nur 
nebenher erwähnt als ein mehr lächerliches Symptom der 
Überspannung coenonistischen Einflusses. Kriegsbereitschaft 
ist sicherlich eine gute Friedensbürgschaft; aber sie be- 
steht nicht, wie man in einseitiger und darum unrichtiger 
Schätzung des Militärs vielfach glaubt, aasschlieislich in der 
Anspannung aller militärischen Kräfte. Verbreitung' der 
Givilisation in allen Volksschichten, Aufklärung der Menschen 
durch Naturwissenschaft und Geschichte, Hebung der Sittlich- 
keit nicht auf dem Wege der Frömmelei sondern auf dem der 
Bildung, Beförderung der Kunst, Belebung von Industrie) 
Handel und Gewerbe und dadurch Hebung des allgemeinen 
wirtschaftlichen Niveau, Beseitigung aller künstlichen und 
darum unnatürlichen Schranken, welche die Völker trennen 
und verhetzen: all das sind mindestens ebenso sichere, ja 
meines Erachtens viel sichrere Friedensbürgschaften als eine 
noch so zahlreiche Armee. Hebung des allgemeinen kulturellen 
Niveau, d. h. wirkliche Freiheit der Personalitäten 
wird den Bestand der verschiedenen Formen der 
Goenonie besser gewährleisten, als der bewaffnete 
Friede dies tun kann. Und da die übermäfsigen militäri- 
schen Rüstungen ein Beweis dafür sind, dafs der Goenonismns 
seine Aufgaben zu sehr ausdehnt, so empfangen wir auch hier 
wieder die Lehre: der friedliche Fortschritt der 
Menschheit kann nur erfolgen, wenn Goenonismas 
und Personalismus sich harmonisch durchdringen. 



Eap, 25. Das Parlament und die Presse. 215 



IIL Buch. 

Kritik der gegenwärtigen politischen Zustände 
Deutschlands. 



2. Abteilung: Die Personalitäten. 

Kap. 25. Das Parlament nnd die Presse. 

Während im absolutistischen Staate der Herrscher nnd 
die von ihm eingesetzte Regierung alles bedeuten, die Burger 
nur als Steuer zahlende Subjekte in Frage kommen, politisch 
aber völlig nebensächlich sind, finden diese im konstitutionellen 
Staate die Möglichkeit, ihrem politischen Wollen einen deut- 
lichen Ausdruck zu geben und einen bestimmenden Einflufs 
auf die Geschicke des Staates auszuüben. Nicht ohne schwere 
Kämpfe ist dies Hecht der Bürger, beim Regieren des Staates 
mitzuraten, errungen worden, denn freiwillig haben sich die 
absolutistischen Herrscher und die ihnen nächst stehenden 
Bevölkerungskreise in eine Verminderung ihrer Macht nicht 
gefügt. Die Erschütterungen, welche die französische Revolu- 
tion von 1789 in ganz Europa hervorrief, die Staaten- 
neubildungen und -Umbildungen, zu welchen die Militär- 
tyrannis Napoleon I. die Veranlassung wurde, führten wenn 
auch nicht die Fürsten so doch hervorragende Staatsmänner 
zu der Einsicht, dab im Geleise des Absolutismus der Staats- 
wagen fernerhin nicht mehr sich bewegen dürfe. Befreiung 
der Persönlichkeit, also Befreiung der geistigen und 
sittlichen Kräfte der Völker wurde die Losung. Und 
führte diese auch damals, nach der Niederwerfung Napoleons, 
noch nicht zur Einführung eines verfassungsmäfsigen Regi- 
mentes in den Staaten des festländischen Europa, so war 
doch der Übergang zum Konstitutionalismus blofs eine Frage 
der Zeit Für Sehende war der Zusammenbruch der napoleoni- 
schen Herrlichkeit ein deuÜicher Fingerzeig, dafs in Europa 
— Rufsland kommt, wie schon wiederholt bemerkt wurde, 
aus geographischen Gründen hier nicht in Betracht — kein 
Platz mehr für absolutistisch regierte Staaten ist. Aber leider 
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sind der Sehenden in solchen Dingen immer nnr wenige und 
diese sind wohl niemals diejenigen, welche hierbei das en1>- 
scheidende Wort za sprechen haben. Daher mn&te der nach 
politischer Betätigung drängende Personalismns gewaltsam 
auf revolutionärem Wege sich sein Recht erringen nnd die 
Alleinherrschaft des coenonistischen Prinzipes brechen. 

Die Arena für die Betätigung des Personalismns in politi- 
schen Dingen worden die Parlamente, die sogenannten 
Kammern, die ans einer der Grölse des Staates entsprechend 
groisen Anzahl von der Gesamtheit der Staatsbürger ge- 
wählter Männer bestehen. Mit ihrem Aufkommen änderte 
sich das Verhältnis des Herrschers zu den Beherrschten voll- 
kommen. Während im absolutistischen Staate alle politische 
Initiative beim Herrscher war, der Regierung die Ausführung 
oblag und die Bürger zu schweigen hatten, ging die politische 
Initiative jetzt auf die Regierung und auf das Parlament über, 
während verfassungsmäßig die Person des Monarchen völlig 
zurücktreten soll. Während die Verwaltung früher dem 
Herrscher allein verantwortlich war, tatsächlich also, da 
dieser unmöglich sich um alles kümmern, unmöglich alles 
wissen und verstehen konnte, völlig verantwortungslos da- 
stand, übte von jetzt ab das Parlament eine scharfe Kontrolle 
über die Verwaltung, d. h. über die Ausführung der Gesetze. 
Nicht zum Schaden des Staates, denn: „nur durch Ver- 
fassungen, in welchen die Interessen der Nation repräsentiert 
sind, nicht durch die absolute Gewalt, unter deren Herrschaft 
die Administration sich jederzeit nach der Individualität des 
Herrschers modifiziert, wird eine .... Stetigkeit der Ad- 
ministration verbürgt" (List, 50. S. 458). Nur über die Aus- 
führung der Gesetze wacht das Parlament, es regiert nicht 
selber, denn „es regieren die Gesetze, nicht der Gesetzgeber'' 
(Mommsen, 56. Bd. I, S. 72). 

Dals der Einflufs, den die Parlamente ausüben, in be- 
trächtlichem Grade abhängig ist von der Bedeutung der in 
ihnen wirkenden Einzelpersönlichkeiten, ist selbstverständlich. 
Das schlechteste Gesetz, nach welchem die Wahlen zum Par- 
lamente stattfinden, ermöglicht sehr wohl, das beste verbürgt 
in keiner Weise das Aufkommen politisch hervorragender 
Männer. Dennoch aber ist von gröister Wichtigkeit die durch 
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Gesetz bestimmte Art, in welcher zum Parlamente gewählt 
wird. Denn da in diesem der Personalismus dem Coenonis- 
mns gegenüber bei der Staatsleitung zu Worte kommen soll, 
so muis auch durch das Gesetz Garantie dafür gegeben sein, 
daCs allen Regungen dieses Prinzipes, also allen im Lande 
wirklich vorhandenen politischen Schattierungen durch die 
Wahlen die Möglichkeit einer Vertretung im Parlamente ge- 
boten wird. Und weil nur dann die wahre politische Stim- 
mung des Landes in den Wahlen zum Ausdrucke kommen 
kann, wenn von keiner Seite Hindemisse für die Stimmabgabe 
der Wähler bereitet werden, so mufs das Gesetz ferner die 
Freiheit der Wahl sichern. Genügen diesen Anforderungen 
unsere Parlamente? 

Ob gegenwärtig in der parlamentarischen Vertretung des 
Deutschen Reiches wie dessen Einzelstaaten eine grofse Fülle 
von hervorragenden Geistern vorhanden ist oder nicht, braucht 
hier nicht näher untersucht zu werden, weil dies mit dem 
konstitutionellen Systeme als solchem nichts zu tun hat. Die 
Bemerkung sei allerdings nicht unterdrückt, dafs einen Ver- 
gleich mit den ersten Parlamenten in Deutschland die heutigen 
hinsichtlich ihres geistigen Niveau nicht aushalten können. 
Zunächst haben wir uns zu fragen, ob die Gesetze so be- 
schaffen sind und auch so ausgeführt werden, dais durch die 
Wahlen eine Vertretung aller politischen Schattierungen er- 
möglicht wird. Und wir müssen hierauf die Antwort erteilen, 
dafs dies keineswegs überall der Fall ist, dals also die Parla- 
mente in Deutschland die politische Stimmung der Bevölke- 
rung nicht getreu widerspiegeln. Die Systeme, nach welchen 
die Wahlen erfolgen, beruhen in Deutschland entweder auf 
einer gleichen Wahlberechtigung aller Staatsbürger, welche 
direkt ihre Vertreter wählen, oder auf einer ungleichen, nach 
dem Steuersatze sich derartig abstufenden Berechtigung, dafs 
der höher Besteuerte tatsächlich ein gröfseres Wahlrecht be- 
sitzt, als der minder hoch oder gar nicht Besteuerte. Bei 
letzterem System erfolgt zugleich die Wahl der Abgeordneten 
nicht direkt durch die Wähler, sondern erst indirekt durch 
die Vermitteluüg von Wahlmännem, die ihrerseits direkt ge- 
wählt werden. Man nennt dies Wahlrecht daher das indirekte 
Elassenwahlrecht, das erstere das allgemeine gleiche und 
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direkte Wahlrecht. Nach jenem erfolgt z. B. die Wahl zum 
preufsischen Abgeordnetenhauses dieses gilt zum Deutschen 
Reichstage. 

Das Klassen Wahlrecht, welches eine nicht gerade ge- 
schickte Nachahmung des im solonischen Athen herrschenden 
Censuswahlrechts darstellt, geht von der Auffassung aus, 
dafs derjenige, welcher dem Staate mehr leistet, auch mehr 
Rechte haben müsse, als der, welcher weniger leistet. Die 
Gröfse der Leistung soU sich in der Höhe der bezahlten 
Steuer ausdrücken; darum haben sehr viele, sagen wir etwa 
tausend, niedrig besteuerte Bürger nach diesem Wahlrechte 
nur ebenso viele WahlmÄnner zu wählen, wie einige 
wenige höchstbesteuerte. Daus die Analogie mit dem soloni- 
schen Athen eine ganz hinfällige ist, leuchtet ohne weiteres 
ein; denn es ist garnicht wahr, dafs in unseren Landen und 
in unseren Zeiten die höchst Besteuerten lediglich durch die 
von ihnen abgeführte Steuersumme auch dem Staate einen 
gröfseren Dienst leisten, als diejenigen Staatsbürger, die 
weniger oder gar keine Steuern zahlen. Im Altertums war 
mit dem gröfseren Vermögen auch eine gröfsere Inanspruch- 
nahme der gesamten Leistungsfähigkeit, und zwar sowohl 
der geistigen wie der körperlichen, der Bürger verknüpft, 
während heutzutage mit der Bezahlung der Steuer und der 
Ableistung der Militärpflicht die staatliche Beanspruchung fast 
erschöpft ist. Zudem ist es noch sehr fraglich, ob eine höhere 
Steuersumme an und für sich eine gröfsere Leistung ist als 
eine niedrigere. Denn nicht das Quantum des abgeführten 
Geldes bestimmt die Höhe der Leistung, sondern die Relation 
des betreffenden Quantum zum Gesamteinkommen und die Art 
des letzteren, nämlich ob Arbeits- oder Renteneinkommen, hat 
für die Beurteilung allein mafsgebend zu sein. 

Vielfach wird auch zur Verteidigung des Klassenwahl- 
rechts angeführt, dals dadurch die größere Intelligenz, das 
intensivere politische Verständnis ein Übergewicht erlangen 
über die angeblich urteilslose Masse. Als ob Intelligenz, 
politische Einsicht direkt proportional wären der Höhe des 
Einkommens! Tatsächlich haben sich in Preufsen die Ver- 
hältnisse besonders in den grofsen Städten so gestaltet, dafs 
in der Klasse der mindest Besteuerten der grölste Teil der 
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Intelligenz sein Wahlrecht ausüben muis. Das Elassenwahl- 
recht hat also einen rein plntokratischen Charakter, bedeutet 
die Herrschaft des Geldsackes, nicht aber die des Verstandes. 
Und da durch dieses Wahlrecht ein grolser Teil der Staats- 
bürger zu Gunsten eines kleinen Teiles in seinen Rechten be- 
schränkt wird, so wird auch dadurch die Entfaltung des 
Personalismus gehemmt. Man sagt zwar, und glaubt damit 
einen besonders weisen Gedanken ausgesprochen zu haben, 
dafs ja von der Natur her Ungleichheit unter den Menschen 
herrsche und dais darum auch eine ungleiche Zuweisung von 
Rechten nur den natürlichen Verhältnissen entspräche. Aber 
man übersieht dabei vollkommen, dafs in der Natur nur die 
Organisation der Tiere ungleich ist, dafs dagegen die Be- 
dingungen, unter welchen die Individuen einer Spezies leben, 
in dem ganzen geographischen Bezirk ihrer Verbreitung 
identische sind. Auf schwache und starke, junge und alte, 
gesunde und kranke Tiere wirken ganz identische äuisere 
Verhältnisse ein. Diese Anordnung: der Natur hat der 
Staat nachzumachen; und wo dies nicht der Fall, wo die 
staatlichen Verhältnisse nicht naturgemälse, wo also die Be- 
dingungen zur Entfaltung geistiger wie körperlicher Eigen- 
schaften nicht für alle Persönlichkeiten die gleichen sind, da 
werden der Entwickelung der natürlichen Kräfte der Menschen 
zum Schaden des Staates Hindernisse bereitet Gerade vom 
naturwissenschaftlichen Standpunkte aus ist das 
Elassenwahlrecht ganz zu verwerfen. Es ist eine 
Ausgeburt des Mifetrauens des Coenonismus gegen den Per- 
sonalismus, ein Zeichen der Furcht, welche der zum Kollekti- 
vismus neigende Staat vor der freien Regung selbstbewulster 
Persönlichkeiten hegt 

Das an sich Falsche des Klassenwahlrechts wird noch 
vermehrt durch die Öffentlichkeit der Stimmabgabe. Es be- 
darf keines besonderen Nachweises, denn die Geschichte des 
preufsischen Abgeordnetenhauses ist Beweis genug, dafs durch 
die Öffentlichkeit der Wahl die wirtschaftlich Schwachen und 
sozial Abhängigen ihrer freien politischen Betätigung beraubt 
werden. Die Freiheit, zu wählen wie man will, wie es der 
inneren Überzeugung entspricht, ist besonders in kleinen 
Städten und auf dem Lande bei diesem Wahlmodus nur den 
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völlig Unabhängigen ermöglicht Wer anch nnr im geringsten 
Grade abhängig ist, hat zu wählen, wie ihm vorgeschrieben wird. 
Boreankratie, Junkertum- und GroJsindustrie nutzen ihre wirt^ 
schaftliche Überlegenheit in dieser Richtung rücksichtslos aus. 
Von einer freien Betätigung der Personalitäten, von einer 
ungehemmten Mitarbeiterschaft des Volkes kann also bei 
diesem Wahlrecht nicht die Rede sein. Im Gegenteil: es stellt 
sich dasselbe als eine systematische, bewuHste Unterdrückung 
der politischen Freiheit der Personalitäten, als eine Fälschung 
des Yolkswillens dar. 

Dem Wahlrecht entspricht die Wahlbeteiligung seitens der 
Bevölkerung. Um wirtschaftliche Nachteile zu vermeiden und 
zugleich um mit der eigenen Überzeugung nicht in Konflikt zu 
kommen bleibt der gröiste Teil der Wähler von der Wahl fem, so 
dals fast allenthalben bei den Elassenwahlen die Minorität der 
Wahlberechtigten entscheidet. Dem Wahlrecht entspricht femer 
die Zusammensetzung und die Wirksamkeit der Parlamente. Die 
sogenannte „Landratskammer^ der 50er Jahre des vorigen Jahr- 
hunderts ist noch allenthalben in böser Erinnerung. DaCs es 
erst vor kurzer Zeit nur mit Mühe gelungen ist, die Auslieferung 
der Schule an die Kirche, die Knebelung des Yereinsrechts und 
ähnliche Gesetze zu verhüten, wie solche das preu&ische 
Abgeordnetenhaus im Begri£fe war anzunehmen, weüs Jeder- 
mann. Wie daher Ammon (1) dieses Parlament als eine 
würdige Volksvertretung betrachten kann, das tatsächlich nur 
die Minorität der Wähler vertritt, ist mir nicht verständlich. 

In ganz anderer Weise wirkt das allgemeine, gleiche, 
direkte und geheime Wahlrecht, unter welchem zum deut- 
schen Reichstage gewählt wird. Schon dals in diesem Parla- 
mente eine Partei vorhanden ist, welche in den Parlamenten, 
die nach dem Klassenwahlrecht zustande gekommen sind, 
fehlt, spricht für die prinzipielle Richtigkeit des allgemeinen 
gleichen Wahlrechts. Man mag es beklagen, soviel man will, 
dafs im neuen deutschen Reiche der republikanische Sozialis- 
mus eine solche politische Macht erlangt hat, dals die gröiste 
Zahl der Wähler hinter ihm steht: die Sozialdemokratie hat 
die Gemüter zahlreicher Menschen ergriffen, die sozialistischen 
Bestrebungen entsprechen den politischen Ideen sehr vieler 
Staatsbürger und darum muTs der Sozialismus parlamentarisch 
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vertreten sein. Parlamente, ans denen er infolge des Wahl- 
rechts künstlich ausgeschlossen ist, geben ein unwahres Bild 
von den politischen Parteiungen in der Nation; solche Aus- 
schlieisung des Sozialismus durch Abänderung des Wahlrechts 
herbeiführen zu wollen, bedeutet eine kindische Yogel-Straufs- 
Politik. Der Sozialismus verschwindet damit nicht nur nicht, 
er wird durch solche Ma&nahmen, ja auch schon durch 
deren Ankündigung in ganz beträchtlichem Grade gestärkt. 
Ammon (1), Goltz (32) und andere Schriftsteller verkennen 
das Wesen des allgemeinen Stimmrechts vollkommen, wenn 
sie ihm das Anwachsen des Sozialismus auf das Schuldkonto 
setzen. Das allgemeine Stimmrecht ist vielmehr das Sicher- 
heitsventil, durch das sich die hohe Spannung der politischen 
Situation ausgleicht; die Rednerbühne des Parlamentes, be- 
kanntlich der einzige Ort im Lande, den die Hand des Staats- 
anwaltes nicht berühren darf, gewährt die unbedingte Frei- 
heit der MeinungsäulBerung. Sie allein auch sichert die 
Möglichkeit, dais das revolutionäre Element znm reformie- 
renden allmählich sich umwandle. 

Das allgemeine und gleiche Wahlrecht ist das notwendige 
Korrelat zur allgemeinen Wehrpflicht. Durch die militärische 
Erziehung den Personalismus erst auszubilden, um ihm dann 
im öffentlichen Leben kein Feld der Betätigung zu lassen, 
wäre das Verkehrteste, was ein Staat tun könnte. So lang- 
sam in der Bauernschaft ein reger Personalismus Platz greift, 
allmählich tritt auch hier die selbstbewufste Persönlichkeit 
hervor nnd drängt nach freier Bewegung, die sie sich schliefs- 
lich gewaltsam verschaffen würde, wenn man ihr die Mög- 
lichkeit dazu nicht gewähren wollte. Bei den allgemeinen 
Wahlen mit ihren verschiedenartigen Vorbereitungen wird 
ausreichende Gelegenheit zu einer derartigen Bewegung ge- 
währt; das Reichs-Wahlrecht ist hierdurch das wich- 
tigste Palladium des inneren Friedens, seine Beseiti- 
gung würde die Einleitung zu einer tiefgreifenden, gewalt- 
samen inneren Umwälzung sein. Diese würde allerdings 
nicht von heute auf morgen eintreten; der Vernichtung der 
Rechte des französischen Volkes durch Ludwig XIV. ist die 
grofse Revolution nicht auf dem Fulse gefolgt, aber sie ist 
ihr gefolgt. Und so würde auch die gewaltsame Vernichtung 
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der politischen Rechte des deatschen Volkes die Revolution 
nicht unmittelbar nach sich ziehen; aber folgen würde sie 
ihr ganz gewifs, wenn auch erst nach einigen Generationen. 
Der durch Wissenschaft und Technik erweckte, durch den 
Militarismus erzogene Personalismus würde — um das vor- 
herzusehen bedarf es keiner prophetischen Gaben — seine 
Fesseln in einer Weise brechen, dais diejenigen mit in 
Trümmer gehen müisten, welche ihn in Fesseln geschlagen. 

Das allgemeine gleiche, direkte und geheime 
Wahlrecht entspricht seinem Prinzipe nach allen 
Lehren der Naturwissenschaft. Es setzt gleiche Bedin- 
gungen im politischen Leben für alle Personalitaten und er- 
möglicht es so, dafs die besser ausgerüsteten, d. h. für den 
politischen Kampf tüchtigeren in die Höbe kommen, während 
die weniger geeigneten in der Masse verschwinden. 

Ein gro&er Vorzug dieses Wahlrechts ist, dals die Ab- 
hängigen und Schwachen, ohne Übles befürchten zu müssen, 
ihrer politischen Überzeugung folgen können. Freilich wird 
durch fehlerhafte Einteilung der Wahlbezirke, durch brutale 
Einmischung der Grofsindustrie, durch unzulässige behörd- 
liche Beeinflussung die Wahlfreiheit oft genug verkümmert, 
stellenweise sogar illusorisch gemacht. Doch dies sind leicht 
zu verbessernde Fehler, da sie nur willkürliche Entstellungen 
des Wahlrechts bilden. Immerhin aber wird durch sie ein 
unzutreffendes Bild über die politische Stimmung des Volkes 
hervorgerufen; ein unter unzulässigen Beeinflussungen zu- 
stande gekommener Reichstag ist kein getreues Spiegelbild 
der Nation. 

In den letzten Jahren hat sich eine starke Verstimmung, 
nicht im Volke wohl aber in den sogenannten leitenden 
Kreisen, gegen das bisherige Wahlrecht zum Reichstage ge- 
zeigt. Die Furcht vor der Zunahme der Sozialdemokratie, die 
durch den monarchischen Sozialismus gezüchtet wird, die 
scharf oppositionelle Stellung, welche die Mehrheit in vielen 
Fragen der Regierung gegenüber eingenommen hat, die Tat- 
sache, dafs der Reichstag einen wenn auch ungenügenden 
Damm gegen das Überfluten der militaristischen Forderungen 
darstellt: die Schwierigkeiten also, welche die Regierung zu 
überwinden hat, wenn sie ihre Vorschläge durchsetzen will. 
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haben den Wunsch rege gemacht, darch ein verändertes Wahl- 
recht ein gefügigeres Parlament zu erhalten. Ein solcher 
Wunsch entspringt dem für unsere Zeit charakteristischen 
Streben, den EinfluTs der Coenonie zu überspannen, er basiert 
auf der Einsichtslosigkeit in die jedes staatliche Leben be- 
herrschenden Naturfaktoren. Würde es sich heute um die 
Schaffung eines Wahlrechts handeln, so könnte allenfalls die 
Frage aufgeworfen werden, ob allgemeine gleiche Wahlen dem 
politischen Bildungszustande des Volkes angemessen sind, 
oder ob man nicht zu einem anderen Wahlmodus greifen 
sollte, der ebenfalls eine freie Bewegung der Personalitäten 
auf politischem Boden gewährleistet. Nachdem aber einmal 
das jetzige Wahlrecht Geltung erlangt und seine Wirkung auf 
die Gemüter ausgeübt hat, wäre es geradezu gefahrlich und 
verwerflich, den auf diese Weise erweckten Personalismus 
politisch gewaltsam unterdrücken zu wollen. Alle umstürze- 
rischen Bestrebungen der Zeit können jetzt im Parlamente zu 
Wort kommen und werden daher ungefährlich. Würden sie 
infolge eines veränderten Wahlrechts mundtot gemacht, so 
würden die Übel nach innen gedrängt und dadurch um so 
verderblicher. 

Zu verkennen ist nicht, dals der deutsche Reichstag im 
politischen Dasein der Nation nicht die Hauptrolle spielt, dals 
er der Regierung gegenüber zurücktritt. Er hat nicht den 
Einfluls auf die politischen Geschäfte, der ihm von Rechts- 
und Natur-wegen gebührt. Mit anderen Worten: der Perso- 
nalismus kann dem Coenonismus gegenüber in der Politik nicht 
zu seinem Rechte kommen, denn es herrscht statt der Har- 
monie eine beträchtliche Disharmonie zwischen beiden Prin- 
zipien. Das beruht teils auf der Zusanmiensetzung des Parla- 
mentes selber, teils und vor allem rührt es daher, dals in 
Deatschland der Eonstitutionalismus nicht ehrlich durchgeführt 
worden ist. 

Was den erst erwähnten Punkt, die Zusammensetzung 
des Parlamentes, anlangt, so will ich nicht so weit gehen 
wie V. Mo hl (55) und von einer Zerfahrenheit und Im- 
potenz der parlamentarischen Versammlungen, namentlich 
nicht des Reichstages sprechen. Denn neben sehr vielen in 
politischen Dingen ganz unbedeutenden Männern kommen 
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immerhin einige beachtenswerte Köpfe in den Parlamenten 
vor, denen die Führung der Fraktionen obliegt. Der Grund- 
fehler vielmehr ruht darin, wie dies auch v. Mo hl hervor- 
hebt, dais viel zu viel abhängige Staatsbeamte in das Parla- 
ment hineinkommen. Ihre Zugehörigkeit zu einer Partei lähmt 
deren politische Aktionskraft; denn die Beamten müssen auf 
die ihnen vorgesetzten Minister Rücksicht nehmen, die Partei 
muls ihrerseits Rücksicht nehmen auf die Beamten und kann 
daher ihrer eventuell oppositionellen Stellung, ja auch schon 
der blolsen Kritik nicht genügend freien Ausdruck geben. 
Dadurch aber verliert die parlamentarische Behandlung von 
Regierungsvorlagen an Gründlichkeit oder sie wird einseitig. 
Die Regierung lernt daher nie die wahre Stimmung der ihr 
politisch nahestehenden Kreise kennen, die Äuiserungen der 
Opposition werden von ihr nicht beachtet und so wird in der 
Regierung ein UnfehlbarkeitsbewuTstsein erweckt, welches 
nicht immer zur staatsmännischen Leistung der Regierenden 
sich direkt proportional verhält Dab hierdurch das Ansehen 
des Parlamentes leidet, ist selbstverständlich; und sein Votum 
wird um so geringer geachtet, je gröfser die Zahl der ab- 
hängigen Staatsbeamten unter den Abgeordneten ist Im In- 
teresse der Beamten wie in dem des Parlamentes läge es daher, 
wenn ein Inkompatibilitäts-Gesetz feststellte, dals abhängige 
Staatsbeamte, welche disziplinarisch jederzeit aus ihrem Amte 
entfernt werden können, überhaupt nicht als Abgeordnete 
wählbar seien. Es würde dies auch nur naturgemäis sein; 
denn es ist offenbar sinnlos, dafs innerhalb einer 
Körperschaft, welche das personalistische Prinzip 
repräsentieren soll, die Vertreter des coenonistischen 
Prinzipes einen bestimmenden Einflufs ausüben 
können. 

Dals das Parlament nicht die ihm gebührende Stellung 
erlangt hat, beruht, wie bereits bemerkt wurde, ferner darauf, 
dals in Deutschland der Konstitutionalismus nicht ehrlich 
durchgeführt worden ist Nach v. Mo hl (55) erfordert die 
parlamentarische Regierungsform von selten der Fürsten gro£se 
Entsagung, obwohl bereits Diocletian, wie Röscher (69) an- 
giebt, die tiefsinnige Bemerkung gemacht haben soll: „Ein 
Fürst, der sich nicht von Kammern besghränken läist, wird 
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oft von Eanunerdienern beschränkt werden" (S. 36). Die 
repräsentativen Einrichtongen, so sagt v. Mo hl durchaus zu- 
treffend, sind nicht wieder zu beseitigen, daher ist es not- 
wendig, sie möglichst vollkommen und nutzbringend zu ge- 
stalten, zumal ein Einlenken in absolutistische Bahnen höchst 
gefahrlich wäre. Das parlamentarische System bilde einen 
Schutz für die fürstliche Gewalt, da der Fürst selber von 
parteipolitischen und persönlichen Motiven frei bleibe. Man 
steht daher nach v. Mo hl vor einer schweren Alternative: 
entweder ehrlicher Übergang zum Eonstitutionalismus oder 
Korruption, denn zwischen dieser und dem parlamentarischen 
System gibt es, wie v. Mohl etwas krafs sich ausdrückt, 
kein Drittes. Zum parlamentarischen, wie v. Mohl es nennt, 
richtiger zum konstitutionellen System — denn Parlamentaris- 
mus bedeutet Herrschaft der jeweiligen Majorität des Parla- 
mentes, Konstitutionalismus Herrschaft der Verfassung — ge- 
hört aber notwendig, dafs das Parlament bestimmenden Einflufs 
auf die Zusammensetzung der Regierung erhält. Der Konsti- 
tutionalismus in seiner ehrlichen Durchführung ist 
ja der äufsere Ausdruck für das harmonische Inein- 
anderarbeiten von Goenonismus und Personalismus. 
Da nun in Deutschland dem Parlamente jede Mitwirkung bei 
der Auswahl der leitenden Persönlichkeiten versagt ist, so 
kann der eine Faktor des Staatslebens, der im Parlament ver- 
tretene Personalismus, sich nicht geltend machen. Die leitenden 
Regierungspersönlichkeiten stehen oft genug der grofsen Ma- 
jorität des Parlamentes feindlich gegenüber, gehören zur 
Minorität oder stehen gar angeblich über den Parteien, denn 
ihre Auswahl wird als eine Prärogative der Krone angesehen. 
Darum ist auch in Deutschland kein rechter und echter 
politischer Fortschritt zu verzeichnen, weil die Zustände 
innerlich unwahrhaftig sind; darum entspinnen sich in Deutsch- 
land über die kleinsten wie über die grö&ten Fragen stets heftige 
parlamentarische Fehden. Daher ist es gekommen, däfe die 
Anhänger der Regierung sich erdreisten, ihren Gegnern die 
nationale, die patriotische Gesinnung abzusprechen, nicht etwa 
weil sie wirklich antinational reden und handeln, sondern 
nur, weil sie sich in politischen Dingen den Luxus einer 
eigenen Meinung gestatten. Passen die Beschlüsse des Parlr- 
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mentes den Regierenden nicht, so werden sie nicht ausgeführt, 
eben weil das Parlament keinen direktiven Einfluis auf die 
Regierung besitzt. Parlamentarische Beschlüsse haben daher 
in Deutschland häufig den Charakter ungehört bleibender 
Selbstgespräche. 

Dals es zu einer direkten Korraption in Deutschland ge- 
kommen wäre, wie z. B. in Frankreich unter Louis Philipp, 
davon kann nicht geredet werden. Tätsächlich aber sucht in 
Deutschland die Regierung, weil sie nicht der Inbegriff des 
Willens der Gesamtheit, sondern des Monarchen ist, weil 
sie also nicht den wahren Coenonismus, sondern den Kollek- 
tivismus vertritt, auf die Wahlen Einflufe zu gewinnen, um 
sich eine Art moralischen Rückhaltes in einer grofsen politi- 
schen Partei zu verschaffen. Dafs derartige Wahlbeein- 
flussungen, ganz abgesehen davon, dais sie den Ausdruck der 
Volksmeinung verfälschen, mit der Zeit gefährlich wirken 
können, indem sie die Korruption begünstigen, dem kann sich 
kein objektiv Denkender verschliefsen. 

Nebenher sei noch erwähnt, dalB an dem geringen An- 
sehen des deutschen Reichstages auch die sogenannte Diäten- 
losigkeit schuld hat Eine sehr grofse Zahl der Mitglieder 
bleibt, weil sie die pekuniären Mittel zu einem monatelangen 
erwerbslosen Leben nicht besitzt, den Verhandlungen fern, 
sodai's also meistens Minoritätsbeschlüsse zustande kommen. 
Dafs die Regierung sich sträubt, die wiederholt und von fast 
allen Parteien beantragten Tagegelder zu bewilligen, ist selbst- 
verständlich. Es würde ja eine solche Bewilligung einer 
Stärkung des personalistischen Elementes im politischen 
Leben der Nation gleichkommen und dessen will sich ein 
seinen Einfluis übermälsig ausdehnender Coenonismus nicht 
schuldig machen. 

Das Parlament ist ohne Presse nicht vollständig, wie die 
Presse sich ohne Parlament nicht entfalten kann. Im Parla- 
ment ist der Personalismus am Aufbau und Weiterbau der 
politischen Einrichtungen eines Staates begriffen, in der Presse 
macht er sich durch das Kritisieren der öffentlichen Ein- 
richtungen und der täglichen, das Leben der Nation berührenden 
Vorkommnisse bemerkbar. Oft ist die Art der Presse, ihr 
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Vorgehen gegen Einzelne, ihr Kritisieren abstolsend und un- 
angenehm; nicht immer und nicht ausnahmslos sind es die 
lautersten Charaktere, die hervorragendsten Geister, welche in 
den Tageszeitungen das Wort führen. Zuweilen verkennen 
einzelne Prefserscheinungen die Bedeutung der Tagespresse 
und greifen in stets tadelnswerter Form das Privatleben 
mancher Politiker an. Das sind jedoch der Bedeutung gegen- 
über, welche die Presse als Sprachrohr der öffentlichen 
Meinung besitzt, Nebensächlichkeiten. Und dafs es eine öffent- 
liche Meinung, d. h. einen sich lebhaft äufsernden Personalis- 
mus gibt, kann zwar gelegentlich, wie dies tatsächlich vor- 
gekommen ist, ein nur in seinen Akten lebender Richter, aber 
kein im wirklichen Leben stehender Mensch leugnen. 

Volle Prefsfreiheit, sagt Robert v. Mohl (55), ist eine 
Bedingung zum Gedeihen konstitutioneller Einrichtungen. Nun 
gibt es in Deutschland keinen wahren Eonstitutionalismus, 
^arum gibt es auch keine volle Prefsfreiheit Oder vielleicht 
ist auch umgekehrt der Mangel vollkommener Prefsfrei- 
heit schuld an dem ungenügend entwickelten Eonstitutio- 
nalismus. 

Dafs die Presse als ein Tummelplatz der Personalitäten 
von den Vertretern des Coenonismus gehafst und mit Eifer 
verfolgt wird, ist in früheren Kapiteln schon wiederholt 
erwähnt worden. Der Presse kann diese Verfolgung nur 
schmeichelhaft sein, denn ihre Intensität giebt auch das Mals 
der Furcht an, das die Verfolger vor ihr haben. Es gehört 
in gewissen Kreisen zwar anscheinend zum guten Ton, recht 
verachtungsvoll von der Presse zu sprechen, tatsächlich 
aber verbirgt sich dahinter nur die Besorgnis vor ihrer 
Macht. 

Dafs das Parlament nicht den ihm gebührenden 
Einflufs besitzt, dafs die Presse nicht die für sie 
nötige volle Freiheit geniefst, ist ein Zeichen dafür, 
dafs die Vertreter des coenonistischen Prinzipes 
den Bewegungsraum der Personalitäten einzuengen 
suchen, dafs sie also die wahren Aufgaben der 
inneren Politik des Staates noch nicht erkannt 
haben. 

15» 
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Kap. 26. Die politisclieii Parteien. 

a) Die Revolutionären. 

Der politische Tummelplatz der Personalitäten ist, wie 
wir gesehen haben, das Parlament. Aus der Verschieden- 
artigkeit der Organisation der Menschen resultiert eine ver- 
schiedene Auffassung der politischen Aufgaben des Staates, 
eine verschiedene Wertung der politischen Bestrebungen der 
Zeit und demgemäls eine oft nicht unbeträchtliche Uneinig- 
keit über die zur Lösung der Aufgaben wie zur Erfallnng 
bezw. Bekämpfung der Bestrebungen geeigneten Mittel. 
Männer mit übereinstimmenden Auffassungen schlielsen sieb 
zusammen, weil sie auf diese Weise ihre Ziele besser zu 
erreichen hoffen als in der Isolierung und bilden so die poli- 
tischen Parteien. Streng genommen sollte man im Hinblick 
auf das Parlament immer nur von Fraktionen sprechen. Die- 
Partei ist über das ganze Land verbreitet, ihre Vertretung 
nach aufsen hin ist einem Bruchteil ihrer Mitgliederzahl über- 
tragen und dieser Bruchteil, die „Fractio", ti'itt im parlamen- 
tarischen Leben hervor. Indessen der Sprachgebrauch ver- 
mischt Fraktion und Partei, indem er nicht ohne tieferen Sinn 
in der Vertretung durch Einzelne die Gesamtheit erkennt; 
und so soll auch hier die im übrigen nebensächliche Unter- 
scheidung nicht aufrecht erhalten werden. 

In unserer Zeit ist es Mode geworden, über das Partei- 
wesen, das in den Parlamenten herrscht, die Nase zu rümpfen, 
die Parteien entweder als Gebilde zu betrachten, die sich über- 
lebt hätten, oder in ihnen die Ursachen des Wirrwarrs der 
Zustände zu erblicken. Es gilt sogar als Zeichen besonderer 
politischer Selbständigkeit, sich keiner Partei anzuschliefsen, 
sondern allein zu stehen. Diese Anschauungen werden durch 
eine saft- und kraftlose Presse, die sich als unparteiisch gibt 
und ihrer Charakterlosigkeit als wahrer Charakterstärke sich 
rühmt, nicht unbeträchtlich gestützt Dafs für einzelne 
Menschen eine zeitweilige politische Isolierung vorteilhaft sein 
kann, soll nicht geleugnet werden. Nicht jeder kann sich der 
zur Erhaltung der Aktionskraft einer Partei nötigen Disziplin 
unterwerfen. Bei der Presse aber liegen die Dinge anders^ 
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Dafs eine politische Presse ohne Parteistandpunkt ein Unsinn 
ist, fällt den Verteidigern der Charakterlosigkeit oder, wie sie 
es nennen, der Unparteilichkeit nicht ein. Die politische Arena 
ist dazu da, dafs in ihr sich die Persönlichkeiten tummeln; 
um aber als eine solche in diesen Dingen erkannt zu werden» 
mufs man Farbe bekennen. Nur der ist eine politische Per- 
sönlichkeit, der eine politische Meinung hat; wer daher sich 
seiner unpolitischen Natur rühmt, verzichtet auf politischen 
Charakter. Eine Presse, wenn sie nicht blofs der Unterhaltung 
oder dem Klatsch dienen will oder wenn sie nicht bestimmten 
Berufsinteressen (Wissenschaft, Kunst, Gewerbe usw.) sich 
widmet, mufs, weil sie eine Vertretung des personalistischen 
Prinzipes bedeutet und wenn sie in politischen Dingen Beach- 
tung verlangt, auch politischen Charakter besitzen. In dem 
Auftreten und Überhandnehmen der „Unparteiischen** zeigt 
sich eine politische Feigheit, die unserer Zeit eigentümlich 
ist. Die Furcht vor der Sozialdemokratie einerseits, mit der 
man es nicht gern verderben möchte, weil sie vielleicht doch 
die Herrschaft erringen könnte, und die Furcht vor der Re- 
gierung andrerseits, welche tatsächlich die Macht in Händen 
hat, mit der man es daher auf keinen Fall verderben darf: 
all das schreckt ängstliche Seelen davon ab, in politischen 
Dingen eine bestimmte Meinung zu äufsern. Diese feige Ge- 
sinnung beseitigen zu helfen, wäre Aufgabe der Presse, nicht 
aber sie grofs zu ziehen, wie die unparteiischen Blätter es tun. 
Politisches Parteiwesen, wenn es nicht zur Zersplitterung, zur 
Pulverisierung der Kräfte führt, deutet auf Gesundheit des 
Staates, zeigt rege personalistische Betätigung an; Mangel des 
politischen Pai-teiwesens würde auf krankhafte Entartungen 
im Staate, auf politischen Marasmus hinweisen. 

Bei einer kritischen Würdigung der verschiedenen poli- 
tischen Parteien in Deutschland beanspruchen die revolu- 
tionären den ersten Platz, teils weil sie, wie die Wahlen lehren, 
numerisch den gröfeten Rückhalt im Lande haben, teils auch 
weil sie wegen ihrer entschiedenen Opposition gegen die gegen- 
wärtige Form der Coenonie als die gefährlichsten betrachtet 
werden, ohne allerdings, wie schon hier bemerkt werden soll, 
die wirklich gefährlichsten zu sein. Ich spreche von den 
revolutionären Parteien als von einer Mehrzahl; denn ich 



230 ^' Buch. Kritik der gegenwärtigen polit. Zustände Deutschlands. 

rechne nicht blofs die Sozialdemokratie hierher, sondern anch 
die staatssozialistischen Elemente, welche im Lande zwar 
ziemlich verbreitet sind, dennoch im Parlamente keine beson- 
dere fraktionelle Vertretung bisher gefanden haben, deren 
Angehörige vielmehr bei den reaktionären Parteien unter- 
schlüpfen. Nicht nur der republikanische, sondern 
auch der monarchische Sozialismus, der wissen- 
schaftlich als sogenannter Eathedersozialismas er- 
scheint, ist revolutionär. Und da unsere Regierungen 
vielfach auf staatssozialistischen Wegen wandein, so wandeln 
sie auf den Wegen der Revolution. Denn die revolutionäre 
Absicht braucht nicht blofs auf die gewaltsame Ersetzung der 
Monarchie durch die Republik oder umgekehrt auf die der 
Republik durch die Monarchie zu gehen: revolutionär ist auch 
die Absicht, die bestehende Ordnung der Coenonie gewaltsam 
durch eine neue ersetzen zu wollen. Unsere Gesellschafts- 
ordnung beruht keineswegs — es wird dies vielfach ver- 
kannt — auf der monarchischen Form des Staates, 
sondern darauf, dals neben dem coenonistischen auch das per- 
sonalistische Prinzip einen mehr oder mioder bedeutenden 
Einflufs auf die Geschicke des Staates ausübt. Da nun der 
Staatssozialismus, richtiger ausgedrückt der monarchische 
Sozialismus (Kollektivismus) die Staatsallmacht in 
genau der gleichen Weise proklamiert wie der repu- 
blikanische Sozialismus, da er ganz wie dieser den 
Personalismus zum Herden-Individualismus ernie- 
drigen will, da er also die bestehende Ordnung, wenn 
nötig gewaltsam durch den Staatsstreich, umzu- 
stürzen beabsichtigt, so ist er auch gleich dem 
republikanischen als ein revolutionäres Element in 
unserem politischen Leben anzusehen. Ja der mon- 
archische Sozialismus ist viel gefahrlicher als der republi- 
kanische. Während die umstürzerischen Bestrebungen des 
letzteren ofien zu Tage liegen, verhüllt der erstere sie dadurch, 
dafs er sich das monarchische Mäntelchen umhängt. Er sucht 
die Macht der Regierung, also des Monarchen, zu vermehren 
und erscheint darum als besonders königstrea, was heutzutage 
merkwürdigerweise als identisch mit staatserhaltend betrachtet 
wird. Der republikanische Sozialismus hat dieses Mäntelciien 
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nicht und wird daher nicht als staatserhaltend angesehen, 
obwohl auch er die Staatsallmacht erstrebt. 

Eines erscheint für die revolutionären Parteien der Gegen- 
wart besonders charakteristisch. Während bisher aller Re- 
volutionen ausgesprochenes oder unbewulstes Ziel war, die 
Persönlichkeit von einem unerträglich gewordenen staatlichen 
Drucke zu befreien, Freiheit der Bewegung, Freiheit der Be- 
tätigung für die Personalitäten, also Befreiung sittlicher 
Kräfte zu erringen, erstreben die revolutionären Parteien der 
Gegenwart das gerade Gegenteil. Der sozialistische Zukunfts- 
staat, wie Bebel (3) z. B. mit viel Phantasie ihn schildert, 
vernichtet jegliche personalistische Regung; er schafft, wie 
noch zu zeigen sein wird, einen Herden-Individualismus aller- 
schlimmster Art. Der Staat, oder wie Bebel sich ausdrückt, 
die Gesellschaft, wobei ihm aber, ebenso wie allen anderen 
Sozialisten von Marx an, der Unterschied zwischen Ge- 
sellschaft, Coenonie und Staat nicht klar geworden ist, be- 
deutet in der Zukunft aUes, der Einzelne nichts. Der Staat 
befiehlt, der Einzelne hat willenslos und widerspruchslos zu 
gehorchen oder ihm wird, da hierüber der Staat allein ver- 
fügt, die Nahrung entzogen. Wie der monarchische Sozialismus 
zum absolutistischen Staate führt, so führt auch der re- 
publikanische dahin. Bedeuteten alle früheren Revolutionen 
Kulturfortschritte, weil sie die Freiheit der Persönlichkeit 
vermehrten, so bedeuten die Tendenzen der jetzigen revo- 
lutionären Parteien mit ihrer absoluten Unterdrückung jeglicher 
persönlicher Freiheit Rückschritte zu vollkommener Barbarei. 
Die Richtiß:keit dieses Urteils wird sich ergeben, wenn wir 
den Sozialismus jetzt etwas näher betrachten. 

Sozialistische Bewegungen sind nicht neu in der Ge- 
schichte. Mit Recht sagt Henne am Rhyn (41 Bd. 7) — es 
ist dies, nebenbei bemerkt, einer der wenigen brauchbaren 
Gedanken in diesem sehr bändereichen Werke — , dafs der 
Sozialismus 2000 Jahre alt sei (Gracchen); er irrt allerdings, 
wenn er meint, dafe der Liberalismus dagegen noch nicht 
100 Jahre zähle. Die Sozialdemokratie rekrutiert sich im 
wesentlichen aus der Lohnarbeiterschaft der Industriebezirke 
und der grofsen Städte. Der aus dem Boden der maschinellen 
Industrie erwachsenen Arbeiterbewegung hat sich die Sozial- 
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demokratie angegliedert und diese Bewegung dadurch in 
falsche Bahnen gelenkt und gefälscht. 

Die Vervollkommnung des Maschinenwesens, die in- 
dustrielle Ausbeutung aller Fortschritte der physikalischen 
Wissenschaft und der Technik zur wirtschaftlichen Güter- 
erzeugung: wie sie auf der einen Seite die Möglichkeiten 
aufserordentlich vermehrt haben, dais selbst unbemittelte 
Menschen das Leben sich behaglich einzurichten vermögen, 
so haben sie auf der anderen Seite anscheinend eine tiefe 
Eluft zwischen Besitzenden und Nichtbesitzenden oder, wie 
in der scharfen demagogisch- agitatorischen Zuspitzung der 
Gegensatz lautet, zwischen „kapitalistischen" Arbeitgebern und 
„kapitalslosen" Arbeitnehmern geschaffen. Eine ungenügende 
Auslohnung der Fabrikarbeiter durch die Fabrikanten, eine 
miisbräuchliche Verwendung der Frauen und eine vom volks- 
hygienischen Standpunkte ganz und gar verwerfliche Be- 
nutzung der Kinder im Fabrikbetriebe haben namentlich im 
Beginne der industriellen Entwickelung Verhältnisse gezeitigt, 
welche einer sittlichen und wirtschaftlichen Verknechtung der 
Arbeiterschaft gleichkamen. Dafe der „Kapitalismus", oder was 
man so nennt, ein Kulturfaktor von mächtiger Wirkung ist, 
dafs er nicht der Feind, sondern der Genosse der Arbeit ist, 
zeigte sich in den Anftngen der Industrie nicht. Hier trat 
er, indem er seine Funktionen übermäfsig ausdehnte, d. h. 
indem die Arbeitgeber sich herausnahmen, das gesamte Leben 
ihrer Arbeitnehmer leiten zu wollen, indem sie jede freie Be- 
wegung unter den letzteren niederzuhalten, deren gesetzlich 
gewährleistetes Recht der Vereinigung illusorisch zu machen 
suchten, dem Arbeiter tatsächlich feindlich gegenüber. Die 
Schilderungen, welche Zola in seinem Eoman „Grerminal* 
von den wirtschaftlichen und sittlichen Zuständen der fran- 
zösischen Kohlenarbeiter entwirft, sind keineswegs übertrieben, 
vergleicht man sie mit den Verhältnissen der Lyoner Seiden- 
arbeiter, wie sie der gerade hierin durchaus bei der Wahrheit 
bleibende Historiker Louis Blanc in seiner „Histoire de dix 
ans 1830 — 1840" zeichnet. Und wie in Frankreich, so war 
es in England, in Deutschland, in Amerika usw. : überall wurde 
in brutalster Weise die Arbeitskraft der wirtschaftlich Ab- 
hängigen von den „kapitalistischen" Arbeitgebern ausgenützt 
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Die so vielfach mifsverstandene und nur vom Boden der De- 
szendenztheorie aus zu verstehende Lehre von Malthus (53) 
wurde benutzt, um jede Brutalität zu rechtfertigen, um die 
ungenügende, kaum die dürftigste Ernährung ermöglichende 
Auslohnung ebenso wie die Verhinderung der Ausübung des 
Koalitionsrechts, um Elend und Sittenlosigkeit in der Ar- 
beiterschaft als Naturgesetze hinzustellen und damit deren 
Niederhaltung in menschenunwürdigen Verhältnissen als un- 
vermeidlich erscheinen zu lassen. 

Dafs die Menschen von Natur ungleich sind, wissen wir; 
dals auf Grund dieser Ungleichheit, weil es also Starke und 
Schwache, Kluge und Dumme, Fleifsige und Faule gibt, 
immer der Vermögensbesitz ein ungleicher sein wird, ist 
selbstverständlich. Denn eine völlig gleiche Verteilung des 
Vermögens, d. h. eine völlig gleiche Beteiligung Aller an den 
Darbietungen des Lebens herbeiführen zu wollen, wird, so 
lange die Menschen Individuen und Persönlichkeiten sein 
werden, immer eine Utopie bleiben. Die Bedingungen des 
staatlichen Daseins aber müssen, wie dies schon früher dar- 
getan wurde, für alle Staatsbürger die gleichen sein: und 
hiergegen wurde in den Anfangszeiten der Industrie schwer 
gesündigt. Die ungleiche Organisation der Einzelnen wird 
schon dafür sorgen, dafs die Tüchtigen in die Höhe kommen, 
die Untüchtigen unten bleiben. Die ganze Art aber, wie die 
Industriearbeiter von den Fabrikanten behandelt wurden, 
die törichte, kurzsichtige Parteinahme des Staates gegen die 
Arbeiter, die wie in Lyon oder im schlesischen Weberausstand 
gleich wilden Tieren von der Bureaukratie gehetzt wurden, blofs 
weil sie eine Besserung ihrer Verhältnisse erstrebten, war das 
Gegenteil von der Gleichheit der Daseinsbedingungen, wie sie 
die Natur erfordert. 

Dais gegen diese sittliche und wirtschaftliche Knechtung, 
wie sie eine einseitig egoistische Interessen verfolgende Industiie 
ausübte, die Arbeiter sich auflehnten, dafs der in ihnen gerade 
durch die Arbeit selber, welche ihre geistigen Fähigkeiten 
nicht blofe, wie man meint, einseitig entwickelt, herangezogene 
Personalismus seine Ketten zu zerbrechen suchte, war nur zu 
natürlich. Die Bekanntschaft mit technischen Fortschritten 
aller Art, die jeder Industriearbeiter in seinem Fache sich 



234 in. Buch. Kritik der gegenwärtigen polit. Zustände Deutschlands. 

erwerben mnfs, wenn er auch nur seine ihm täglich auf- 
getragene Arbeit bewältigen will, nnd die er sich durch die 
Manipulationen mit den Maschinen von selber auch erwirbt, 
erweitert den Horizont des Arbeiters, belebt also die Persön- 
lichkeit. So empfanden denn die Arbeiter die sie umgebenden 
Verhältnisse als einen Druck, der sie nicht frei atmen liels. 
Sie sahen sich, ihre Frauen und Kiuder in Not und Elend 
verkommen, erwarben trotz schwerster, erschöpfendster Arbeit 
kaum die nötige Nahimng, während ihre Arbeitgeber, deren 
Arbeitsleistung sie nicht zu würdigen verstanden, im Über- 
fluls, zum mindesten in groGser Behaglichkeit lebten. 

Hätten in jener Zeit in den leitenden Kreisen der Staaten 
des festländischen Europa Männer mit staatsmännischem Blicke 
sich befunden statt blofs avancierter Bureaukraten, so wurde die 
Arbeiterbewegung eine andere Richtung genommen haben, als 
dies tatsächlich geschehen. Staatsmänner hätten nämlich ein- 
gesehen, wozu Bureaukraten niemals fähig sind, dais eine der 
wichtigsten Aufgaben der Coenonie darin besteht, die verschie- 
denen Personalitätenkreise miteinander in Harmonie zu bringen, 
nicht aber die einen auf Kosten der anderen zu begünstigen. 
Die einsichtslose Bureaukratie verkannte vollkommen, dafs die 
Bestrebungen der Arbeiter, ihre wirtschaftliche Lage 
zu heben, ein Ringen sittlicher Kräfte nach Befreiung 
bedeuteten. In echt bureaukratischer Kurzsichtigkeit wurden 
die Lohnkämpfe der Arbeiter als revolutionär bezeichnet; eine 
unfähige, liebedienerische Hierarchie erklärte dieselben als der 
„göttlichen Ordnung^ zuwiderlaufend. Man suchte daher mit 
Staatsgewalt die Arbeiterbewegung zu unterdrücken, nahm 
behördlicherseits von vorneherein Partei für die Arbeitgeber 
gegen die Arbeitnehmer und jagte so diese dem republikani- 
schen Sozialismus in die Arme. Denn, darüber kann füglich 
kaum ein Zweifel aufkommen, nur durch das törichte, 
sinnlose Gebahren der Bureaukratie ist die Sozial- 
demokratie überhaupt in die Höhe gekommen. Den 
besten Beweis für die Richtigkeit dieses Satzes liefert England. 
Hier, wo der Staat sich zurückhielt, nicht Partei gegen die 
Arbeiter ergriff, wo diese sich uneingeschränkt ihres Koalitions- 
rechts bedienen konnten: hier existiert eine wirtschaftlich und 
politisch irgendwie in Betracht kommende Sozialdemokratie 
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nicht. Ja mehr noch! Einer der Führer der englischen Sozia- 
listen wurde vor einigen Jahren bei den Parlaments wählen in 
einem Hauptindustriebezirke gerade von den Industriearbeitern 
nicht wieder ins Parlament gewählt. Wohl glauben die 
deutschen Sozialisten die englischen wie auch die anierikani- 
Gewerkvereine, die „Trade-Unions** wie die „Knights of labour,'' 
für sich in Anspruch nehmen, also als Gesinnungsgenossen 
betrachten zu können, begegnen dabei aber nur Spott und 
Hohn bei jenen. Denn in England und Amerika fehlt 
der Arbeiterbewegung jedes revolutionäre Element, 
das in Deutschland, überhaupt auf dem festländischen 
Europa künstlich durch die Regierungen selber in 
die Arbeiterschaft hineineingetragen wurde. 

Man hat die Arbeiterbestrebungen so oft als revolutionär 
bezeichnet, dal's den Arbeitern, die ihre sittliche Befreiung 
sich erringen wollten, der Begriff „revolutionär" ganz geläutig 
und sympathisch wurde. Die Ungleichheit des Maises, mit 
dem Arbeiter und Arbeitgeber von den Staatsbehörden ge- 
messen wurden und werden, hat diese revolutionären Neigungen 
verstärkt. Denn es kann keinem Zweifel unterliegen, dafs die 
Absichten und Handlungen der Arbeiter, ihre Lage zu ver- 
bessern, von der Bureaukratie und von den Gerichten oft als 
strafbar angesehen werden, während die Handlungen der 
Arbeitgeber zur Unterdrückung derartiger Bestrebungen direkt 
staatliche Unterstützung finden. Ausstände infolge von Lohn- 
streitigkeiten werden noch immer als revolutionäre Handlungen 
betrachtet, obgleich sie gar nichts mit Revolution zu tun 
haben. Ausschreitungen zu verhüten ist die Aufgabe der Be- 
hörde; alles andere geht sie in diesen Fragen nichts an. Die 
Gerichte strafen aber ausständische Arbeiter, Führer der 
Arbeiterbewegung usw. mit einer Härte, wie sie solche dem 
Arbeitgeber gegenüber nicht anwenden würden. Sie legen der 
Arbeiterbewegung gegenüber die Gesetze in einer Weise aus, 
dafs weite Kreise der Arbeiter an die Unparteilichkeit der 
Rechtsprechung nicht mehr glauben und dafs tatsächlich — 
es mufs dies offen gesagt werden — die Rechtsprechung 
parteiisch gegen die Arbeiter zu sein scheint. 

In diesen Zuständen wurzelt die Sozialdemokratie. Sie 
sagt den Arbeitern, und deren tägliche Erfahrung scheint dies 
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ZU bestätigen, dals nicht blois die gegenwärtige Gewalt ihnen 
feindlich sei, sondern dafs die ganzen Einrichtungen des Staates 
absichtlich so getroffen seien, um die Armen und Arbeitenden 
den Eeichen und „Nichtstuenden" auszuliefern. Sie ficht die 
gegenwärtige Eigentumsverteilung, die Existenz von Reich und 
Arm als ein willkürliches Produkt der von ihr sogenannten 
Gesellschaft an. und doch ist die Eigentumsverteilong, wie 
Lassen (48) mit vollem Recht bemerkt, das Erzeugnis des 
Rechtsbewuistseins aller Geschlechter vor uns, nicht aber die 
Frucht des Unverstandes und der Gewalt und Ungerechtigkeit. 
Sie ist, naturwissenschaftlich ausgedrückt, Entwickelungs- 
resultat, ist geworden, nicht geschaffen. 

Die Sozialdemokratie — und damit lockt sie die Ai-beiter 

— behauptet femer, dafs nur im Arbeiter wahre Sittlichkeit zu 
finden sei, während die besitzenden und angeblich ausbeutenden 
Klassen sich in Sittenlosigkeit geradezu überschlügen. Bebeis 
Buch über die Frau (3) enthält eine Masse Erzählungen, 
welche die letztere Behauptung beweisen sollen, ist aber von 
einem so widerlichen Pharisäismus getränkt, übersieht so ge- 
flissentlich die Fehler der Arbeiter, dals es hierdurch nicht 
blofs ungeniefsbar wird, sondern auch die Tatsachen geradezu 
fälscht. Darum, so lehrt die Sozialdemokratie, kann es nur 
besser werden, wenn der ganze Grundbau unserer staatlichen 
Einrichtungen geändert wird. Da das sogenante Privatkapital 
den Arbeiter ausbeute, so müsse es abgeschafft werden. Seine 
Ersetzung durch Kollektivkapital, um hierbei der Darstellung 
von Seh äff le (73) zu folgen, Eigentum aller Mitglieder der 
Gesellschaft, d. h. des Staates, an den Produktionsmitteln, 
soziale Organisation der Nationalarbeit, Verteilung des gemein- 
samen Produktes an Alle nach dem Mafse und dem gesell- 
schaftlichen Gebrauchswerte der Arbeitsleistung eines Jeden 

— viele Sozialisten wollen dagegen vollkommen gleiche Ver- 
teilung ohne Rücksicht auf den Wert der Arbeitsleistung — : 
also Kollektivbesitz an Produktionsmitteln und aus- 
schliefsliches Arbeitseinkommen ist das offen aus- 
gesprochene Endziel des republikanischen und das 
verheimlichte des monarchischen Sozialismus. Da- 
durch sollen die Arbeiter den Himmel auf Erden erhalten, 
Not und Elend sollen für immer aufhören und allgemeine 
Glückseligkeit Platz greifen. 
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Dafs der „Kollektivbesitz an Produktionsmitteln", oder 
i^eniger geschraubt und darum wissenschaftlicher ausgedrückt, 
dafs die Verstaatlichung der Arbeitsmittel auch zu einer Ver- 
staatlichung der Arbeitsgelegenheiten führen mnfs, daiis also 
im idealen sozialistischen Staate der Zukunft es Niemandem 
freistehen wird, dort zu arbeiten, wo es ihm behagt, und das 
zu arbeiten, was ihn interessiert, ist die natürliche Eonsequenz 
der sozialistischen Ideen. Jeder Staatsbürger vielmehr hat 
das zu arbeiten, was ihm die Staatsoberhäupter vom roten 
Tische sozialistischer Bureaukratie anbefehlen, jeder hat dort 
zu arbeiten, wohin er von Staats wegen geschickt wird. Im 
sozialistischen Staate hftrt das Recht der Persönlichkeit auf sich 
selber auf, sie gehört, wie dies Bebel (3), der hierin wenigstens 
konsequent ist, mit Einzelheiten ausführt, vom Augenblicke 
der Geburt an dem Staate. Und wer sich nicht fügen will, 
kann verhungern; denn, so rief einmal Bebel im deutschen 
Reichstage aus, wer nicht arbeiten will, bekommt nichts zu 
essen, d. h. wer nicht bedingungslos gehorcht, wird aus der 
Liste der Lebenden gestrichen. Indem aber der sozialistische 
Staat jede Regung der Persönlichkeit nach den Bedürfnissen 
des Wirtschaftslebens regelt, indem er überhaupt nur die 
wirtschaftliche Seite des Daseins berücksichtigt und dar- 
nach den Wert der Einzelnen einschätzt, unterdrückt er tat- 
sächlich die freie selbstbewulste Personalität und zieht sich 
die Herden-Individualität heran. 

Ein Fehler der sozialistischen Bestrebungen ist, dais sie 
nm* auf die Industriebevölkerung Rücksicht nehmen, dafs sie 
also ein egoistisches Elasseninteresse, keineswegs aber ein 
allgemein menschliches zu befriedigen suchen. Und weil dies 
der Fall ist, so kann die Sozialdemokratie auch alle ihre 
Zukunftspläne immer nur der Fabrikindustrie anpassen; der 
sozialistische Zukunftsstaat gleicht daher einer terroristisch 
f2:eleiteten Fabrik auf ein Haar, aber niemals einem allgemein 
menschlichen Staate. Dafs die Sozialdemokratie terrorisieren 
mufe, ist in ihren Ideen begründet und sie unterscheidet sich 
hierin nicht im mindesten vom monarchischen Sozialismus. 
Ein freies Ausleben der Persönlichkeit kann und darf sie nicht 
dulden, denn dann würde die angeborene Ungleichheit der 
Personalitäten sehr bald die Schablone der sozialistischen 
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Bareaokratie zerbrechen, die Natur würde die könstlich her- 
gestellte Gleichheit aufheben. Die Sozialdemokratie geht 
nämlich von dem Gedanken der Gleichheit aller Menschen ans, 
unterscheidet aber dabei nicht die gleiche Berechtigung aller 
Menschen dem Staate gegenüber von der natürlichen Un- 
gleichheit der einzelnen untereinander. Ja sie behauptet, 
wenn man Bebel (3) hier als ihr Sprachrohr betrachten kann, 
geradezu die natürliche Gleichheit aller Menschen und be- 
weist dadurch nur, dafs sie, die auf dem Boden der Natur- 
wissenschaften zu stehen vorgibt, von deren Lehren, nament- 
lich von denen der Biologie, keine Ahnung hat. 

In der Einleitung, bei Besprechung der Deszendenztheorie, 
ist ausführlich bewiesen worden, dals der Individualismus das 
hen'schende Prinzip in der Natur ist Nur darum, weil Tiere 
und Pflanzen Individuen sind, ist ein Fortschritt in der körper- 
lichen Organisation der Lebewesen möglich gewesen. Wäre 
der Individualismus, wie er in der Einleitung charakterisiert 
worden ist, kein Attribut, keine immanente Eigenschaft der 
lebendigen Substanz: es hätten sich niemals komplizierte Or- 
ganismen aus primitiven Anfängen entwickeln können. In der 
^Menschheitsgeschichte ist, wie im ersten Buche eingehend dar- 
getan wurde, das psychische Moment zum physischen hinzu- 
gekommen und hat die rein körperliche Individualität zur 
geistigen Personalität gemacht. Jeder geistige und sittliche, 
also jeder civilisatorische FoiiBchritt ist in der angeborenen 
Ungleichheit der Personalitäten ebenso begründet, wie der 
körperliche Fortschritt in der angeborenen Ungleichheit der 
Individualitäten. Physischer Individualismus und psy- 
chischer Personalismus, von denen der letztere auf dem 
ersteren ruht, beherrschen also die Menschheitsent- 
wickelung. Die Ungleichheit der Organisation der 
Einzelmenschen liefert das Material für jeden Fort- 
schritt und diese Ungleichheit kann sich nur dann 
wirklich entfalten, wenn Gleichheit der Daseins- 
bedingungen für alle vorhanden ist. Hiergegen aber 
verstöfst die Sozialdemokratie. 

Ziegler (96), welcher die Unvereinbarkeit sozialistischer 
Anschauungen mit dem natürlichen Geschehen dargetan hat, ist 
4och auf die in der Natur sich offenbarenden Prinzipien nicht 
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näher eingegangen and darum konnten seine sonst zatreffenden 
Aasfährungen auf die Sozialdemokratie keinen Eindruck 
machen. Und er hat auch nicht scharf genug hervorgehoben, 
wo von naturwissenschaftlichem Standpunkte aus der Grund- 
fehler des Sozialismus zu suchen ist. Wohl will die Sozial- 
demokratie die Gleichheit der Däseinsbedingungen angeblich 
vollkommen herstellen, die im gegenwärtigen Staate, wie hier 
gezeigt wurde, durchaus nicht vorhanden ist, aber sie will in 
keiner Weise der Ungleichheit der geistig-körperlichen Or- 
ganisationen Rechnung tragen. Den schlimmsten Scha- 
blonismus, den stupidesten Schematismus der monar- 
chischen Bureaukratie ahmt sie nach, sie widerstrebt 
in ihren letzten Zielen dem natürlichen Grundzuge 
der Menschheit, der Ungleichheit, und darum ist sie, 
ist überhaupt jeder Sozialismus, der monarchische 
wie der republikanische, auf die Dauer unmöglich. 
Vorübergehende Erfolge kann der Sozialismus wohl erringen, 
er kann sogar eine sich sehr selbstbewufst und siegesgewifs 
gebärdende akademische Vertretung finden; Dauerndes kann 
und vnrA er nie erreichen. Denn nur das hat Bestand im Leben, 
was auf natfirlieher Basis anfriiht. Darum halte ich die Sozial- 
demokratie für politisch ganz ungefährlich. Sie kann bei 
den Wahlen eine sehr beträchtliche Zahl von Stimmen auf 
sich vereinigen, sie kann viele Vertreter ins Parlament senden, 
sie regt die Geister so auf und an, dafs viele menschheitliche 
Probleme von einer neuen Seite erfaJst werden: mehr aber 
leistet sie nicht, mehr erreicht sie auch nicht. Die Sozial- 
demokratie ist nur so lange gefährlich, wie man sie 
dafür hält. Viel gefährlicher ist der monarchische Sozia- 
lismus, weil er ein Heuchler ist, weil er seinen revolutionären 
Charakter unter der monarchischen Maske verbirgt, weil er 
angeblich die wahre Freiheit und Glückseligkeit verbreiten 
will, tatsächlich aber gleich dem republikanischen Sozialismus 
den stupidesten Staatsabsolutismus mit Vernichtung jeglicher 
persönlicher Freiheit im Gefolge hat. 

Die Sozialdemokratie, so wurde eben gesagt, ist nur so- 
lange gefährlich, solange man sie dafür hält. Den besten 
Beweis hierfür liefert die Entwickelung dieser Partei in 
Deutschland nach Aufhebung des Sozialistengesetzes. Es war 
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einer der grölsten Fehler Bismarckscher Politik, die Partei 
unter ein Ausnahmegesetz zu stellen. Preisgegeben der bru- 
talen Willkür der ßureaukratie, rechtlos dastehend in einem 
angeblichen Rechtsstaate entstand in der Sozialdemokratie 
ein glühender Hafs gegen die bestehende Staatsordnung, der 
alle in der Partei vorhandenen zentrifugalen Tendenzen znm 
Schweigen brachte. Mit der Aufhebung des Gesetzes machten 
sich diese Tendenzen geltend und die Partei fiel aus ihrer na- 
türlichen Rolle. Es begann jene kritische Selbstzersetznng 
der sozialistischen Lehren, die auf den einzelnen Parteitagen 
durch terroristische Beschlüsse aufgehalten werden sollte, 
welche, wie Gleiches bisher nur die römische Hie- 
rarchie fertig gebracht hat, bestimmten, was von Partei 
wegen als wahr gelte was nicht, wie weit sich die Kritik 
zu erstrecken und wo sie still zu halten habe. Es zeigen 
übrigens, dies sei hier beiläufig bemerkt, derartige Partei- 
beschlüsse deutlich, wde wenig der Sozialismus die freie Be- 
wegung der Personalitäten verträgt, welch ein Druck also im 
sozialistischen Zukunftsstaate auf den Menschen lasten würde. 
Marx (54 und: kommunistisches Manifest) hatte die Be- 
hauptung aufgestellt, die wie alle Behauptungen dieses un- 
klaren Kopfes durch die tatsächliche Entwickelung keine 
Stütze gefunden haben, dafs die sogenannte kapitalistische 
Produktion dahin dränge, einzelne Kapital-Mammuts zu 
schaffen, denen die ganze Masse der verelendeten übrigen 
Menschheit gegenüber stehen würde. Habe diese Entwickelung 
den höchsten Grad erreicht, dann würden die Kapital-Mammuts 
eines Tages von den Besitzlosen expropriiert und durch den 
Terrorismus des revolutionären Proletariats hindurch schritte 
die Menschheit zu neuen, allgemeine Glückseligkeit verbür- 
genden StaatsgebUden. Diese Theorie wird von Bernstein 
(5), einem begeisterten Verehrer von Marx aber gleichzeitig 
einem logischen Kopfe, in Grund und Boden kritisiert. Er 
sagt in einem der zitierten Abhandlung beigedruckten Send- 
schreiben an den Stuttgarter Parteitag der Sozialdemokratie: 
„Die Zuspitzung der gesellschaftlichen Verhältnisse hat sich 
nicht in der Weise vollzogen, wie sie das (kommunistische) 
Manifest (von Marx) schildert Es ist nicht nur nutzlos, 
es ist auch die gröfste Torheit, sich dies zu verheimlichen. 



Kap. 26. Die politischen Parteien. 241 

Die Zahl der Besitzenden ist nicht kleiner, sondern g^röüser 
geworden. Die enorme Vermehrung des gesellschaftlichen 
Beichtnms wird nicht von einer zusammenschmmpfenden Zahl 
von Eapitalmagnaten, sondern von einer wachsenden Zahl 
von Kapitalisten aller Grade begleitet. Die Mittelschichten 
ändern ihren Charakter, aber sie verschwinden nicht aus der 
gesellschaftlichen Stufenleiter" (S. VI). In der höchst lesens- 
werten Abhandlung selber heilst es: „Es ist also durchaus 
falsch anzunehmen, daJs die gegenwartige Entwickelung eine 
relative oder gar absolute Verminderung der Zahl der Be- 
sitzenden aufweist Nicht ,mehr oder minder', sondern 
schlechtweg mehr, d. h. absolut und relativ wächst die Zahl 
der Besitzenden" (S. 50). 

Man sieht: Bernstein weist nach, dals die Grundlage 
des politischen Sozialismus, nämlich die von Marx in seinem 
„Kapital" angeblich wissenschaftlich begründeten, in seinem 
„kommunistischen Manifest" programmatisch zugespitzten 
Anschauungen total falsch sind. Daus Bernstein, der sich 
offenbar aus dem Sozialismus herausgedacht hat, nicht die 
Konsequenz seines Denkens zieht und nicht der Partei Valet 
sagt, ist seine Sache. Konsequenz im Denken und Konse- 
quenz im Handeln gehen nicht immer, man könnte fast sagen, 
gehen nur selten parallel. Aber wenn er nun den Marxismus 
auf den Kopf stellt, wenn er sagt: „nicht vom Eückgang, 
sondern von der Zunahme des gesellschaftlichen Reichtums 
hängen die Aussichten des Sozialismus ab" (S. 51), so ist das 
ein logischer Saltomortale, den ihm nicht so leicht ein anderer 
nachmachen kann. Bewiesen wird dadurch jedenfalls, dafs 
die Grundanschauungen des Sozialismus, welche in dem Ge- 
schehen in der Natur keine Unterlage haben, auch logisch 
unhaltbar, politisch durch und durch falsch sind. 

Viel weiter wäre diese kritische Selbstzersetzung des 
Sozialismus bereits gediehen, wäre er nicht durch bureau- 
kratische Vergewaltigung hiervor künstlich bewahrt worden. 
Und es ist Torheit, ja man kann geradezu sagen, es ist ein 
politisches Verbrechen, immer wieder der Sozialdemokratie, 
blofe weil sie nicht so schnell von der Bildfläche verschwinden 
will, wie einige Bierbankpolitiker von ihr verlangen, mit Ge- 
waltandrohungen gegenüberzutreten. Denn mit einem Schlag- 

Bawitz, Ursreschichte, Geschichte und Politik. -^q 
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hört dann der Prozeüs der Selbstzersetznng auf, wie mit 
eisernen Klammem halten die angedrohten Gewaltmalsregeln 
alle, anch die am meisten zentrifugal strebenden Elemente 
in der Partei zusammen. Die Gesetze gegen den Um- 
sturz sind tatsächlich Gesetze für den Umsturz, sie 
starken im höchsten Grade den revolutionären Sozialismus. 
Ohne solche Gesetze hätte die Arbeiterschaft bei ihrem ge- 
sunden, nur durch sozialistische Utopien auf Abwege ge- 
leiteten Sinne die Fesseln der Sozialdemokratie längst abge- 
schüttelt. Sie hätte erkannt, dafe durch den Sozialismas die 
Arbeiterbewegung gefälscht wird. Diese ist ein Ringen des 
Personalismus nach Befreiung von einengenden staatUchen 
Schranken, jener bezweckt eine vollkommene Yerknechtung 
des Personalismus durch den alleinherrschenden Staat 

Das Aufgeben des Sozialistengesetzes hat, wie vorhin ge- 
sagt wurde, bewirkt, dafe die Sozialdemokratie politisch aus 
ihrer Rolle gefallen ist Sie muls zunächst ihre Eatastrophen- 
theorie aufgeben. Denn wenn wirklich der Entwickelungs- 
gang der sogenannten „kapitalistischen Gesellschaftsordnung' 
zu einem plötzlichen Zusammenbruche führen muls — die 
Sozialdemokratie steht offenbar auf dem von der Naturwissen- 
schaft längst verlassenen Standpunkte der plötzlichen allge- 
meinen und vollkommenen Veränderungen der Daseins- 
bedingungen — , so ist es ja sinnloses Tun, durch politische 
Mitarbeit diese Ordnung stützen zu helfen. Das aber tut die 
Sozialdemokratie; denn sie hat sich nach der Aufhebung des 
gegen sie erlassenen Ausnahmegesetzes in einem Umfange am 
politischen Leben, d. h. an der politischen Ausgestaltung des 
bestehenden Staates beteiligt, wie dies mit ihrer Tendenz 
in keiner Weise übereinstimmt. Hält aber die Sozialdemokratie 
diese gegenwärtige, angeblich so miserable „Gesellschafts- 
ordnung^ für verbesserungsfähig, dann hat sie damit selber 
den Ast abgesägt, auf dem sie sitzt. Die Unverbesser- 
lichkeit der heutigen Zustände ist das Grundthema der 
sozialistischen Agitation, die — es sei dies hierbei wiederholt 
hervorgehoben — nicht nur nicht identisch ist mit der 
Arbeiterbewegung, sondern zu deren Prinzipe sich 
direkt feindlich verhält. Die Möglichkeit der friedlichen 
Verbesserung unserer Zustände lälst den revolutionären. 
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^monarchischen wie republikanischen, Sozialismus als völlig 
überflüssig im politischen Leben erscheinen. 

Die falsche Identifizierung von Sozialismus und Arbeiter- 
Jbewegung hat der Sozialdemokratie Sympathien in Be- 
völkerungskreisen verschafft, die vor dem sozialistischen 
Zukunftsstaate mit seinem Herden -Individualismus Grauen 
«mpfinden müfsten. Die demagogische Lüge, dais das Los 
.der arbeitenden Klassen nur durch die Sozialdemokratie ge- 
bessert werden könnte, während derjenige, welcher hinter die 
agitatorischen Phrasen zu blicken vermag, erkennen mufs, 
clafs die Yerwirklichung der sozialistischen Ideen zu einer 
grenzenlosen Verknechtung der Arbeiter führen würde: diese 
Löge hat der Sozialdemokratie viele Anhänger geworben. 
Der Ärger über die bureaukratische Brutalisierung der 
Arbeiterbewegung, der Unwille über die immer mehr zu- 
jiehmende Überspannung des coenonistischen Prinzipes, die 
wachsende Erbitterung über die ungeheueren Ansprüche des 
Militarismus veranlassen Viele, bei den Wahlen für die 
Sozialdemokratie zu stimmen. Nicht den sozialistischen Zu- 
J^unftsstaat herbeizuführen, sondern ihrer Opposition den 
schärfsten Ausdruck zu geben ist die Absicht sehr vieler 
-sozialdemokratischer Wähler. 

So wird durch die Einsichtslosigkeit der Bureaukratie 
«nd durch die Urteilslosigkeit sehr vieler, ihr politisches 
Wissen nur aus Zeitungsartikeln schöpfender Menschen die 
-Sozialdemokratie in ganz ungewöhnlicher Weise gestärkt. 
Diese Partei, die, käme sie je zur Herrschaft, alle 
Kultur, alle Freiheit vernichten und einen trost- und 
hoffnungslosen Herden -Individualismus einsetzen 
würde, kann nur dann wirksam bekämpft werden, 
wenn man sie sich selbst überläfst. Das Motto der 
sogenannten Freihandelsschule „laisser faire laisser 
passer^ enthält das Leitmotiv zur Besiegung des 
Sozialismus. Wird dieser sich selbst überlassen, so be- 
ginnt die Zersetzung und Selbstzerfleischung in seinen Reihen. 
An der unerbittlichen Logik naturgemäl'sen Geschehens zer- 
schellen seine politischen wie wissenschaftlichen, praktischen 
wie theoretischen Phantasmen. Der Staat, welcher seine 
Aufgabe versteht, dessen Leiter erkannt haben, dafs 

16* 
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nur bei harmonischer Yereinigung des coenonistischen 
nnd des personalistischen Prinzipes ein friedlicher 
civilisatorischer Fortschritt der Menschheit möglich 
ist, wird dem Personalismas sein volles Recht zn 
teil werden lassen. Und ein frei sich entfaltender 
Personalismns wird den verbohrten Coenonismns^ 
wie ihn der republikanische gleich dem monarchischen So- 
zialismus vertritt, mit Leichtigkeit besiegen und den 
friedlichen Ausgleich der starken politischen Span- 
nung unserer Tage herbeiführen. 

Kap. 27. Die politischen Parteien. 

b) Die Reaktionären. 

Ihrem Wesen nach in schroffem Gegensätze zu den revo- 
lutionären stehen die reaktionären Parteien. Sie bieten in 
deutschen Landen ein eigenartiges Bild; denn dadurch dais, 
wie schon erwähnt wurde, die Bekenner des monarchischen 
Sozialismus in ihnen einen Unterschlupf gefunden, haben sie 
ein staatssozialistisches Moment beigemengt erhalten, welches 
ihren Tendenzen von Natur aus fremd ist Angegliedert hat 
sich ihnen ferner die in den letzten Jahrzehnten aufgetauchte 
Partei der Antisemiten, wenn man eine Hand voll Menschen^ 
die gar kein positives Ziel haben sondern nur in der Negation 
sich zusammenfinden, überhaupt als Partei rechnen will. Dafe 
die Bezeichnung „Antisemit^ an und für sich eine unsinnige 
ist, hat Henne am Rhyn (41) nachgewiesen. Der Partei- 
bezeichnung entspricht das Parteigebahren, entsprechen die 
Parteimänner. Von dieser pathologischen Erscheinung unseres 
politischen Lebens eingehender Notiz zu nehmen, ist far ein 
ernsthaftes wissenschaftliches Werk überflüssig. 

Durch die Beimengung monarchisch-sozialistischer Ele- 
mente zum sogenannten Konservatismus, der aber in Wahrheit 
nicht konservativ sondern reaktionär ist, nicht das Bestehende 
erhalten sondern Vergangenes und Überlebtes wieder einführen 
will, ist im politischen Leben Deutschlands das Schlagwort 
vom „sozialen Königtum** aufgebracht worden. Wie das 
soziale Motiv nichts mit den noch zu schildernden Be- 
strebungen der Reaktionäre zu tun hat, so ist das „soziale 
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Königtum'^, wenn man der bisher leereu Redensart einen In-» 
halt gibt, nichts anderes wie das wahrhaft konstitationelle 
Königtum. Erfüllt nämlich die Monarchie ihre konsti- 
tutionellen Pflichten, bleibt sie bei allen ihren Betätigungen, 
wie dies in England verwirklicht ist, innerhalb des Rahmens 
der Verfassung, so fafst sie die Funktionen von Goenonismus 
und Personalismus zusammen und führt beide Prinzipien, in- 
dem sie sie harmonisch verbindet, zu höherer staatlicher, d. h« 
sozialer Einheit. Dieses wahrhaft soziale Königtum wollen 
aber gerade diejenigen nicht, welche die Phrase erfunden 
haben. Sie verbinden vielmehr mit ihr, wenn sie sich über- 
haupt etwas denken, den Sinn, dais das Königtum von sich 
aus, in eigener Initiative und mit eigenen Kräften die sich 
aus der modernen Arbeiterbewegung ergebenden politischen 
Probleme zur Lösung bringe. „Alles fürs Volk, aber nichts 
durch das Volk*' ist die Losung dieser Verfechter des „sozialen 
Königtums*', deren ganze Verständnislosigkeit für die Bestre- 
bungen der Zeit sich dadurch offenbart. Das „soziale König- 
tum*' erscheint hiemach nur als eine besondere Form des 
Absolutismus, als ein in Wahrheit sozialistisches König- 
tum. Nicht Recht soll den nach sittlicher Befreiung ringenden 
Arbeitern werden, sondern Gnade sollen sie empfangen, denn 
ein Recht auf menschenwürdige Existenz wird ihnen nicht 
zugestanden. 

Dais die Arbeiter, die, wie im vorigen Kapitel gezeigt 
wurde, trotz der personalistischen Grundtendenz ihrer Bestre- 
bungen im republikanischen Sozialismus aufgehen, von dem 
monarchischen Sozialismus nichts wissen wollen, kann man 
ihnen nicht verdenken. Der Monarchismus hat bisher ihnen 
freiwillig keine ihrer berechtigten Forderungen erfüllt. Dafs 
aber die keineswegs uo bedingt coenonis tisch gesinnten Re- 
aktionäre für das sozialistische Königtum als für ihr Ideal 
sich begeistern, könnte merkwürdig erscheinen, müliste man 
nicht annehmen, dafs sie die Bedeutung ihres Ideals nicht 
verstehen. Denn wie der republikanische so würde auch der 
monarchische Sozialismus, oder was dasselbe heilst, das 
sozialistische Königtum die Vernichtung jeglicher Personalität 
herbeiführen. Das sozialistische Königtum, soll es nicht in 
impotenter Halbheit stecken bleiben, müi'ste zu einer so voll- 
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koinmenen Nivellierung der Menschen fuhren, dafs auch nicht 
eine einzige selbständige Persönlichkeit aus der Masse hervor- 
ragen würde, nicht eine einzige selbständige Regung mehr 
möglich wäre, sondern alle Menschen ohne Ausnahme in denr 
einmal bestimmten Geleise sich bewegen müfsten. Die Wirk- 
lichkeit würde sehr bald dartun, dals das sozialistische König- 
tum nicht, wie seine phrasenreicben Vorkämpfer in allen Ton- 
arten verkünden, ein Hebel des Kulturfortschrittes sondern,, 
wie all und jeder Sozialismus und Kollektivismus, das Grab 
aller Kultar wäre. 

Personalistisch sind die Reaktionäre gesinnt; aber ihr 
Personalismus offenbart sich nur von der Kehrseite, nämlich 
als Egoismus. Nur sich selber kennen diese. Leute, nur ihr 
eigenes Interesse verfechten sie in politischen Dingen und nur 
so weit und nur so lange gehen sie mit dem Staate, wie dies 
für sie von Vorteil ist. Sie erachten ihr Interesse und das 
des Staates für identisch und würden, sobald die politische 
Entwickelung Bahnen einschlüge, durch welche ihr egoisti- 
scher Nutzen keine volle Berücksichtigung fände, sich nicht 
einen Augenblick bedenken, gegen eben diesen Staat, als- 
dessen Fundament sie sich hinzustellen pflegen, mit aller 
Macht zu revolutionieren. 

Konservativ sein heilst: Festhalten am Bewährten, Ver- 
hüten, dals leichtsinnige Experimente mit den Staatseinrich- 
tungen gemacht werden. Ein in politischen Dingen konser- 
vativer Mann ist durchaus nicht der logischen Weiterentwicke- 
lung des Staates abgeneigt, er ist kein Gegner des wirklichen 
Fortschrittes: nur bedächtig will er vorwärts gehen, nur nach 
sorgfältiger Prüfung das Bessere, wenn er es als solches er- 
kannt hat, an des Guten Stelle setzen. Konservativ in diesenr 
Sinne sind z. B. die englischen Torys, nicht aber diejenigen 
Parteien, welche in Deutschland sich konservativ nennen. 
Deren Ideal ist der absolutistische Staat; die Revolution von^ 
1848, welche diesen endgiltig beseitigt hat, bildet für sie den 
Zeitpunkt, hinter welchen sie die Staatseinrichtungen zurück- 
bringen wollen. Allerdings haben die Kreise, aus denen sich 
die Vertreter dieser politischen Ansicht vorwiegend rekrutieren^ 
durch den modernen konstitutionellen Staat manche nicht un- 
beträchtlichen Vorteile erhalten: diese möchten sie sich gern- 
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l)ewahren. Aber dafs das Bürgertum in allen seinen Schichten 
einen Einfluis auf die Gestaltung der Staatseinrichtnngen aus- 
üben kann, dais Standesvorrechte verfassungsmäfsig nicht 
mehr existieren, dafe die Regierung dem Lande gegenüber 
nicht mehr unverantwortlich ist, sondern wenigstens vor der 
öflFentlichen Meinung eine Art Verantwortlichkeit trägt: das 
sind Zustände, welche denjenigen Parteien, die sich in 
Deutschland konservativ nennen, als unerträgliche erscheinen. 
Hierin wollen sie gründliche Änderungen herbeiführen, auf 
welchem Wege es auch immer sei; geht es nicht durch die 
Gesetzgebung dann durch den Staatsstreich. Dafs ihr egoisti- 
scher Vorteil dabei gewahrt werde, dafür werden sie schon 
sorgen. Sie allein wollen Einflufs auf die Regierung haben, 
sie allein wollen bestimmend auf die Entschlüsse des 
Monarchen einwirken. Unbeschränkt durch Kammern soll 
angeblich die Krone das Land leiten, vorausgesetzt dafs dieser 
sogenannten Konservativen Interessen dabei geschützt und 
berücksichtigt werden; denn unbedingt gilt für sie das Wort: 
„und der König absolut, wenn er unsern Willen tut." Darum 
eben gibt es in Deutschland keine wahrhaft konservativen 
Parteien. Wegen der eben geschilderten Tendenzen, die hier 
zum offenen Ausdruck kommen, dort mehr verschleiert 
werden, sind die sogenannten Konservativen tatsächlich Re- 
aktionäre. Den nach Fortschritt drängenden, auf Durch- 
führung des Konstitutionalismus hinarbeitenden Bestrebungen 
stellen sie den Rückschritt, die Beseitigung aller konsti- 
tutionellen Einrichtungen gegenüber. 

Die Bevölkerungskreise, aus denen die Reaktionäre kommen, 
sind die Bureaukratie und der grundbesitzende Kleinadel, das 
sogenannte Junkertum, mit denen sich die Hierarchie aller 
Konfessionen und die ihr anhängenden Volksschichten ver- 
einigen. Der reichsunmittelbare Grofsadel, also die früher 
herrschend gewesenen Familien der jetzt den Einzelstaaten 
Deutschlands einverleibten kleinen Territorien, ist seinem Wesen 
nach konservativ, aber keineswegs reaktionär. Seine inter- 
nationalen Beziehungen, seine im allgemeinen gesicherte, ja 
glänzende wirtschaftliche Lage verschaffen ihm einen weiteren, 
freieren Blick in politischen Dingen, als solchen das Junker- 
tum besitzt. Indessen ist der Grofsadel in Deutschland ohne 
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jede Bedeutang für die politische Entwickelnng, sodais er anch 
für nnsere Betrachtung fortfällt. 

Aas der Boreankratie werden nicht blols die meisten 
Ministerien besetzt, sondern, was für die Beeinflufsung der 
politischen Zustände in einer bestimmten Richtung von viel 
gröfserer Wichtigkeit ist, aus ihr werden auch fast ausschlielJs- 
lich jene Männer genommen, denen die Leitung der lokalen 
Verwaltung obliegt. Die Yerwaltungsbeamten der Kreise, Be- 
zirke und Provinzen stammen aus ihr; und was dies bei dem 
Charakter der Bureaukratie, wie er in Kapitel 21 ausführlich 
geschildert wurde, besagen will, ist ohne weiteres klar. Ab- 
hold jeder selbständigen politischen Regung bei den Staats- 
bürgern, getragen von dem BewuTstsein politischer Unfehl- 
barkeit, durchdrungen von der Auffassung, dals der Staat za 
gründe gehen müsse, wenn nicht das Yerwaltungsschema in 
allen Einzelheiten bei jeder grofsen und kleinen Veranlassung 
durchgeführt wird, hat die Bureaukratie das unausgesetzte 
Streben, den Staatswagen in antikonstitutionelle Richtung zu 
drängen. Und da die lokalen Yerwaltungsbeamten in sehr 
grolser Zahl in den Parlamenten vorhanden sind, sich hier 
den sogenannten konservativen Parteien anschlieisen, so be- 
dingen sie deren reaktionäre Haltung. 

Das Junkertum, das mit der Bureaukratie vielfach in per- 
sönlichen Beziehungen steht, mit ihr verschwägert, wenn auch 
nicht befreundet ist, liefert, wie gesagt, ebenfalls viele Mit- 
glieder für die reaktionären Parteien. Unabhängiger als die 
Beamten sind die Junker in vieler Beziehung auch gefahr- 
licher als diese. Vor allem darum, weil aus ihren Kreisen 
hauptsächlich das Offizierkorps des Heeres sich ergänzt, weil 
die höheren Truppenführer fast durchweg den Familien des 
E^einadels entnommen werden. Verletzung der egoistischen 
Interessen dieser Familien wird daher oft genug gleichgeachtet 
der Verletzung der militärischen Interessen. Und da diese als 
die wichtigsten, vielfach als die alleinigen Interessen des 
Staates betrachtet werden, so identifizieren sie ihr Familien- 
interesse mit dem Staatsinteresse. 

Ist dies an und für sich schon ein Übel, so wird das Un- 
gesunde dieses Verhältnisses noch vermehrt durch die Tat- 
sache, dafs auch die leitenden Kreise dieselbe Ansicht hegen. 
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Denn wenn wiederholt in den deutschen Parlamenten von den 
Regierungen die Erklärung abgegeben wurde: in Preufsen, in 
Deutschland lasse sich ohne die konservativen Parteien nicht 
regieren, so liegt einer solchen Erklärung meist unbewufst, 
selten bewufst die Rucksicht auf das Militär zu gründe. Wegen 
der verwandtschaftlichen Beziehungen, welche zwischen den 
politisch- reaktionären Junkern und den Truppenführern vor- 
handen sind: um diese nicht zu verstimmen, müssen jene 
geschont, berücksichtigt, vorgezogen werden. Nur eine so 
kolossale Persönlichkeit wie Bismarck konnte der junkerlichen 
Fronde gegenübertreten und ihr den Daumen aufs Auge setzen, 
ohne befürchten zu müssen, die führenden militärischen Kreise 
gegen sich in Harnisch zu bringen. Jeder andere Minister 
dagegen muis bei seinem Verhalten den Reaktionären gegen- 
über immer an das Militär mitdenken. Dadurch aber haben 
die reaktionären Parteien in Deutschland eine Macht erlangt, 
die für die friedliche Ausgestaltung der politischen Verhält- 
nisse direkt gefährlich ist und nebenbei weder der geistigen 
noch der wirtschaftlichen Bedeutung dieser Kreise entspricht. 
Da in den Parlamenten, trotz deren wenig freiheitlicher Rich- 
tung, keine Neigung vorhanden ist, den Staat dem Junkertum 
auszuliefern, da letzteres daher nur einen beschränkten Ein- 
fluis ausüben und seine Ziele nur auf Umwegen erreichen 
kann, so geht sein Streben dahin, die Verfassung zu beseitigen. 
Es hetzt bald von der Rednerbühne des Parlamentes herab, 
bald hinter den Kulissen zu Gewaltmafsregeln auf, um nament- 
lich das allgemeine Wahlrecht zu beseitigen. Es drängt zum 
Staatsstreich in der Voraussetzung, dafs das Militär jede Re- 
volte siegreich niederschlagen werde, und in der begründeten 
Hoffnung, auf diesem Wege seine Macht auch der Krone gegen- 
über zu befestigen und zu vermehren. 

Scheinbar will das reaktionäre Junkertum den Staat, also 
das coenonistische Prinzip, stärken, tatsächlich verfolgt es nur 
seine egoistischen Interessen. Es kann sich selber aber nur 
dienen, wenn es alle freiheitlichen, dem Personalismus zugute 
kommenden Errungenschaften beseitigt. Mit anderen Worten 
also: der Egoismus zeigt sich hier wieder einmal als 
Todfeind des Personalismus. 

Dals die reaktionären Parteien einzig und allein von ihren 



250 HL Buch. Kritik der gegenwärtigen polit Zustande Deutschlands. 

egoistischen Interessen geleitet werden, dafs sie keine Rück- 
sichten anf das Allgemeinwohl kennen, oder vielmehr dais sie 
sich mit der Allgemeinheit identifizieren, dals sie, um ihre 
Absichten ansznführen, selbst die internationalen Beziehangen 
des Reiches ohne Scheu gefährden, beweist das Yorgehen des 
sogenannten Bundes der Landwirte. Die Tatsache, daüs der 
grundbesitzende Kleinadel in einem dauernden und, wie es 
scheint, unaufhaltsamen wirtschaftlichen Niedergange begriffen 
ist, hat die Junker veranlaist, sich zu einer Art Genossen- 
schaft; zusammenzutun, welcher die Aufgabe übertragen ist, 
nach Kräften an der Beseitigung der wirtschaftlichen Not zu 
arbeiten. Dies ist der Junker gutes Recht und niemand kann 
und wird sie darob tadeln. Dalk sie ihren Niedergang als den 
Niedergang der Landwirtschaft überhaupt darstellen, ist eine 
rhetorische Übertreibung, weiter nichts. Dals sie zur Ver- 
hütung ihres Unterganges die Staatshilfe anrufen, aus sich 
heraus aber keine Mittel für ihre wirtschaftliche Gesundung 
zu finden wissen, beweist entweder ihre Unföhigkeit zu ener- 
gischem Tun in eigenen Angelegenheiten oder die Unheil- 
barkeit des Zustandes oder auch beides zugleich. Dafe sie 
aber die Staatshilfe in einer Weise beanspruchen, dals alle 
anderen Berufskategorien dadurch auf das empfindlichste ge- 
schädigt werden, dafs sie namentlich auf eine derartige Er- 
höhung der Getreide- und damit der Brotpreise dringen, wie 
solche kaum zu den Zeiten der Hungersnöte früherer Jahr- 
hunderte erreicht worden war, das zeigt die ganze Grölse ihres 
Egoismus und das geradezu Gemeingefährliche ihres Treibens. 
Vielfach wird bei der politischen Geltendmachung selbstischer 
Interessen die alberne Redensart angewendet, dafs es sich 
darum handle, einen „gesunden Egoismus '^ zu zeigen. Der 
Egoismus ist niemals etwas Gesundes, er ist immer die Kehr- 
seite, also die Entartung des Personalismus. Nur persona- 
listische Interessen sind berechtigt, denn sie sind vereinbar 
mit den Interessen der Coenonie; egoistisches Streben aber 
ist immer verwerflich, es palst weder zum Personalismus 
noch zum Coenonismus. 

Die leitenden Kreise in Deutschland erkennen sehr wohl 
die Gefahr, die dem Staatswesen durch das Überwuchern des 
junkerlichen Egoismus droht; sie sind sich offenbar nicht einen 
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Augenblick im Unklaren darüber, dals das Reich in schwere 
internationale Wirren geraten müfste, würde man das junker- 
liche Begehren vollinhaltlich erfüllen. Aber trotzdem wagen 
sie, welche den nach sittlicher Befreiung ringenden Arbeitern 
gegenüber keine Rücksicht kennen, dem Junkertum gegenüber 
nicht, dessen egoistisches, also unsittliches Begehren in die 
gebührenden Schranken zu weisen. Nicht Furcht vor dem 
Junkertum als solchem hält, wie vielfach geglaubt wird, die 
Regierung hiervon ab, wohl aber die Besorgnis vor der 
Stimmung der mit dem Junkertum durch alle Bande des Blutes 
verbundenen soldatischen Führer. Es kann diesen nicht an- 
genehm sein, wenn ihre Familien wirtschaftlich zu Grunde 
gehen. Es ist ihnen von ihren Angehörigen gesagt worden, 
dafs allein vom Staate und zwar nur in der von den Junkern 
angestrebten Weise Rettung kommen könne, und daher setzen 
sie voraus, dafs der Staat, der für echte Militärs allein durch 
die Regierung repräsentiert wird, alles tun müsse, um ihre 
Familien zu erhalten. Nur hierin, also nur in der vielleicht 
unbewufsten Rücksicht auf das Militär liegt die Ursache für 
die Schwäche der Regierung dem Junkertum gegenüber. 
Hierin, d. h. in seinen militärischen Beziehungen 
liegt die politische Stärke des Junkertums, also der 
reaktionären Parteien. Diese Stärke bedeutet aber eine 
grofse Gefahr für das Land; die Gesetzgebung wird durch die 
Rücksicht auf eine wirtschaftlich anscheinend untüchtige 
Minderheit in ganz unzulässiger Weise beeinflufst, die inter- 
nationalen friedlichen Beziehungen werden eben hierdurch ge- 
legentlich auf das Bedenklichste gefährdet. 

Die reaktionären Parteien sind daher viel gefähr- 
licher als die revolutionären; denn obgleich sie in der 
Minorität sind, beherrschen sie doch die Regierung, die aus 
diesem Grunde nicht im stände ist, die Interessen der Coe- 
nonie und der Personalitäten in Einklang zu bringen. Nur 
eine entschiedene Absage an das Junkertum kann den Staat 
aus den falschen politischen Bahnen heraus wieder auf den 
richtigen Weg bringen. Nur die Rücksichtnahme auf daff 
allgemeine Wohl, nicht die Beschützunp gewisser Familien- 
kreise verbürgt den friedlichen civilisatorischen Fortschritt,, 
ermöglicht eine allmähliche Heilung der Schäden der Zeit. 
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Mit der politischen Reaktion geht Hand in Hand die 
Hierarchie, also die kirchliche Reaktion. Ist das Hineintragen 
religiöser Motive in das politische Leben, wie die Geschichte 
aller Zeiten und aller Völker lehrt, an und for sich ein grofses 
Übel, so hat die Einmischung der Hierarchie in die Politik 
stets eine Verwirrung der Verhältnisse und eine Fälschung 
der Zeitbestrebungen zur Folge, wie ebenfalls die Geschichte 
der Vergangenheit und der Gegenwart lehrt. „Ecclesia 
taceat in politicis^; ein Inkonipatibilitats-Gesetz sollte die 
Wählbarkeit der Geistlichen zu Parlaments- Abgeordneten ver- 
bieten; die völlige Trennung des Staates von der Kirche, 
namentlich die Befriedigung der Ansprüche der letzteren aus- 
schliefslich durch die Eirchenangehörigen ohne Staatsbeihilfe 
wurde die Einmischung der Hierarchie in das innerpolitische 
Leben des Staates zur Unmöglichkeit machen. Die bereits 
früher erwähnten Attentate der Hierarchie aof die Schule, die 
Vertiefung der ohnehin nicht unbeträchtlichen religiösen und 
konfessionellen Gegensätze durch ihr Hineinzerren in den 
politischen Tageskampf, die Fälschung der verschiedenen 
politischen Bestrebungen der Zeit, insofern die einen als mit 
dem „göttlichen Worte" angeblich in Übereinstinmaung, die 
anderen als in Widerspruch stehend erklärt werden: all dies 
würde bei einer Trennung von Staat und Kirche sofort auf- 
hören. Und das religiöse Motiv im Leben der Völker könnte 
nur gestärkt werden, wenn die Lehrer und Verbreiter der 
Religion sich ganz auf ihre in sittlicher Hinsicht so bedeut- 
same Aufgabe beschränken mül'sten. 

Welche Gefahren für den Staat die Einmischung der 
Hierarchie in das politische Leben haben kann, beweist die 
Existenz der römisch - katholischen Partei im deutschen 
Reichstage, der sogenannten Gentrumspartei. Dals dem hier- 
archischen Rom die neue Zeit im allgemeinen mit allen 
ihren Bestrebungen in Politik, Wissenschaft und Kunst ein 
Greuel ist, hat Pius IX. durch den Syllabus aller Welt ver- 
kündet. Dafs das neue deutsche Reich im besonderen mit 
seiner protestantischen Spitze für den römischen Pontifex ein 
fortwährendes Ärgernis bedeutet, geht unzweideutig daraus 
hervor, dals Deutschland als Gesamtreich keine diplomatische 
Vertretung beim Vatikan unterhalten kann, sondern nur die 
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Einzelstaaten dieses tun. Der direkte nnd indirekte Zusammen- 
hang der Centrumspartei mit Rom, wenn er sich bisher auch 
nur, wie anzuerkennen ist, in den rein kirchlichen Fragen 
offenbart hat, enthält dennoch eine groDse Gefahr für die ge- 
sunde Weiterentwickelung der politischen Einrichtungen 
Deutschlands. Die numerische Macht, welche das Centrum 
im Reichstage darstellt und die ihm auf absehbare Zeit durch 
die Unterstätzung der katholischen Geistlichkeit gesichert er- 
scheint, bedingt häufig genug ein Nachgeben seitens der 
Regierang gegen die hierarchischen Ansprüche des katholischen 
Klerus, um für rein weltliche Zwecke die Stimmen des Cen- 
trums zu erhalten. Das ist es, was ich als Fälschung des 
politischen Lebens durch das Hineintragen konfessioneller 
Motive bezeichnet habe. 

Trotz ihrer beträchtlichen Zahl von Abgeordneten ist in 
Deutschland die katholische Partei von Natur aus in der 
Minorität. Um etwas erreichen zu können, muis sie zusehen, 
dais sie sich mit anderen Parteien verbindet. Häufig genug 
hat sie daher der Regierung gegenüber in Opposition gestanden 
und gemeinschaftlich mit den liberalen Parteien die Schmäle- 
rung der Yolksrechte, d. h. der Betätigungsmöglichkeit der 
Personalitäten verhütet. So anerkennenswert ein solches Ver- 
halten ist, so wenig es bezweifelt werden kann, dais zahlreiche 
fromme Katholiken politisch entschieden liberale Männer sind : 
dafs eine nach Rom gravitierende Partei liberale Errungen- 
schaften verteidigt, ist ein Widerspruch in sich, ist eine Ironie 
der Geschichte. Keinen gröfseren Feind kennt der Liberalis- 
mus, als den römischen Pontifex; hätte Rom heute noch die 
Macht, die es im Mittelalter besessen, seine Untergebenen 
würden jede personalistische Regung auf das rücksichtsloseste 
bekämpfen. Ich nenne es daher eine Fälschung unseres 
politischen Lebens, dafs das Centrum liberale Errungenschaften 
verteidigt, und ich betrachte dieser inneren Unwahrhaftigkeit 
wegen die katholische Centrumspartei trotz ihrer liberalen 
Anwandlungen als ein Element der politischen Reaktion. 

Der politische und der konfessionelle Egoismus, 
Junkertum und Hierarchie, sind die reaktionären 
Elemente im politischen Leben Deutschlands. Ihre 
Bestrebungen sind nicht minder geföhrlich als die der revolu- 



254 ni. Buch. Kritik der gegenwärtigen polit Zustände Deutschlands. 

tionären Elemente, sie führen schliefslich entweder zu 
«inem Säbelregiment oder zu einer neuen Herrschaft 
Roms oder auch zu beiden. Ihre egoistischen Inter- 
essen drängen sie bald auf die Seite des Goenonismus, 
bald auf die des Personalismus; sie verhindern daher 
die harmonische Vereinigung beider Prinzipien und 
hemmen dadurch eine naturgemäfse Weiterbildung 
der politischen Einrichtungen Deutschlands. 

Kap. 28. Die politischen Parteien. 

c) Die Reformierenden. 
Zwischen den revolutionären und reaktionären Parteien 
stehen die reformierenden, nämlich die Vertreterinnen des 
Liberalismus, in der Mitte; von rechts und von links her 
werden sie gleich hart angefeindet. Und wenn auch die Parteien 
der Rechten, die Reaktionären, hie und da auf die Liberalen sich 
btützen müssen, um das Anfluten der Forderungen des repu- 
blikanischen Sozialismus einzudämmen, wenn die revolutionären 
Parteien von links her mit dem Liberalismus sich gelegent- 
lich zu verbinden gezwungen sind, um im Interesse ihrer 
Selbsterhaltung den reaktionären Ansturm auf die Yolks- 
rechte, also auf die dem Liberalismus zu verdankenden frei- 
heitlichen Errungenschaften abschlagen oder doch wenigstens 
aufhalten zu können: so grimmig hassen Revolution nnd 
Reaktion einander dennoch nicht wie sie beide die Reform 
hassen. Und das mit gutem Grunde. Wenn die Ideen des 
Liberalismus Verstand und Gemüt aller Menschen, statt wie 
bisher sie blofs zu streifen, voll ergriffen haben werden, dann 
ist es mit einem Schlage zu Ende mit der Macht der Reak- 
tion und mit den Aussichten der Revolution. Die Regierung 
steht ebenfalls dem Liberalismus ganz entschieden feindlich 
gegenüber: ja sie sieht lieber einige Dutzend Anhänger der 
sozialen Revolution in den deutschen Reichstag einziehen, als 
einen Liberalen. Hat doch in den 80er Jahren des vorigen 
Jahrhunderts ein hochgestellter Bureaukrat, der Polizei- . 
Präsident von Magdeburg, direkt aufgefordert, für den Sozial- 
demokraten gegen den Liberalen zu stimmen, hat doch sogar 
Bismarck selber erklärt, dais er den Liberalismus für ge- 
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fahrlicher erachte als den Sozialismus. Dafs die Leiter des 
Staates der entschiedenen Yertretong des Personalismas, und 
dies sind die reformierenden Parteien, nicht günstig gesinnt 
sind, dais sie die einzige Parteirichtung, welche, wie 
man vom naturwissenschaftlichen Standpunkte aus 
sagen mufs, wahrhaft staatserhaltend ist, weil sie die 
Interessen von Goenonisrous und Personalismus ins Gleich- 
gewicht zu bringen, also ihre Harmonie herzustellen sucht, 
mit allen zu ihrer Verfügung stehenden Machtmitteln be- 
kämpfen, zeigt einen hohen Grad von mangelnder Einsicht 
in -die naturgesetzlichen Existenzbedingungen des Staates an. 
Der Kampf, den die reformierenden Parteien gegen die über- 
mäfsige Ausdehnung coenonistischen Einflusses führen, soll 
die Macht der Leiter der Regierung in etwas einschränken: 
und das wollen diese sich nicht gefallen lassen. 

Den auf Staatsabsolutismus gerichteten Ideen der revo- 
lutionären, den egoistischen Bestrebungen der reaktionären 
Parteien gegenüber vertreten die reformierenden die Interessen 
des personalistischen Prinzipes im Parlament. Da nun nach 
der hier vertretenen Auffassung das letztere der Ort ist, an 
welchem der Personalismus seine politische Arbeit zu ver- 
richten hat, da diese darin besteht, den Ansprüchen der Coe- 
nonie gegenüber, welche von der Regierung wahrgenommen 
werden, die der Personalitäten zur Geltung zu bringen, um 
den Widerstreit beider aufzulösen und aus ihrer harmonischen 
Yereinigung das allgemeine Staatswohl hervorgehen zu lassen, 
so ist es ein Zeichen politischer Unreife oder ungesunder 
politischer Zustände, dafs in den deutschen Parlamenten das 
personalistische Prinzip nur durch eine Partei vertreten ist 
und dais diese sich in einflufsloser Minderheit befindet Da- 
durch besitzt das coenonistische Prinzip ein Übergewicht, 
welches der friedlichen Ausgestaltung der Staatseinrichtungen 
direkt hinderlich ist. Daher kommt es, dais in Deutschland 
jeder politische Fortschritt nur unter krampfartigen Zuckungen 
des ganzen Staatskörpers zu erreichen ist. Indem bald das 
egoistische bald das kollektivistisch-sozialistische Element mit 
der Regierung geht, wird die Gesetzgebung entweder gemiis- 
braucht zur BeMedigung von Sonder- und Klasseninteressen, 
wie z. B. bei dem Erlafs der Börsengesetze, bei dem Ver- 
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Sache, die Ennst unter polizeiliche Sitten-Kontrolle zu stellen 
usw., oder es wird, wie durch die sogenannte Sozialreform, 
der Staatsabsolutismus in bedeutendem Grade gestärkt Nor 
mit Mühe und nur selten vermögen hierbei die reformierenden 
Parteien das Recht der Personalitäten zu wahren. Stets wird 
eine wilde Agitation für und wider derartige Gesetze entfacht^ 
alle guten und bösen Eigenschaften der Menschen werden 
aufgerufen, um Partei zu ergreifen in dem entbrannten 
Kampfe, und wie immer das Resultat auch sein möge, Er- 
bitterung und Hafs und Zorn sind erweckt. Nicht als ob 
Glieder desselben Staatskörpers mit einander im Wettstreit 
sich befänden, welches von ihnen dem allgemeinen Wohle 
besser dienen wolle, sondern als ob wütende, verschiedenen 
Staaten angehörende Feinde einander gegenüberstünden und 
Tod und Vernichtung das Ziel sei: das ist die Signatur der 
politischen Kämpfe in Deutschland. Und nur darum ist sie 
es, weil im sogenannten naturwissenschaftlichen Zeitalter die 
Unkenntnis der naturgesetzlichen, Staaten- und Menschen- 
geschicke regulierenden Faktoren eine allgemeine ist, ihr Vor- 
handensein von den meisten kaum unklar geahnt wird. 

Dank ihrer Übermacht hat femer die Regierung wenig 
Respekt selbst vor einstimmigen Reichstagsbeschlüssen, sie 
läfst diese entweder ganz unberücksichtigt oder verlangt so- 
genannte Kompensationen, wenn sie sie ausfahren will. Ein 
harmloseres Verlangen z. B. als die in Kap. 25 bereits er- 
wähnte Gewährung von Tagegeldern an die Reichstagsabge- 
ordneten kann es kaum geben. Trotzdem werden hier Kom- 
pensationen zur Einschränkung der personalistischen Bewe- 
gungsfreiheit verlangt, als ob mit der Zahlung von täglich 
20 Mk. an jeden Abgeordneten der Bestand des deutschen 
Reiches gefährdet würde. Unberechtigt wie der Sache nach 
in diesem Falle ein Verlangen nach sogenannten Kompen- 
sationen ist, zeigt dasselbe nur die Furcht der heutigen 
Regierenden vor dem Personalismus und auch hierbei die un- 
zureichende Einsicht in die bestimmenden Faktoren des 
Staatslebens. 

Zu politischer Unfruchtbarkeit ist der Liberalismus in 
den gegenwärtigen Zeitläuften dadurch verurteilt, dafs er im 
Kampfe gegen Reaktion, Revolution und Hypercoenonismus, 
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wenn der Ausdruck als Bezeichnung der Regierungsbestre- 
bungen zulässig wäre, seine bisherigen Errungenschaften ver- 
teidigen mufs. 

Die Unklarheit der Anschauungen über die Grenzen der 
Leistungsfähigkeit des Staates, den man vielfach für ein mit 
Allmacht und Allwissenheit ausgerüstetes fabelhaftes Wesen 
zu halten scheint, hat zugleich, wie aus den Schilde- 
rungen der beiden voraufgehenden Kapitel erhellt, die An- 
sprüche der Einzelnen an den Staat ins Ungeheuerliche ge- 
steigert. Der Junker verlangt, dafs der Staat ihm hohe 
Getreidepreise garantiere und ihm durch Verschlechterung des 
Oeldes die Möglichkeit zur Bezahlung seiner Schulden ver- 
sebaffe, der Industrie-Arbeiter erwartet, dafe der Staat ihm 
geringe Arbeitszeit, hohen Arbeitslohn und behagliches Leben 
besorge, der Industrielle verlangt vom Staate, dafs er ihm 
den nutzbringenden Absatz seiner Produkte im Lande und 
^ufserhalb desselben sichere, kurz: alle glauben, dafs der 
Staat, wenn er nur wolle, jeden noch so ausschweifenden 
Wunsch zu befriedigen im stände sei. Als ob der Staat etwas 
anderes wie ein Gedankending, als ob er ein besonderes, mit 
geistigen und körperlichen Eigenschaften ausgestattetes Wesen 
und nicht, wie doch tatsächlich, nur die Gemeinschaft aller 
Staatsbürger wäre! Die Regierung kommt diesem törichten 
Verlangen leider nur zu weit entgegen und vermehrt dadurch 
die Begehrlichkeit der Menschen und die Unvernunft ihrer 
Wünsche. Sie kommt aber, wie dies durch die Natur des 
Staates bedingt wird, der, weil er eben nur die Gesamtheit 
ist, auch nur dann etwas dem Einen geben kann, wenn er es 
zuvor dem Andern genommen, sehr bald an die Grenze ihrer 
Leistungsfähigkeit, so dafs hierdurch ebenfalls die Unzu- 
friedenheit vermehrt wird. Versteckte und offene Feinde ent- 
stehen aus der Begehrlichkeit dem Staate, d. h. der gegen- 
wärtigen äulseren Form der Coenonie und verstärken die 
Reihen der revolutionären Parteien. 

Vergebens weisen die reformierenden Parteien gegenüber 
den Ansprüchen der revolutionären und reaktionären auf die 
Natur des Staates hin. Vergebens zeigen sie, dafs nur die 
Freiheit der einzelnen Persönlichkeit die Gesamtheit fördern 
kann, dafs aber diese civilisatorisch zurückgehen mufs, wenn 

Bawitz, Urgeschiclite, Oeschiclite nnd Politik. yj 
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für alle Erscheinangen des täglichen Lebens die Staatsallmacht 
als Retterin proklamiert und angerufen wird. Niemand hört 
auf sie, Felonie zeigt sich in ihren eigenen Reihen, an ihnen 
erweist sich die Wahrheit der Moral der bekannten Geliert- 
sehen Fabel vom „Land der Hinkenden^: 

„Vergebens wird's ein Weiser wagen, 
Und dafs wir Toren sind uns sagen, 
Wir selber halten ihn dafür, 
Blofs weil er klüger ist als wir.** 

Mangel an Verständnis für die Bestrebungen der Zeit, 
Doktrinarismus, Prinzipienreiterei, theoretische Verbohrtheit, 
politische Unfähigkeit, und wie die schmuckenden Beiworter 
lauten mögen, werden dem Liberalismus, d. h. den refor- 
mierenden Parteien von ihren Gegnern vorgeworfen. Und da 
dio reaktionären Parteien mit der Macht gehen, daher für 
strebsame Geister eine grofse Anziehungskraft haben, da die 
i'evolutionären Parteien durch ihre Phantastereien über die 
Zukunft wie durch ihre schroffe Negierung alles Bestehenden 
unerfahrene und unklare Gemüter aiilocken, da zudem die 
Hierarchie aller Eonfessionen, eben weil sie Hierarchie ist, 
von vorneherein feindlich allen liberalen Ideen gegenüber steht: 
darum sind die liberalen Elemente im deutschen Reichstage 
iu der Minderheit, darum auch haben sie zur Zeit nur auf 
spärlichen Nachwuchs im Lande zu rechnen. Und dennoch ver- 
treten sie die allein richtigen Ideen, welche die innerpolitische 
Entwickelung der Staaten beherrschen sollen, sie allein haben, 
zwar nicht infolge naturwissenschaftlichen Wissens sondern 
durch philosophische Konstruktion, die Notwendigkeit der 
Harmonie der von ihnen freilich nicht mit den hier erst ein- 
geführten Bezeichnungen belegten Prinzipien des Coenonismus 
und des Personalismus erkannt. 

Dafs der Liberalismus, also die reformierenden Parteien 
in Deutschland im Gegensatze zu allen anderen Partei- 
richtungen auf die allein richtige, weil von der Natur ge- 
botene Abgrenzung der Einflufssphären von Coenonismus und 
Personalismus hindrängen, dafs somit nur dann eine friedliche 
und stetige, d. h. keine starken Schwankungen und Gegensätze 
darbietende civilisatorische Fortentwickelung möglich sei^ 
wenn die Regierung mit dem Liberalismus gehe, ist, so wird 
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mir wahrscheinlich eingewendet werden, eine blofse Be- 
hauptung. Man kann von der Richtigkeit dieser Behauptung 
überzeugt sein: aber Überzeugung ist niemals ein Be- 
weis. Dieser Beweis soll nunmehr angetreten werden. 

Im ersten, die Entstehung des Menschen und seine Ur- 
geschichte behandelnden Buche wurde nachgewiesen, dals die 
Entwickelung der Geschicke der Menschheit durch Coenonie 
und Personalitäten bedingt wird. Nur weil der Mensch ein 
Herdentier ist, weil er in der Coenonie lebt, konnte er sich 
von tierischer Yorstufe aus unter den natürlichen Daseins- 
bedingungen körperlich wie geistig emporarbeiten. Nur durch 
die Coenonie ist der Mensch geworden, nur innerhalb der Coe- 
nonie ist er als Mensch möglich. Dabei darf aber nicht über- 
sehen werden, — und in den bisherigen Auseinandersetzungen 
ist darauf auch wiederholt hingewiesen worden — , dafs die 
Coenonie immer nur die Daseins form ist, welche die Aus- 
bildung der Personalitäten ermöglicht, dafs den Inhalt der 
Form eben diese Personalitäten bilden. D. h. die Coenonie 
existiert als solche immer nur dem Begriffe nach, in 
der Wirklichkeit giebt es nur Personalitäten; auf 
ihnen allein basiert daher auch die Entwickelung der Staaten, 
dieser äufseren, vorübergehenden und oft sehr unvollkommenen 
Erscheinungsweisen der Coenonie. 

Im Leben der Menschheit hängt daher Alles von der Be- 
wegung der Personalitäten ab: sie sind in gewissem Grade 
der Unruhe in der Uhr zu vergleichen. Ihre Tätigkeit wirkt 
Timändernd, verbessernd oder je nachdem auch verschlechternd 
auf die Gestalt des Staates, auf seine Einrichtungen, auf seine 
kulturelle Entwickelung ein. Das, was die geistig hervor- 
ragenden Personalitäten in Wissenschaft, Kunst, Handel, Ge- 
werbe usw. an Lebensarbeit geleistet, kommt, weil jede von 
ihnen, zunächst wenigstens, nur innerhalb ihres Staates wirken 
kann, der staatlichen Gemeinschaft, später erst der ganzen 
Menschheit zu Gute. Hierdurch wird das „geistige Kapital" 
(List 50) gesammelt, wird das Milieu bestimmt, in welchem 
alle Staatsangehörigen, alle Kulturmenschen leben: in der 
Geistesatmosphäre der Grofsen existiert die Masse. 
Es zeigt sich dadurch aber auch, dafe für die Gestaltung der 
Menschheitsgeschicke nur die Ideen von Wichtigkeit sind. 

17* 
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Die in letzter Zeit so viel gehörte Behauptung, daJs es für 
den kulturellen Fortschritt vor allem auf die Auffindung neuer 
Tatsachen ankomme, beruht auf einer miüsverstandlichen Ein- 
schätzung der Bedeutung der NaturMdssenschaften. Denn auch 
die naturwissenschaftliche Tatsache hat nur dann Wert, wenn 
sie die Idee oder sagen wir bescheidener, wenn sie das Nach- 
denken hervorruft Die Menschen selber aber kommen für 
den kulturellen Fortschritt ihrer Spezies nur insofern in Be- 
tracht, als sie Träger der Ideen sind. 

Die Personalitäten also, weil sie die Ideen tragen und 
verbreiten, schaffen jene Zustände, welche das staat- 
liche Dasein der Menschen regulieren, die man neuer- 
dings mit einem zwar sprachlich nicht schönen, aber sachlich 
alle Einzelheiten umfassenden, also prägnanten und grade für 
eine naturwissenschaftlich-kritische Betrachtung der Politik 
charakteristischen Ausdrucke als „Milieu" bezeichnet. Die 
Coenonie aber schafft nichts; dies ist eiti Schluis, der mit logi- 
scher Notwendigkeit aus den bisher in diesem Kapitel 
gegebenen Auseinandersetzungen folgt Diese Tatsache ist 
trotz ihrer unbestreitbaren Bichtigkeit und ihrer unbedingten 
Geltung wenig gewürdigt. Denn wenn die Coenonie 
nichts schafft, dann schafft auch ihre äufsere Er- 
scheinungsweise, der Staat, nichts; also nicht durch 
sich selber, sondern nur durch seine Personalitäten lebt der 
Staat und wirkt er. Das sollten sich alle Vertreter des Staats- 
absolutismus, alle Sozialisten und alle Reaktionäre klar 
machen. Wohl ist der Staat, allgemeiner ausgedrückt, die 
Coenonie die Bedingung für jede menschliche Existenz, aber 
sie ist nicht deren Ursache. Nur in der Coenonie, so 
wurde vorhin und auch schon früher von mir gesagt, kann 
der Einzelne leben, aber auch nur durch die Ein- 
zelnen existiert die Coenonie. Ist, wie dies im ersten 
Buche sehr ausführlich auseinander gesetzt wurde, die Per- 
sonalität aufserhalb der Coenonie nicht möglich, ja nicht ein- 
mal denkbar, so kann auf der anderen Seite die Coenonie nur 
durch die Personalitäten sich weiter entwickeln, also Per- 
sonalismus und Coenonismus sind auf einander an- 
gewiesen, oder politisch ausgedrückt, das Staatswohl 
und das Einzelwohl bedingen einander gegenseitig- 
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Die verschiedenen Generationen der Personalitäten folgen 
einander; die nachfolgende, welche die vorhergehende ablöst, 
steht natargemäls unter deren Einflasse. Sie setzt die von ihr 
begonnene Arbeit fort oder sucht sie fortzusetzen. Ob dieses 
Weiterarbeiten einen allgemeinen kulturellen Fortschritt be- 
wirkt oder ob ein Stillstand oder gar ein Rückschritt der 
Civilisation erfolgt, das hängt von den jeweiligen Einrich- 
tungen des Staates, von der Tendenz der Ideen, von der 
harmonischen Vereinigung von Coenonismus und Personalis- 
mus oder von der ungebührlichen Präponderanz eines der 
beiden Prinzipien ab. 

Aus allen diesen Betrachtungen können wir den Schlufs 
ziehen, dafs der Personalismus das Prinzip des Fort- 
schreitens, der Coenonismus das des Beharrens im 
staatlichen Leben der Menschheit bedeutet. Die Per- 
sonalität, als lebendige Darstellung des Prinzipes, schafft 
durch ihre Betätigung die neuen Lebensbedingungen, denen 
sich der Einzelmensch wie die Gesamtheit anpassen müssen. 
Der Personalismus birgt also in sich das Prinzip 
der Anpassung. 

Der Coenonismus, an und für sich, wie wir gesehen 
haben, unfruchtbar, ist das konservative Prinzip, er reprä- 
sentiert die Vererbung im staatlichen Leben der 
Menschheit. Der Staat, angewiesen auf die Leistungen der 
Personalitäten, mufs darnach trachten, sich die Ergebnisse 
früherer personalistischer Tätigkeit zu erhalten, weil seine 
Organisation auf der Vergangenheit ruht. Nur schwer und 
nur zögernd folgt er, wie die Geschichte lehrt, dem Vorwärts- 
drängen des Personalismus und paist sich nur langsam den 
neuen Lebensbedingungen an, die in veränderten Ideen 
wurzeln. Ganz so wie in der Natur jenseits des Menschen- 
geschlechtes die Vererbung nur sehr allmählich die aus den 
veränderten Existenzbedingungen entspringenden Neuorgani- 
sationen fixiert. Vererbung im politischen Leben der 
Menschheit aber ist immer nur Tradition, da niemals, 
wenigstens nicht bei der gegenwärtigen physischen und 
psychischen Organisation der Menschen, irgend eine geistige 
Errungenschaft als geistige Eigenschaft vererbt wird. 

Vererbung und Anpassung, so haben uns die einleitenden 
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Betrachtungen über die Deszendenztheorie gelehrt, sind die 
herrschenden Faktoren in der Natur; jene bewahrt die Orga- 
nisation, diese bildet sie weiter. Vererbung und An- 
passung, so haben wir eben gesehen, beherrschen als 
Goenonismus und Personalismus die Geschicke der 
Menschheit. Und wie in der Natur einzig und allein 
durch das mechanische, notwendige und unabänder- 
liche Zusammenwirken der beiden genannten Fak- 
toren, also durch ihre harmonische Vereinigung ein 
allmählicher aber auch unaufhörlicher Fortschritt 
der Organisation von niederen zu immer höheren 
Formen erreicht wird, so kann auch in der Mensch- 
heitsentwickelung nur durch Harmonie zwischen 
Yererbung und Anpassung, d. h. zwischen Goenonis- 
mus und Personalismus ein zwar nur allmählicher 
aber dafür auch kontinuierlicher Fortschritt erzielt 
werden. Alle politischen Parteien, die revolutionären 
wie die reaktionären der verschiedensten Observanzen, 
welche das eine Prinzip auf Kosten des anderen zu 
stärken suchen, sündigen daher gegen die Gesetze 
der Natur. Mögen sie auch vorübergehend noch so gro&e 
Erfolge erzielen, an der Natur der Menschheit gehen sie 
schliefslich zu Grunde. 

Der Liberalismus zeigt in seiner Grundidee das Streben, 
die Harmonie beider Prinzipien herbeizuführen, er wirkt auf 
die notwendige Vereinigung von Vererbung und Anpassung 
auch in politischen Dingen hin. Gegenüber dem seine Ein- 
flüfssphäre ungebührlich ausdehnenden Goenonismus hat er 
zu ajlen Zeiten und bei allen Völkern das Recht der Persön- 
lichkeit vertreten. Befreiung der letzteren von einengenden 
Schranken, Befreiung also aller sittlichen Kräfte der Menschen 
von lähmendem Drucke, Beförderung der geistigen Regsam- 
keit durch Niederlegung der von der Bureaukratie auf- 
gerichteten Schranken, Beseitigung des Rechts der Polizei, 
in die privaten Angelegenheiten sowie in das Erwerbsleben 
reglementierend sich einzumischen, Erleichterung und gerechte 
Verteilung der dem Staate zu leistenden Pflichten, Hebung 
des gesamten civilisatorischen Niveau durch Verbesserung der 
Schulen: die uralten und doch ewig jungen Ideale von Frei- 
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heit, Gerechtigkeit, Menschlichkeit und Frieden sind also die 
leitenden Ideen aller derjenigen Männer gewesen, welche je- 
mals innerhalb ihres Volkstums oder innerhalb ihres Staates 
— beides fallt ja nicht notwendig zusammen — als Verfechter 
des Liberalismus aufgetreten sind. Dem Staate was dem 
Staate gebührt und der Persönlichkeit was ihr zukommt; d. h. 
aber in naturwissenschaftlicher Ausdrucks weise: Harmonie 
von Coenonismus und Personalismus, von Vererbung und An- 
passung ist die Devise des Liberalismus, der reformierenden 
Parteien. 

Und wie innerhalb des eigenen Staates Freiheit herrschen 
soll, so soll auch Freihielt die Beziehungen verschiedener 
Staaten zu einander regeln. Die Beseitigung des unsinnigen 
und unseligen Hasses, der die Völker entfremdet, die Er- 
leichterung ihres gegenseitigen Verkehrs, die Sicherung des 
Friedens, weil nur durch ihn ein ununterbrochener kultureller 
Fortschritt möglich ist, soweit nicht das eigene Volkstum 
durch den Frieden gefährdet wird, die Wahrung der Rechte 
der Völker auf Selbstbestimmung ihres Schicksals: das ist zu 
allen Zeiten der Grundton liberaler Politik hinsichtlich der 
internationalen Beziehungen gewesen. Die reaktionären 
Parteien, die nur ihre egoistischen Interessen vertreten, müssen 
den eigenen Staat wie mit einer chinesischen Mauer gegen 
fremde Staaten abschlielisen. Die revolutionären Parteien reden 
zwar viel und oft von einer internationalen Verbrüderung, 
von der Gemeinschaft aller Völker. Aber der sozialistische 
Zukunftsstaat, gleichgiltig ob er monarchisch oder republika- 
nisch gegliedert wäre, würde zur schärfsten Absonderung der 
Völker führen müssen, weil nur dadurch der rücksichtslose 
Staatsabsolutisraus, wie ihn der Sozialismus erstrebt, sich auf- 
recht erhalten lielse. 

Darum war es ein grofses Verkennen ebenso des Libera- 
lismus wie des Sozialismus, als Bisraarck sagte, dafs der Li- 
beralismus die Vorfrucht der Sozialdemokratie sei. Denn es 
gibt keine gröfseren Gegensätze als diese beiden Parteien, von 
denen letztere die Menschen zu blofsen Individuen degradieren 
wiU, die erstere die Hebung der Persönlichkeit erstrebt. Freilich 
muTste eine so autokratische Natur wie ßismarck die von den 
Liberalen versuchte Einengung des coenonistischen Einflusses 
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als eine YerriDgerang der eigenen Machtstellung auffassen 
und dagegen sich mit aller Kraft sträuben. Konnte ja dieser 
gewaltige Staatsmann überhaupt keine Kritik seiner Vorschläge 
vertragen; denn, um die durchaus zutreffenden, seiner Cha- 
rakteristik gewidmeten Worte des Greneralfeldmarschalls Grafen 
V. Blumenthal (9) zu zitieren; „dafs andere in ihrem Kreise 
auch etwas leisten wollen und können und dafe es Dinge 
gibt, die auch einmal ein anderer besser verstehen kann, das 
scheint ihm wohl schon eine unberechtigte Anmalsung^ 
G. c. S. 199). 

Sorge für die Erziehung der Jugend, Beförderung von 
Wissenschaft und Kunst, Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ordnung und des Friedens zwischen den Staatsbürgern (öffent- 
liches und privates Recht), Sorge für die allgemeine Gesund- 
heitspflege (Hygiene) und Verteidigung des Staates gegen 
äuisere Feinde: das ist die Aufgabe der Goenonie. Will man 
diese in wenig geschmackvoller Weise als „Nachtwächterrolle 
des Staates^ bezeichnen, so kann man dies ja tun. Aber jede 
weitere Ausdehnung der Staatsfunktionen führt zu einer Unter- 
drückung der personalistischen Bewegungsfreiheit Nur über 
den Umfang der einzelnen Aufgaben kann eine Differenz der 
Anschaaangen herrseben, nicht aber über ihre Zahl. Über 
die Art der Beteiligung der Personalitäten bei Lösung der 
Aufgaben, über die gesetzgeberische Festlegung des zu er- 
ledigenden Details kann Streit entstehen; aber sind einmal 
von Regierenden wie von Regierten die alles Staatsleben be- 
herrschenden Naturfaktoren erkannt, so kann niemals mehr 
ein Zweifel darüber aufkommen, dafs nur in der gegenseitigen 
harmonischen Durchdringung beider Prinzipien des Coeno- 
nismus und des Personalismus der friedliche Fortschritt der 
Menschheit zu Stufen höherer Kultur gewährleistet wird. Und 
nur der Liberalismus kann einen solchen Fortschritt ermög- 
lichen. Nicht ohne Grund hat einmal Bismarck gesagt, dais 
eine Regierung in Deutschland, welche sich auf den Libera- 
lismus stützt, unwiderstehlich sei. Der Deutsche ist seinem 
Naturell nach — dies wurde im zweiten Buche gezeigt — 
entschiedener Personalist. Diese Eigenschaft mit dem Coeno- 
nismus in das nötige Gleichmals gebracht, aber nicht, wie 
heutzutage die Tendenz ist, von ihm unterdrückt, würde 
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Deutschland in politischer wie kultureller Beziehung zu 
höchster YoUendung fuhren und in ihr erhalten. 

Henne am ßhyn (41 Bd. 7 S. 86) meint, dafe alle Demo- 
kratie, die über allgemeine Rechtsgleichheit hinausgehe, zum 
Despotismus führe. Dem Satze ist in keiner Weise zuzu- 
stimmen, schon darum nicht, weil Henne am Rhyn den Be- 
griff der Rechtsgleichheit nicht richtig erfafst hat. Denn die 
Rechtsgleichheit beschränkt sich nicht, wie dieser Kultur- 
historiker zu glauben scheint, auf die Gleichheit aller Staats- 
bürger vor dem rechtsprechenden Richter, sondern Rechts- 
gleichheit im wahren Sinne des Wortes bedeutet 
Gleichheit der Rechte aller am Staate und Gleichheit 
der Pflichten aller gegen den Staat. Von dieser allei- 
nigen Rechtsgleichheit will aber Henne am Rhyn nichts 
wissen, verwirft er doch entschieden das geltende Wahlrecht 
zum deutschen Reichstage. Diese Rechtsgleichheit führt auch 
nicht, wie man vielfach glaubt und behauptet, zur Anarchie; 
ganz im Gegenteil: sie ist das einzige und sicher wirkende 
Heilmittel gegen den Wahnsinn des Anarchismus, welcher die 
Yölker ergriffen hat. Es ist ein Irrtum, in den Henne am 
Rhyn und mit ihm viele andere verfallen sind, dafs sie glauben, 
die Sozialdemokratie habe in Deutschland den Anarchismus 
unmöglich gemacht. Dieser ist hier ebenso vorhanden wie in 
anderen Ländern, nur dafs er, dank dem gesünderen Naturell 
der Deutschen, nicht zu so entsetzlichen Verbrechen geführt 
hat, wie solche Italiener und Russen begangen. In der tat- 
sächlich vorhandenen Rechtsungleichheit wurzelt 
der Anarchismus. Und die Sozialdemokratie, die zur bru- 
talsten Rechtsungleichheit führen mufs, ermöglicht ebenso wie 
die in der Rechtsungleichheit wurzelnde Reaktion das Auf- 
kommen und Umsichgreifen der Anarchie gerade in unserer 
Zeit, wo Wissenschaft und Technik an der Befreiung, die 
Politik aber an der Knechtung der Persönlichkeiten arbeiten. 
Anarchie aber führt zum Säbel-Regiment. 

Nur der Liberalismus kann die Schäden der Zeit heilen, 
weil er allein — es sei dies wiederholt hervorgehoben — die 
Harmonie zwischen den beiden Prinzipien erstrebt, die der 
Menschheit Geschicke bestimmen. Und nur dann kann der 
Liberalismus diese seine civilisatorische Kraft entfalten, wann 
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die RegieniDf? mit seiner parlamentarischen Vertretung Hand 
in Hand geht. Zum ehrlichen und konsequent durch- 
geführten Eonstitutionalismus müssen wir uns hal- 
ten, wollen wir einen friedlichen und gesunden Fortschritt 
im politischen Leben der Völker herbeiführen. Konstitu- 
tionalismus aber ist — das dürfte aus den Auseinander- 
setzungen dieses Kapitels unzweideutig hervorgehen — die 
bewufste Unterordnung unter die den Staat beherr- 
schenden Naturgesetze der Vererbung (Goenonismus) 
und der Anpassung (Personalismus). 

Dafs der Absolutismus keinen inneren Frieden schafft, 
lehren Rufsland und die Türkei; dars der Scheinkonstitatio- 
nalismus umstürzerische Bestrebungen nicht verhindert, lehren 
Deutschland und Osterreich. Der Parlamentarismus, der 
törichterweise immer mit Konstitutionalismus identisch er- 
achtet wird, bedingt ebenfalls, wie z. B. Frankreich und 
Italien beweisen, keinen kontinuierlichen Fortschritt. Der 
Konstitutionalismus hat keineswegs eine Verminderung des 
Ansehens des Monareben zur Folge. In keinem europäischen 
Staate steht die Monarchie fester, in keinem wurzelt sie tiefer 
in den Gemütern der Staatsbürger als in England; aber auch 
kein europäischer Staat hat den Konstitution alismus so ehr- 
lich durchgeführt wie England. 

In den zum Teil auf Herbeiführung des Staatsabsolutis- 
mus, zum Teil auf Befriedigung egoistischer Interessen ge- 
richteten Bestrebungen der Zeit haben wir die Ursache für 
den Niedergang des Liberalismus zu erblicken. Es soll aber 
nicht verkannt werden, dafs die reformierenden Parteien durch 
ihr Verhalten an ihrer Einflufslosigkeit ebenfalls schuld 
tragen. Sie haben die Tendenz der Arbeiterbewegung an- 
fänglich nicht erkannt. Zustände, gegen die sich die sitt- 
lichen Empfindungen der Arbeiterschaft aufbäumten, haben 
sie geglaubt für naturgemälse und darum unabänderliche 
halten zu müssen. Sie widersetzten sich daher aus Prinzip 
einem staatlichen Eingreifen in die Arbeiterverhältnisse, weil 
sie nicht einsahen, dafs es sich hier im Grunde genommen 
sowohl um ein Stück allgemeiner Hygiene als auch gewisser- 
mafsen um einen neuen Bestandteil der Rechtspflege handelte. 
Daher hat der Liberalismus, den man dieses Verhaltens wegen 
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fälschlich mit Kapitalismus bezeichnete, fast jeden Rückhalt 
in der breiten und tiefen Masse des Volkes, in der alle Par- 
teien wurzeln müssen, verloren. Der Liberalismus hat nicht 
rechtzeitig und nicht entschieden genug auf die Einrichtung 
der Selbstverwaltung in den Landgemeinden hingedrängt und 
hat daher die freie Bauernschaft der Herrschsucht des Junker- 
tums überantwortet. Darum ist der ursprünglich rein perso- 
nalistische deutsche Bauer nicht liberal, er ist reaktionär, 
weil er in Wahrheit politisch nicht frei ist. Allzuwenig end- 
lich hat der Liberalismus sich bemüht, die völlige Trennung 
von Kirche und Staat herbeizuführen und hat dadurch in- 
direkt die Herrschaft der stets antiliberalen Hierarchie ge- 
fördert. Sein Verhalten in Militärfragen, sein gelegentliches 
Sympathisieren mit dem römischen Klerikalismus, die Zer- 
splitterung seiner Kräfte durch eine Spaltung in Fraktionen 
und Fraktiönchen, seine häufig nur zu geringe Widerstands- 
kraft gegen die sich überspannenden Anforderungen des Coe- 
nonismus und seine allzugrolse Nachgiebigkeit gegen die poli- 
tischen Ansprüche der Krone: all das waren Sünden, welche 
den Liberalismus ins Hintertreffen gebracht haben. 

Indessen: die uralten und doch ewig jungen Ideale von 
Freiheit, Gerechtigkeit, Menschlichkeit und Frieden, wenn 
eine in Genufssucht, Egoismus und Knechtssinn schwelgende 
Zeit, wie die gegenwärtige, die sich darum eine praktische 
nennt, von ihnen auch nichts mehr wissen will, werden den- 
noch einmal wieder mit aller Kraft die Gemüter der Men- 
schen ergreifen. Dann wird auch eine Herrschaft des Libe- 
ralismus kommen, die hoffentlich lange genug dauern wird, 
um die Menschheit auf den Bahnen ungehinderten civilisato- 
rischen Fortschrittes zu erhalten. 

Kap. 29. Die Erwerbsformen. 

a) Allgemeine Bemerkungen. 
Die ausgiebigste und vielseitigste Betätigung zeigt der 
Personalismus im Erwerbsleben. Noch kann hier der Ein- 
zelne fast ungehindert seinen Neigungen folgen, kann sich 
selber den Schauplatz seines Wirkens suchen, denn noch ist 
der Coenonismus nicht allzusehr in das Erwerbsleben einge- 
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drangen. Wohl beeinflolst der Staat indirekt die Erwerbs- 
tätigkeit, indem er sie durch willkürliche Verordnungen, 
denen er den Namen „Gesetze^ gibt, in gewissen Schranken 
hält oder indem er, was gelegentlich auch vorkommt, einzelne 
Erwerbskategorien im Gegensatze zu anderen begünstigt 
bezw. benachteiligt. Er hat auch bereits wiederholt den 
Versuch gemacht, manche Erwerbstätigkeiten direkt zu unter- 
drücken (z. B. im Börsengesetz) oder grofse von der privaten 
Tätigkeit ursprünglich erfüllte Erwerbsformen an sich zu 
reifsen (z. B. den Eisenbahnbetrieb). Er kann auch durch 
seine wechselnden Projekte der Besteuerung im Erwerbsleben 
Beunruhigung hervorrufen und somit nachhaltige Schädi- 
gungen herbeiführen: trotz alledem aber ist im Erwerbe die 
Persönlichkeit frei. Ja, wie der Sozialismus, und zwar der 
monarchische so gut wie der republikanische, behauptet: 
allzu frei; das Erwerbsleben soll aus diesem Grande nach 
sozialistischer Anschauung einen anarchischen Charakter 
haben. Der Sozialismus würde allerdings auch hier regle- 
mentieren, schematisieren und schabionisieren. 

Dafs der Erwerb eine der wichtigsten Funktionen ist, 
welche der Personalität obliegt, wer wollte das leugnen! Wir 
haben ja in Kap. 1 bei Besprechung des Darwinismus er- 
kannt, dafs das andauernde Andrängen der Organismen gegen 
die Ernährungsschranke ein allen Lebensvorgängen zu Grunde 
liegendes Naturgesetz ist Die Organismen müssen sich, um 
dem Selbsterhaltungstriebe zu genügen, Nahrung zu ver- 
schaffen suchen, müssen solche erwerben. In der Urzeit des 
Menschengeschlechtes war, trotz der relativ zu den heutigen 
Zuständen unsagbar kümmerlichen Verhältnisse, dieser Erwerb 
ein ziemlich müheloser. Denn war auch nicht immer nnd 
überall Nahrung im Überflusse vorhanden: dank der ursprüng- 
lichen Herden- und späteren Hordenverfassung hatten alle 
dann Nahrung, Avann auch nur ein Mitglied der Herde bezw. 
Horde solche fand. Erst mit der Entwickelung des Ich- 
begriffes wurde dies anders. Mit dem Selbstbewufstsein ging 
den Urmenschen ihre ursprüngliche Unschuld verloren, das 
„Ich" vertrieb sie aus dem Paradiese. Denn nun entstand 
die Möglichkeit des Vergleiches des eigenen Loses mit dem 
der Nachbarn, Neid und Mifsgunst erwachten im einzelnen 
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Menschen, die Not wurde als solche empfanden, konnte man 
doch den gegenwärtigen Zustand mit dem früheren ver- 
gleichen, ihn als Mangel empfinden, erinnerte man sich des 
früheren Überflusses. Das in den Tag hinein Leben hörte auf, 
das „Ich" wurde die Triebfeder, geistig und körperlich alle 
Fähigkeiten zu entwickeln; und lernten die Menschen dabei 
auch nicht beten — denn grofse Beter werden sie ursprüng- 
lich wohl kaum gewesen sein — , so lernten sie doch arbeiten 
und durch die Arbeit erwerben. Die geistigen Erwerbungen, 
welche die Menschheit im Verlaufe ihrer Geschichte allmählich 
machte, vertieften das Seelenleben der Einzelnen und ver- 
mehrten die Möglichkeiten, das von der Natur Gebotene nutz- 
bar zu verwenden. Die wirtschaftlichen Erwerbungen dienten 
dazu, die Lebensführung des Einzelnen behaglicher zu machen, 
regten dadurch neue Bedürfnisse an, erweckten Unternehmungs- 
lust und Erfindergeist und erwiesen sich so als ein bedeuten- 
der Faktor für den civilisatorischen Fortschritt der Menschheit. 
Aber ist auch die Befriedigung der wirtschaftlichen Be- 
dürfnisse eine sehr wichtige Funktion der Personalitäten: dafs 
sich ausschliefslich um sie die ganze geschichtliche Entwicke- 
lung der Menschheit drehe, wie Marx und Engels (25) be- 
haupten, ist eine arge Übertreibung. Im Tierreiche beherrschen 
Hunger und Liebe, um Schillers Worte zu gebrauchen, das 
gesamte Leben; beim Menschen aber kömmt, als eine be- 
sondere Funktion des Körperlichen und untrennbar 
an dieses geknüpft, das Geistige hinzu, welches neue 
Motive, neue Bestimmungen in das Leben hineinwirft. Und 
dieses Geistige äufsert sich nicht blofs, was nicht erst bewiesen 
zu werden braucht, in der Vermehrung und Komplizierung 
der Erwerbsmöglichkeiten. Die Überschätzung der Bedeutung 
des Wirtschaftslebens findet sich aufser bei vielen kaum in 
Betracht kommenden Schriftstellern der Gegenwart auch bei 
einem der bedeutendsten Nationalökönomen. List (50) sagt 
in der Einleitung zu seinem Werke „Das nationale System in 
der politischen Ökonomie" wörtlich: Je mehr ihre Ökonomie 
entwickelt und vervollkommnet ist, desto civilisierter und 
mächtiger ist die Nation; je mehr ihre Civilisation und Macht 
steigt, desto höher wird ihre ökonomische Ausbildung steigen 
können." (S. 17.) List hat also die Meinung, dafs Wirtschaft- 
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liehe EntwickeloDg und politische Macht einander direkt 
proportional seien, irrt aber hierin ganz entschieden. Kom, 
um nur ein einziges Beispiel anzuführen, war politisch stets 
bedeutend mächtiger als Karthago, trotz dessen siegreichen 
Vordringens unter Hannibal. Wirtschaftlich dagegen, wenn 
wir darunter das verstehen, was List und mit ihm die ge- 
samte Wissenschaft der Nationalökonomie als „wirtschaftlich'' 
bezeichnen, nämlich das merkantile Erwerbsleben, die Pro- 
duktion und den Umsatz bestimmter zum Gebranch der 
Menschen dienender Güter, stand Rom weit hinter dem be- 
siegten Karthago zurück. Letzteres war ein hochentwickelter 
Handels-, ersteres ein sehr primitiver Agrikultur-Staat 

Die Überschätzung der Bedeutung des wirtschaftlichen 
Erwerbslebens, an der unsere ganze Zeit leidet, (vergl. auch 
Kap. 17), lenkt die Gesetzgebung nicht blois, sondern auch das 
gesamte Denken der Nation in falsche Bahnen. Nur das wird 
heutzutage geachtet, was zu dem Erwerb in mehr oder minder 
dii*ekter Beziehung steht nur das gilt als Wissens* und er- 
strebenswert, was sich auf die eine oder die andere Weise in 
bar Geld umsetzen läfst. Unverständlich erscheint der Masse 
der heutigen Menschen, dafs Jemand an dem rein idealen 
Gewinn der Erkenntnis sich begnügen kann; und gerade die 
sogenannten Gebildeten sind hierin die schlimmsten Utilitarier. 
Das Wort vom naturwissenschaftlichen Zeitalter ist in der 
meisten Menschen Munde eine unverstandene, also inhaltleere 
Phrase. Nicht dafs die Wissenschaft von der Natur unser 
geistiges Leben beherrscht, wird darunter verstanden, sondern 
nur die Vervollkommnung der technischen Hilfsmittel. Dais 
die Technik nur ein sehr kleines, auf die Praxis übertragenes 
Gebiet der Naturwissenschaft ist, wissen die Wenigsten; dafe 
den für den Geld verdienst zwar sehr nebensächlichen, aber für 
unser ganzes Denken, für unser inneres Leben allerwichtigsten 
Teil der Naturwissenschaft die Lehre von den Lebewesen, die 
Biologie, darstellt, ahnen sehr Wenige. Die erstaunliche Un- 
wissenheit, die hinsichtlich aller das Leben betreffenden Pro- 
bleme bei der Hauptmasse der Menschen obwaltet — die Ver- 
handlungen der biologischen Sektionen auf dem Hamburger 
Naturforschertage enthalten überreichliche Belege dafür (7) — 
ist nur erklärlich, weil die Überschätzung der Bedeutung des 
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Wirtschaftslebens geradezu verwüstend auf das Denken der 
Menschen eingewirkt hat. Und der Staat folgt dieser patho- 
logischen Richtung in seiner Gesetzgebung und Verwaltung; 
er zeigt für alle idealen, rein wissenschaftlichen Erscheinungen 
kaum ein Yerständnis. Schmoller (78) ist der Meinung, 
dafs das blofse Streben nach Besitzhäufung kein eigentliches 
Motiv wirtschaftlicher Tätigkeit sei; sieht man sich aber die 
wirtschaftlichen Bestrebungen der Zeit an, so wird man finden, 
dals bei Reich und Arm, bei Hoch und Niedrig, bei Alt und 
Jung lediglich die Sucht nach Quantität des pekuniären Be- 
sitzes vorwaltet. Die Überschätzung der Bedeutung der 
wirtschaftlichen Seite des Lebens hat eine Genufssucht 
in allen Kreisen der Bevölkerung erzeugt, die geradezu wider- 
lich ist; sie ist es, in welcher die Verrohung der Zeit 
wurzelt. Die Mifsachtung des Wertes idealer Erkenntnisse, 
die Nichtachtung des um seiner selbst, nicht um pekuniärer 
Vorteile willen erworbenen Wissens hat zur Verflachung des 
Denkens, zur Verrohung des Empfindens, zur Lockerung der 
Sitten geführt. 

Die Behauptung des Sozialismus ist also falsch, dais die 
Form unseres Erwerbslebens, nämlich die wirtschaftliche 
Herrschaft des Personalismus, Schuld an den Schäden der 
Zeit sei. Denn diese Form ist keine willkürlich gesetzte, kein 
Kunstprodukt, sondern ist — der Sozialismus mag sich gegen 
diese Folgerung sträuben so viel er will — das notwendige 
Resultat einer naturgesetzlichen Entwickelung. A. Wagner 
(86) sagt allerdings, es sei: „ein falsches Axiom, dafs die 
wirtschaftlichen Vorgänge sich mit Naturnotwendigkeit ent- 
wickeln" (1. c. S. 130). Aber da der Mensch in seinem körper- 
lichen und geistigen Wesen ein Produkt der Naturgesetze ist, 
so mufs auch jede Betätigung dieses Wesens in naturnot- 
>¥endiger Richtung erfolgen. Wenn es auch nicht leicht sein 
mag, in der Geschichte der Menschheit die Wirkung der 
naturgesetzlichen Faktoren im Einzelnen nachzuweisen, wenn 
besonders für das wirtschaftliche Leben ein solcher Nachweis 
möglicherweise auf schier unüberwindliche Schwierigkeiten 
stöfst: dadurch wird nur die Arbeit des Forschers kompli- 
ziert, aber nimmermehr die Freiheit der wirtschaftlichen Er- 
scheinungen von dem Einflüsse der Naturgesetze dargetan. 



272 ni. Buch. B[ritik der gegenwärtigen polit Zustände Deutschlands. 

Insonderheit dafs die Yerteilan^ der wirtschaftlichen Güter 
eine durchaus ungleiche ist, daJs neben sehr Begüterten auch 
gänzlich Besitzlose vorkommen, ist durchaus nicht, wie der 
Sozialismus behauptet, auf die Bosheit und Niederträchtigkeit 
der Menschen, auf den anarchischen Zustand im Erwerbsleben 
zurückzuführen, durch den nur Wenigen die Erlangung zahl- 
reicher Besitztümer vergönnt ist. Wenn auch nicht alle 
reichen Leute ihr Vermögen selber erworben haben, and wenn 
femer auch nicht alle Armen dies infolge ihrer mangelnden 
wirtschaftlichen Befähigung sind: im allgemeinen kann man 
nicht leugnen, dals der wirtschaftliche Erfolg des Einzelnen 
naturgesetzlich begründet ist. Allerdings darf man hierbei 
nicht den schweren Denkfehler machen und den gewisser- 
mafsen absoluten Erfolg berücksichtigen. Nur der relative 
Erfolg kommt bei diesen Betrachtungen in Frage. Wer, um 
meine Meinung durch ein Beispiel zu erläutern, aus ärmlichster 
Umgebung, in der er geboren wurde, sich so hat emporarbeiten 
können, dafs er bei seinem Tode ein Barvermögen von, sagen 
wir, 30 000 Mk. seiner Familie hinterläfst, der ist wirtschaft- 
lich erfolgreicher gewesen als derjenige, welcher mit, sagen 
wir, 100000 Mk. angefangen und nach gleich langer Dauer 
der Erwerbstätigkeit, wie beim ersteren, bei seinem Tode 
500000 Mk. bar hinterläfst. Und diese Verschiedenartig- 
keit des wirtschaftlichen Erfolges ist begründet und 
wird gewährleistet durch die von Geburt an vor- 
handene Yerschiedenartigkeit in der Organisation der 
Personalitäten. Es ist eben direkt falsch, wenn der Sozialis- 
mus und mit ihm alle „Leveller" von der Auffassung aus- 
gehen, dafs die Menschen einander ursprünglich gleich seien, 
die tatsächlich vorhandene Ungleichheit daher auf einen Mangel 
in den Einrichtungen des menschlichen Staates zurückgeführt 
werden müsse. Nein, wie Tier und Pflanze sind auch die 
Menschen — in der Einleitung und im ersten Buche wurde 
dies nachgewiesen — von vornherein ungleich und gerade 
dieser Ungleichheit haben wir alle Fortschritte im Leben der 
Menschheit zu danken. Würden die Einrichtungen des Staates 
diejenigen der Natur vollkommen nachahmen, vmrden unbe- 
dingt gleiche Existenzbedingungen für Alle vorhanden sein: 
die natürliche Ungleichheit der Personalitäten würde sich in 
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noch viel schrofferen Gegensätzen äoTsern, als dies gegenwärtig 
der Fall ist. Denn dank der sittlichen Errungenschaften 
unserer Civilisation sind bei den Kulturvölkern auch solche 
Menschen existenzfähig und wirken als nützliche Mitglieder 
des Staates, die, wie z. B. die körperlich Verbildeten, unter 
den natürlichen Verhältnissen nicht lebensfähig wären, weil 
sie ihre Nahrung sich nicht erwerben könnten. Nur innerhalb 
der Kultur, nur bei der gegenwärtigen Einrichtung des Staates 
sind Arbeitsscheue möglich; bei völlig naturgemäfsen Ver- 
hältnissen müTsten derartige Menschen ohne weiteres zu Grunde 
gehen. Und manche Erwerbskategorien bestehen nur darum 
noch, weil der Staat sie hält, weil die gegenwärtigen staat- 
lichen Daseinsbedingungen für sie günstige sind. 

Die wirtechaftliche Produktion ist stets eine staatlich be- 
grenzte, keine nationale, denn für Europa wenigstens — dies 
sei den Paladinen der Phrase von der »nationalen Arbeit*' ein- 
geschärft; — decken sich Nation und Staat in keiner Weise. 
Unter primitiven Verhältnissen produzieren die Menschen ihre 
wirtschaftlichen Güter zunächst nur für sich selber und pro- 
duzieren auch, enteprechend der geringen Entwickelung der 
Bedürfhisse, alles. Mit dem Fortschreiten der kulturellen 
Entwickelung vermehrt sich die Bekanntechaft mit den von 
der Natur gelieferten, für den Menschen verwendbaren Dingen 
und die Produktionskraft steigert sich. Und zugleich bringt 
der Einzelne nicht mehr alles selber hervor, womit er seine 
wirtschaftlichen Bedürfhisse befriedigen kann, sondern be- 
schränkt sich mehr und mehr auf einen oder einige wenige Pro- 
duktionszweige, indem er das, was er über seinen eigenen 
Bedarf verfertigt, gegen das von anderen Hergestellte ein- 
tauscht. Es differenzieren sich in Anlehnung an die ver- 
schiedenartige körperliche und geistige Be&higung der ein- 
zelnen Menschen die besonderen Produktionskategorien, es 
tritt Teilung der Arbeit ein. Ganz so wie in primitiven 
einzelligen tierischen und pflanzlichen Organismen die Funk- 
tionen der Atmung, Verdauung, Fortpflanzung usw. an eine 
und dieselbe Zelle geknüpft sind, während mit zunehmender 
morphotischer Komplikation für jede einzelne Funktion ein be- 
sonderer Organkomplex entsteht, genau so hat in der Mensch- 
heit eine allmählich immer weiter gehende Differenzierung 
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der wirtschafflichen Funktionen und eine besondere Aus- 
bildang der diese aasübeoden Persönlichkeiten (Organe) Platz 
gegriffen. 

Ursprünglich nur den Ackerbau betreibend — auf die mebr 
für eine lebhafte Phantasie zeugende als wissenschaftlich be- 
gründete Einteilung in Jagd-, Hirten-, und Ackerbauervölker 
braucht hier keine Rücksicht genommen zu werden — gingen 
die Menschen allmählich zur Manufaktur über, um von dieser 
zur maschinellen Industrie vorzuschreiten. Überall und zu 
allen Zeiten aber zeigt sich hier das Walten des Personalismus. 
Wie dieser aus primitivsten Zuständen die Menschheit zum 
Ackerbau geführt hat, so ist er es auch, und nur er allein, 
gewesen, der durch die Freiheit seiner Bewegung den wirt- 
schaftlichen Fortschritt herbeigeführt hat Personalistische 
Regsamkeit ist, wie die Naturwissenschaft lehrt, die 
Vorbedingung all und jeder Civilisation, diese Reg- 
samkeit zu erhalten, sie durch Niederlegung hem- 
mender, mifsverständlich errichteter Schranken zu 
vermehren, die Aufgabe einer einsichtsvollen Politik. 

Durch immer weiter gehende Differenzierung der Tätig- 
keiten, durch „Teilung der Arbeit^ erfolgt, wie wir eben ge- 
sehen haben, jeder Fortschritt im Erwerbsleben der Menschen, 
erfolgt überhaupt jeder kulturelle Fortschritt Am wenigsten 
ist, auch noch in unseren Tagen, in der Landwirtschaft diese 
Differenzierung durchgeführt Aber selbst hier haben sich, 
eben weil nicht alle Menschen mehr das ihnen nötige Brot- 
korn selber bauen, die mit jeder nur einigermafsen speziali- 
sierten Produktionsweise untrennbar verbundenen Eigentüm- 
keiten ausgebildet. Ein Produktionsstillstand nämlich ist 
niemals mehr möglich. In früheren Zeiten, da noch jeder 
durch eigene Arbeit seinen ganzen Bedarf deckte, konnte er 
sich von der einen Beschäftigung, wenn er durch diese den 
einen Teil seiner Bedürfnisse befriedigt hatte, zu einer anderen 
wenden; es konnte also die Produktion in einer Richtung völlig 
pausieren, während sie in einer anderen sehr lebhaft vor sich 
ging. Mit der mehr oder minder eingehend durchgeführten 
Arbeitsteilung ist das insofern anders geworden, als auch dann 
produziert werden muls, wann der augenblickliche und der 
vorauszusehende demnächstige Konsum durch das Produkt 
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gedeckt ist. Es wird daher stets mehr produziert und mulB 
mehr produziert werden, als sofort verbraucht werden kann. 
Schon ziemlich früh in der Geschichte der Menschheit hat 
dies dazu geführt, das Ergebnis der eigenen wirtschaftlichen 
Tätigkeit zu Völkern, nach Ländern zu bringen, in welchen 
gleiche oder ähnliche Produkte nicht hergestellt werden 
konnten. Denn die wirtschaftlichen wie auch die rein geistigen 
Erzeugnisse der Völker sind stets von einander in mehr oder 
«linder beträchtlichem Grade verschieden; Geschicklichkeit, 
Höhe der Civilisation und Klima haben hierauf bestimmenden 
EinfluTs. Der Karawanenhandel und ähnliche Einrichtungen, 
also der internationale Austausch wirtschaftlicher Produkte, 
sind eine alte civilisatorische Errungenschaft. Seit die Völker 
aus dem Dunkel ihrer mythischen Vorzeit in das Tageslicht 
der Geschichte getreten sind, hat es niemals und nirgends 
«inen isolierten Staat gegeben. Zum Verständnisse daher der 
Erscheinungen des wirtschaftlichen Lebens sich einen isolierten 
Staat gedanklich konstruieren, wie es v. Thünen (25) getan 
hat, heüst dieses Verständnis sich absichtlich erschweren, 
^venn nicht ganz unmöglich machen. 

Der internationale Verkehr ist also eine, wie 
man direkt sagen kann, naturgesetzliche Folge jeder 
spezialisierten Produktionsweise. Nur durch den Ver- 
kehr können die Völker das Resultat ihrer Arbeit gewinn- 
bringend absetzen und nur der Verkehr ermöglicht eine 
dauernde Beschäftigung der Menschen, nur er erhält im wirt- 
schaftlichen Leben die Regsamkeit der Personalitäten. Man 
mufs sich diese Sache klar vor Augen halten, wenn man die 
auf künstliche gegenseitige Absperrung der Staaten gerich- 
teten Bestrebungen der Gegenwart richtig würdigen will. So 
lange die Staaten reine Agrikulturstaaten sind, so lange also 
-eine Teilung der Arbeit gar nicht oder doch in nur gefingem 
Grade durchgeführt ist und demgemäß auch eine beträcht- 
liche Bedürfnislosigkeit herrscht, die, nebenbei bemerkt, wenn 
sie sich bei ganzen Völkern findet, stets einen grofsen Tief- 
stand der Kultur anzeigt: so lange ist es auch ganz neben- 
sächlich, ob eine künstliche Abschliefsung durch Errichtung 
von staatlichen Zollschranken vorgenommen wird oder nicht. 
Sobald aber die Manufaktur oder gar die Industrie nur 

18» 
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einigermafsen entwickelt sind, wird ein solch künstlicher Ab- 
schluls direkt gefährlich. Bei noch anentwickelter industriellep 
Kraft können Zölle auf die wirtschaftliche Tätigkeit erziehe- 
risch einwirken, insofern sie eine noch schwache Industrie be> 
fähigen, die Konkurrenz emer stärkeren ansznhalten. Mai 
statzt ja auch im Garten schwanke junge Bäume, bis sie- 
kräftig genug sind, den Unbilden des Klima frei zu wider- 
stehen. Aber einen kräftigen Baum durch äulsere Hilfen in 
eine besondere Wachstumsrichtung drängen zu wollen, ist 
ebenso unsinnig, wie einen morschen durch künstliche Mittel 
aufrecht zu erhalten. Letzterer bricht dennoch in sich zu- 
sammen und reust seine Stütze mit, ersterer aber kann all- 
zuleicht durch die äulsere Hilfe in seinem normalen Gedeihen 
geschädigt werden. Einen Staat mit hochentwickriter In- 
dustrie und kräftiger Agrikultur, um dies Wort von List 
anzuwenden, mit Zollschranken zu umgeben und ihn dadurch 
zu isolieren, ist ungefähr ebenso sinnlos, wie wenn man durch 
Firnissen einen tierischen Organismus vor den Einflüssen der 
Auüsenwelt schützen wollte. Das Tier geht dabei anbedingt 
zu Grunde, und so mufs auch schlielslich ein Staat schwer 
erkranken, wenn sein Wirtschaftsleben durch Zollschranken 
an gesunder Entfaltung nach auGsen gehemmt wird. Schutz- 
zölle bei hochentwickelter Industrie schädigen die 
„nationale*' Arbeit, fördern sie aber nicht; oder um 
den Listschen Gedanken zu zitieren: Beschränkung des freien 
Handels mit Naturprodukten und Rohstoffen bringt der be- 
schränkenden Nation selbst den gröfsten Nachteil (50; S. 272). 
Die moderne Auffassung von der Wirkung der zum 
Schutze der heimischen Erwerbstätigkeit aufgerichteten Zoll- 
schranken und mit ihr die Gesetzgebung im deutschen Reiche 
stehen mit der vorstehend dargelegten Ansicht in Wider- 
spruch. Man glaubt gegenwärtig fast allgemein, dais hohe 
Zölle auf ausländische Produkte das Erwerbsleben im eigenen 
Lande starken; man nennt diese Zölle daher „Schutzzölle^. 
Und dennoch schützen diese nicht im geringsten, sondern be- 
lasten nur den Konsum der Einzelnen, um eine parlamen- 
tarisch nicht zu beeinflussende finanzielle Einnahme dem 
Staate zu verschaffen. Die Zölle sind in Wahrheit nur Finanz- 
zölle, aber keine Schutzzölle. Als Erziehungszölle können sie- 
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ebenfalls nicht betrachtet werden, weil die hochentwickelte 
deutsche Industrie deren nicht benötigt Ein wirklicher 
Schutzzoll nämlich, also ein Zoll, welcher der eigenen Er- 
werbstätigkeit den heimischen Markt sichern soll, kann dies 
nur, wenn er so hoch normiert ist, dafs die Einfuhr fremder 
Produkte dadurch unmöglich gemacht wird. Der wirkliche 
Schutzzoll mufs ein Prohibitivzoll sein oder er schützt 
nicht bezw. nur unvollkommen und wirkt dann ausschliels- 
lich als Finanzzoll. Soweit ich sehe, ist diese allein richtige 
weil . streng logische Auffassung der in Deutschland einge- 
führten sogenannten Schutzzölle bisher nur von dem Reichs- 
tagsabgeordneten E. Richter in der Reichstagssitzung vom 
3. Dezember 1901 ausgesprochen worden (66). Und auch 
dieser Politiker hat die Folgerung „was ein richtiger Schutz- 
zoll ist, bringt womöglich garnichts ein; denn er soll ja ver- 
hindern, dafs die Einfuhr möglichst grofs ist" (1. c. S. 4; ich 
zitiere nach dem Sonderabdrucke der Rede) nur gelegentlich 
-einfliefsen lassen, ohne sie besonders hervorzuheben. Würde 
•die in Wahrheit prohibitive Natur des wirklichen Schutzzolls 
in der öffentlichen Diskussion mehr betont worden sein, wäre 
intensiver als bisher auf die reine Finanznatur der gegenwärtig 
geltenden und der von der Regierung für später beabsichtigten 
Zölle hingewiesen worden: es wäre nicht unwahrscheinlich, 
dafs weite Volkskreise, die sich jetzt von der Phrase vom 
„Schutz der nationalen Arbeit" blenden lassen und daher auf 
Seiten der schutzzöUnerischen Parteien stehen, diesen ganz 
entschieden den Rücken kehren würden. Hat doch schon 
Rodbertus (67 Bd. I) Schutzzoll und Prohibition einen ün- 
segen genannt, entsprungen aus der falschen Auffassung der 
Produktion als einer nationalen. 

Die Zölle als Finanzzölle belasten den Konsum, und sie 
belasten naturgemäfs, da Luxusgegenstände nur wenig ein- 
bringen, die Hauptbedarfsartikel am meisten, setzen also in 
erster Linie die wenis: bemittelten Volksschichten in Kontri- 
bution. Am deutlichsten tritt dies bei den Agrarzöllen hervor. 
Gleichgiltig ob Deutschland seinen Bedarf an Brotgetreide 
und anderen landwirtschaftlichen Produkten selbst decken 
könnte: tatsächlich deckt die deutsche Landwirtschaft diesen 
Bedarf ^ur Zeit nicht. Darum mufs, bis die behauptete Mög- 



278 ^* Buch. Kritik der gegenwärtigen polit. Zustände Deutschlands. 

lichkeit zur Wirklichkeit geworden ist, das nötige Mehr durch 
die Einfuhr aus anderen Ländern herl^eigeschafit werden. 
Dieses Mehr durch Zölle verteuern heifst aber 
die Ernährungsmöglichkeit der grofsen Masse ver- 
schlechtern, also die Daseinsbedingungen der 
Menschen kunstlich ungleich machen. Zudem erzielen 
Zölle auf landwirtschaftliche Produkte keineswegs eine Ge- 
sundung der angeblich erkrankten Landwirtschaft. Die Worte 
des Nationalökonomen List (50) aus den 40er Jahren des 
vorigen Jahrhunderts haben noch heute unbedingte Geltung: 
jjDie innere Agrikultur durch Schutzzölle heben zu wollen, 
ist ein törichtes Beginnen, weil die innere Agrikultur nur 
durch die inländischen Manufakturen auf ökonomische Weise 
gehoben werden kann, und weil durch Ausschliefsung fremder 
Rohstoffe und Agrikulturprodukte die eigenen Manufakturen 
des Landes niedergehalten werden" (1. c. S. 25). Zölle, wenn 
sie nicht Erziehungszölle sein sollen, haben auch noch den 
Nachteil, dals sie durch künstliche Verteuerung der Waren- 
preise eine erhöhte Rentabilität in den mit Zöllen belegten 
Produktionszweigen vortäuschen, daher eine übertriebene 
personalistische Initiative in ihnen hervorrufen, bezw. bei der 
Landwirtschaft die Grandstückspreise der Güter unnatürlich 
steigern. Überproduktion auf der einen, Überschuldung auf 
der anderen Seite sind die notwendigen Folgen, die beide dann 
nach mehr oder minder langer Zeit zu einem Zusammen- 
bruche führen. So schädigen die Schutzzölle die „natio- 
nale^ Arbeit schliefslich auf das empfindlichste. 

In dem Streben nach erhöhtem Zollschutz tritt die 
unsere ganze Zeit charakterisierende Tendenz zu Tage, den 
Einflufs des coenonistischen Prinzipes auf Kosten des perso- 
nalistischen zu vermehren. Denn bei den Schutzzöllen bleibt 
gewöhnlich das Verlangen nicht stehen; ein direkter Eingriff 
des Staates in das Produktionsleben wird geradezu als „staats- 
erhaltende Notwendigkeit" angesehen. Weil einzelne Land- 
wirte nicht aus eigener Ki^aft sich helfen können, weil manche 
Industrien und Gewerbe nicht von selber die erhoffte Renta- 
bilität zeigen, weil viele Produktionszweige zufolge des immer 
mehr sich verbreitenden maschinellen Arbeitens zu vertrocknen 
scheinen, weil also, in unserer Sprechweise, die Personalitäten 
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nicht aus eigenen Mitteln sich helfen können, soll die Coeno- 
nie für sie eintreten. Als ob, wie hier wieder einmal zu be- 
merken ist, die Coenonie, der Staat etwas anderes wäre wie 
die Summe aller Pei'sonalitäten! Aber indem man dem Staate 
zumutet, für einzelne Erwerbskategorien direkt einzutreten, 
um ihre Rentabilität zu erhalten oder zu erhöhen, indem die 
einen die Bureaukratie zu Hilfe rufen, um die wirtschaftliche 
Kraft der anderen zu brechen — es sei hierfür auf die Be- 
wegung gegen die sogenannten Warenhäuser hingewiesen — , 
wird das personalistische Prinzip ganz allgemein geschädigt. 
Der Ooenonismus dringt in Gebiete ein, die ausschliefslich 
dem Personalismus vorbehalten bleiben müfsten, der sich in 
ihnen ungehintlert, nur von den Bestimmungen des Straf- 
gesetzes beschränkt, bewegen muls. Die Worte von Lasson 
(49): „es ist eine Binsenwahrheit, aber heutzutage darf man 
sie immerhin mit Nachdruck wiederholen: für den Lohn- 
arbeiter gibt es gar kein gröfseres Übel als das Schwinden 
der Unternehmungslust" (S. 23), haben unbedingte Geltung 
für das gesamte Erwerbsleben. „Schwinden der Unter- 
nehmungslust", also Schwinden der personalistischen Regsam- 
keit ist gleichbedeutend mit dauerndem Niedergange der 
Volkswirtschaft. Ein Schwinden aber mufs eintreten, wenn 
wie bisher noch länger und womöglich in erhöhtem Mafse 
der Ooenonismus in das Erwerbsleben eingreift. Ausschrei- 
tungen zu verhindern, sofern sie die Rechtssphäre betreffen, 
die Bedingungen einer vollkommenen Volkshygiene zu er- 
halten: das ist die einzige Aufgabe, welche der Ooenonismus 
im Erwerbsleben zu erfüllen hat. Tut er dies, dann, aber 
auch nur dann, ist die Harmonie zwischen Ooenonismus und 
Personalismus hergestellt, nur dann kann ein gleichmäfsiger, 
steter Fortschritt im Wirtschaftsleben stattfinden, der heutzu- 
tage durch das übermä&ige und unmotivierte Eingreifen des 
coenonistischen Prinzipes noch ein frommer Wunsch ist. 
Auch hier also kommen wir zu dem Ergebnisse, dafs 
nur die Harmonie zwischen Ooenonismus und Perso- 
nalisräus einen friedlichen civilisatorischen Fort- 
schritt ermöglicht. 
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b) Die Landwirtschaft. 
Die schnelle und kräftige Entwickelang, welche dank der 
eminenten technischen Fortschritte die Industrie gezeigt hat, 
scheint nach der Meinung vieler Menschen dahin zu drängen, 
dafs Deutschland ein reiner „Industriestaat' werde. Ist mit 
diesem Worte auch ein Sinn zu verbinden, so kann dieser 
nur der sein, dafs die Industrie allmählich alle übrigen Er- 
werbsformen aufsauge und namentlich die Landwirtschaft als 
selbständigen Beruf völlig vernichte. Wäre dies wirklich die 
Tendenz unserer wirtschaftlichen Entwickelung, so mü&te das 
im höchsten Grade bedauert werden, denn es würde dadurch 
ein groises und weites Feld der Betätigung der Personalitaten 
entzogen. Indessen ist die Behauptung in keiner Weise rich- 
tig, sie beruht vielmehr nur auf einer falschen Deutung ge- 
wisser wirtschaftlicher Tatsachen. DaCs die maschinelle In- 
dustrie, wenn die zu ihrem Gredeihen nötigen Vorbedingungen 
vorhanden sind, nämlich Erfindergeist, Unternehmungslust, 
gute Durchschnittsbildung und körperliches Geschick der 
Massen, sehr schnell zu groDser Blüte gelangt, während die 
Landwirtschaft, schon wegen ihrer Abhängigkeit von Klima 
und Jahreszeiten, dem raschen Fortschritte nicht mit gleicher 
Geschwindigkeit zu folgen vermag, ist natürlich. Aber damit 
ist noch keineswegs gesagt, dafs die Landwirtschaft von der 
Industrie ganz vernichtet werden müsse, es ist in der schnellen 
Entwickelung der Industrie kein gefahrbringendes Moment 
für die Landwirtschaft enthalten; diese kann neben einer 
mächtigen Industrie sehr wohl aus eigenen Kräften lebensfähig 
und lebenstüchtig bleiben. Indem man von jener erwähnten 
falschen Auffassung ausgeht, indem speziell die in ihrer 
Existenz sich bedroht haltenden Bevölkerungskreise sich gegen 
den „Industriestaat" ereifern, kommen sie auch zu falschen 
Vorschlägen, welche den angeblich bevorstehenden Untergang 
verhüten sollen. Im Eifer für die nach ihrer Meinung ernst- 
haft gefährdete Landwirtschaft wird die Industrie als eine 
womöglich überflüssige, mindestens leicht entbehrliche Quelle 
wirtschaftlichen Erwerbes hingestellt. Die Menschheit, so sagt 
man und sagt dies mit Recht, bat viele Jahrtausende gelebt, 
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ohne dafs eine Industrie vorhanden war; sie wird auch in 
derselben Weise weiter bestehen können, so folgert man mit 
Unrecht, wenn es gar keine Industrie mehr geben sollte. Aber 
ohne Landwirtschaft kann, so wird gesagt, kein Kulturvolk 
existieren, die Landwirtschaft sei der wichtigste Erwerbszweig 
eines jeden Volkes. Ganz auf der Höhe der volkswirtschaft- 
lichen Einsicht, die Onkel Bräsig in Reuters „ut mine Strom- 
tid^ an den Tag legt, steht man, wenn man diese Wert- 
schätzung der Landwirtschaft mit den Worten ausdrückt: 
„hat der Bauer Geld, hats die ganze Welt". Wahres und 
Falsches wird in dem agitatorischen Gerede gegen den „In- 
dustriestaat" kunterbunt durcheinander gemischt und dabei 
selbstverständlich, wie dies dem Charakter der Zeit entspricht, 
die Hilfe des Staates zur Errettung der angeblich dem Unter- 
gange nahen Landwirtschaft aufgerufen. 

Die Überschätzung der Bedeutung der Landwirtschaft 
geht bis in liberal sich nennende Kreise; und auch bis in 
diese hinein geht die Überzeugung, dafs ohne wirksame staat- 
liche Hilfe, wie solche in einem hohen Zoll auf ausländische 
landwirtschaftliche Produkte zum Ausdrucke kommt, der 
Landbau nicht mehr zu bestehen vermag. Das wäre, wenn 
es sich wirklich so verhielte, eine sehr zu beklagende Tat- 
sache. Die Natur zeigt uns täglich, dafs alle die Individuen, 
welche unter den jeweiligen Existenzbedingungen im Kampfe 
ums Dasein aus eigener Kraft nicht bestehen können, zu 
Grunde gehen müssen und dafs auch, wie die Erfahrungen 
der im menschlichen Haushalte betriebenen Tier- und Pflanzen- 
züchtung lehren, künstliche Hilfe nachhaltig und dauernd 
hierin keine Änderung herbeizuführen vermag. Ist also in 
Wahrheit die Landwirtschaft, wie ihre Vorkämpfer behaupten, 
ohne intensive staatliche Hilfe nicht mehr existenzfähig, dann 
könnte sie auch trotz staatlicher Hilfe nicht bestehen. Der 
drohende Untergang würde durch diese nur verzögert, niemals 
aber unmöglich gemacht werden, denn die Naturgesetze herr- 
schen auch in der menschlichen Gesellschaft unbedingt, ihre 
Wirkung ist unabwendbar. 

Zunächst ist es durchaus unrichtig, dafs die Landwirt- 
schaft, wie behauptet wird, die wichtigste wirtschaftliche 
Funktion des Staates sei. Wie in einem tierischen Organis- 
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raus keine der einzelnen Funktionen — Atmung, Verdauung, 
Circulation, Empfindung usw. — einen Vorrang vor der an- 
deren beanspruchen kann, vielmehr alle auf einander ange- 
wiesen sind, weil sie, wie dies in früheren Kapiteln wieder- 
holt hervorgehoben wurde, in inniger Wechselbeziehung, in 
Korrelation zu einander stehen: ganz so verhält es sich auch 
mit den wirtschaftlichen Funktionen des Staates. Auch hier 
ist eine innige Korrelation vorhanden: keine wirtschaftliche 
Kategorie ist der anderen gegenüber die wichtigere, alle 
stehen zu einander in Wechselbeziehung und eine etwaige 
Präponderanz der einen würde einen Nachteil für die Gesamt- 
heit bedeuten. Dies gilt selbstverständlich auch für die Land- 
wirtschaft, denn „eine Nation, die blofs Agrikultur treibt, ist 
ein Individuum, dem in seiner materiellen Produktion ein 
Arm fehlt" (List, 50 S. 257). Wenn man die Reden liest, 
welche die Vertreter landwirtschaftlicher Interessen und auch 
die Vertreter der Regierangen in den Parlamenten halten, 
wenn man die Presserzeugnisse einsieht, welche für die Be- 
strebungen der Landwirte agitatorisch wirken sollen, dann 
kann man sich des Eindruckes nicht erwehren, als ob die 
alten verfehlten Ideen der sogenannten Physiokraten von 
neuem zahlreiche Anhänger in der Gegenwart gefunden hätten. 
Denn die physiokratische Auffassung, dafe der Boden allein 
reines Einkoramen gebe, dafs der Ackerbau also die alleinige 
Quelle des Reichtums bilde, unterscheidet sich wohl der Form 
aber kaum dem Inhalte nach von der heutzutage viel ver- 
tretenen Ansicht, dafs die Landwirtschaft die alleinige Grund- 
lage staatlicher Kraft und staatlichen Reichtums bilde. Und 
doch hat List (50), der grofse Verfechter der Erziehungszölle, 
recht, wenn er sagt, dafs eine Agrikultur verkrüppelt sei, wo 
sich keine Manufakturkraft vorfände (S. 229). 

Aber nicht genug mit dieser Überschätzung der Land- 
wirtschaft. Wie die Verhandlungen unserer Parlamente, wie 
die Agitationen des „Bundes der Landwirte*' deutlich zeigen, 
wenn auch nicht klar aussprechen, gewinnt das Streben immer 
mehr an Anhang, die Industrie zu gunsten der Landwirtschaft 
zu benachteiligen; denn die Industrie soll angeblich revo- 
lutionäre, die Landwirtschaft dagegen konservative Gesinnung 
züchten. Am liebsten sähen es die Wortführer der Landwirt- 



Kap. 30. Die Erwerbsformen. 283 

Schaft, wenn die Industrie womöglich zu ganz primitiven Ver- 
hältnissen zurücksänke, und sie finden, sonderbar genug, auch 
Ton nationalökonomisch-wissenschaftlicher Seite hierbei direkte 
und indirekte Unterstützung. Dafs bei einem solchen Nieder- 
gange der Industrie die Landwirtschaft die hauptleidtragende 
Partei wäre, kann keinem Zweifel unterliegen; List hat 
durchaus recht, wenn er eine kräftige Agrikultur ohne 
gleichzeitige kräftige Industrie für unmöglich erklärt. Es 
würde aber auch, könnten sich die geheimsten Herzens- 
wünsche unserer Agrarier erfüllen und unsere Industrie ihre 
Bedeutung im Wirtschaftsleben des Staates einbüfsen, unsere 
ganze Civilisation schwinden und Zeiten der Barbarei würden 
die Gegenwart ablösen. List trifft mit den folgend wörtlich 
wiedergegebenen Ausführungen den Nagel auf den Kopf. Er 
sagt: „Bei der blofsen Agrikultur besteht Willkür und Knecht- 
schaft, Aberglauben und Unwissenheit, Mangel an Kultur-, 
Verkehr- und Transportmitteln, Armut und politische Un- 
macht. Im blofsen Agrikulturstaat wird nur der geringste 
Teil der in der Nation liegenden geistigen und körperlichen 
Kräfte geweckt und zur Ausbildung gebracht, nur der ge- 
ringste Teil der ihr zu Gebot stehenden Kräfte und Natur- 
fonds kann benutzt, keine oder hur wenige Kapitale können 
gesammelt werden .... Die Manufakturen und Fabriken 
sind die Mütter und die Kinder der bürgerlichen Freiheit, der 
Aufklärung, der Künste und Wissenschaften, des Innern und 
äufsern Handels, der Schiffahrt und der Transportverbesse- 
rungen, der Civilisation und der politischen Macht. Sie sind 
ein Hauptmittel den Ackerbau von seinen Fesseln zu befreien 
und ihn zu einem Gewerbe, zu einer Kunst, zu einer Wissen- 
schaft zu erheben, die Landrente, die landwirtschaftlichen 
Profite und Arbeitslöhne zu vermehren und dem Grund und 
Boden Wert zu geben« (50; S. 212). 

Sind denn überhaupt, so müssen wir uns fragen, die 
Klagen der Landwirte berechtigt? Handelt es sich wirklich 
um einen dauernden, zur Vernichtung führenden Niedergang 
der Landwirtschaft oder sind die Verhältnisse anders auf- 
zufassen und wo ist für sie der zureichende Grund zu suchen? 

Es kann füglich nicht bezweifelt werden, dafs unsere Zeit 
eine Zeit wirtschaftlichen Überganges darstellt und dafs die 
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eigentfimlicb verworrenen Verhältnisse, die Unrahe der Geister 
und die revolutionären Neigungen zu einem gewissen Grade 
hierin ihren Ursprung haben. Die rapiden Fortschritte der 
Technik haben gleichzeitig eine so gewaltige Ausdehnung 
von Industrie und Handel und eine so beträchtliche Ver- 
schiebung in den wirtschaftlichen Zuständen veranlaTst, dais 
hiermit die Einrichtungen des Staates als der äufseren Form 
der Goenonie vielfach nicht mehr in Einklang sich befinden. 
Diesen Einklang wiederherzustellen ist, das sei hier nur 
nebenbei bemerkt, eine der unbewufsten Tendenzen der 
Arbeiterbewegung. Allerdings erblicke ich nicht, wie so Viele, 
die Verschiebung der wirtschaftlichen Verhältnisse in der 
Vertiefung des Unterschiedes zwischen Reich und Arm. Die 
Kluft, die heutzutage zwischen den reichsten „Kapitalisten^ and 
den Allerärmsten sich findet, ist nicht tiefer und nicht breiter, 
als sie es zu allen Epochen der überlieferten Geschichte ge- 
wesen ist. Ja, der Verbindungsglieder zwischen sehr Reich 
und sehr Arm sind heutzutage mehr als je zuvor; der Mittel- 
stand verschwindet nicht nur nicht, er breitet sich, wie dies 
auch der sozialdemokratische Schriftsteller Bernstein (5) 
zugibt, immer mehr aus. Die Unterschiede z. B. zwischen 
dem reichsten Römer Grassus und dem ärmsten Proletarier, 
zwischen den Fugger, Welser, Pirkheimer usw. und einem 
wandernden Handwerksburschen ihrer Zeit waren mindestens 
ebenso grofs, wie sie es heute sind zwischen ähnlichen Per- 
sonen. Man kann sogar sagen, dafs in früheren Zeiten, 
in denen nur Manufakturen und keine Fabriken existierten, 
die Gegensätze zwischen Reich und Arm tiefere und breitere 
gewesen sind als gegenwärtig, berücksichtigt man nämlich 
den ganz veränderten Geldwert unserer Zeit. 

Was den Unterschied gegen früher bedingt, was unserer 
Zeit eigentümlich ist und worin zugleich eine der Ursachen für 
unsere unerquicklichen Zustände zu suchen ist, ist der Um- 
stand, dars die Zahl der wirtschaftlich selbständigen, unab- 
hängigen Existenzen dauernd geringer wird. Die industrielle 
Fabrikation, wie sie auf der einen Seite hohe Gewinne ab- 
wirft, verlangt auf der anderen Seite grofse Betriebsmittel, 
drängt nach deren Konzentration. Dadurch saugt sie aber 
auch zugleich vielfach das kleine Unternehmertum auf; denn 
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das, was früher ein Mann allein oder mit nnr wenigen Ge- 
hilfen im Kleinen herstellen konnte, wird durch sie besser 
nnd billiger, also rentabler im Groisen angefertigt. Die 
maschinelle Industrie vernichtet, das kann nicht geleugnet 
werden, zahlreiche wirtschaftliche Existenzen. Doch ist dies 
nur ein scheinbarer Nachteil. In der Industrie, als Glieder 
eines grofsen Ganzen finden diese Existenzen ein dauerndes 
und lohnendes Unterkommen. Der Erwerb ist bei Eingliede- 
rung in die Fabrikation reichlicher, wenn auch vielleicht 
mühevoller und ist einem geringeren Risiko ausgesetzt, als 
dies bei kleinem freien Betriebe der Fall war. Zudem: wird 
auch der Einzelne unselbständig, gelangt er in ein mehr oder 
minder beträchtliches Abhängigkeitsverhältnis zu den Leiten- 
den der Fabrikation: in ihrer Gesamtheit, durch eine feste 
Organisation sind die sogenannten Arbeitnehmer den soge- 
nannten Arbeitgebern an Kraft gleich, manchmal sogar ihnen 
überlegen. 

Dieses zunächst AufTällige der Verminderung der wirt- 
schaftlich Selbständigen, das allerdings mit der Zunahme der 
Aktiengesellschaften immer mehr schwindet, hat ein allge- 
meines „Sauve qui peut** veranlafst. Hierin ist eine der Ur- 
sachen für den allenthalben erhobenen Ruf nach Staatshilfe, 
für das Streben nach Vermehrung des coenonistischen Ein- 
flusses zu suchen. Weil man nicht sofort die Grundtendenz 
der durch die maschinelle Fabrikation hervorgerufenen wirt- 
schaftlichen Entwickelung erkannte, die dahin geht, durch die 
Form der Aktiengesellschaften die Anhäufung der Betriebs- 
mittel in einer Hand zu verhüten und die Zahl der Besitzen- 
den zu vermehren (vergl. hierzu besonders Bernstein, 5), 
weil man nur das nächst Liegende sah, glaubte man, dals die 
Masse einigen wenigen „Kapital- Mammuts" tributpflichtig 
werden müfete. Hiergegen rief man die Staatshilfe an, die 
Allgemeinheit sollte ihre eigene Verknechtung zu sogenannten 
„Lohnsklaven** verhüten. Tatsächlich hat die maschinelle 
Fabrikation, wenn sie auch die Zwergwirtschaften vernichtet, 
die wirtschaftliche und damit auch die politische Kraft der zu 
gröfseren Einheiten organisierten Einzelnen vermehrt. Dafe 
dank der maschinellen Fabrikation heutzutage mehr Menschen 
lebensfähig sind als je zuvor, ist femer ein nicht zu leugnen- 
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der Vorzug unserer Zeit, der aber nicht genügend anerkannt 
zu werden scheint. Die Kulturnationen der Gegenwart weisen 
Bevölkerungszahlen auf, wie solche in der Vergangenheit kaum 
der ganze Erdteil beherbergt hatte. Wie wir nach Ratzeis (64) 
treffender Bemerkung die Zahl der Menschen in der Urzeit 
uns als eine nur sehr geringe denken dürfen, so müssen wir 
anch ein Gleiches für alle früheren Epochen der überlieferten 
Geschichte, namentlich als die Landwirtschaft allein herrschte, 
unbedingt annehmen. 

Die landwirtschaftliche Produktion nun ist der maschi- 
nellen Fabrikation, welche auiserdem nahezu jedes patiiar- 
chalische Verhältnis zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
ausschliefst, inbetreff des raschen Umsatzes der Betriebsmittel, 
also der sehr beträchtlichen Rentabilität nicht gefolgt. Nur 
dort hat auch der Landbau eine gröfsere wirtschafkliche Be- 
weglichkeit erlangt, wo ihm ein Fabrikstionsbetrieb an- oder 
eingegliedert worden ist. Dafs in diesem Annehmen maschi- 
neller Fabrikation zum Teil mit einer der Gründe für die 
heutige „Not der Landwirtschaft" zu suchen ist, soll später 
noch gezeigt werden. Zwar eine Konzentration zahlreicher 
Betriebsmittel in einigen wenigen Händen ist auch in der 
Landwirtschaft vorhanden; die Latifundien, allezeit ein gro&er 
wirtschaftlicher Fehler, haben an Zahl eher zu- als abge- 
nommen. Die ßodenbewirtschaftung aber ist intensiver ge- 
worden, die Ausnutzung der Bodenprodukte wird rationeller 
als je betrieben, namentlich bei der Zucker- und Spiritus- 
fabrikation; vielfach wird durch Maschinen gut und voll- 
kommen das geleistet, was früher durch Menschenkräfte nur 
unvollkommen verrichtet werden konnte, sodafs bedeutend 
reichere Erträge als in früheren primitiveren Zeiten erzielt 
werden. Wenn dennoch der Landbau hinter der Industrie an 
Rentabilität zurücksteht und wahrscheinlich auch immer zu- 
rückstehen wird, so ist dies darauf zurückzuführen, dafs die 
klimatischen Einflüsse, dals der Wechsel der Jahreszeiten noch 
immer einen unbedingten Einflufs auf den Ertrag der land- 
wirtschaftlichen Arbeit ausüben. Ob es je gelingen wird, 
diesen Einflufs wenigstens teilweise zu beseitigen, bleibe dahin 
gestellt. Tatsächlich kann ein in der Witterung ungünstiges 
Jahr die ganze Produktionskraft des Landbaues auf lange 
hinaus brach legen. 
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Aber diejenigen, welche am lautesten über die »Not der 
Landwirtschaft^ klagen, beschuldigen nicht diese Abhängigkeit 
von Wind und Wetter. Sie klagen, weil die Rentabilität ihrer 
Wirtschaft nicht ihren Anforderungen entspricht, trotzdem 
eine gute Rentabilität vorhanden ist Sie klagen, dais die 
Verhältnisse auf dem Lande nicht mehr die gleichen sind wie 
früher, dais die patriarchalischen Beziehungen zwischen Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer völlig geschwunden sind, dafs sie 
ihre Not mit den „Leuten^ haben und an „Leutenot^ leiden. 
Sehen wir uns diese Klagen auf ihre Berechtigung und Be- 
gründung näher an. 

Der grundbesitzende Kleinadel, das Junkertum, und alle, 
die mit ihm am selben Strange ziehen, sind die hauptsächlich, 
ja fast ausschlieislich Klagenden. Und doch haben sie alle 
nnr sich selber anzuklagen, müssen den Grund für das 
Unerquickliche ihrer wirtschaftlichen Zustände in sich selber, 
nicht aufser sich suchen. Und wenn ich mich nicht täusche, 
so ist der Grund der: das Grundbesitzertum, nicht der 
Bauer, hat durch seine höfischen, militärischen und 
zum Teil auch bureaukratischen Beziehungen den 
Halt am Boden verloren, in welchem seine wirt- 
schaftliche Kraft wurzelt. Wie nach Ratzel (64) die 
Völker unrettbar verloren sind, wenn sie den Halt am Räume, 
also am Boden, der ihrer Eigentümlichkeit angemessen ist, 
verlieren, so müssen auch diejenigen Berufsarten, die vom 
Boden leben, allmählichem Untergange verfallen, wenn sie 
ihren Halt an ihm verlieren. Unsere Grundbesitzer, nament- 
lich der Kleinadel, gehen aber, was so offenkundig ist, dais 
es nicht bestritten werden kann, gerade in der Zeit, in welcher 
der Mensch die Einzelheiten wie das Generelle seines Berufes 
zu erlernen hat, in höfischen Dienst oder als Offiziere zum 
Heere oder als Beamte zur Verwaltungsbureaukratie. Nament- 
lich der Militärdienst hält die Grundbesitzer viele Jahre fest; 
übernehmen sie dann die Güter, so besitzen sie diejenige Sach- 
nnd Fachkenntnis nicht, welche eine intensive Wirtschaft, 
welche die durch die maschinelle Industrie beeinflufsten Er- 
werbsverhältnisse des Landes nötig machen. Die Landwirt- 
schaft verlangt genau wie jeder andere Beruf, dais man sich 
ihr ganz hingibt, dais man sich ihr von Anfang an widmet, 
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denn sie ist, wie List in der vorhin zitierten Stelle so schön 
sagt, nnter dem Eiaflosse der Industrie zu einer Kunst, zu 
einer Wissenschaft geworden. Und Wissenschaft und Kunst 
wollen erlernt sein. 

Ganz anders sieht es in der Bauernschaft aus, also bei den 
Inhabern der kleinen ländlichen Wirtschaften. Wohl hat hier 
und da so Mancher schwer zu arbeiten, um sich und die 
Seinigen zu ernähren, Mancher geht zugrunde, weil er die 
Wirtschaft nicht rentabel erhalten kann. Aber das ist auch 
bei der Industrie, ist bei Handel und Gewerbe der Fall. Auch 
hier gibt es dank der Ungleichheit der Menschen viele, die 
im Wettbewerb mit anderen, im Kampfe ums Dasein als 
selbständige wirtschaftliche Existenzen nicht bestehen können. 
Sie gehen zugrunde, allerdings nicht in dem Sinne, wie dies 
der Fall ist unter den Bedingungen der freien Natur; sondern 
nur so ist dies zu verstehen, dal's sie in der Masse der wirt- 
schaftlich Unselbständigen verschwinden. Darum aber kann 
man nicht davon reden, dals die Industrie, dafs Handel und Ge- 
werbe in einem dauernden, zur völligen Vemichtang fuhrenden 
Niedergange begriffen sind. Ebensowenig ist dies auch in der 
Bauernschaft der Fall. Es ist eine agitatorische, mit den Tat- 
sachen unvereinbare Übertreibung, von einem aUmählichen 
Verschwinden des freien, selbständigen deutschen Bauern zu 
reden. Wie die Volkszählungen, Berufszählungen und ähnliche 
staatliche Enqufiten mit einwandfreier Deutlichkeit nachweisen, 
geht die Bauernschaft in Deutschland nicht nur nicht zurück, 
sondern kräftigt sich immer mehr. Auch heute noch wie 
früher ernährt die rationell betriebene Landwirt- 
schaft ihren Mann. 

Nicht also leidet, wie wir gesehen haben, die Land- 
wirtschaft im allgemeinen Not, sondern nur einzelne 
Landwirte befinden sich in schwerer wirtschaft- 
licher Bedrängnis. Nicht die Bauern, sondern die Groß- 
grundbesitzer haben Ursache zu klagen und letztere nur darum, 
weil sie grölstenteils nicht ausreichend für ihren Beruf vor- 
gebildet sind. Gegen diese Folgerung kann man wohl mit 
agitatorischem Geschrei ankämpfen, man kann die Verfechter 
dieser Ansicht verdammen, man kann sie als Theoretiker, 
Doktrinäre, und wie die Kosenamen sonst lauten mögen^ 
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lächerlich zu machen versuchen: all das ist keine Wider- 
legung der Tatsache, dafs der Bauer floriert. 

Mit der ungenügenden beruflichen Vorbildung eines be- 
trächtlichen Teiles der Grofsgrandbesitzer hängt die starke 
Verschuldung ihrer Wirtschaften zusammen, wodurch deren 
Rentabilität vermindert wird. Eine spekulative Erhöhung der 
Oüterpreise ferner, wie sie mit der Einführung indusüieller 
Betriebe in die Landwirtschaft verbunden war, hat bewirkt, 
dafs viele Grundbesitzer ihre Güter zu teuer gekauft haben 
und darum, um den Kaufschilling voll zu decken, Schulden 
machen mufsten. Dem zu hohen Kaufpreise und der beträcht- 
lichen Schuldenverzinsung entsprach die Bentabilität nicht 
völlig, entsprach ihnen um so weniger, als die bei Produktions- 
krisen eintretenden Schwankungen der Einnahmen aus den 
industriellen Neben betrieben gelegentlich in Mindereinnahmen 
sich verwandelten. Mit der Einführung der Getreidezölle, 
durch welche die inländische Getreideproduktion angeblich 
geschützt werden sollte, wurde eine weitere spekulative und 
dauernde Erhöhung der Grundstückspreise, aber eine nur vor- 
übergehende Erhöhung der Grundrente herbeigeführt. Und 
wiederum führte dies zu einer weiteren und stärkeren Ver- 
schuldung des Grofsgrundbesitzes. Denn die anfänglich als 
Folge der Zölle sich ergebende Vermehrung der Einnnahmen 
aus dem landwirtschaftlichen Betriebe wurde sehr bald wett 
gemacht einesteils durch die Erhöhung der Preise aller wirt- 
schaftlichen Produkte, andemteils durch eine zunehmende Zu- 
rückhaltung des Geldmarktes gegenüber den Ansprüchen der 
Grundbesitzer auf Beleihung ihrer Güter. So wird, wie auf 
der einen Seite durch ungenügende Fachkenntnis, auf der 
anderen durch ungenügende volkswirtschaftliche Einsicht die 
Lage der Grofsgrandbesitzer immer mehr verschlimmert. 

Die stetige Erhöhung der Getreidezölle verteuert auf der 
«einen Seite das notwendigste Volksnahrungsmittel und belastet 
besonders die grofse Masse der wirtschaftlich Tüchtigen und 
noch dazu minder Wohlhabenden zu gunsten einiger weniger 
Privilegierter und aufserdem wirtschaftlich Untüchtiger, nützt 
aber auf der anderen Seite, auch wenn die Erhöhung bis zum 
Extrem getrieben würde, den Grofsgrundbesitzern auf die 
Dauer nichts- Zudem wird durch diese sich immer steigernde 

Bawitz, Urgeschichte, Geschichte nnd Politik. 19 



290 ni. Buch. Kritik der gegenwärtigen polit. Zustände Deutschlands. 

Erhöhung der Getreidezölle eine geradezu unsittliche Begehr- 
lichkeit gegenüber dem Staate grofs gezogen und es werden 
ferner die internationalen Beziehungen des Staates auf das 
empfindlichste geschädigt. Lange und so übermälsig wie zur 
Zeit da dieses niedergeschrieben wird, kann für die bemfis- 
untücbtigen Grofsgrundbesitzer die Staatsmacht nicht in An- 
spruch genommen werden. Hier wird über kurz oder lang^ 
ein völliger Umschwung der Meinungen eintreten und mit ihm 
wird die sittlich und logisch unhaltbare schutzzöUnerische^ 
Richtung, werden die anderen sozialistischen Tendenzen der 
Zeit fallen. Walcker (88) nennt mit Recht den Sieg der 
englischen Eomfreihändler über die EomzöUner von 1846 
einen Sieg der volkswirtschaftlichen und sittlichen Bildung 
über die volkswirtschaftliche und sittliche Unbildung. Hoffen 
wir, dals auch uns sehr bald ein solcher Sieg bevorstehe. 

Zur Not der Grofsgrundbesitzer trägt femer noch bei das 
Latifundienwesen, wie es in den FideikommilBgütem zum Aus- 
drucke kommt Ebenso wenig wie in der Industrie der Grofs- 
betrieb als solcher, blofs weil er Grofsbetrieb, rentabel ist,, 
wie es vielmehr eine Ausdehnung der maschinellen Fabrikation 
gibt, die ihrer Gröfse wegen keine Rente mehr abwirft, weil 
die Leitung den Betrieb nicht mehr überblicken kann, ebenso 
ist es auch mit der Landwirtschaft der Fall. Auch hier ist die 
Rentabilität durchaus nicht direkt proportional der Gröfse des 
Grundbesitzes, denn mit Recht bemerkt Schaf fle (74) „die 
Latifundiengrofswirtschaft wird um so schwieriger und un- 
einträglicher, je intensiver und künstlicher die Bodenbewirt- 
schaflung wird^' (S. 25). Intensiv aber und künstlich muls 
heutzutage die Bewirtschaftung des Bodens betrieben werden, 
soll er die auf ihn verwendete Mühe nur einigermafsen lohnen. 
Darum kommen kleine und mittlere landwirtschaftliche Be- 
triebe besser fort als die grofsen. 

Erwiesen ist also, dafs die namentlich vom „Bunde der 
Landwirte^ erhobenen lauten Klagen über die Not der Land- 
wirtschaft nicht zutreffen. Einzelne Landwirte, und zwar 
hauptsächlich die Grofsgrundbesitzer, sind bedrängt, aber die 
Ursache hierfür liegt wesentlich in den Groisgrundbesitzern 
selber, nicht aufser ihnen. 

Über die „Not mit den Leuten" und über die „Leutenot''- 
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wird femer geklagt. Dafs selbst der kärglich bezahlte Guts- 
tagelöhner sich nicht mehr, wie in früheren Zeiten, patri- 
archalisch tyrannisieren läfst, haben wir schon in Kap. 24^ 
welches vom Militär handelt, erwähnt. Durch die militäri- 
sche Erziehung, wie sie im deutschen Volksheere fast jeder 
Mann durchzumachen hat, wird, wie auseinander gesetzt 
wurde, Ehrgefühl, Selbstgefühl, Mannesstolz auch im ein- 
fachsten Gemüte, im trägsten Geiste erweckt. Das Militär 
macht aus blofsen Individuen wirkliche Personalitäten und 
aus diesem Grunde ist, was v. d. Goltz (32) nicht er- 
kannt hat, ein patriarchalisches Verhältnis auf dem Lande 
höchstens nur noch ausnahmsweise zu finden. 

Das Eindringen der maschinellen Industrie in den land- 
wirtschaftlichen Betrieb in Form von Zucker- und Spiritus- 
fabriken ist ferner ein Motiv zu stärkerer geistiger Personali- 
sierung der früher fast nur körperlich individualisierten 
Landleute. Die Industrie erweckt und befreit die Geister, sie 
rüttelt an dem alten ererbten Autoritätsglauben, der im 
besser gekleideten Menschen schon ohne weiteres den geistig 
tmd sittlich höher stehenden erblickte. Sie setzt an dessen 
Stelle eine erworbene Autoritätsachtung, die sich dem 
gröCseren Wissen, der tieferen Einsicht und der lebhafteren 
Tatkraft beugt. 

Die ganze Gestaltung der Zeit mit ihren Errungenschaften 
in Wissenschaften und Technik (Eisenbahnen, Telegraphen, 
Telephon usw.), reifsen die Menschen aus dem Schlummer des 
Individualismus heraus und vermehren die Regsamkeit der 
Personalitäten. 

Also aus dem Personalismus, der auch unter den 
Landleuten Platz greift, entsteht die Not mit den 
Leuten und aus dieser die Leutenot. Es ist eine 
durchaus zutreffende, mit meiner Auffassung sich inhaltlich 
vollkommen deckende Bemerkung, die Frankenstein (27) in 
seinem sehr beachtenswerten Buche macht, dafs auch in der 
Landarbeiterschaft ein Streben nach höherer Kultur im grofsen 
und ganzen nicht zu verkennen sei. Und es bedeutet ein 
völliges übersehen der sittlichen Motive, durch welche die 
Leutenot veranlafst wird, wenn v. d. Goltz (32) meint, dafs 
eine Beschränkung in der Anwendung der Dreschmaschine 
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und besonders der Dampfdreschmaschine die Lage der länd- 
lichen Arbeiter verbessern und deren Aus- und Abwanderung 
vermindern könne (S. 145). Der Verzicht auf technische Fort- 
schritte soll also nach dieser Meinung wirtschaftliche Schäden 
heilen; und doch ist ein technischer Fortschritt zu- 
gleich immer ein wirtschaftlicher Fortschritt. Der 
im ländlichen Tagelöhner durch die oben angeführten Mo- 
mente erweckte Personalismus macht diesem das von den 
Großgrundbesitzern festgehaltene patriarchalische Verhältnis 
zu einem unerträglich drückenden Joche. Ungenügende 
Löhnung, die Unmöglichkeit, mehr als gerade nur des Lebens 
Notdurft zu erwerben, Unsicherheit der jederzeit kündbaren 
Arbeitsstellung und die dadurch bedingte Grefährdung der 
Existenz, unwürdige Behandlung, Drang nach Vermehrung 
der Bildung: all das treibt den Landarbeiter gerade aus den 
Provinzen Deutschlands, in denen die Latifundienwirtschaft 
vorherrscht, vom Lande in die Stadt. Dadurch verlieren die 
Grofsgrundbesitzer lebendige Arbeitskräfte und sie verlieren 
sie durch eigene Schuld. Denn „klagt die Landwirtschaft^, 
so sagt Röscher (68) zutreffend, „so häufig über chronischen 
Arbeitermangel, so verrät sie dadurch fast immer ein par- 
tielles Zurückgebliebensein. Entweder ist die Bildung ihrer 
Arbeiter, dieser niedrigsten aber zahlreichsten Volksklasse, 
hinter der Volksbildung im allgemeinen zurückgeblieben. 
Oder ihr Lohn steht zu tief im Vergleich mit den städtischen 
und gewerblichen . . . .* (S. 403/4). Unstreitig findet eine 
starke Abwanderung von Landarbeitern nach den Städten, 
besonders nach den Industriecentren statt. Und unstreitig 
erwachsen dadurch der Landwirtschaft im allgemeinen, dem 
Grofsgrundbesitzertum im besonderen beträchtliche Schäden. 
Aber in sich mufs die Landwirtschaft die Ursache 
für diese Übel suchen, aus sich heraus, durch eigene 
Kraft und nicht durch Staatshilfe mufs sie die 
Heilung dafür ermöglichen. Und sie kann dies, wenn 
sie dem erwachenden und zum Teil schon erwachten Persona- 
lismus der Landarbeiterschaft Rechnung trägt Darum ist es 
ein unsinniges Bestreben, die Freizügigkeit der Landarbeiter 
beschränken und damit eine verschleierte Art von Hörigkeit 
wieder einführen zu wollen, ganz so wie es ein widersinniges 
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Torgehen ist, durch Erschwerung der freien Verfügung über 
die Güter demjenigen, welcher wirklich landwirtschaftliches 
Können besitzt, den Erwerb eines solchen Gutes unmöglich 
zu machen. 

Tritt uns sonst in den Bestrebungen der Zeit die Sucht 
entgegen, den Personalismus zu gunsten des Coenonismus zu 
benachteiligen, so sehen wir bei der Landwirtschaft vielmehr 
die Neigung, einen sich eben regenden Personalismus aus 
egoistischen Motiven zu knechten. Wir sehen ferner, dafs der 
Egoismus gewisser landwirtschaftlicher Kreise sich an den 
Coenonismus wendet, damit er ihn gegen den von der In- 
dustrie ausgehenden Personalismus schütze. Der Personalis- 
mus aber ist der bestimmende Faktor unserer Kultur, von 
seiner Regsamkeit hängt die Gröfse unseres civilisatorischen 
Fortschrittes ab. Darum mögen sich die Leiter des 
Staates bewufst werden und bleiben, dafs ihre Auf- 
gabe lediglich darin besteht, beide Prinzipien in 
Harmonie zu bringen, nicht aber einen unsittlichen 
Egoismus auf Kosten des Personalismus zu schützen. 

Kap. 31. Die Erwerbsformen. 

c) Industrie, Handel und Gewerbe. 

Dafs die Art und Weise, wie sich in der Gegenwart die 
wirtschaftliche Produktion vollzieht, von den sozialistischen 
Gegnern der heutigen Staatsform als anarchische Produktion 
bezeichnet wird, ist bereits erwähnt worden. Die trotz wieder- 
holter staatlicher Eingriffe noch ziemlich beträchtliche Frei- 
heit, deren sich die Personalitäten in Industrie, Handel und 
Gewerbe erfreuen, gibt einem Jeden, der Wagemut genug be- 
sitzt, Gelegenheit und Möglichkeit, sein Heil' in wirtschaft- 
lichen Unternehmungen dieser Art zu versuchen, und ver- 
schafft ihm die Aussicht, falls er nur passend dafür ausge- 
rüstet ist, auch erfolgreich zu arbeiten. Naturgemäfe findet 
also auf diesen Gebieten ein lebhafter und unausgesetzter 
Wettbewerb, ein Kampf ums Dasein statt. 

Von dem Kampfe ums Dasein, wie er in der freien Natur 
ausgefochten wird und über den in der Einleitung das Nötige 
gesagt wurde, unterscheidet sich aber der wirtschaftliche 
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Kampf ums Dasein ganz beträchtlich. Um den Unterschied 
in einem kurzen, formelartigen Satze auszudrücken: in der 
freien Natur findet der Kampf ums Dasein im Unbe- 
wufsten, in der Coenonie der Menschheit im Be- 
wufsten statt (vergl. hierzu auch Büchner, 16). Dafe jeder 
Einzelne auüser diesem rein wirtschaftlichen Daseinskampfe 
auch gegen die Einflüsse des Milieu, also gegen Ellima, gegen 
die Verhältnisse, die in Stadt und Land auf seinen Organis- 
mus einwirken und die infolge der kulturellen Zustande eigen- 
artig kompliziert geworden sind usw., anzukämpfen hat, ist 
selbstverständlich. Hierauf näher einzugehen ist um so 
weniger nötig, als die Wirkungen dieses Teiles des Daseins- 
kampfes sich aus der früheren Beschreibung (Kap. 1) ohne 
weiteres von selber ergeben. Dals der wirtschaftliche Kampf 
ums Dasein im Bewulsten stattfindet, d. h. dals jeder einzelne 
Mensch im allgemeinen über den Ausgang des Kampfes, dem 
er sich zu unterziehen hat, nicht lange im Unklaren bleibt, 
wenn auch die meisten über das Zureichende oder Unzu- 
reichende ihrer Kampfesmittel sich selten klar werden: das 
ist es, was den Kampf hart einscheinen lälst. Der mit dem 
Ichbegriffe ausgerüstete Mensch kann, was das Tier nicht 
vermag, die Art des Kämpfens überblicken, er kann sein 
Schicksal dabei sich klar machen, kann seinen Erfolg oder 
Mifserfolg mit dem der übrigen Mensehen in Beziehung 
bringen: und das ist es, was das wirtschaftliche Bingen unter 
Umständen zu einer Seelenqual macht. Die Kehrseite des 
Personalismus, der stets unsittliche Egoismus, kommt hierbei 
in die Höhe und egoistische Urteile werden über das Bingen 
der Personalitäten geßdlt. 

Wer die Erscheinungen nur als solche nimmt, wer nicht 
ihren zureichenden Grund zu erforschen strebt, dem kann es 
dann wohl so sich darstellen, als ob der Kampf an und für 
sich ein harter und bösartiger sei. In Wahrheit aber ist es 
nur das Bewufstsein von der Tatsache des Kampfes sowie das 
subjektive Empfinden über seinen Ausgang, was das Urteil 
vieler Menschen ungünstig beeinflufst; der Kampf als solcher 
aber ist nicht härter als der in der freien Natur jenseits des 
Menschengeschlechtes, sondern er ist sogar, weil der Mensch 
in der Coenonie lebt, milder als in der Natur. Und wie in 
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der gesamten Welt der Lebewesen allein durch Kampf der 
Individuen und durch Zuchtwahl ein Fortschritt von Stufen 
niederer zu Stufen höherer Organisation erreicht worden ist 
und erreicht werden konnte, so kann auch in der Menschheit 
nur durch Kampf der Personalitäten und durch Zuchtwahl 
•ein Fortschritt von Stufen niederer zu solchen höherer Civili- 
sation erfolgen und ist auch einzig und allein auf diesem 
Wege erfolgt. Den Kampf geben alle zu; aber dafs seine 
Folge eine Auslese ist, da& die siegreichen auch die besseren 
sind, wollen die wenigsten Menschen Wort haben. Man 
nennt diese Auslese vielmehr gewöhnlich „Glück^. 

Kampf der Personalitäten untereinander ist die Vorbedin- 
gung also für jede civilisatorische Weiterentwickelung. 
Darum stagniert in Zeiten, in denen die Coenonie die Bewe- 
gung der Personalitäten absichtlich hemmt, der Fortschritt. 
Die Epoche des absolutistischen Staates, da einem Jeden von 
Amts wegen vorgeschrieben wurde, was und wieviel er zu 
tun oder zu lassen habe, als die Regsamkeit der Persönlich- 
keit durch bureaukratische Fesseln unmöglich gemacht war, 
ist darum zugleich eine Epoche des Stillstandes unserer Civi- 
lisation. Denn so Grofses auch in der Kunst gerade in jener 
Zeit geleistet worden ist, wirksam werden konnte dieses erst, 
als die Freiheit für die Persönlichkeit errungen war. Und 
einen groisen Teil an dieser errungenen Freiheit verdanken 
wir der Industrie. Es ist eine tiefe Wahrheit, die, wenn ich 
nicht irre, der Nationalökonom List zuerst, wenn auch nicht 
mit diesen Worten, ausgesprochen hat: Industrie befreit. 
Sie ruft der Staatsgewalt im Tosen ihrer Maschinen zu: 
Bahn frei für das Talent, d. h. Bewegungsfreiheit für 
die Personalitäten. Die Industrie, wie sie zum Wachstum 
gebracht und in Blüte nur erhalten werden kann durch frei 
sich tummelnde Personalitäten, vermehrt auch deren Freiheit, 
bewirkt zunehmende Intelligenz und hebt sittlich und wirt- 
schaftlich das Niveau der ganzen Menschheit. 

Nur durch den Kampf, den Wettbewerb der Personali- 
täten unter einander, ein Wettbewerb der durch keine wie 
immer gearteten bureaukratischen Ketten gehemmt werden 
darf und nur an der Schranke des Rechts seine Bewegungs- 
grenze findet: nur durch diesen Kampf lebt und gedeiht die 
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Industrie. Ihn als anarchischen zn bezeichnen ist daher um 
so verkehrter, als namentlich die Sozialdemokraten behaupten, 
dafs sie auf naturwissenschaftlichem Boden stünden. Aus der 
jetzt vielfach üblichen Vemrteilunfl; der herrschenden Produk- 
tionsweise kann man nur den Scnlufs ziehen, dafs zwar sehr 
viele Menschen von der Darwinschen Lehre vom Kampfe 
ums Dasein reden, dafs aber die wenigsten unter ihnen, wie 
dies bereits Wallace (89) mit Recht hervorgehoben, den In- 
halt und die Folgerungen dieser Lehre begriffen haben. Oder, 
was wohl hie und da auch zutreffen mag, dais die Menschen 
sich scheuen, die Lehren der Naturwissenschaft als Mafsstab 
für die Erscheinungen im staatlichen Leben der Menschheit 
zu gebrauchen. Denn nur so ist es erklärlich, dafs die Zahl 
derer unausgesetzt zunimmt, welche eine von Seiten des 
Staates auszuübende Einschränkung, ja Vernichtung der selbst- 
ständigen Bewegung der Personalitäten im wirtschaftlichen 
Leben befürworten. Gleichgiltig, ob der Zukunftsstaat der repu- 
blikanischen Sozialisten oder der monarchischen Kollektivisten 
den gegenwärtigen Staat einst ersetzen sollte, immer würde die 
coenonistische Allmacht den Personalismus vollkommen ver- 
nichten und an seine Stelle einen Herden-Individualismus 
setzen, in welchem unsere gesamte Kultur zu Grunde gehen 
müfste. Aber auch der Staat, wenigstens diejenige Form der 
Coenonie, die wir gegenwärtig lebenden Menschen als Staat 
bezeichnen, könnte dabei auf die Dauer nicht bestehen. Der 
Staat, der als solcher in der Vergangenheit wurzelt, bleibt 
frisch und lebenskräftig nur durch die Personalitäten, welche 
man, um im Bilde zu bleiben, mit dem in den Gefö.rsen des 
Baumes strömenden Safte vergleichen kann. Verhindert man 
die Saftströmung — und die von den Sozialisten in beiderlei 
Gestalt erstrebte Verstaatlichung der Arbeitsmittel und der 
Arbeitsgelegenheiten kommt einer solchen Verhinderung gleich 
— , so mufs schliefslich der Baum verdorren, seien die Wur- 
zeln auch noch so kräftig und der Boden, in dem sie stecken, 
noch so fruchtbar. Ein Staat ohne ausreichende Bewegungs- 
freiheit seiner Personalitäten hört sehr bald auf ein Staat zu 
sein, mufs zur Horde, ja zur Herde herabsinken. 

Unverstand und Egoismus sind die Ursachen des Hasses 
gegen die jetzige Produktionsweise, gegen die ganze gegen- 
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Avärtige Einrichtung des Staates. Die maschinelle Industrie 
drängt auf den Grofsbetrieb hin, weil dieser vielfach lohnen- 
der ist, als der Kleinbetrieb, weil die mechanischen Kräfte 
der Maschinen im grofsen sich besser ausnützen lassen als im 
kleinen. Zum Grofsbetriebe gehören auch grofse Betriebs- 
mittel. (Fabrikgebäude, Maschinen und das übrige maschinelle 
Zubehör, also die Arbeitsmittel werden ebenso wie die 
Betriebsmittel sonderbarerweise von vielen Nationalökono- 
inen als Kapital bezeichnet. In Wahrheit kann man nur 
die Arbeit als Kapital bezeichnen, was genauer ausein- 
anderzusetzen hier nicht der Ort ist). Diese konnte sich im 
Anfange der maschinellen Fabrikation so Mancher, selbst 
wenn er klein anfing, ziemlich schnell erwerben und dadurch 
zum Grofsbetriebe fortschreiten. Denn es wird ein solch 
schnelles Wachstum des „Vermögens" durch die maschinelle 
Fabrikation sehr erleichtert, weil bei nur einigermafsen gutem 
Erfolge der wirtschaftlichen Tätigkeit der Umsatz der Be- 
triebsmittel ein sehr schneller, die „Profitrate" also eine sehr 
beträchtliche für den „Unternehmer" ist. Dadurch sind jene 
sogenannten „Kapitalmagnaten" oder „Kapital-Mammuts" ent- 
standen, jene wenigen Menschen, die sehr grofse Reichtümer 
angesammelt haben. Der Erfolg, den diese Sieger im wirt- 
schaftlichen Daseinskampfe hatten, stach beträchtlich ab gegen 
das Schicksal der minder oder garnicht Erfolgreichen, welche 
nach wie vor in Armut verblieben. Und da man in den An- 
fangszeiten der maschinellen Fabrikation die geistige Arbeit 
des Unternehmers wenig zu würdigen verstand, worauf früher 
(Kap. 26) schon hingewiesen wurde, der mechanischen Lei- 
stung des Lohnarbeiters allein Bedeutung für die Produktion 
beimafs, wie dies besonders Marx (54) tat, zudem auch 
seitens der Unternehmer schwer an den Arbeitern gesündigt 
wurde, so gewannen Neid, Mifsgunst und Hals, also der 
Egoismus, Boden in den Gemütern der besitzlos Bleibenden. 
Der Gegensatz zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ver- 
tiefte und verbreiterte sich zum Schaden des friedlichen und 
gleichmäfsigen Fortschrittes der Civilisation. Die maschinelle 
Produktionsweise saugte ferner durch den Grofsbetrieb in 
immer beträchtlicherem Grade den Kleinbetrieb auf, die Zahl 
der wirtschaftlich Unabhängigen wurde, wie bereits hervor- 
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gehoben, immer geringer, so dafe es oberflächlichen Be- 
trachtern scheinen konnte, als ob eine allmähliche aber voll- 
kommene Proletarisiernng der Masse das notwendige Resultat 
der wirtschaftlichen Entwickelang sein müsse. 

Indessen war dafür gesorgt, dalB die Bäume nicht in den 
Himmel wachsen konnten. Ganz abgesehen davon, dals der 
Grofsbetrieb auch seine Grenzen hat, jenseit deren er nicht 
mehr lohnend ist, wurde allmählich durch Gründung der 
Aktiengesellschaften eine neae Form des Unternehmertums 
gefunden, welche die früheren Einzeluntemehmer völlig zu 
verdrängen bestimmt scheint Denn bei hochentwickelter In- 
dustrie ist es für den Einzelnen nicht mehr so leicht, wie bei 
anfangender, allein durch eigene Kraft aus der Masse sich 
herauszuarbeiten. Aktiengesellschaften aber, es ist dies be- 
reits erörtert worden, bedeuten eine Vernichtung der „Kapital- 
Mammuts.^ Was sonst in nur einer Hand vereinigt war, ist 
jetzt auf viele Hände verteilt. Die Aktiengesellschaft ist ein 
Mittel, um den Wohlstand auf zahlreiche ehemals davon fast 
ausgeschlossene Yolkskreise zu verbreiten. 

Bei Besprechung der revolutionären Parteien (Kap. 26) 
wurde bereits ausführlich der Arbeiterbewegung gedacht und 
schon dort eingehend gezeigt, dafs durch das törichte Ver- 
halten der Bureaukratie die Arbeiter direkt in die Arme der 
sich freiheitlich gebärdenden, aber im Grunde genommen 
freiheitfeindlichen Sozialdemokratie gejagt wurden. Hierin, 
und hierin hauptsächlich, haben wir die Ursache für 
die Schäden der Zeit im allgemeinen, für die feind- 
liche Stellung der Arbeiter gegenüber den Arbeit- 
gebern im besonderen zu sehen. Der seine Aufgabe 
überspannende, sie also verkennende Coenonismus 
trägt die Schuld an den gegenwärtigen Zuständen. 
Nicht die anarchische Form der Produktion, nicht der 
törichterweise so genannte „Kapitalismus^ haben jene poli- 
tische Spannung hervorgerufen, die durch falsche Regierungs- 
malkregeln derartig verstärkt wurde, daUs viele eine Lösung 
nur auf dem Wege der Gewalt für möglich halten; der Coe- 
nonismus war es, der dem Personalismus feindlich gegenüber- 
trat. Ist auch durch die sozialistische Agitation dem ur- 
sprünglich rein sittlichen Inhalt der Arbeiterbewegung viel 
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fremdes Wesen beigemengt worden, so dafs jetzt das perso- 
nalistische Moment in ihr gegenüber dem egoistischen Klassen- 
motiv fast völlig zurücktritt: noch ist Heilung auf friedlichem 
Wege möglich. 

Der Staat, als Vertreter des coenonistischen Prinzipes, 
beschränke sich auf das ihm gehörende Gebiet, er halte die 
öffentliche Ordnung mit Unparteilichkeit aufrecht. 
Die Regierenden mögen die sogenannte soziale Frage als das 
betrachten, was sie einzig und allein ist, nämlich als eine 
Frage der allgemeinen Yolkshygiene, aber nicht, wie dies bis- 
her geschehen, als eine Gelegenheit, die Machtsphäre der 
Goenonie zu Ungunsten der Personalitäten auszudehnen. 
Bahn frei! ruft auch hier die Industrie dem Staate zu. Un- 
bedingte Unparteilichkeit nach allen Seiten möge geübt wer- 
den, und die Lohnkämpfe der Arbeiter werden Lohnkämpfe 
bleiben, aber nicht wie gegenwärtig vielfach zu sozialistischen 
Machtkämpfen ausarten. 

Die Freiheit des Wettbewerbs der Personalitäten, also der 
lebhafte Konkurrenzkampf drückt nicht blofe in Industrie, 
sondern auch in Handel und Gewerbe auf die Preise. Die 
Profitrate des Unternehmertums wird dadurch zwar geringer, 
aber der Lohnanteil des Arbeiters wird, vox-ausgesetzt dafs 
durch zu niedrige Preise der Produkte keine Unrentabilität 
der Produktion eintritt, keineswegs vermindert. Darum ist 
es von Seiten des Staates verkehrt, durch Zölle, Export- 
prämien usw. der auf Verminderung der Profitrate hindrängen- 
den Entwickelungstendenz entgegenzutreten. Schutzzölle — 
im vorigen Kapitel wurde dies bereits erörtert — , sobald sie 
nicht mehr Erziehungszölle sind, nützen nur vorübergehend. 
Sie rufen künstlich eine solche Steigerung der Produktion 
hervor, dafs die Konsumtion nicht zu folgen vermag, und als 
Resultat der Überproduktion tritt eine viele wirtschaftliche 
Existenzen vernichtende Krisis ein. Der freie Kampf der 
Personalitäten gewährt auch hier — die Tatsachen der Natur 
lehren dies unzweideutig — die sichere Aussicht, dafs ein 
dauernder Fortschritt im Erwerbsleben herrsche, wenn nur 
die Goenonie ihre Macht nicht an unrichtiger Stelle entfaltet, 
wenn sie sich auf Wahrung der Rechtsiuteressen beschränkt. 
Aufgabe der Gesetzgebung ist es, die nötige Freiheit den 
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Personalitäten zu verschaffen, nicht aber sie knebeln zu 
wollen. Ob die einzelnen Industriezweige sich durch Selbst- 
hilfe gegen etwaige nachteilige Folgen der Konkurrenz 
schützen können, und auf welche Weise dies eventuell 
zu geschehen hat: dies auseinanderzusetzen ist hier nicht 
der Ort. 

Der Grofsbetrieb der Industrie hat eine Massenproduktion 
zur Folge, die an die Konsumenten abgesetzt werden muls. 
Für viele Fabrikanten, wenn ihr Betrieb nicht ein nui- wenig 
umfangreicher ist, oder wenn nicht die Produktion, wie beim 
Bau mancher Maschinen, immer nur auf besondere Bestellung 
erfolgt, würden, wollten sie ihre Produkte in den von den meisten 
Menschen gewöhnlich benötigten geringen Quantitäten selber 
verkaufen, dadurch Schwierigkeiten und Unbequemlichkeiten 
entstehen, welche der Fabrikation schliefslich hinderlich wer- 
den müfsten. Grofsindustrie und Kleinverkauf vertragen sich 
nicht oder doch nur selten. Darum hat sich seit langer Zeit 
zwischen Produzenten und Konsumenten ein Vermittler ein- 
geschoben, der jenem grofse Mengen abnimmt, um sie diesem 
in kleinen Portionen zu überlassen. Der Handel, der stets 
Zwischenhandel ist, verteuert zwar dadurch, dafe er für seine 
Bemühungen einen Gewinn beansprucht, anscheinend das 
Produkt, aber er erleichtert beiden Teilen, dem, der die Ware 
anfertigt so gut, wie dem, der sie braucht, den Verkehr. 
Beiden nützt er, weil er beide befriedigt. Wenn ich ein 
Dutzend Stahlfedern, ein Buch Briefpapier, zwei Meter Klei- 
derstoff brauche, so kann ich nicht jedesmal an eine Fabrik 
schreiben, dafs sie mir das Gewünschte sende. Die Fabrik 
hätte mit der Erfüllung so kleiner Wünsche zu viel und noch 
dazu nicht lohnende Arbeit und mir wäre, da ich mit dem 
vorlieb nehmen müfste, was mir die Fabrik sendet, auch nicht 
gedient, ganz abgesehen davon, dafs die Kosten für die Ver- 
schickung ganz kleiner Warenmengen relativ viel beträcht- 
licher sind als die für Versendung grofser Quantitäten. Gehe 
ich aber zum Handel, so wird mir sofort mein Wunsch er- 
füllt, wie es mir behagt. Der kleine Preisaufschlag, den der 
Händler machen mufs, wenn er bestehen soll, wird reichlich 
durch die Bequemlichkeit ersetzt, mit der ich befriedigt werde, 
und darum ist die Ware beim indirekten Bezüge billiger, als 
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beim direkten, mag sich auch zifferamäfsig ein umgekehrtes 
Verhältnis zeigen. 

Was ist nicht alles in den letzten Jahrzehnten gegen den 
Handel vorgebracht worden, wie hat man ihn nicht geschmäht 
und verlästert! Handelsgewinn wurde und wird noch viel- 
fach, selbst von Nationalökonomen, als Schmarotzergewinn 
bezeichnet; man glaubt ein Yerdammungsurteil auszusprechen, 
wenn man den Handel als blofsen Zwischenhandel bezeichnet, 
was er ja in der Tat ist. Und doch waren die glänzendsten 
Zeiten des ehemaligen „heiligen römicichen Reiches deutscher 
Nation^, da es über die Meere gebot und deutscher Name und 
deutsche Sitte den fernsten Völkern bekannt wurden, nicht 
die Zeiten der eine ganz undeutsche, ja geradezu wider- 
deutsche Politik treibenden Hohenstaufen, sondern die Zeiten, 
in denen die Hansa blühte. Die zur Hansa gehörigen reichs- 
freien Städte der Küsten hatten eine kaum nennenswerte 
eigene Manufaktur, ihre Schiffe waren befrachtet mit den 
Produkten des GewerbfleUses ihrer Hinterländer. Denn die 
Hansa betrieb Zwischenhandel und nichts wie Zwischen- 
handel. Wenn daher gegenwärtig in Deutschland Verachtung 
des Handels zur wirtschaftlichen Modenarrheit des Tages ge- 
hört, so wirkt das um so sonderbarer in einer Zeit, die Welt- 
politik treiben will. Ohne Handel kann die Industrie im In- 
lande ihre Produkte nur schwer absetzen, ohne kräftigen 
Handel fehlt der Industrie in ihren ausländischen Beziehungen 
ein notwendiges Glied. Will man wirklich Weltpolitik treiben, 
so kann man dies nur, wenn man sich auf Industrie und 
Handel zusammen stützt. Und nur dann bilden diese kräftige 
Stützen, wenn man die Personalitäten in ihnen ungehindert 
sich regen läfst. 

Welche Formen der Handel annimmt, geht den Staat, 
also die Allgemeinheit nur insofern an, als dabei Treu und 
Glauben, Gesetz und Recht nicht verletzt werden. Und Gesetz 
und Becht dürfen nicht engherzig sein, dürfen die Bewegungs- 
freiheit nicht aus bureaukratischer Ängstlichkeit einengen. Ob 
der Handel seine Funktionen durch lauter kleine Geschäfte 
erfüllt oder ob er dies durch grofse, sogenannte Warenhäuser, 
tut, das ist eine Frage der Rentabilität, aber nicht 
der Gesetzgebung. Torheit ist es, durch Gesetze dem Handel 
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die Wege, die er gehen soll, vorschreiben zu wollen. Wie der 
Verkehr nach den zutreffenden Ausführungen von Eohl (45), 
sich nicht reglementiren und schabionisieren läfst, sondern 
seinen eigenen immanenten Gesetzen folgt, so auch der Handel. 
Die Gesetzgebung kann durch ihre Mafsnahmen wohl zer- 
stören, aber nur selten direkt fördern. Wenn gegen die Waren- 
hänser, die in dem letzten Jahrzehnt in Deutschland sich zn 
bilden anfangen, während sie in Amerika bereits seit langen 
Jahren existieren, als besonders schwere Anklage angeführt 
wird, dafs sie den kleinen Handelsmann aufsaugen, so voll- 
zieht sich hier nur der gleiche Prozeüs, der seinerzeit die Über- 
macht der maschinellen Industrie begründete. Wohl schwinden 
dabei manche selbständige wirtschaftliche Existenzen, aber sie 
kommen im Warenhaus als dessen Angestellte wieder zur 
Geltung. Zeigt die Entwickelung eine Tendenz zum Grois- 
betriebe auch im Handel, so wird keine noch so eingreifende 
Gesetzgebung dieser Tendenz auf die Dauer Hindemisse in 
den Weg legen können. Der Coenonismus überschreitet seine 
Befugnisse, wfenn er aus bureaukratischen Gesichtspunkten 
unternimmt, die Entwickelung des Wirtschaftslebens, also die 
Bewegungsar t der Personalitäten leiten zu wollen. 

Zum Handel ist eine Institution zu rechnen, die von vielen 
für den Inbegriff aller Schlechtigkeit, für den Herd alles Ver- 
derbens gehalten wird, nämlich die Börse. Man kann geradezu 
sagen — die Erfahrungen der letzten Jahre erlauben diesen 
Schlufs — , dafs, je geringer das Verständnis für das Wesen 
der Börse ist, um so lauter die Abneigung gegen diese sich 
äufsert. Die Effektenbörse, also dasjenige Institut, welches 
den Geldmarkt beherrscht und reguliert, wird in erster Linie 
erhalten durch die Anleihen, welche die Regierungen zur 
Ausführung ihrer Absichten aufnehmen zu müssen glauben. 
Würden die Staaten keine Schulden machen, der größte Teil 
des Börseneinflusses ginge verloren. Wohl bedarf die Privat- 
industrie infolge des Aufkommens der Aktiengesellschaften 
eines Marktes, von dem sie ihre Geldmittel bezieht und auf 
dem sie von ihrem Erfolg oder Mifserfolg Rechnung abzulegen 
hat Aber den Einflufs, den die Börse ausübt und durch den 
sie direkt auf das Gelingen oder Mifsüngen industrieller Unter- 
nehmungen einwirkt, besitzt sie nur, weil sie den gelegent- 
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liehen besonderen Geldbedarf des Staates zu decken hat. Diese 
Aufgabe bildet das Rückgrat ihres Daseins. Der Hafs gegen 
den Handel, der unsere Zeit beseelt, kommt der Börse gegen- 
über zum schärfsten Ausdrucke. Dem Börsengeschäfte be- 
stimmte Normen vorzuschreiben, um es dadurch einzuengen, 
den Börsenverkehr unter staatliche Kontrolle zu bringen, war 
die ausgesprochene Absicht des vor einigen Jahren in Deutsch- 
land erlassenen Börsengesetzes. Der Erfolg aber — kein Ein- 
sichtiger wagt dies zu leugnen — ist völlig ausgeblieben, der 
Handel folgt eben seinen immanenten Gesetzen. Der 
Coenonismus kann auch hier nur hindern oder gar zerstören, 
aber selten lenken und niemals aufbauen. 

Die Produktenbörse, an welcher im wesentlichen Grofs- 
handel mit landwirtschaftlichen Produkten getrieben wird, ist 
von jeher der Gegenstand gehässigster Angriffe gewesen. Ja 
die Gesetzgebung der neuesten Zeit hat sogar versucht, sie 
ganz zu unterdrücken. Denn die Absicht, den Geschäftsver- 
kehr der Börse unter die peinlichste Kontrolle solcher Leute 
zu stellen, die nicht zur Börse gehörten, sondern nur mit 
und an der Börse ihre Geschäfte machten, kam einer Unter- 
drückung dieser Institution gleich, da kein Mann von nur 
einigermafsen entwickeltem Selbstgefühl sich einer derartigen 
Beaufsichtigung unterwerfen konnte. Gleichgiltig, ob dia 
Formen des Produktenhandels dem ästhetischen Empfinden 
seiner Gegner entsprechen oder nicht: darüber kann ein Zweifel 
bei Einsichtsvollen nicht aufkommen, dafs die Produktenbörse 
eine wirtschaftliche Notwendigkeit für das Land ist. Dadurch, 
dafs sie den Inlandpreis für landwirtschaftliche Erzeugnisse 
mit den Preisen auf dem Weltmarkte in Beziehung setzt, 
wirkt sie nicht blofs ausgleichend auf die Preise ein. Sie 
sorgt vielmehr auch, indem sie gleichzeitig , die am 
Weltmarkte lagernden Massen landwirtschaftlicher 
Produkte abschätzt, mit Erfolg dafür, dafs der ein- 
heimische Markt nie leer wird. Eine Produktenbörse, 
als die Konzentration des Grofshandels in Getreide usw., ver- 
bürgt die gleichmäfsige Brotversorguug des ganzen Landen 
und verhütet mit Sicherheit das Auftreten von Getreidemangel. 
Man sehe nur einmal auf Rufsland, wo der Handel in diesen 
Produkten minimal ausgebildet ist, eine börsenmäfsige Kon- 
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zentration nicht erfahren hat. Während in dem einen Goa- 
vernement das Getreide verfanlt, weil keine Käufer da sind, 
herrscht in einem anderen Hungersnot. Trotz ausreichender 
Kommunikationsmittel findet kein Ausgleich zwischen Über- 
fluis auf der einen und Mangel auf der anderen Seite statt, 
weil es keine spekulativen Personalitäten gibt, welche gereizt 
durch Gewinn und nicht abgeschreckt durch das Risiko die 
ausreichende Versorgung des unter einer Mifsernte leidenden 
Landesteiles mit Brotgetreide rechtzeitig bewirkt haben. Käme 
es in Deutschland, wie dies die Agrarier wünschen, zu einer 
völligen Vernichtung der Produktenbörse, so würden wir 
russische Zustande erhalten. Der Staat, das coeno- 
nistische Prinzip schädigt sich also selber, wenn der 
Personalismus im Handel unterdrückt wird. 

Während die Industrie nur produziert aber nicht selber 
an die Konsumenten absetzt, während der Handel nur den 
Absatz besorgt aber nicht selber produziert, ist das Gewerbe 
oder Handwerk diejenige wirtschaftliche Form, welche zu- 
gleich produziert und an den Einzelkonsumenten absetzt In 
früheren primitiven Zeiten die einzige Weise der Produktion 
wirtschaftlicher Güter ist das Gewerbe nach und nach erst 
von der Manufaktur, dann von der Industrie immer mehr 
eingeengt worden. Vieles, was früher zahkeiche kleine Unter- 
nehmer allein oder mit Hilfe von einigen wenigen Arbeits- 
kräften verfertigten, wird jetzt durch maschinelle Fabrikation 
hergestellt. In manchen Berufsarten wird wohl noch in der 
früheren Weise produziert, aber das Produkt nicht mehr direkt 
an den Konsumenten, sondern an einen groüsen Unternehmer 
abgegeben (z. B. in der Konfektion). So hat es fast den An- 
schein, als ob das Gewerbe, das Handwerk, allmählich ganz 
von der Erzeugung von Massenartikeln ausgeschlossen and 
nur auf die Hervorbringung solcher Waren beschränkt wird, 
die einer besonderen Kunstfertigkeit bedürfen, wie solche 
durch die Maschine nicht zu erreichen ist. Es scheint, als 
ob das Handwerk fast allenthalben zum Kunsthandwerk sich 
umbilden mufs. Nur wenige handwerksmäfsige Gewerbe 
können noch teilweise bestehen, obgleich auch bei ihnen eine 
fabrikationsmäfsige Herstellung Platz greift. Schuster, 
Schneider, Buchbinder usw. können noch immer trotz zu- 
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«nehmender fabrikmäfsiger Anfertigung der entsprechenden 
Waren den Kampf gegen die Industrie aushalten. Bäcker und 
^Schlächter sind fast noch die einzigen Gewerbe, die nach alter 
Art bestehen, und gerade diese beiden werden von den 
Schwärmern für das Handwerk sehr heftig angefeindet; der 
Yon ihnen erzielte Gewinn wird, namentlich von Seiten der 
Agrarier, geradezu wie der des Handels als ein Schmarotzer- 
f;ewinn bezeichnet. 

Es hat sich nämlich weiter Yolkskreise in Anlehnung an 
«^ie Yolkspoesie eine sentimentale Schwärmerei für das Hand- 
werk, das einen „goldenen Boden'^ hat, bemächtigt. Im Hand- 
werk glaubt man die Grundlage des Mittelstandes zu sehen 
^nd zu seinem Schutze, zu seiner Erhaltung sucht man daher 
die Gesetzgebung in Tätigkeit zu setzen. Wiederum zeigt 
^ich dabei, dafs im „naturwissenschaftlichen Zeitalter'* bei der 
igrofsen Masse der Menschen ebenso wie in den leitenden 
Kreisen des Staates gar kein Yerständnis für das Natur- 
gemäfse der Einzelvorgange auch im Wirtschaftsleben vor- 
handen ist Darch die Industrie sind die Existenzbedingungen 
"für die Menschen im allgemeinen, für das Handwerk im be- 
sonderen in ganz beträchtlichem Grade verändert worden. 
Die Naturgesetze verlangen, dafs die Organismen — wenn 
wir das Handwerk im Ganzen als einen Organismus be- 
trachten dürfen — den veränderten Existenzbedingungen sich 
anpassen, oder sie bewirken, dafs die Organismen zu Grunde 
geben. Für das Handwerk existiert hierbei keine Ausnahme. 
Kann es in die jetzt herrschenden Verhältnisse sich nicht ein- 
fügen, kann es nicht neue, seine Existenz ermöglichende 
Bahnen einschlagen, so ist es unbedingt verloren. Und würde 
durch die Gesetzgebung die allmähliche Au&augung des Hand- 
werks von Seiten der Industrie mit schweren Strafen belegt: 
nur von der Einsichtslosigkeit der Gesetzgeber würde das 
zengen, aber dem Handwerk würde damit nicht im geringsten 
geholfen werden. Zwangsinnungen, Zünfte usw. können viel- 
leicht einen marastischen Zustand künstlich länger konser- 
vieren als der Gesundheit des Organismus dies entspricht, 
Heilung können sie nicht bringen. Aus sich selbst heraus, 
<iurch Umformung und Anpassung mufs das Handwerk die 
.Möglichkeit zu seiner Erhaltung gewinnen. Darum ist die 
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jetzt von mancher Seite mit viel Lärm betriebene soge- 
nannte „Mittelstandspolitik^S deren Zweck dahin geht, das 
Handwerk nnter allen Umständen und womöglich in den alten 
mittelalterlichen Formen durch den Einflafs des Staates za 
erhalten, eine ganz verfehlte. 

Wir erkennen also, dafs das Wirtschaftsleben 
des Volkes beherrscht wird dnrch das personali- 
Stiche Prinzip. Je ungehinderter die Persönlichkeit 
sich bewehren kann, nm so lebhafter pulsiert das 
wirtschaftliche Leben, um so rascher ist der -wirt- 
schaftliche und mit ihm der allgemein civilisato- 
rische Fortschritt Nur das Gesetz darf die Grenzen für 
die Bewegungsmöglichkeit der Personalitäten bilden, das. 
Gesetz aber darf auch nicht in kleinlicher Weise sich ein- 
mischen wollen in das Einzelgetriebe der wirtschaftlichen 
Tätigkeit. Tut das Gesetz, d. h. die Coenonie dies, so über- 
schreitet sie die ihr naturgemäTs zustehenden Befugnisse, 
wirkt hemmend statt fördernd und erschwert daher den. 
Kulturfortschritt der Gesamtheit. Wiederum also zeigt sich,, 
dafs nur dann die Menschheit ungehindert auf fried- 
lichem Wege zu immer vollkommneren civilisatori- 
sehen Einrichtungen gelangen kann, wann Coenonis- 
mus und Personalismus in inniger Harmonie mit 
einander sind. 



Kap. 32. Wissenschaft und Kunst 

Weniger auf den Erwerb materieller als auf die Ge- 
winnung ideeller Güter ist die Tätigkeit der Personalitäten i» 
Wissenschaft und Kunst gerichtet, die beide ebenfalls Gebiete- 
sind, auf denen ungehinderte Bewegungsfreiheit herrschen 
muls. Die Wissenschaft hat zum Ziel die Erkennung des 
objektiv Wirklichen; Wahrheit ist die Seele der Wissen- 
schaft. Was ist oder was war, vielleicht auch was werden, 
könnte hat der wissenschaftlich arbeitende Mensch festzustellen« 
und zureichend zu erklären. Dabei muls unter allen Uni- 
ständen die Persönlichkeit des Forschenden zurücktreten hinter- 
dem Ergebnisse. Wer eine wissenschaftliche Tatsache zuerst: 
entdeckt hat, das ist für die Wissenschaft von sehr unter- 
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geordnetem Interesse, wenn nur die Tatsache selber eine Wahr- 
heit ist. 

Das Streben der Kunst geht im Gegensatze hierzu darauf, 
eine subjektive Wahrheit zu zeigen. Nicht die nackte Tat- 
sache an und für sich ist ihr von Wert, sondern nur die Tat- 
sache, welche die Seele des Künstlers erregt. Wohl gilt es 
als der höchste Triumph, wenn über dem Kunstwerk der 
Künstler vergessen wird; dennoch enthält jedes echte Kunst- 
werk unverkennbar die Spuren seines Schöpfers. Die Trümmer 
einer Bildsäule zeigen, ob sie aus Meisterhand stammen oder 
nicht. Mit den Versen eines Shakespeare oder Goethe darf 
Niemand sein Werk ausputzen, so sehr trägt jede Zeile den 
Stempel ihres Dichters. Wahrheit gibt die Kunst auch, aber 
sie gibt nur diejenige, welche der Künstler mit seinem 
geistigen Auge als solche erschaut hat, die Wahrheit in der 
subjektiven Färbung, die ihr der Künstler verliehen. Es ist 
eine meines Erachtens durchaus falsche Ansicht, die aber viel 
verbreitet ist (vergl. z. B. Fritz Schnitze, 80), dafs auch 
beim echten klassischen Kunstwerk die Person des Schaffen- 
den nebensächlich sei. Wohl erfreuen wir uns der Gesänge 
Homers auch heute noch in demselben Mafee wie die alten 
Hellenen vor 2000 Jahren und wissen heute ebensowenig etwas 
über die Lebensschicksale des blinden Sängers, wie seine 
Landsleute etwas davon gewu&t haben sollen. Aber das ist 
auch ein nicht abzustreitender Nachteil; zum mindesten wären 
uns bei sicherer Kenntnis der Persönlichkeit Homers die 
törichten philologischen Spekulationen darüber erspart ge- 
blieben, ob Homer überhaupt gelebt hat und nicht vielmehr 
ein blofser Sammelname ist. Eben weil das Kunstwerk immer 
nur eine subjektive Wahrheit enthält, wollen wir auch gern 
wissen, durch welches Subjekt hindurch die Anschauung 
gehen mufste, ehe sie im Kunstwerke Gestalt gewann. Denn 
Reinheit ist die Seele der Kunst, und rein mufs darum 
auch die Seele des Künstlers sein. 

Wissenschaft und Kunst sind die schönsten, herrlichsten 
Blüten, die der menschliche Geist getrieben. Wie im speziellen 
nach dem geistreichen Ausspruche Droysens, der sich in 
dem Nachworte zu seiner Übersetzung des Aischylos findet, 
Dichten und Denken als die polarisch entgegengesetzten Tätig- 

20* 
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keiten des menschlichen Geistes sich in ihren höchsten 
Schöpfungen begegnen, so auch Wissenschaft und Kunst im 
allgemeinen. Zwar sind die Mittel verschieden, mit denen 
beide arbeiten, auch geben sie dem Menschen Yerschiedenes, 
die Wissenschaft reine Wahrheit, die Ennst subjektive Wahr- 
heit in der Gestalt der Schönheit: das grölste Kunstwerk aber 
ist der gewaltigsten wissenschaftlichen Tat ebenbürtig. Beide 
wirken befreiend auf den Menschen, beide heben ihn über 
sich hinaus und befähigen ihn zu seinem civilisatorischen 
Fortschreiten. 

Die Wissenschaft ist objektiv, soll unter aUen Um- 
standen objektiv sein. Man sagt auch, die Wissenschaft sei 
voraussetzungslos; doch kommt es hierbei darauf an, was 
unter „Voraussetzung" verstanden wird. Die Wissenschaft ist 
nicht voraussetzungslos, denn sie mufs von der Voraus- 
setzung ausgehen, dals die Probleme, an deren Bearbeitung 
sie sich macht, lösbar seien. Hätte der Naturforscher nicht 
die gewissermalsen apriorische Überzeugung, dals die Er- 
scheinungen der Natur begreifbar seien, so wäre seine Arbeit 
ein törichtes Beginnen, gliche der Tätigkeit der Danaiden. 
Und wäre nicht der Historiker von dem Gedanken geleitet, 
dafs die Ereignisse der Vergangenheit verstanden werden 
könnten, dals keine sieben Siegel die Bücher der Geschichte 
verschliefsen, so würde er besser tun, von seiner Arbeit von 
vornherein Abstand zu nehmen. Denn die Wissenschaft, wie 
immer ihr Name lauten möge, zeigt nicht blois die Tatsache 
als solche, sondern sucht sie auch, wie schon bemerkt wurde, 
zureichend zu erklären. Nicht mit der Aufdeckung des Was 
und des Wie begnügt sie sich, dem Warum hat sie nach- 
zuspüren und so die Gesetze zu erkennen, die das Geschehen 
in der Natur im allgemeinen und im Leben der Menschheit 
im speziellen beherrschen. Dafs dieses „Warum ^ erkenn- 
bar sei, das ist die unumgängliche Voraussetzung 
der Wissenschaft. 

Die Wissenschaft ist aber andererseits dennoch voraus- 
setzungslos, als sie nur durch die Logik ihrer eigenen Ent- 
wickelung geleitet werden darf, dagegen jeden aufser ihr 
liegenden Einflufs zurückweisen muis. Sie darf nicht zum Aus- 
gangspunkte ihres Forschens eine bestimmte Weltanschauung 



Kap. 32. Wissenschaft und Kunst. 309 

als Fandament ohne weiteres voraussetzen, sie mufs vielmehr 
die bedingungslose Richtigkeit dieser Weltanschauung erst 
erwiesen haben. Namentlich religiöse oder konfessionelle Mo- 
tive haben keinen Einflufs auf Art und Weise wissenschaft- 
licher Forschung auszuüben, weil sie eine einseitige Be- 
wegungsrichtung der Wissenschaft vorschreiben und darum 
deren Resultate fälschen. Es gibt wohl eine Wissenschaft vom 
Christentum, aber es gibt keine christliche, keine katholische 
usw. Wissenschaft; die Wissenschaft ist und bleibt welt- 
lich wie der Staat. Wo das Dogma zum Leitfaden angeb- 
lichen Forschens geworden ist, da handelt es sich nicht mehr 
nm Wissenschaft, sondern um eine Erscheinungsart der theo- 
logischen Praxis. Denn Theologie wäre es aber keine Natur- 
wissenschaft, wenn z. B. der Zoologe den Wert der Resultate 
seiner Arbeiten abschätzte nach dem Grade ihrer Überein- 
stimmung mit dem Dogma und wenn er alle die verwerfen 
wollte, die diesem direkt widersprächen. Theologie wäre es 
aber keine Geschichtswissenschaft, wenn jemand eine Ge- 
schichte des Papsttums schreiben wollte, weil dieses gött- 
lichen Ursprunges sei, während doch diesen Ursprung nach- 
zuweisen seine Hauptaufgabe bilden müiste. 

Die Wissenschaft ist rücksichtslos und muls es 
sein; denn nicht die jeweiligen Neigungen und Interessen welt- 
licher und kirchlicher Machthaber hat sie zu stützen, nicht 
alberne, alt eingewurzelte und darum lieb gewordene Vor- 
urteile der Menschen hat sie zu begünstigen, sondern unbe- 
kümmert um alles hat sie die objektive Wahrheit zu erforschen. 
Darum ist es auch stets ein Zeichen pathologischer Zustände, 
wenn die Männer der Wissenschaft in ausgedehntem Mafse 
sich vor den Trägern der Macht beugen und ihnen huldigen. 
Denn so, wie sich die Geschicke der Menschheit bisher nun 
einmal ausgebildet haben, waren die Machthaber, weil sie und 
ihre Macht in der Vergangenheit wurzeln, dem stets auf Fort- 
schritt drängenden wissenschaftiichen Geiste selten hold ge- 
sinnt; Goenonismus und Personalismus waren auch auf diesem 
Gebiete bisher nicht in voller Harmonie. 

Die Wissenschaft, weil sie objektiv wahrhaftig und weil 
sie rücksichtslos ist, befreit. Sie deckt das Geschehen in der 
Natur auf, reifst den fälschenden Schleier des Mythos von den 
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Ereignissen menschlicher Vergangenheit, sucht das Wesen des 
menschlichen Geistes zu ergründen und lehrt so den Menschen, 
dafs er sich selber erkenne und verstehe. Sie gibt dem ge- 
samten Leben der Menschheit den geistigen Inhalt und erhält 
nicht nur, sondern ermöglicht auch erst alle einzelnen Funk- 
tionen des Staates. 

Die Kunst ist subjektiv. Immer ist es der Künstler, der 
aus dem Kunstwerke hervortritt; in den höchsten und grölisten 
Schöpfungen ist das subjektive Empfinden des Schaffenden 
unverkennbar. Man vergleiche nur Schillers „Jungfrau von 
Orleans" mit Shakespeares „Pucelle" in „Heinrich VI" und 
man wird weder bei dem einen noch bei dem andern dieser 
beiden Gewaltigen auf dem Parnals die wahre, geschichtlich 
beglaubigte Jeanne d'Arc finden. In Beethovens neunter 
Sinfonie tönt in jeder Note Beethovens Persönlichkeit und 
nicht Mozart, der Faust ist in jeder Zeile Goethe und nicht 
Schiller. So unterscheiden sich die gröisten Leistungen in 
der Wissenschaft und auch die kleinsten niemals von einander, 
wie dies in der Kunst der Fall ist Ob das Gesetz von der 
Erhaltung der Energie von Helmholtz oder von irgend einem 
Anderen gefunden ist, das tragt der objektiven Wahrheit des 
Gesetzes nichts ein. Aber ob ein Kunstwerk von dem oder 
jenem herrührt, ist von Bedeutung; das Kunstwerk ist nicht 
in beiden Fällen identisch. Ja ich möchte mich geradezu 
zu dem Ausspruche versteigen, dafs ein Kunstwerk um 
so wertloser ist, je weniger man von der Persönlich- 
keit des Künstlers in ihm erkennt, und dafs dem- 
gemäfs im gröfsten Kunstwerk auch am meisten vom 
Künstler zu finden sein mufs. Das ist es ja, wodurch 
sich die Dutzendware vom Meisterwerk unterscheidet, dals 
jene charakterlos, dieses charakteristisch ist. Die zauberische 
Anmut Mo zart scher Musik und damit die Persönlichkeit 
Mozarts zeigen sich in der berühmten Menuett aus dem 
„Don Juan" in ihrer Vollendung, während der Gipfel der 
Geschmack- und Charakterlosigkeit in den pestartig grassie- 
renden Gassenhauern irgend welcher obscurer Notenschreiber 
erklommen wird. Der Mangel jeder Subjektivität macht die 
Dutzendware ungenieisbar. 



Kap. 32. Wissenflchaft und EuüBt. 311 

Im Gegensatz zur Wissenschaft mnis die Kunst rück- 
sichtsvoll sein, denn sie f^^iebt nicht die reine objektive 
Wahrheit, sondern nar Wahrheit, ^ie durch die Seele des 
Künstlers hindurchgegangen ist Dabei wird all das fiauhe, 
Harte beseitigt, was der unveränderten Natur anhaftet, und 
selbst dem Hälslichen wird durch den wahren Künstler das 
Abstofsende genommen. Man lese einmal daraufhin den be- 
kannten Roman „Oliver Twist*' von Dickens durch. Ohne 
dafs der Dichter auch nur im mindesten idealisiert hätte, ohne 
dais er von der Naturtreue in seiner Schilderung abgewichen 
wäre, wird das ästhetische Empfinden des Lesers dennoch durch 
den Abschaum der Menschheit, mit dem ihn der Dichter in 
Berührung bringt, nicht im mindesten verletzt. Der Dichter 
erschüttert und wirkt dadurch erhebend, er belehrt und be- 
freit Und das tut jedes wahre Kunstwerk; es zeigt die sub- 
jektive Wahrheit im Gewände der Schönheit. Die Kunst gibt 
dem Leben die schöne Form, sie reinigt die Seele der Men- 
schen und zieht sie aus dem Dunst des Alltäglichen zu lichten 
Höhen empor. So wirkt sie an ihrem Teil bessernd und er- 
ziehend und bildet daher mit der Wissenschaft ein gewaltiges 
Mittel, den geistigen und sittlichen Fortschritt der Menschheit 
zu fordern. 

Wie aus den vorstehenden Skizzierungen des Wesens von 
Wissenschaft und Kunst ohne weiteres erhellt, ist es die Per- 
sonalität, deren Tätigkeit den Lebensnerv beider bildet. Wissen- 
schaftliches Arbeiten, künstlerisches Schaffen sind beide nur 
möglich, wenn ungehinderte Bewegungsfreiheit für die Persön- 
lichkeiten vorhanden ist Durch keine äufsere, willkürlich 
von der Coenonie gezogene Schranke dürfen Wissenschaft und 
Kunst eingeengt werden, ausschliefslich die in ihnen liegenden 
Gesetze haben Form und Wesen des Schaffens zu bestimmen. 
Die Wissenschaft stöfst sehr bald ab, was ihrem wahren Wesen 
nicht zusagt; die Kunst beseitigt durch sich selbst das nicht 
zu ihr Gehörende. Alles Unwissenschaftliche und Unkünstle- 
rische ist lebensunfähig, denn es geht an seiner eigenen inneren 
Unwahrhaftigkeit zu gründe. 

Darum läfst sich auch ohne weiteres behaupten, dafs, 
wenn für keine andere Erscheinung im staatlichen Leben die 
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vielverspottete „Nachtwächteridee vom Staate^ berechtigt wäre, 
sie unbedingt der Wissenschaft und der Kunst gegenüber 
Geltung besitzt. Der Wissenschaft die Stätte bereiten, auf 
der sie arbeiten mag, der Kunst die Gelegenheit versebaffen,, 
damit sie wirken kann: das ist die einzige Aufgabe, die der 
Staat hier zu erfüllen hat. Es ist dagegen eine Überschrei- 
tung der staatlichen Befugnisse, ja mehr noch, es ist ein ganz 
törichtes Beginnen, wenn der Staat, die Gewalt überhaupt sich 
erdreisten wollen, Wissenschaft und Kunst vorzuschreiben, 
was und wie sie zu schaffen haben. Wohl hat es Zeiten ge- 
geben — und es scheint fast, als ob wir ähnlichen entgegen- 
gehen — , in denen die Gewalt, besonders die Hierarchie, der 
Wissenschaft befahl, was sie als wahr zu halten habe. Aber 
trotz der Ketten, die Galileis Widerstand brachen, trotz der 
Scheiterhaufen, auf denen Giordano Bruno und Michael 
Servet gemeuchelt wurden, ist die Wissenschaft ihren eigenen 
Weg unbeirrt gegangen, hat sie sich nach den in ihr liegen- 
den Gesetzen entwickelt. Und das Resultat war, dals die- 
Gewalt, welche sie geknechtet hatte. Schritt vor Schritt vor 
ihr zurückgewichen ist. 

Der Kunst war die Gewalt bisher in dieser Weise nicht 
nahe gekommen, sie hatte sich ungehindert entwickeln können. 
Heutzutage will die Bureaukratie allerdings der Kunst die 
Bahnen anbefehlen, in denen sie zu wandeln hat, und will, 
wenn die Richtung ihr nicht genehm ist, am liebsten diese 
Richtung von Amts wegen unterdrücken. Behördlicherseits 
soll ein Schema entworfen werden, in welchem alles unter- 
gebracht ist, was als schön gelten soll, was nicht. Die Kunst 
wird dadurch kaum beeinflufst werden. Was in den Kunst- 
bestrebungen unserer Zeit richtig, was falsch ist, entscheidet 
nicht eine sich überhebende Bureaukratie vom grünen Tische 
aus, bestimmen keine Bierbankpolitiker in Versammlungen: 
das entscheidet die Kunst allein. Die in ihr wirkenden Ge- 
setze beseitigen das Falsche und Unwahre und bringen das 
Echte zur Geltung. Der Kunst gegenüber kann es der Gewalt 
genau so gehen, wie es ihr der Wissenschaft gegenüber ge- 
gangen ist In dem Ringen des Personalismus gegen den 
seinen Einflufs überspannenden Goenonismus wird ersterer 
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schliefslich Sieger bleiben, selbst wenn der letztere vorüber- 
gehende Erfolge zu verzeichnen hätte. Also auch auf dem 
Gebiete der Wissenschaft und Ennst wie auf allen 
anderen des staatlichen Lebens der Menschen kommen 
>vir zu der Erkenntnis, dafs nur dann ein steter, ge- 
deihlicher Fortschritt möglich ist, wenn die beiden 
der Menschen Geschicke beherrschenden Prinzipien 
in Harmonie miteinander sich befinden. 



IV. Buch. 
Die politischen Lehren der Naturwissenschaft 



Kap. 33. Die Aufgabe des Staates. 

Als das allgemeine Ergebnis unserer naturwissenschaft- 
lichen Betrachtungen der Erscheinungen im staatlichen Leben 
der Menschheit haben wir die Erkenntnis anzusehen, daTs die 
beiden die Menschheitsgeschicke beherrschenden Prinzipien, 
Coenonismus und PersonaUsmus, in inniger Harmonie mitein- 
ander sein müssen, wenn ein friedlicher Fortschritt der Civi- 
lisation erzielt werden soll. Die Ausführungen in Buch III 
haben gelehrt, dals diese Harmonie im Deutschen Keiche der 
Gegenwart in keiner Weise vorhanden ist, dafs vielmehr ein 
dauernd an Umfang und Tiefe gewinnendes Streben sich be- 
merkbar macht, dem coenonistischen Prinzipe eine erdrückende 
Übermacht gegenüber dem personalistischen zu verschaffen. 
Wo die Ökonomie des Stoffes solches verlangte, wurde bereits 
im vorigen Buche der Weg angedeutet, auf dem man zu der 
unumgänglichen Harmonie kommen könnte: hier wird aus- 
führlicher die Lösung dieser Aufgabe erörtert werden. Dabei 
können und sollen nur die allgemeinen Gesichtspunkte her- 
vorgehoben werden. Auf alle Spezialfragen einzugehen würde 
die Bjräfte eines Einzelnen überschreiten, würde zugleich auch 
ohne besonderes Interesse sein, da die Tagesfragen in den 
meisten Fällen eben nur Fragen des Tages sind, deren Be- 
deutung mit dem Tage erlischt. Zudem liegt, wie gezeigt 
werden konnte, der Fehler der Zeit nicht darin, dals hie und 
da, in diesem und in jenem Nebenpunkte Irrtümer begangen 
werden, sondern vielmehr darin, dafs die Prinzipien verkannt 
oder garnicht erkannt sind. Gelänge es daher, hier die rieh- 
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tigen Wege zu weisen, so würde sich für einsichtsvolle Po- 
litiker — und es ist ja nicht ohne weiteres ausgeschlossen, 
dais solche vorhanden sein können — die Handhabe zu einer 
sinngemäisen Befriedigung aktueller Bedürfnisse von selber 
bieten. 

Die durch Darwin bewiesene Deszendenztheorie lehrt — 
und es kann dies nicht oft genug eingeschärft werden — , dafs 
der Individualismus das Form bildende Prinzip in der Natur ist: 
er liefert die Art. In der Coenonie ist der Mensch ent- 
standen, in der Coenonie ist er allein denkbar und möglich: 
der Ooenonismus liefert den Staat. Der Mensch ist 
nicht blofs Individualität wie das Tier, sondern auch Perso- 
nalität; deren Arbeit ist die allmähliche Ausgestaltung der 
Coenonie zu verdanken: der Personalismus liefert die 
Kultur. Der Staat ist, wie wir gesehen haben, nur die äufsere, 
vergängliche Form der Coenonie; er umfafst immer nur Bruch- 
stücke der Menschheit und ist daher verschieden gestaltet, je 
nach dem kulturellen Entwickelungsgrade, welchen diese Bruch- 
stücke erlangt haben, und je nach den natürlichen Daseins- 
bedingungen, die auf ihn einwirken. Denn nach dem bedeut- 
samen Ausspruche von Karl Ritter, den ich bei Ratzel 
(64; Bd. I S. 14) erwähnt finde, ist der Staat an die Landes- 
natur gefesselt. Aber weil das so ist, weil die Beschaffenheit 
des Stückchens Erde, das als Gebiet eines Staates bezeichnet 
wird, in gleicher Weise die Ausgestaltung der Staatseinrich- 
tungen beeinflufst wie Anlage und Entwickelung der den Staat 
bildenden Menschen und weil in diesen die geschilderten Na- 
turgesetze wirksam sind, darum ist auch der Staat in jedem 
Augenblicke seiner Existenz das Resultat eines, allerdings sehr 
komplizierten aber naturnotwendigen Entwickelungsprozesses. 
Sinnlos ist es also, wenn der Sozialdemokrat Bebel (3) unsere 
staatlichen (gesellschaftlichen) Zustände als unnatürliche be- 
zeichnet, und ebenfalls ist es sinnlos, wenn der Sozialaristo- 
krat Rodbertus (67; Bd. I S. 107) behauptet, dafe es ein 
Grundirrtum sei, den gesellschaftlichen Organismus als einen 
natürlichen zu betrachten. 

Wenn aber die Staatseinrichtungen unter natürlichen Be- 
dingungen geworden, wenn sie nicht gemacht sind, kann der 
Mensch denn unter solchen Umständen einen bewufsten Ein- 
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fluls auf sein staatliches Leben ausüben? Naturgesetze wirken 
blind und nichts kann sich ihnen entziehen: wozu also alles 
Streben nach Besserem, wozu aller Reformeifer, wenn doch 
Alles sich notwendig, nach immanenten Gesetzen entwickelt? 
Täte man nicht klüger, die Dinge dieser Welt ihren Gang 
ruhig gehen zu lassen, als au der Sisyphusarbeit der Welt- 
verbesserung Kraft und Gesundheit zu vergeuden? Fast scheint 
es sonach, als ob die naturwissenschaftliche Betrachtung des 
Staates zum Fatalismus führen mülste, als ob zwischen der 
Forderung, die Harmonie der von mir aufgezeigten Prinzipien 
herbeizuführen, und dem natürlichen Geschehen eine unüber- 
brückbare Kluft vorhanden sei. Doch scheint dies eben nur 
so, ist aber nicht so. Zwar hinter der jetzt häufig gehörten 
Phrase, dafs die Menschheit durch Wissenschaft und Technik 
gelernt habe, die Natur zu beherrschen, wollen wir uns nicht 
verstecken, da nichts unwahrer sein kann als diese Phrase. 
Kaum dafs wir im stände sind, einige wenige Erscheinung^en 
der Naturgesetze uns nutzbar zu machen, geschweige denn, 
dafs wir die Natur in unseren Dienst gezwungen hätten. Ein 
einziger Wirbelsturm, dessen Ausbruch vorauszusehen wir 
nicht vermögen, den keine noch so komplizierte Maschine zu 
verhindern geeignet ist: und ganze Städte sind vom Erdboden 
verschwunden. Eine leichte Fältelung der Erdrinde, die plötz- 
lich eintritt, die kaum so grofs ist wie der sich schnell aus- 
gleichende Kniff, den wir beim Umwenden des Blattes eines 
Buches hervorbringen: und tausende und abertausende Men- 
schenleben sind vernichtet, weite Strecken hochkultivierten 
Landes sind zur Wüstenei geworden. Von einer Be- 
herrschung der Natur und ihrer Gesetze kann also keine 
Rede sein. 

Aber unsere Forderung geht auch garnicht dahin, die 
Naturgesetze, welche die staatlichen Geschicke der Menschheit 
leiten, zu beherrschen oder, was in diesem Falle dasselbe, sie 
zu ändern. Die Menschen werden Menschen bleiben mit all 
ihren wenigen Tugenden und vielen Fehlern, so lange sie auf 
natürlichem Wege entstehen und nicht in der Retorte eines 
chemischen Laboratorium zusammengesetzt werden. Sie werden 
als Individuen geboren und können sich zu Persönlichkeiten 
entwickeln; sie werden stets verschieden sein in Anlage und 
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Ausbildung, in Fähigkeit und Wirksamkeit. Coenonismus 
und Personalismus werden in alle Zukunft ihre Geschicke be- 
herrschen. Jedoch die Abgrenzung der Einflalssphären beider 
Prinzipien haben wir in der Hand; und das bedeutet nicht 
die Beherrschung oder gar Abänderung eines Naturgesetzes, 
sondern nur die Benutzung seiner Wirkungen. So wie wir 
den elektrischen Strom bewufst uns nutzbar machen können, 
ohne dais wir Herren der Elektrizität genannten Naturkraft 
wären, ganz ebenso können wir Coenonismus und Personalis- 
mus für unsere politischen Absichten bewufst in unseren 
Dienst stellen. Und es ist nicht schwer, den zur Abwehr 
fatalistischer Anschauungen notwendigen Nachweis dieser 
unserer Fähigkeit zu liefern. 

Die Menschen leben niemals isoliert, sondern immer in 
Gesellschaft mit ihresgleichen; selbst der weltentfremdete Ein- 
siedler bedarf unbedingt anderer Menschen, wenn er nicht 
ganz verkommen soll. Die Menschenaffen haben sich — dies 
ist im I. Buche eingehend bewiesen worden — nur darum in 
der Urzeit zu Menschen entwickelt, weil sie in Herden dauernd 
zusammen lebten und zusammen leben mufsten. Die Herden- 
gemeinschaft aber züchtet eine Art Herdenbewufst- 
sein, bringt soziale Tugenden hervor. Dies beweisen 
die in Herden lebenden freien Tiere, dies lehren auch die in 
Herden gehaltenen Haustiere des Menschen. Kein nur einiger^ 
maTsen erfahrener Züchter wird diese Tatsache leugnen wollen. 
Soziale Tugenden und selbstverständlich auch deren Kehrseite, 
soziale Untugenden haben sich daher auch beim Urmenschen 
ausgebildet. Mit der Erlangung des Ichbegriffes trat diese 
Tatsache des aufeinander Angewiesenseins in das Bewuistsein 
der Menschen, sie erkannten, dafs sie nur gedeihen konnten, 
wenn sie zusammenhielten, dais sie dagegen verloren waren, 
wenn sie sich isolierten. Sie lernten aber femer auch all- 
mählich erkennen, dafs ein förderliches Zusammensein nur 
möglich blieb, wenn der Einzelne nicht direktionslos seine 
persönlichen Gelüste zu befriedigen suchte, sondern wenn er 
gleichzeitig die Interessen der Gemeinschaft berücksichtigte, 
zu der er gehörte. Selbstzucht und Selbstbeherrschung 
wurden durch das Herden- und Hordenleben im 
Menschen erweckt. Neben dem Eigeninteresse trat 
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das Gesamtinteresse bestimmend in das Bewufstsein 
der Einzelnen. 

Klar mn&te sehr bald dem Urmenschen werden, dais 
Persönlichkeiten in der Gemeinschaft auftraten, die keine 
sozialen Tugenden entwickelten, deren Existenz vielmehr den 
Frieden und das Gedeihen der Gesamtheit gefährdete. Die 
Beseitigung derartiger Elemente, d. h. die Sühnung begangenen 
Unrechts war eine der frühesten Handlungen der Gesamtheit 
gegenüber dem Einzelnen, die erste und lange Zeit auch einzige 
bewufste Anwendung des coenonistischen Prinzipes gegen den 
Personalismus. 

Mit der Entstehung der Völker und der Weiterbildune: 
der primitiven Horde zum Staate ging einher die mehr oder 
minder beträchtliche Ausbildung der sozialen Tugenden. In 
den einen Staaten waren die Ansprüche der Gemeinschaft so 
bedeutend, dais die Persönlichkeit bei der grofsen Masse nicht 
über das Anfangsstadium, den IchbegrüF, hinauskam, in 
anderen hinwiderum entwickelte sich nur wenig Gemeinsinn. 
Wandervölker werden in der ersteren, sefshafte in der letzteren 
Richtung sich ausgebildet haben. E[lima und die dadurch be- 
dingten geistigen Eigenschaften mufsten hierauf bestimmenden 
Einflufs erlangen. Mit der Zunahme der Kultur, mit der 
durch sie hervorgerufenen gröfseren geistigen Variabilität der 
Menschen, also mit der höheren personalistischen Regsamkeit 
erwachte auch das Empfinden dafür, ob die Ansprüche der 
Gesamtheit die Bewegungslust der Einzelnen förderten oder 
hemmten. Ohne dafs sich die Menschen zur Klarheit über 
die Ursache ihres Leidens durchrangen, wird der hemmende 
Einflufs des Coenonismus den bewulsten Widerstand der Per- 
sonalitaten erregt haben. Immer aber muis die Einsicht vor- 
handen gewesen sein, dafs sich in der einen oder der anderen 
Richtung, nämlich in der Ausdehnung oder Einschränkung 
der Einflufssphäre eines der beiden Prinzipien, eine Änderung 
herbeiführen lasse, weil die Gesamtheit doch nur die Summe 
der Einzelnen darstellt Die bei allen Einzelnen vorhandenen 
sozialen Tugenden, Selbstzucht und Selbstbeherrschung, die 
ja nichts anderes sind wie die Anpassung der geistigen Eigen- 
schaften des Menschen an seine Daseinsbedingungen in der 
Goenonie, müssen nach einer Gesamtbetätigung gestrebt haben, 
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um selbstbewulst die vorhandenen Zustände zu verbessern. 
Nur als eine, man könnte fast sagen naturnotwendige Äufse- 
rung des im Menschen zur Entwickelung gelangten Selbst- 
bewuTstseins haben wir also sein Eingreifen in die Gestaltung 
des Staates zu betrachten, als eine innerhalb der Naturgesetze 
geschehende, durch die Naturgesetze herbeigeführte Betätigung 
seiner körperlich-geistigen Fähigkeiten ist sein Streben anzu- 
sehen, die Grenzen zwischen Coenonismus und Personalismus 
zu verändern. Darum ist die politische Arbeit keine ver- 
gebliche, darum ist der Fatalismus im staatlichen Leben un- 
berechtigt. Die Naturgesetze, als deren Erscheinungen Coe- 
nonismus und Personalismus zu betrachten sind, werden nach 
wie vor die Geschicke der Menschheit beherrschen. 

Bisher mangelte die klare Erkenntnis dieser Gesetze, 
darum fand stets ein heftiges Ringen zwischen den beiden 
genannten Prinzipien statt, darum suchten die Menschen den 
Einflufs des einen auf Kosten des anderen ungebührlich aus- 
zudehnen. Nun da wir diese Erkenntnis gewonnen haben, da 
wir wissen, dafs ihre gegenseitige harmonische Durchdringung 
die zum friedlichen Fortschritte der Menschheit notwendige 
Voraussetzung bildet, und dafs wir im stände sind, bewufst 
diese Harmonie herbeizuführen: nun ist es die Aufgabe der 
Politiker, an deren Vollendung zu arbeiten. Die Politik näm- 
lich ist nicht, wie die törichte Redensart lautet, die Kunst des 
Möglichen, sondern die Wissenschaft des Wirklichen, und 
wirklich, d. h. wirksam sind im Staatsleben nur Coenonismus 
und Personalismus. 

Aus der vorstehenden Auseinandersetzung ergibt sieb 
zugleich auch die Aufgabe, welche der Staat als äufeere Er- 
scheinung der Coenonie zu lösen hat. Schon in Kap. 28^ 
wurde diese kurz zkizziert, schon dort wurde darauf hinge- 
wiesen, dafs die alte, sogenannte manchesterliche Lehre von 
der „Nachtwächterrolle" des Staates im wesentlichen mit den 
Forderungen naturwissenschaftlich-politischer Forschung im 
Einklang ist Und nur darüber könnte ein Zweifel entstehen, 
wie der „Nachtwächter" seine Funktionen erfüllen soll. 
Büchner (18) allerdings schiefst bedenklich am Ziel vorbei, 
wenn er den Staat in eine „Versicherungsgesellschaft gegen* 
Krankheit, Alter, Unfall, Invalidität und Tod" verwandela 
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will, ganz abgesehen davon, dals eine Yersicherungsgesell' 
Schaft gegen Alter und Tod ein sprachlicher wenn nicht gar 
ein sachlicher Unsinn ist. In Übereinstimmung vielmehr mit 
Bluntschli (10, Bd. I) können wir sagen: Aufgabe des 
Staates ist die Ermöglichung des Lebens der Staats- 
bürger, da nur dadurch seine Selbsterhaltung ge- 
währleistet wird. Leben aber ist Bewegung; Bewegungs- 
möglichkeit der Personalitaten also hat der Staat zu schaffen. 
Und diese Bewegungsmöglichkeit ist nur vorhanden, wenn 
volle Rechtsgleichheit existiert, also, wie diese in Eap. 28 
bereits definiert wurde: Gleichheit der Rechte aller am 
Staate und Gleichheit der Pflichten aller gegen den 
Staat, oder naturwissenschaftlich ausgedrückt: Gleichheit 
der staatlichen Daseinsbedingungen, damit die Un- 
gleichheit der Personalitäten sich zeigen kann. 

Dals die Bewegungsfreiheit der Personalitäten nicht eine 
absolute sein kann, ist natürlich; jeder Einzelne hat die Rechte 
der Andereren zu respektieren, seine Betätigung darf sich 
nicht gegen den Bestand des Staates richten. Aber innerhalb 
dieser von der natürlichen Beschaffenheit der (üoenonie ge- 
setzten Schranken mufs sich Jeder frei bewegen können. Für 
die Existenz wie für die civilisatorische Weiterentwickelung 
des Staates ist eine solch grolse Freiheit der Personalitaten 
unbedingt notwendig. Wir haben gesehen, dals die geistigen 
Errungenschaften, welche die Menschheit im Laufe ihrer Ent- 
wickelung gemacht hat, nicht als geistige Eigenschaften den 
Einzelnen angeboren sind. Wir werden nicht als sittliche 
und wissende Menschen geboren, sondern müssen Sittlichkeit 
und Wissen, die uns unsere Vorfahren hinterlassen haben, 
nach dem tiefen Sinne des bekannten Goetheschen Woi*tes, 
neu erwerben, um sie zu besitzen. Jeder erwirbt aber nur 
und besitzt daher auch nur so viel, wie seine natürlichen Alu- 
lagen und deren Ausbildung ihm ermöglichen. Wieviel das 
sein wird, läfst sich beim Neugeborenen nicht sagen, das zeigt 
sich erst im Laufe des Lebens. Aber damit es sich zeige, 
auf dals, mit anderen Worten, die Variabilität im Menschen 
sich voll entfalten könne, muiis die Bahn frei sein und frei 
erhalten werden. Nicht welcher Abkunft Einer ist, ob er aus 
•dem Palaste stammt oder in der Hütte geboren ist, hat für 
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den Staat ein Interesse; nur das ist für ihn von Wichtigkeit, 
was Einer zu leisten vermag. Darum sind alle Hindernisse 
zu beseitigen, welche das in den oben erwähnten naturgemafsen 
Schranken mögliche Kulturleben der Persönlichkeit erschweren, 
darum sind Einrichtungen zu treffen, welche die in der Natur 
der menschlichen Organisation begründete Ungleichheit schon 
von Jugend auf zur Entfaltung bringen, damit der Beste auch 
am meisten nütze. 

Die Beziehungen der einzelnen Staatsangehörigen zu ein- 
ander zu überwachen, ist ferner Aufgabe der Gesamtheit. 
Zwar nicht in die inneren Gemächer der Häuslichkeit hat der 
Staat zu blicken; das wäre eine Überschreitung seiner Befug- 
nisse, und die Zeiten des absolutistischen Staates, wo solches 
geschah, sind wohl definitiv vorüber. Aber dals Sitte und 
Oesetz auch durch das Einzelhaus nicht verletzt werden, 
darüber hat die Gesamtheit insofern zu wachen, als sie etwaige 
Übertretungen bestraft. Dafs der Eine nicht die Existenz des 
Anderen gefährde, dafs namentlich im wirtschaftlichen Ver- 
kehr der Stärkere nicht dem Schwächeren die Lebensmöglich- 
keit nehme, da auch dieser ein nützliches Glied der Gesamte 
heit ist, dafür hat ebenfalls der Staat zu sorgen. Denn der 
wirtschaftliche Kampf ums Dasein bedeutet nicht, wie 
Schmoller (78) irrig meint, das Kecht des Stärkeren, 
sondern, ganz wie bei dem in der freien Natur sich ab- 
spielenden Kampfe ums Dasein, die Kraft des Besseren. 
Allerdings darf der Staat nicht regulierend eingreifen w^oUen 
in die zwischen den einzelnen wirtschaftlichen Faktoren herr- 
schenden Beziehungen; alle sozialistischen und kollektivisti- 
schen Bestrebi^ngen, weil sie, wie bewiesen wurde, schlielslich 
Äum Ruin der Personalität führen, sind zu verwerfen. Aber 
wohl hat der Staat dafür zu sorgen, dalis nicht fahrlässig und 
böswillig Vermögen, Gesundheit und Leben seiner Ange- 
hörigen vernichtet werde. Im Interesse der Volksgesund- 
heit, also nur aus Gesichtspunkten einer erweiterten Hygiene 
heraus hat der Staat die wirtschaftlichen Betriebe zu beauf- 
sichtigen. 

Sorge für Erziehung und Bildung im weitesten Sinne, 
Sorge für Recht und Gesetz, Sorge für die allgemeine Hygiene 
neben Erhaltung d«r zur Abwehr äul'serer Feinde nötigen 
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Wehrkraft und Erhaltung der friedlichen Beziehungen zu den 
übrigen Yölkem: das sind in grolsen Zügen die in der Natur 
begründeten Aufgaben des Staates. 



Kap. 34. Regierang und Yerwaltung. 

Damit die Gesamtheit und ^n ihr die Einzelnen bestehen 
können, mufs eine Ordnung in der Coenonie vorhanden sein,, 
denn sonst würden die früher geschilderten centrifngalen Ten- 
denzen des Personalismus zur Anarchie, zur Pulverisierung 
des Staates führen. Eine Regierung mufs es geben, die durch 
ihre Organe, nämlich durch die Verwaltung, für Aufrecht- 
erhaltung der Ordnung sorgt und zugleich die Weiterbildung 
der Staatseinrichtungen ermöglicht. Ob dabei der Staat ein& 
monarchische Spitze hat oder republikanische Form besitzt, 
ist lediglich eine Frage der historischen Entwickelung, ver- 
ändert aber nicht im mindesten die Aufgaben der Regierang, 
sondern kompliziert sie nur ein wenig. In Deutschland 
herrscht zur Zeit die Erbmonarchie und diese wird, so wie- 
der geschichtliche Entwickelungsgang des deutschen Volkes 
gewesen ist, auch in absehbarer Zeit durch die Republik nicht 
abgelöst werden. 

Die Tatsache der erblichen Monarchie kompliziert ein- 
wenig die Aufgaben der Regierung; denn der Willle des 
Monarchen beeinflufst in bald mehr oder minder beträcht- 
lichem Grade besonders dann das Regierungsgeschäft, wann 
das konstitutionelle System nicht konsequent durchgeführt 
ist. Nur allzusehr erscheinen unter solchen Umständen die 
Männer der Regierung lediglich als Vollstreckungsorgane des 
Monarchen, statt dafs sie selbständige, die Staatsgeschicke- 
leitende Persönlichkeiten wären. Der Vorteil, der gegenüber 
der Republik sonst mit der Monarchie verbunden ist, nämliche 
Stätigkeit und Konsequenz der Verwaltung sowie Vermeidung 
von unvermittelten Übergängen zu anderen Prinzipien, wird 
hierdurch nahezu paralysiert Der ehrlich durchgeführte Kon- 
stitutionalismus dagegen, wie er nach v. Mohls (55) Aus- 
spruche die politische Korruption verhindert, beseitigt auch 
den soeben gerügten Fehler und befestigt die Monarchie. 

Die Regierung vertritt in Deutschland nur das coeno- 
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nistische Prinzip, so wurde in Kapitel 18 gesagt. Wir können 
jetzt hinzufügen : leider ist dies der Fall. Denn, wie ebenfalls 
in Kapitel 18 schon auseinandergesetzt wurde, haben die 
leitenden Männer in der Regierung nicht allein darauf zu achten, 
dafs dem Staate gegeben wird, was ihm zukommt, sondern 
dafs auch die Personalitäten zu ihrem Rechte gelangen. Eine 
ideale Regierung ist also eine solche, welche die 
Interessen der Coenonie und der Personalitäten wahr- 
nimmt, sie zu harmonischem Ausgleiche führt. Der 
Personalismus findet seine Vertretung in Parlament und Presse, 
denn in beiden kommen die verschiedenen politischen Parteien, 
also die Personalitäten zu Wort. Darum ist es auch nicht 
nötig, dafs die Regierung immer nur aus denjenigen Fraktionen 
genommen wird, welche die Mehrheit im Parlament haben. 
Das ist ebenso sehr eine Übertreibung des konstitutionellen 
Gedankens, wie es eine Übertreibung des Monarchismus ist, 
dafs der Herrscher die Männer der Regierung ganz nach Gut- 
dünken ohne Berücksichtigung der politischen Strömungen 
der Zeit soll ernennen können. Aber mit der Majorität der 
Parteien im Lande, die sich nicht immer mit der Mehrheit 
der Fraktionen deckt, mufs die Regierung in wesentlicher 
Übereinstimmung sein, soll die ganze konstitutionelle Maschi- 
nerie nicht ins Stocken geraten. Wenn zwischen Regierung 
und parlamentarischer Majorität keine Einigung herzustellen 
ist, dann soll durch Parlaments- Auflösung das Land befragt 
werden, das in wirklich freien Wahlen entscheide: der gesunde 
Sinn des Volkes wird meist das Richtige treffen und mufs 
unter allen Umständen auf die Zusammensetzung der Regierung 
einen malsgebenden Einfluis haben. Denn das Schicksal der 
Gesamtheit zu bestimmen, hat ausschlielslich die Gesamtheit 
das Recht. 

Den Bestrebungen der Minorität gegenüber, wenn diese 
nicht allzusehr aus dem Rahmen der vorhandenen Staatsein- 
richtungen herausfallen oder gegen Recht, Sitte und Humanität 
verstofsen, hat die Regierung nicht ohne weiteres sich ab- 
lehnend zu verhalten. Wie die Minorität im Parlamente zu 
Wort kommen mufs, um ihre Meinung über die zur Beratung 
stehenden Gesetzentwürfe, also über die Ausgestaltung der 
Staatseinrichtungen zum Ausdrucke zu bringen, so muls in 
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gewissem Grade auch in der Gesetzgebung selber die Auf- 
fassung der Minderheit ihr Recht finden. Parlamentarische 
Kämpfe zwischen den verschiedenen Fraktionen dürfen nicht, 
wie dies bisher in Deutschland üblich, zu Kraftproben aus- 
arten und noch weniger darf die Regierung selber solche 
Kraftproben anstellen. Dafs es ein Ziel der Regierungspolitik 
sei, die Minderheit oder unter Umstanden auch die Mehrheit an 
die Wand zu drücken, bis sie „quietscht" — dieser geschmack- 
lose Ausdruck hat ja eine gewisse historische Berühmtheit 
erlangt — , kann nicht zugegeben werden. Die Regierung hat 
die Aufgabe, die politischen Gegensätze im Lande auszu- 
gleichen, nicht sie zu verschärfen; sie handelt verwerflich, 
wenn sie die Opposition, um ihrer oppositionellen Haltung 
willen, als staatsfeindlich stigmatisiert, sie handelt unklug, 
wenn sie sich willenlos der Majorität überläCst. Sie soll aller- 
dings, wie bemerkt, mit der Mehrheit im Lande in wesent- 
licher Übereinstimmung sein, soll aber nicht deren blindes 
Werkzeug werden, sondern Mehrheit und Minderheit, 
wenn irgend möglich, zu höherer staatlicher Einheit 
führen und mufs vom Schauplatze abtreten, wenn ihr dies 
nicht gelingt. Wie die Regierung darüber zu wachen hat, 
dafs das Parlament nicht die Stätigkeit der Verwaltung durch 
unüberlegte gesetzgeberische Eingriffe erschüttert, denn das 
Staatswohl ist kein Experimentierkaninchen für Fraktions- 
führer, so hat sie auch dafür zu sorgen, dafs der Eigenwille des 
Monarchen uicht störend in den Gang der Staatsmaschinerie ein- 
greift, denn der Staat ist keine Domäne der herrschenden Familie. 

So hat die Regierung die schwere Pflicht, die im staat- 
lichen Leben wirkenden Ideen zu erkennen und sie in gesetz- 
geberische Tat umzusetzen, sie hat die Aufgabe, die verschie- 
denen Äulserungen des Personalismus untereinander und mit 
den wohlverstandenen Interessen der Gesamtheit in Einklang 
zu bringen: die Herbeiführung der Harmonie zwischen 
Coenonismus und Personalismus ist ihre Aufgabe. 
Diese zu lösen, bedarf es wirklicher Staatsmänner, nicht blofe 
avancierter Bureaukraten. 

Eine Regierung, die dieser idealen Anforderung entspricht, 
welche in der Freiheit der Personalitäten die Grundlage, in 
der Harmonie der beiden Hauptprinzipien die Vollendung des 



Kap. 34. Regierung und Verwaltung. 325 

Staatswohls sieht, wird eine in Wahrheit kraftvolle Regierung 
sein, öie wird dafür sorgen, dafs die Wahlen zu den Parla- 
menten frei von jeglichem behördlichem Einflüsse, frei von 
obrigkeitlicher Parteilichkeit erfolgen, wird auch Garantien 
dafür schaffen, dafs der wirtschaftlich Starke den wirtschaft- 
lich Schwachen politisch nicht vergewaltige, sie wird die Frei- 
heit der Personalitäten hochachten und, wenn nötig, vermehren. 
Sie wird ferner vollkommene Unparteilichkeit bei Anwendung 
der Gesetze walten lassen, wird den vornehmen Strolch ebenso 
hart strafen wie den zerlumpten. Und eine solche Regierung 
wird auch keiner Ausnahmemafsregeln bedürfen, um unbe- 
queme Ideen, unbequeme Parteien nieder zu halten. Das Be- 
vrufstsein, dafs in der Freiheit der Personalität der beste Teil 
ihrer Kraft ruht, wird sie jede Kritik aushalten lassen; sie 
Avird die Presse als das betrachten, was sie ist, als den poli- 
tischen Tummelplatz des Tages für die Personalitäten. Volle 
Prefsfreiheit wird sie herbeiführen, denn ohne eine solche ist 
der Konstitutionalismus eine Lüge. 

Genügt die Regierung diesen Anforderungen, hat sie vor 
allem nicht das törichte Verlangen, ihren Einflufs unter allen 
Umständen zu vermehren, all und jede Erscheinung des täg- 
lichen Lebens zu reglementieren oder gar zum Ausgangs- 
punkte gesetzgeberischer Tätigkeit zu machen, dann wird auch 
die Verwaltung des Staates ihre bureaukratischen Auswüchse 
verlieren. Sie wird davon abstehen, wie bisher die politische 
Vorsehung der Staatsbürger sein zu wollen, wird nicht jeden 
Menschen politisch und wirthschaftlich beaufsichtigen, um ihn 
je nach seinem zustimmenden oder oppositionellen Verhalten 
als Bürger erster oder zweiter Klasse zu behandeln. Die un- 
parteiische Ausführung der gegebenen Gesetze, die Beobach- 
tung und Erkennung der wechselnden Bedürfnisse und Be- 
strebungen der Bevölkerung und eine diesen sich anpassende 
Handlungsweise: das sind die alleinigen Aufgaben der Ver- 
waltung. Sie hat die Regierung darauf aufmerksam zu machen, 
wenn zwischen den vorhandenen gesetzlichen Bestimmungen 
und den Tatsachen des täglichen Lebens, weil letztere durch 
die Regsamkeit der Personalitäten allmählich sich ändern, 
eine Kluft entstanden ist, um hierdurch die gesetzgeberische 
Initiative der dazu berufenen Faktoren anzuregen. 
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Die vom Staate eingerichtete Verwaltung hat generelle 
Aufgaben zu lösen; die Interessen einer ganzen Provinz oder 
eines Bezirkes von letzterer sind ihr anvertraut. Die Auf- 
gaben lokaler Natur zu bearbeiten, mufs den Stadt- und Land- 
gemeinden vorbehalten bleiben. Der Geist der Steinschen 
Städteordnung soll in den ersteren herrschen, damit die 
lebhafte Betätigung freier Personalitäten ungehindert durch 
bureaukratische Bevormundungssucht den Fortschritt des 
Städte-Bürgertums herbeiführe. Und Steinscher Geist hat 
auch in die Landgemeinden einzudringen. Wenn in letzter 
Zeit so viel und so laut über den Niedergang des Bauern- 
standes geklagt wurde: in der Versagung einer freien Selbst- 
verwaltung der Landgemeinden, nicht in einem Schwinden 
der wirtschaftlichen Kraft des Bauern ist die Ursache für diesen 
angeblichen Niedergang zu suchen. Der Personalismus beginnt 
sich (vergl. Buch III) auch in der Landbevölkerung lebhaft 
zu regen, aber das Streben von Regierung, Verwaltung und 
Junkertum geht unstreitig dahin, ihn niederzuhalten und da- 
durch wird der beste Teil der bäuerlichen Bevölkerung teils 
zur Auswanderung in fremde Länder, teils zur Abwanderung 
in die Städte veranlafst. Freiheit der Personalität zeigt 
sich also auch hier als staatserhaltender Faktor. 

Damit Regierung und Verwaltung ihre Funktionen er- 
füllen können, bedürfen sie nicht unbeträchtlicher Geldmittel. 
Diese Bedürfnisse des Staates, die Gemeinbedürfnisse, wie sie 
A. Wagner (86) nennt, werden von den einzelnen Staatsbür- 
gern durch Beiträge aufgebracht, die man Steuern nennt Die 
Auflegung der Steuern ist eine Aufgabe von Regierung und 
Parlament, ihre Beitreibung hat die Verwaltung zu besorgen. 
Dals in der Besteuerung Gerechtigkeit obwalte, dafs die Steuer- 
kraft der Einzelnen durch ihre Steuerleistung nicht übermä&ig 
in Anspruch genommen werde: dafür zu sorgen, müfste haupt- 
sächlich die Regierung bestrebt sein, tatsächlich aber wacht 
in Deutschland darüber das Parlament. Bei der herrschenden 
Neigung nämlich, den Einfluts des Staates allzusehr auszu- 
dehnen, wachsen in immer beträchtlicherem und zugleich in 
immer bedenklicherem Grade die Ausgaben des Staates und 
müssen durch immer höhere Steuern oder durch Herbeiziehung 
von neuen Steuerobjekten gedeckt werden. Eine ihre Angaben 
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wnd ihr Wesen verkeimende, weil nach übermälsiger Vergröfse- 
rung ihrer Einflufssphäre strebende Regierung sacht daher die 
Steuerfahigkeit der Bürger teils durch Auflegung neuer direkter, 
teils durch Einführung neuer indirekter Steuern allzustark 
a.nzuspannen. Darum raufs sie im Parlament ein personalisti- 
«ches Gegengewicht finden. So vormag die Regierung nicht, 
^as personalistische mit dem coenonistischen Prinzipe in Har- 
monie zu brinken. Besonders durch die indirekten Steuern 
vermehrt sie den Antagonismus der beiden Prinzipien, denn 
da nur Gegenstande des notwendigen Bedai*fes in solchen 
Massen vorhanden sind, dals eine auf sie gelegte Steuer einen 
erheblichen Ertrag hat, so werden in erster Linie die Kon- 
sumartikel der Minderbegüterten belastet, letztere also ge- 
schädigt und in eine der bestehenden Staatsordnung feindliche 
Stimmung gebracht. Das Gleiche ist mit den Zöllen der Fall; 
auch diese bringen nur dann etwas ein, wenn sie von Massen- 
artikeln erhoben werden. Zölle auf Brotgetreide usw. verteuern 
die Lebenshaltung gerade der ärmsten Bevölkerungsschichten 
in einem so beträchtlichen Grade, dafs deren Ernährung da- 
runter leiden mufs. Und sie kommen, wie dies früher in An- 
lehnung an List (50) gezeigt wurde, nur vorübergehend der 
Landwirtschaft zu gute, um auf die Dauer auch diese erheb- 
lich zu schädigen. 

Eine gesunde Finanzpolitik des Staates hat vor allem da- 
rauf zu achten, dafs die Ernährungsmöglichkeit der Einzelnen 
durch sie nicht geschädigt werde. Denn auf der Kraft und 
Oesundheit seiner Bürger, auf deren wirtschaftlicher Tätigkeit 
und geistiger Regsamkeit beruht in erster Linie die Macht 
eines Staates und erst in zweiter Linie auf der Zahl der ver- 
fügbaren Gewehre und Kanonen. 

Von der Gesamtheit der Bürger erhebt der Staat die 
Steuern, um sie für die Erhaltung der Gesamtheit zu ver- 
wenden. Darum ist es verwerflich, widerspricht direkt dem 
Wesen des Staates, das auf Coenonismus und Personalismus 
beruht, wenn einzelne Steuern zur Unterstützung bestimmter 
Erwerbszweige dienen. Um die Rentabilität landwirtschaft- 
licher Spiritusbrennereien z. B. zu erhöhen, darf der Staat 
nicht, wie das durch die sogenannten Liebesgaben geschieht, 
die Gesamtheit der Bürger in Kontribution setzen. Hochent- 
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Avickelte Indastrien, die nicht aus eigener Kraft sich halten 
können, sind nicht existenzfähig und, sagen wir es geradezu, 
nicht existenzberechtigt. In Zeiten allgemeiner Not oder um 
jugendliche, erst beginnende Erwerbsformen gegen die er- 
drückende Kraft einer übermächtigen ausländischen Konkur- 
renz widerstandsfähig zu machen, kann der Staat wohl helfend 
eingreifen; in allen anderen Fällen aber hat er sich zurück- 
zuhalten. Denn was landwirtschaftlichen Industrien Recht 
ist, ist städtischen billig; und das Resultat dieses Yei*fahrens 
ist schliefslich der sozialistische Staat. Ob dieser dann eine 
monarchische oder republikanische Form hat, ist gleichgiltig. 

Der Anfang mit dem sozialistischen Staat wurde in 
Deutschland gemacht, als die Privatbahnen vom Staate ange- 
kauft wurden. Durch die Vernichtung der privaten Tätigkeit 
und Unternehmungslust auf diesem Gebiete, das nur eine aller- 
dings sehr eingehende, bis auf die Festsetzung der Tarife und 
Arbeitslöhne gehende Staatsaufsicht erfordert sowie eine sehr 
kräftige Besteuerung ertragen hätte, gelangte der Staat zu 
sogenanntem werbendem Vermögen. Aber ein solches ist für 
ihn kein Glück. Denn es entsteht hierdurch im Erwerbsleben 
ein Gegensatz zwischen Coenonismus und Personalismus, der 
sich dauernd einer vollen Harmonie beider Prinzipien ent- 
gegenstellen muls. Der Staat, in Wirklichkeit doch nur die 
Gesamtheit Aller, erscheint bei solchen wirtschaftlichen Unter- 
nehmungen als eine auf Geldgewinn ausgehende Persönlich- 
keit. Er will einen möglichst grofsen Ertrag aus seinen Be- 
trieben erzielen, sucht daher in erster Linie sein finanzielles 
Interesse zu wahren und berücksichtigt erst in zweiter Linie 
das Interesse seiner Abnehmer, d. h. seiner Bürger, wie das 
Ausbleiben fast jeder Reformtätigkeit auf dem Gebiete des 
Eisenbahnwesens beweist. Da der Staat bei allen monopoli- 
stischen Betrieben alleiniger Produzent ohne jeden Konkur- 
renten ist, so müssen sich die Konsumenten in die von ihm 
erlassenen Bestimmungen unbedingt fügen, zumal da, wie die 
Erfahrung gezeigt hat, die Einwirkung einer parlamentari- 
schen Körperschaft auf die Einrichtungen und den Ertrag des 
Betriebes eine minimale ist. 

Vertiefung des Antagonismus zwischen Persona- 
lismus und Coenonismus ist gegenwärtig das Re- 
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sultat der Tätigkeit von Regierung und Verwaltung; 
Herbeiführung einer vollkommenen Harmonie aber 
ihre naturwissenschaftlich begründete Aufgabe. 



Kap. 35. Recht und Gerechtigkeit. 

Aus dem unrecht ist, so wurde in Kapitel 19 gezeigt, das 
Recht entstanden; was der Eine gegen den Anderen oder gegen 
die Gesamtheit verbrochen, das wurde von der Gesamtheit 
selber oder in deren Auftrage gesühnt. Daraus geht hervor, 
dafs zunächst wenigstens nur die vollendete Tatsache dem 
Urteilsspruche des Richters unterworfen ist und dal's auch 
zunächst nur auf sie die Strafe sich bezieht. Je nach der 
Schwere des Unrechts hat sich die Strafe zu richten, die 
immer nur Sühne, niemals Wiedervergeltung sein darf Der 
grausame Grundsatz: Aug um Auge und Zahn um Zahn, 
dieses biblische „Jus talionis** ist in Zeiten tiefstehender Kul- 
tur wohl erklärlich, aber bei höher entwickelter Civilisation 
verwerflich. „Drakonische** Strafen verfehlen zudem aus psy- 
chologischen Ursachen ihren Zweck. Indem sie kleine und 
Kapital-Vergehen gleich werten, verwischen sie in dem Em- 
pfinden der Menschen den Unterschied zwischen den Ab- 
stufungen des Unrechts und lassen schliefslich das grofse als 
klein erscheinen. Sie sollen abschrecken und stumpfen doch 
nur ab; der Grausamkeit des Verbrechens stellen sie die 
Grausamkeit der Strafe gegenüber und vernichten dadurch in 
den Menschen das Verständnis für das Gerechte und verhärten 
die Gemüter, die dank ihrer lernen, sich an Grausamkeiten 
zu weiden. Die Zeiten, in welchen strengste Strafen selbst 
für kleinste Vergehen verhängt wurden, waren zugleich Zeiten, 
in welchen Roheit und Brutalität in allen Bevölkerungskreisen 
zu finden waren. Andererseits sind zu milde Strafen gleichfalls 
vom Übel, weil sie aus den entgegengesetzten Gründen wie die 
zu sti'engen ihren Zweck verfehlen. Es hat den Anschein, als 
ob das deutsche Strafgesetzbuch nach der letzteren Richtung 
Mängel zeigt und nicht allenthalben die Schuldigen mit gleicher 
Schwere trifiPt. Roheitsvergehen z. B. werden oft mit einpr 
Milde bestraft, die in Erstaunen setzen mufs. Die nicht sowohl 
in Arbeiterkreisen als vielmehr bei sogenannten Gebildeten sich 
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in erschreckender Weise vermehrenden Ausschreitungen gegen 
den Frieden und die Ruhe haimloser Bürger — die Gerichts- 
annalen der Groi'sstädte liefern genügend Beispiele für diese 
sittliche Entartung unserer „goldenen Jugend" — finden keines- 
wegs eine ausreichende Sühne im deutschen Strafrecht. In 
der Öffentlichkeit brutal sich benehmende Arbeiter werden 
mit Gefängnis, die vornehmen Strolche fast immer nur mit 
Geldbufse belegt. Und doch sollte gerade der Mensch, der 
aus sogenannten gebildeten Kreisen stammt, weil auf ihn die 
sittlichen Motive seiner Zeit und seiner Umgebung in weit 
höherem Mafse eingewirkt haben als auf einfache Arbeiter, 
viel schwerer als diese bestraft werden. Und voi- allen Dingen 
dürfte für unsere gut gekleideten Rowdies die Trunkenheit 
nicht wie bisher ein Milderungsgrund sein, sondern mül'ste 
als strafverschärfend angesehen werden. 

Es wird in letzter Zeit von reaktionärer Seite vielfach auf 
die Wiedereinführung der Prügelstrafe gedrängt. Diese ist 
unter allen Umstanden zu verwerfen, denn sie stellt keine 
Sühne, sondern eine Wiedervergeltung dar. Aber käme es je 
dazu, dafs der reaktionäre Wunsch befriedigt würde, so dürfte 
die Strafe höchstens gegen die vornehmen Strolche verwendet 
werden. 

Auf die von den Rechtslehrern aufgestellten Theorien 
über die Strafe soll hier ebenso wenig wie in Kapitel 19 ein- 
gegangen werden. Für uns genügt die dort gewonnene Ein- 
sicht, dafs die Gesamtheit das Recht besitzt, Strafen über 
diejenigen ihrer Mitglieder zu verhängen, die sich gegen die 
für alle verbindlichen Gesetze vergehen. Die Strafe ist die 
Äufserung eines natürlichen Ausleseprozesses, den die Ge- 
samtheit um ihrer selbst willen gegen minderwertige Persona- 
litäten vornehmen mufs. 

Aufser der That hat der Richter aber auch die verbre- 
cherische Absicht zu richten. Verbrechen zu verhüten ist 
Aufgabe der Verwaltung; die sittlichen Errungenschaften der 
Menschheit so dem Bewufstsein der Einzelnen zuzuführen, 
dafs sie der verbrecherischen Anlage die Wage halten, ist 
Aufgabe der Schule. Aber wenn trotzdem Verbrechen beab- 
sichtigt werden, die Absicht jedoch nicht zur Tat wird, so 
hat auch dann das Recht einzuschreiten und der Richter in 
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Funktion zu treten. Denn die verbrecherische Absicht deutet 
darauf hin, daCs eine in die nun einmal vorhandene Ein- 
richtung der Coenonie nicht hineinpassende Persönlichkeit 
Torhanden, deren Anlage durch sittliche Motive nicht in die 
normalen Bahnen gelenkt worden ist. Darum hat auch der 
blofsen Absicht gegenüber die Auslesebefu^nis der Gesamtheit 
sich zu zeigen; um die Störung des allgemeinen Friedens, um 
das Begehen eines Unrechts zu verhüten, ist das minderwertige 
Element durch den strafenden Richter unschädlich zu machen. 
Ob Verbrechen und verbrecherische Absicht gleich zu stellen 
oder ob sie verschieden schwer zu bestrafen sind, ist Objekt 
einer juristisch -wissenschaftlichen Untersuchung, kann hier 
daher niclit eingehend erörtert werden. Nur so viel ist zu 
sagen, dafe vom naturwissenschaftlichen Standpunkte aus, auf 
Grund der Lehre vom Kampfe ums Dasein und der natür- 
lichen Zuchtwahl, Absicht und Tat einander gleich zu setzen 
sind. Beide Male handelt es sich um minderwertige, durch 
Auslese abzustolsende Persönlichkeiten, von denen die eine 
nur durch eine zufällige Kombination von Gelegenheitsursachen 
an der Tat verhindert worden ist. 

Auf Tat und Absicht aber hat sich das Recht zu 
beschränken. Die Gesinnungen der Menschen gehören nicht 
vor Gericht. Darum sind politische Prozesse ein Unding und 
ein Unsinn; und wo sie in Verfassungsstaaten vorkommen, da 
deuten sie darauf hin, daCs das Wesen des Konstitutionalismus 
noch nicht alle staatlichen Faktoren erfüllt. Unstreitig können 
Verbrechen aus politischen Gründen geplant und begangen 
werden und sie gehören dann vor den Richter. Aber immer 
ist dabei das Verbrechen von seinem politischen Hintergrunde 
loszulösen, ist als solches nach Rechtsgrundsätzen, nicht nach 
politischen Auffassungen zu beurteilen. Politische Prozesse 
machen den Richter zum Inquisitor, erzeugen einerseits in 
ihm einen Unfehlbarkeitsdünkel, der mit seinem politischen 
Wissen und Können nicht immer auf gleicher Höhe steht, und 
zeiTen andererseits das Recht in die politische Arena hinein, 
wodurch das Rechtsbewulstsein der Gesamtheit in beträcht- 
lichem Mafse erschüttert wird. Die politische Parteistellung 
des Richters wird, wie die deutsche Gerichtschronik der letzten 
Jahrzehnte beweist, zur Richtschnur seiner Beurteilung der 
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ihm vorgeführten Fälle und er straft dann und dort, wann 
und wo ihm nicht nur nach dem Rechtsempfinden der am 
ihrer politischen Betätigung willen Angeklagten, sondern auch 
nach der Logik des Hechts ein Urteil überhaupt nicht zusteht. 
In Zeiten politischer Nervosität, wie die gegenwärtigen, in 
denen das Erstarken einer republikanisch gesinnten Opposition 
die Regierenden aus Ruhe und Überlegung bringt, wird das 
Recht zur Entscheidang über die Zulässigkeit oder Unzulässig- 
keit politischer Auffassungen aufgerufen und wird dadurch 
auf das empfindlichste geschädigt. Eine Verwilderung des 
Rechtsbewulstseins wird herbeigeführt, die, wenn hier nicht 
bald Einhalt getan wird, mehr als alle revolutionären Be- 
strebungen den Bestand des Staates zu gefährden geeig^net ist 
Denn, um nur ein Beispiel anzuführen, was ist es anderes wie 
verwilderte RechtsauflFassung, wenn ein Vertreter der Staats- 
gewalt vor Gericht sich zu dem Ausspruche versteigt, dafe 
man den Sozialdemokraten Neigung zum Meineide zutrauen 
könne, blofs weil sie Sozialdemokraten sind. Darum haben 
politische Prozesse als solche zu verschwinden, die 
Politik untersteht nicht der Judikatur des Straf- 
richters. Die Freiheit der Personalität findet auch 
in der Politik lediglich an den Rechten aller anderen 
Personalitäten ihre Schranken, nicht aber an der po- 
litischen Ansicht des Richters. 

Die eigentümlich komplizierten Verhältnisse unseres wirt- 
schaftlichen Lebens haben die Juristen veranlalst, eine neue 
strafrechtlich zu verfolgende Art von Vergehen aufzustellen, 
die ich als wirtschaftliche Vergehen bezeichnen will. Ich 
verstehe darunter nicht die Verfälschung von Nahrungsmitteln, 
bei der es sich um Betrug handelt, auch nicht den sogenann- 
ten unlauteren Wettbewerb, der eine privatrechtliche, mir 
übrigens höchst zweifelhafte, Art des Unrechts ist, sondern 
ausschliefslich die mit den Arbeiterausständen verbundenen 
Erscheinungen. Dafs Vergewaltigung Arbeitender durch Nicht- 
arbeitende strafbar ist, bedarf keiner Erörterung. Ebenso sind 
alle Gewaltmafsregeln der Streikenden gegen Personen and 
Sachen, jede gewalttätige Störung des öffentlichen Friedens 
energisch zu ahnden. Aber dai's, wie dies wiederholt ge- 
schehen ist, bereits die Aufforderung zum Streik und die Kon- 
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trolle der Streikenden als Vergehen gegen Recht und Gesetz 
aufgefafst werden können, erscheint zum mindesten unge- 
wöhnlich. Die Streikenden wollen in den allermeisten Fällen 
ihre wirtschaftliche Lage verbessern; hieraus ihnen ein Ver- 
gehen — dies nenne ich ,, wirtschaftliches Vergehen** — zu 
machen, zeigt eine Verkennung der Strebungen im wirtschaft- 
lichen Leben eines Volkes ebenso an, wie es eine ungehörige 
und unzulässige Ausdehnung der Rechtsprechung auf ihr nicht 
unterworfene Gebiete bedeutet. 

Jeder Mensch hat das Streben, seine wirtschaftliche Lage 
zu heben, den erworbenen Lohn mit der geleisteten Arbeit, 
wie er sie einschätzt, in Einklang zu bringen. Dem wirt- 
schaftlich Starken gegenüber kann aber der wirtschaftlich 
Schwache als Einzelner nichts ausrichten. Wenn daher letz- 
tere sich zur Erlangung besserer Lohnverhältnisse vereinigen 
— und das Koalitionsrecht ist ein allen Bürgern zustehendes, 
gesetzlich gewährleistetes Recht — , wenn sie die aus der Ver- 
einigung gewonnene Kraft zu ihren Gunsten ausnutzen wollen, 
so hat ihnen das Recht hierbei keine Steine in den Weg zu 
legen. Es soll und kann nicht geleugnet werden, dafs die 
Streikenden oft die Arbeitswilligen terrorisieren und dabei 
Ausschreitungen begehen. Diese soll man bestrafen, nicht 
aber schon von vornherein den Streik als ein Vergehen wider 
die öffentliche Ordnung ansehen, die Streikenden nicht darum, 
weil sie streiken, als mit Pulver und Blei zu dezimierende 
Revolutionäre behandeln. Wir haben im dritten Buche ge- 
sehen (Kap. 26), dafe der modernen Arbeiterbewegung sittKche 
Motive zu Grunde liegen, dafs in ihr sittliche Kräfte der 
Menschheit nach Befreiung ringen. Wenn in diese Bewegung 
ein terroristisches Moment eingedrungen ist, so trägt die 
Schuld daran die Sozialdemokratie, welche, wie sie von ihren 
Anhängern blindeste Orthodoxie verlangt, gegen ihre Gegner 
dann mit brutalstem Terrorismus vorzugehen pflegt, wann sie 
ihnen sich überlegen fühlt. Aber man bekämpfe die Sozial- 
demokratie mit legitimen Mitteln, man stärke sie nicht, wie 
dies bisher in Deutschland geschehen, durch einen Gegen- 
terrorismus (vergl. Buch III): und die Streiks der Arbeiter 
werden Lohnkämpfe bleiben und nicht zu sozialistischen Kraft- 
proben ausarten. Und ein erstes und zugleich bestes Mittel, 
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dies Ziel zu erreichen, bildet die Beseitigung^ der gerichtlichen 
Verfolgung der Streiks; wirtschaftliche Vergehen, wie ich sie 
genannt habe, darf es nicht geben, in die Lohnkämpfe hat 
der Strafrichter sich nicht einzumischen. Es ist gröbster 
Unfag, normale Arbeiterausstände als groben Unfug zu be- 
zeichnen. 

Dals das Recht gegen alle Staatsbürger ganz gleich, ganz 
unparteiisch angewendet werde, ist oberster Rechtsgrundsatz 
aller Kulturvölker. Ein ungleiches Recht ist Unrecht, ein 
nicht unparteiischer Richter ist ein Verbrecher. Damit aber 
die Unparteilichkeit der Justiz, diese hauptsächliche Lebens- 
bedingung der Personalitäten, gewahrt werde, muls ihr auch 
nur überwiesen werden, was über den Streit der Tages- 
meinungen hinaus, was in das Rechtsbewurstsein des Volkes 
eingedrungen ist. Was eine Beleidigung ist, worin ein Ver- 
brechen besteht, das hat der Richter zu erkennen und hat 
das Recht dafür zu finden. Welche Ansicht in politischen 
und unpolitischen Streitfragen die richtige ist, geht den Richter 
als Richter ganz und gar nichts an. 

Ein altes Wort lautet: wo kein Kläger ist, da ist auch 
kein Richter. Damit in öffentlich-rechtlichen Fällen die Sühne 
für begangenes Unrecht erfolgen kann, mufs Klage erhoben 
werden und der Staat hat zu diesem Zwecke einen öflTentlichen 
Ankläger zu bestellen. Dafs mit dieser Institution viele Übel- 
stände verbunden sind, kann nicht geleugnet werden; sie sind 
darauf zurückzuführen, dafs der öffentliche Ankläger, der so- 
genannte Staatsanwalt, nur in öffentlichem Interesse in Funktion 
tritt, dafs aber der Begriff „öffentliches Interesse" in manchen 
Fällen von ihm allein definiert wird. Es kann zur Hebung des 
Rechtsbewufstseins der Bürger nicht beitragen, dafs der Staats- 
anwalt, wiQ dies vorgekommen ist, z. B. die Beleidigung eines 
konservativen Parteiführers aus Gründen des öffentlichen Inter- 
esses verfolgt, bei der Beleidigung eines liberalen Führers 
aber ein solches Interesse nicht für vorliegend erachtet Ent- 
weder ist in beiden Fällen das öffentliche Interesse verletzt 
oder in keinem von beiden. Am richtigsten wäre es, wenn 
Beleidigungen selbst öffentlicher Persönlichkeiten immer nur 
auf dem Wege der Privatklage ihre Sühne fänden. Allzu- 
leicht nämlich tritt bei solchen Klagen eine behördliche Censur 
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des Wertes der Einzelpersönlichkeit zu Ta^e, und dazu ist 
keine Behörde berechtigt. Es wird durch derartige Gerichts- 
verfahren der Einflufs des Coenonismus auf Kosten der Frei- 
heit des Personalismus gestärkt und so die Herstellung der 
Harmonie beider Prinzipien verhindert: zur Erhaltung der 
Staatsautorität angestrengt sind solche Prozesse ein Mittel, 
die Staatsautorität zu erschüttern. 

Verschwinden aus der Rechtsprechung die politischen 
Prozesse, so erledigen sich von selber alle kritischen Bemer- 
kungen, welche in Kap. 20 vorgebracht wurden. Nur die 
Existenz der politischen Prozesse läfst es angezeigt erscheinen, 
den Staatsanwälten das Recht der Berufung an eine höhere 
Instanz bei Freisprechung der Angeklagten ganz zu nehmen 
oder es doch aufs äufserste einzuengen. Nur der politischen 
Prozesse wegen, zu denen natürlich auch die Prel'sprozesse 
gehören, gewinnt die Zusammensetzune: der Gerichtshöfe ein 
allgemeines Interesse. Bei der Heftigkeit, mit welcher in 
Deutschland politische Fehden ausgefochten werden, bei dem 
Hafs, der dadurch gesät worc^en, dafs man die Opposition in 
freventlicher Überhebung als antinational, als vaterlandsfeind- 
lich bezeichnet hat, ist es nicht gleichgiltig, ob nur Laien- 
richter als Geschworene oder nur Berufsrichter oder gemischte 
Gerichte Recht sprechen. Welche Form der Zusammensetzung 
der Gerichtshöfe die bessere ist, kann allerdings nicht generell 
entschieden werden, da bei jeder Form ürteilsmifsbildungen 
vorkommen können. Geschworenengerichte sind anscheinend 
diejenigen, welche die sicherste Gewähr dafür bieten, dafs 
nicht ein bureaukratischer Formalismus die Rechtsprechung 
vom geraden Wege abbringe. 

Das Recht ist diejenige Institution, welche wie 
keine andere geeignet ist, die für einen friedlichen 
civilisatorischen Fortschritt unerläfsliche Harmonie 
zwischen Coenonismus und Personalismus herbeizu- 
führen, denn das Recht hat sowohl die Interessen der 
Personalität gegen die Coenonie wie umgekehrt die 
der Coenonie gegen die Personalität zu wahren. Aber 
das Recht kann dem nur genügen, wenn es jenseits des Streites 
der Meinungen bleibt, wenn es sich nicht anmafst, die Be- 
strebungen der Personalitäten nach ihrer Brauchbarkeit für 
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die bestehende Staatsordnung zu beurteilen. Recht bleibe 
Recht; es wolle aber nicht die Rolle der Geschichte über- 
nehmen, um in die Geschicke des Staates handelnd und rich- 
tend einzugreifen. 



Kap. 36. Schale und Unterricht. 

Der civilisatorische Fortschritt des Staates hängt, wie 
wir gesehen haben, von der Tätigkeit und Tüchtigkeit seiner 
Bürger ab. Je reger deren geistiges Leben pulsiert, um so 
reger ist auch das des Staates, denn Seh äff le (72) hat nicht 
so Unrecht, wenn er von einem kollektiven Geistesleben spricht 
Jeder einzelne Staat erscheint tatsächlich jedem anderen Staate 
gegenüber wie eine wohlcharakterisierte, geistig fest umschrie- 
bene Persönlichkeit. 

Aber damit ein Geistesleben der Gesamtheit zu be- 
merken ist, mufs in den einzelnen Menschen die vorhandene 
Anlage zu geistiger Betätigung entwickelt werden. In Kap. 2.3 
war gezeigt worden, dafs Häuslichkeit und Schule diese Funk- 
tionen zu verrichten haben: die Häuslichkeit, indem sie die 
sittlichen Motive liefert, welche das Leben eines jeden Ein- 
zelnen leiten sollen, die Schule, indem sie die im engeren 
Sinne geistigen Fähigkeiten zur Entfaltung veranlagt. Die 
Einwirkung der Häuslichkeit kann nicht entbehrt werden; 
nur im Notfalle, wenn sie nämlich fehlt oder wenn sie so ent- 
artet ist, dafs sie den Menschen in perverse Bahnen zu leiten 
geeignet ist, ist sie durch staatliche Eingriffe (Zwangserziehung) 
zu ersetzen. Die Häuslichkeit aber ganz zu verdrängen, wie 
die Sozialdemokratie will, es, wie dies Hellwald (39) getan, 
als ein erstrebenswertes Ziel hinzustellen, dafs der Staat immer 
mehr bei der Kindererziehung die Pflichten der Familie über- 
nehme, erscheint von Grund aus verkehrt, ist einer der 
schlimmsten sozialistischen Herdengedanken. 

Die Schule hat, so wurde eben gesagt, die geistigen Fähig- 
keiten zu entwickeln; sie mufs dies darum, weil, wie früher 
bewiesen wurde, die geistigen Errungenschaften, welche die 
Menschheit in ihrem Entwickelungsgange gemacht hat, nicht 
als geistige Eigenschaften dem Einzelnen bereits angeboren 
sind. Nur die Tradition ist vorhanden; der geistige Güter- 
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Vorrat der Menschheit ist für jeden Einzelnen zur Benutzung 
da, aus ihm kann er sich aneignen, wozu er nach Fähigkeit 
und Gelegenheit imstande ist. Die Fähigkeit ist ihm ange- 
boren; dafs er die Gelegenheit nicht versäume, dafür zu sorgen 
hat die Schule. 

Die allgemeine Aufgabe der Schule ist also, dem her- 
anwachsenden Geschlechte die geistigen Errungenschaften der 
Menschheit zuzuführen, damit es auf diesen als dem vorhan- 
denen Fundamente weiterbaue. Nur so ist ein geistiger Fort- 
schritt möglich und nur durch die Schule kann er vermittelt 
werden. 

Die speziellen Aufgaben der Schule stufen sich natur- 
gemäfs nach den verschiedenen Fähigkeiten der Schüler und 
nach den verschiedenen erzieherischen Absichten, welche die 
Eltern mit ihren Kindern haben, in beträchtlichem Grade ab. 
Aber ein bestimmter Grundstock des LernstoflFes und damit 
ein konstantes Niveau der allgemeinen Bildung mufs vor- 
handen sein, von dem aus sich die einzelnen Persönlichkeiten 
entfalten können. Die Volksschule liefert diesen Grundstock. 
Ob er grade nur, wie namentlich auf dem Lande und in den 
kleinen Städten, aus Lesen, Rechnen, Schreiben, Landesgeogra- 
phie, vaterländischer Geschichte und Religion zu bestehen hat, 
erscheint fraglich. Unstreitig gibt es viele Menschen, die in- 
folge ihrer minimalen Fähigkeiten nicht einmal diese Lern- 
stoffe in sich aufnehmen können; trotzdem aber hat auch die 
Yolksschule ihren Wirkungskreis weiter auszudehnen, weil die 
Mehrzahl ihrer Schüler ihn geistig verarbeiten kann. Unbe- 
dingt mufs meines Erachtens ein gut Teil Naturkunde in den 
allgemeinen Unterricht mit aufgenommen werden.. Denn es 
ist viel wichtiger, dafs auch der geistig einfachst organisierte 
Mensch über die ihn umgebende Welt, in der er lebt und 
durch die er lebt, während seiner Lernzeit unterrichtet werde, 
als dafs sein Verstand durch das sinnlose Auswendiglernen 
von frommen Verschen an einer gesunden Entwickelung ge- 
hemmt werde. Die Kenntnis der Natur und ihrer Gesetze 
wirkt in viel höherem Mafse civilisationsfördernd, vertieft auch 
in weit beträchtlicherem Grade das sittliche Empfinden, als 
die Kenntnis einer noch so grofsen Masse von Bibelversen. 
Es ist zum Beispiel wirtschaftlich entschieden vorteilhafter, 
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wenn der Bauer seine Felder gegen Hagelschlag versichert^ 
als wenn er glaubt, das Gewitter wegbeten zu können. Zu 
Menschen, die arbeiten können und arbeiten wollen, hat die 
Yolksschule dieihr anvertraute Jugend zu erziehen; Mitglieder 
der Gesamtheit sollen aus ihr hervorgehen, welche imstande 
sind, in wenn auch noch so bescheidenem Umfange, jedoch 
mit sittlichem Ernste an der Vermehrung des geistigen und 
des mit ihm verbundenen materiellen Gütervorrates des Staates 
und damit der Menschheit zu wirken. Ob sie dabei etwas 
mehr oder weniger laut und eifrig beten können, ist für den 
Staat wie für die Menschheit ganz unerheblich. 

Auf dem Lernstoffe der Volksschule bauen sich die höheren 
Schulen auf. Mehr als bisher sollten diese den minder wohl- 
habenden Bevölkerungsschichten zugänglich gemacht werden, 
damit zahlreichen Talenten, die mangels der nötigen Geld- 
mittel mit den elemcDteren Kenntnissen sich begnügen müssen, 
eine gröfsere Entfaltungsmöglichkeit geboten werde. 

In der Gegenwart heiTScht lebhafter Streit über die Frage, 
was in den höheren Schulen gelehrt werden soll. Auf der 
einen Seite wird mit Entschiedenheit das Festhalten an der 
bisherigen Einrichtung der humanistischen Gymnasien befür- 
wortet, in denen die klassischen Sprachen den Hauptteil des 
Unterrichts beanspruchen. Von der anderen Seite wird eine 
vollständige Verdrängung dieser durch die Naturwissenschaften 
verlangt, und nur schüchtern wird an dritter Stelle der Ver- 
such gemacht, zwischen beiden Extremen den richtigen Mittel- 
weg zu finden. Wenn die Fragestellung auf „entweder — oder*^ 
lautet, oder mit E. du Bois-Reymond zu sprechen: „Kegel- 
schnitte, keine griechischen Exercitia,** so halte ich dem ent- 
gegen: Homer, aber keine Kegelschnitte. Ist wirklich gegen- 
wärtig eine andere Lösung des Schulproblems nicht möglich, 
wie die oben genannte, mufs man sich entweder für humani- 
stische Gymnasien oder für Realschulen aussprechen, so würde 
ich, obwohl Naturforscher, den ersteren unbedingt den Vorzug 
geben. Der Physiolog Frey er hat einmal in einer Streit- 
schrift die Frage aufgeworfen, wozu die Jugend die Liebes- 
abenteuer des Zeus lernen müsse. Das ist ein guter Scherz 
gewesen, mehr aber auch nicht. Der Wert der klassischen 
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Bildung ist in einer ganz anderen Richtung zu suchen, wie 
ich dies ausführlich in Kap. 23 auseinandergesetzt habe. Der 
Fehler, der in dem Streite gemacht wird, beruht offenbar 
darauf, dafs unter Vermehrung des naturwissenschaftlichen 
Unterrichts meist Vermehrung des mathematischen, physika- 
lischen und chemischen Lernstoffes gemeint ist Ich glaube 
nicht, dafs die im eigentlichen Sinne exakten Naturwissen- 
schaften denselben pädagogischen Wert wie die sogenannten 
Humaniora haben. Nicht eine Vermehrung der Unterrichts- 
stunden in diesen Wissenszweigen soll erstrebt werden, wohl 
aber eine Vermehrung des Unterrichts in der Biologie, also der 
Wissenschaft vom lebendigen Körper. Die vereinigten biolo- 
gischen Abteilungen, welche auf dem Hamburger Naturforscher- 
tage 1901 über die gegenwärtige Lage des biologischen Unter- 
1 ichts an höheren Schulen beraten haben (7), trafen unstreitig 
das Richtige, als sie die oft erstaunliche Unkenntnis hervor- 
hoben, die weite Kreise der Bevölkerung in biologischen 
Fragen zeigen. Das Wissen von der belebten Natur zu ver- 
mehren, ist allerdings unbedingt notwendig, den Unterricht 
hierin eingehender zu gestalten eine unseren höheren Schulen 
erwachsende dringende Aufgabe. Und die Biologie steht 
meines Erachtens den klassischen Studien an pädagogischem 
Werte vollkommen gleich; beide Unterrichtszweige so neben- 
einander zu bringen, dafs der eine dem anderen nicht die 
Existenzmöglichkeit nimmt, ist das erstrebenswerte Ziel einer 
wirklichen Schulreform. 

Die Fachhochschulen und Universitäten zu besprechen ist 
bei dieser Gelegenheit nicht notwendig. Was immer auch von 
selten einer ihre Aufgaben verkennenden Verwaltung ge- 
schehen möge, um namentlich den an den letzteren heimischen 
Geist freien Forschens und freien Lehrens zu beugen oder zu 
brechen, wird auf die Dauer erfolglos bleiben. Vorübergehend 
kann wohl der Anschein entstehen, als ob Wissenschaft und 
Technik sich der Macht beugten, als ob sie die Wege wan- 
deln wollten, die ihnen vom grünen Tische verknöcherter Bu- 
reaukratie gewiesen werden. Die Logik des Forschens aber 
und die Kraft des Könnens, welche in Wissenschaft und Technik 
liegen und nur mit diesen selber ausgerottet werden können, 
gewähren die Zuversicht, dafe beide über kurz oder lang ihre 
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Fesseln brechen und diejenigen Wege gehen werden, welche 
die ihnen immanenten Gesetze ihnen vorschreiben. 

Zu freien Persönlichkeiten sollen Universitäten und Hoch- 
schulen ihre Zöglinge heranbilden, zur Freiheit der Persön- 
lichkeit soll die Schule in allen ihren Abstufungen den Grund 
legen. Denn nur die freie Persönlichkeit hat selb- 
ständiges reges Geistesleben, dieses allein fördert 
den Staat; auf der freien Persönlichkeit allein beruht 
jeder Staat, welche Verfassung er habe, wie be- 
schaffen seine inneren Einrichtungen auch seien. 

Die bisherigen Betrachtungen berücksichtigten nur die 
Schulbildung des männlichen Teiles der Bevölkerung; auf die 
Frage, wie der Schulunterricht des Weibes zu gestalten sei, 
soll nunmehr kurz eingegangen werden. 

Beurteile ich die gegenwärtige Frauenbewegung richtig, 
so liegt ihr, ob bewufst oder unbewufst bleibe unentschieden, 
die Empfindung zu Grunde, dafs die gegenwärtige Schulbildung 
der Mädchen eine unzureichende sei. Einen Bildungsfirnis 
erhalten sie, aber keine Bildung; Oberflächlichkeit des Wissens 
und Mangelhaftigkeit des Könnens sind die Resultate der 
heutigen höheren Mädchenschulen, denn die Volksschulen ge- 
nügen im allgemeinen den an sie zu stellenden Anforderungen. 
Es soll dabei nicht verkannt werden, dafs viele Frauen sich 
durch eine gediegene Bildung auszeichnen. Indessen haben 
sie sich diese meist nach der Schulzeit und trotz der Schul- 
bildung erworben. Und es soll ebenfalls nicht verkannt 
werden, dafs an den Mädchenschulen tüchtige weibliche Lehr- 
kräfte wirken, die manchen Lehrer an pädagogischer Aus- 
bildung übertreffen. Aber der Stoff, der geboten wird, die 
Art und Weise, wie er verarbeitet werden soll, und das frühe 
Alter, in welchem die Mädchen die Schule verlassen: alle drei 
Momente bewirken, dafs von jedem Gegenstande etwas, aber 
nichts gründlich gelernt wird. Wohl geht das agitatorische 
Streben der Vorkämpferinnen der heutigen Frauenemanzipation 
dahin, den Frauen die akademischen Berufe zu erschlieJsen, 
da sie ja in allen übrigen (Kunst, Handel usw.) freien Wett- 
bewerb mit den Männern bereits haben. Aber mir scheint, 
dafs man hierbei die Frucht pflücken will, bevor der Baum 
gewachsen ist. Erst hebe man das allgemeine Niveau der 
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höheren Mädchenscbalen und dann erst denke man daran, die 
Mädchen zum ärztlichen, philologischen usw. Berufe zuzu- 
lassen. Das Weib, von Natur ebenso begabt wie der Mann 
und nur körperlich, durch seine eigentümliche, in regelmäfsigen 
Intervallen sich bemerkbar machende geschlechtliche Organi- 
sation ihm nachstehend, durch die es immer im wirtschaft- 
lichen Wettbewerbe dem Manne gegenüber — es ist hierbei 
selbstverständlich nur von der mittleren Begabung die Rede 
— im Nachteil sein wird, möge im gesamten Erwerbsleben 
dem Manne gleichgestellt werden. Vor den Folgen braucht 
man keine Sorge zu empfinden. Immer werden solche Frauen 
Ausnahmen ihres Geschlechts sein, stets wird und mufs die 
weibliche Natur, eben ihres Geschlechtslebens wegen, nach 
ihrem wahren Berufe, dem der Gattin und Mutter, drängen. 
Aber dafs die Söhne geistig gut entwickelte Mütter erhalten, 
dafs der Einfluls der Häuslichkeit, in der die Frau gebietet 
und gebieten soll, nicht das zu nichte mache, was die Schule 
aufgebaut: dafür zu sorgen ist eine der wichtigsten Aufgaben 
der Gegenwart. 

Weil die Gesamtheit, der Staat, an der geistigen Aus- 
bildung seiner Bürger ein Lebensinteresse besitzt, darum ist 
seine heiligste Pflicht, für die Schule zu sorgen. Die Schule 
ist Staatssache. Wohl kann hie und da, namentlich in gro&en 
Städten, die Errichtung von Schulen der privaten Initiative 
überlassen werden; doch sollte dies immer nur Ausnahme sein, 
und immer mufs der Staat die Oberaufsicht behalten. Wenn 
aber das Verhältnis sich umkehrt, wenn die Privatschulen 
zahlreich, die Staats- oder Stadtschulen nur dünn gesät sind, 
wie bei den Mädchenschulen, so zeigt dies an, dafs der Staat 
seine Pflicht vernachlässigt oder wenigstens sie nicht erkennt. 
Freilich darf nicht bureaukratischer Dünkel die Schule scha- 
bionisieren wollen, dürfen nicht die Interessen des heiligen 
„Schema F'' bestimmend auf Lehrplan und Lernziel einwirken. 
Wenn irgend ein Zweig der Staatsverwaltung jedes im engeren 
Sinne politische Motiv sich fernhalten mufs, so ist dies die 
Schulverwaltung. Die Politik hat in der Schule nichts zu 
suchen; und es ist eine Degradation der Lehrer und eine Ent- 
weihung der Schule, wenn, wie dies vielfach in Deutschland 
geschieht, die reaktionären Parteien in gleicher Weise wie die 
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Regierang den Yolksschollehrer, namentlich auf dem platten 
Lande, als ihren politischen Agenten gebrauchen. Zu lehren 
liat der Lehrer, nicht zu agitieren. So lange allerdings dieser 
grobe Unfug anhält, kann man es nicht unberechtigt finden, 
wenn liberal gesinnte Lehrer sich in den Dienst der liberalen 
Parteien stellen. 

Yor allem aber ist die Geistlichkeit aus der Schule zu ent- 
fernen. Die Schule ist wie der Staat eine weltliche Einrich- 
tung und der Staat, d. h. die Coenonie, war früher als jede 
Religion und wird auch jede Religion überdauern. Die Re- 
ligionsgesellschaften haben für die Erweckung des religiösen 
Sinnes der Menschen zu sorgen; dies aber sollen sie aufser- 
halb der Schule durch besonderen Religionsunterricht tun, den 
der Staat nur insofern zu beaufsichtigen hat, als er keine den 
religiösen und damit auch den weltlichen Frieden seiner Bürger 
bedrohenden Lehren dulden darf. Man glaubt immer, dafe 
das religiöse Motiv die allgemeine Sittlichkeit fördera Un- 
streitig wird für viele, vielleicht für die meisten Menschen die 
Religion auf lange hinaus ein seelisches und sittliches Be- 
dürfnis sein und bleiben; und der Befriedigung dieses Bedürf- 
nisses hat sich der Staat nicht feindlich entgegenzustellen. 
Aber die Geschichte lehrt auch unzweideutig, dals Gröfse der 
Religiosität und allgemeine Sittlichkeit einander durchaus 
nicht direkt proportional sind. Das religiöse Mittelalter war 
bis ins Mark unsittlich, die italienischen Condottieri, die 
Falbsten usw. der Renaissance waren alle sehr fromme Leute, 
aber von sittlichem Empfinden war in ihnen keine Spur vor- 
handen. Die Religion ist Privatsache; wie Einer sich mit 
seinem Gotte stellen will, geht den Staat nichts an. Dieser 
braucht freie Personalitäten; und zu solchen, zu Menschen, die 
arbeiten wollen und können, aber nicht zu eifrigen Betern hat 
die Schule die Jugend heranzubilden. Darum muis der Staat, 
und nur er allein, die Schule beherrschen. Er hat alle Bürger 
zu zwingen, dafs sie ihre Kinder in die Schule schicken und 
hat als Ersatz für diesen Zwang den Volksschulunterricht 
ihnen kostenlos zu gewähren. 

Neben der Sorge für die Entwickelung der geistigen Fähig- 
keiten obliegt dem Staate auch die Sorge für das körperliche 
Gedeihen der Jugend. Hierfür geschieht, wie anzuerkennen 
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ist, bereits sehr viel. Das einst so verpönte Turnen, das als 
ein Beweis revolutionärer Bestrebungen betrachtet wurde, ist 
wohl allenthalben eingeführt. Nur in den ländlichen Schulen 
wird dafür zu wenig getan, wahrscheinlich weil die Ansicht 
obwaltet, dafs der ausgiebige Aufenthalt in freier Luft sowie 
die Beschäftigung der Kinder bei den landwirtschaftlichen 
Arbeiten genügend kräftigend auf den Körper wirken. Doch 
wäre etwas weniger landwirtschaftliches Arbeiten und etwas 
mehr Turnen durchaus am Platze, damit die Söhne unserer 
Bauern gelenkiger werden, als sie es gemeinhin sind. Viel- 
leicht wird in den städtischen Schulen nach einer Richtung 
etwas zu viel hinsichtlich der körperlichen Ausbildung getan. 
Es hat nämlich den Anschein, als ob die systematischen 
Leibesübungen nicht mehr blo& der Gesundheit wegen, son- 
dern auch von sportlichen Gesichtspunkten aus betrieben 
werden. Allzuoft werden Wettturnen, Wettrudern, Wett- 
schwimmen usw. veranstaltet, wird Soldatenspielerei getrieben, 
und so verschwindet das rein Pädagogische aus diesen Übungen 
allmählich. Dadurch aber verkennt die Schule ihre Haupt- 
aufgabe, die immer und zu allen Zeiten in der geistigen Aus- 
bildung der Persönlichkeit bestehen wird. 

Eine ihre Aufgaben erkennende und zu deren Lösung ber 
fähigte Regierung und Verwaltung mufs bestrebt sein, die 
Schule in den Stand zu setzen, dafs sie ihren hehren Zweck 
möglichst vollkommen erfülle. Der Staat hat durch die 
Schule die freien Personalitäten heranzubilden, um 
selber ein in Wahrheit freier Staat sein zu können. 



Kap. 37. Soziale Reform. 

Die politische Losung des Tages, zu der sich alle Parteien 
mit mehr oder minder grofser Aufrichtigkeit bekennen, lautet: 
soziale Reform. Die Verschiebung der Erwerbs- und Besitz- 
verhältnisse, wie sie die immer stärker sich entwickelnde ma- 
schinelle Industrie im Gefolge hat, das Verschwinden der alten 
wirtschaftlichen Einrichtungen und das unausgesetzte Auf- 
kommen neuer, die Vernichtung der früheren Ideale und der 
Mangel an anderen sie ersetzenden: all das hat Geist und 
Gemüt der Menschen aufgeregt und die unklare Vorstellung 
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erweckt, als stünde die Menschheit vor einer fürchterlichen 
Katastrophe, vor einem alle bisherigen Kolturerrnngenschaften 
vernichtenden Zusammenbruche. Allgemeine Not scheint za 
drohen und darum rufen alle den Staat an, dafs er helfe, dals 
er der Not steuere. Und doch ist der Staat nur die Gesamt- 
heit der Notleidenden! 

Als ob wirtschaftliche Not eine Errungenschaft der Gegen- 
wart wäre, als ob sie nicht immer und zu allen Zeiten be- 
standen hätte und nicht immer und zu allen Zeiten bestehen 
müiste. Lasson (49) sagt mit vollem Recht: „so lange unter 
den Menschen Sünde und Torheit, Schwäche und Unwissen- 
heit Raum findet, hört auch die wirtschaftliche Not nicht auf, 
und sie darf auch nicht aufhören, wenn die Menschheit nicht 
ganz versinken soll*' (1. c. S. 27). Oder mit anderen Worten: 
so lange die Menschen körperlich und geistig unter einander 
verschieden sein werden, mufs auch ihr irdisches Schicksal 
verschieden sich gestalten, wird Not und Jammer zu den un- 
vermeidlichen Ingredienzen menschlichen Daseins gehören. 
Und unentbehrlich ist die Not, weil sie das Minderwertige 
abstöfst und das Vollwertige dazu drängt, sich zu betätigen 
im Daseinskampfe, um vorwärts zu kommen und damit auch 
die Gesamtheit zu fördern. Wie nach Rudolf Virchows 
treffendem, bereits einmal in diesen Ausführungen erwähntem 
Worte der Winter der harte Lehrmeister der Menschheit war, 
der sie gezwungen hat, in den Tagen des Überflusses an die 
Tage der Not zu denken, wie er der erste Veranlasser der Kultur 
war, so ist jetzt, wo die Menschen gelernt haben, den Un- 
bilden der Natur in gewissem Grade entgegenzutreten, die Not 
der grofse Faktor, der die Kultur erhält. Eine soziale Reform 
zu erstreben, welche die Not für immer beseitigen soll, kommt 
gleich einer Verkennung der nicht blofs die Geschicke der 
Menschheit, sondern auch alles Werden und Vergehen auf 
Erden beherrschenden Naturgesetze. 

Eine soziale Reform, wenn sie Mögliches und Erreich- 
bares zum Ziel hat, kann nur dahin gehen, die, wie wir ge- 
sehen haben, durchaus nicht gleichen staatlichen Daseins- 
bedingungen für die Menschen gleich zu machen, also die 
Einrichtungen der Natur auch in der menschlichen Gesell- 
schaft zu wiederholen. Volle, unbedingte und unbe- 
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grenzte Rechtsgleicheit, wie sie früher definiert wurde, 
ist die Aufgabe einer Sozialreform und eine solche ist, 
darin mufs ich Böhmert (11) beistimmen, noch keineswegs 
sozialistisch. 

In zwei Richtungen äufseri; sich hauptsächlich die soziale 
Not der Gegenwart; die eine ist die sogenannte Arbeiterfrage, 
die andere ist das Problem, wie die wirtschaftlichen Unter- 
nehmungen rentabel zu erhalten sind. Sehen wir zu, welche 
Antwort die aus den bisherigen Betrachtungen gewonnene 
Erkenntnis auf diese Fragen gibt. 

Unsicherheit des Erwerbes, Mittellosigkeit bei Krankheit, 
Alter, Unfall und Invalidität sind die Klagen, welche die Lohn- 
arbeiter erheben und aus denen sie die Anklage gegen die 
heutige Staatsform formulieren, dal's ihre Existenzmöglichkeit 
nicht besser gewährleistet sei, zumal sie für ihre Existenz 
nicht verantwortlich gemacht werden könnten. Der möglichen 
Not, wie sie durch Krankheit, nach einem Unfälle, bei Inva- 
lidität und im Alter sich einstellen kann, entgegenzuwirken 
hat die Gesetzgebung bereits unternommen. Doch handelt es 
sich hierbei nicht um soziale Reform, sondern um Aufgaben, 
welche in das Gebiet der allgemeinen Volkshygiene — im 
weitesten Sinne des Wortes — fallen. Dafs durch die ent- 
sprechenden Gesetze manches Gute geleistet wird, soll nicht 
verkannt werden, wie auf der anderen Seite hervorgehoben 
werden mufs, dafe die zu bureaukratische Gestaltung der Ge- 
setze ein grofser Fehler ist. Denn die geringe und unzurei- 
chende Mitwirkung, welche den Arbeitern bei der Ausführung 
der Gesetze, besonders der auf Unfall und Invalidität bezüg- 
lichen, zusteht, die bureaukratische Schabionisierung wirken 
mehr aufreizend als zufriedenstellend. Hier die nicht zu ent- 
behrende Beteiligung der Behörden zu beschränken zu gunsten 
einer von den im Gesetze Bedachten auszuübenden weitgehen- 
den Selbstverwaltung ist Aufgabe einer Reformierung der 
Gesetze. 

Anders steht es mit der Unsicherheit des Erwerbs. Nicht 
dafs dieser das eine Mal gröfser, ein anderes Mal kleiner ist, 
bildet den Hauptpunkt der Beschwerde. Sondern dafs die 
Möglichkeit vorliegt, plötzlich, selbst ohne Verschulden aus 
dem Erwerbe herausgedrängt und dem Bettel, der Vagabondage 
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oder dem Verhungern trotz vorhandener Arbeitslust preis- 
gegeben zu werden, bildet die schwerste Anklage gegen die 
heutigen Staatseinrichtungen. Und es ist nicht zu leugnen, 
dafs diese Anklage berechtigt ist und dals von einem objek- 
tiven Beurteiler der Zeit auf „Schuldig** gegen die herrschen- 
den Zustände plädiert werden mufs. Denn es handelt sich 
hier um eine Lebensfrage des Staates, nicht blofs um das 
Schicksal einer Persönlichkeit. Wie auf der letzteren gesamter 
Tätigkeit der Eulturfortschritt des Staates beruht, so begründet 
ihr relatives Wohlergehen den Frieden des Staates. Und die 
Erhaltung des Lebens der Bürger soweit wie irgend möglich 
zu gewährleisten, ist ein Akt der Selbsterhaltung des Staates. 
Er kann und darf nicht dulden, dals seine Angehörigen, sei 
der Platz, den der einzelne ausfüllt, auch noch so klein, seine 
Bedeutung scheinbar noch so gering, willkürlicher Vernich- 
tung preisgegeben sind. Wenn durch wirtschaftliche Krisen 
Beschäftigungslosigkeit in den Fabriken eintritt und infolge 
davon zahlreiche Arbeiter entlassen werden, deren Wieder- 
anstellung oft erst nach Monaten erfolgen kann, so müssen 
Vorkehrungen getroffen werden, dafs in der beschäftigungs- 
losen Zwischenzeit die Menschen nicht zu Grunde gehen. 
Wenn durch Brutalität der Arbeitgeber, wie sie sich in ge- 
wissen Industriebezirken namentlich bei den Parlamentswahlen 
zeigt, — wenn nämlich die Arbeiter ihrer eigenen politischen 
Überzeugung folgend nicht den ihnen von oben her aufge- 
drungenen Kandidaten gewählt haben — Arbeiter plötzlich ent- 
lassen und damit dem Hunger überantwortet werden, so muis 
gegen eine solche Arbeitslosigkeit ein Schutz geschaffen werden. 
Denn es handelt sich hier um das Recht der Personalität gegen 
die Übergriffe des Egoismus. Wenn infolge richterlicher Ver- 
urteilung arbeitslos gewordene Menschen ihre Strafe verbü&t 
haben, so müssen sie die Möglichkeit haben, bis zur Ge- 
winnung eines Arbeitsplatzes zu leben, um nicht rückfällig 
zu werden und damit als Persönlichkeit dem Staate verloren 
zu gehen. Auch Leuten, die ihrer Militärpflicht genügt 
haben und während dieser Zeit stellenlos geworden sind, mufs 
die Existenzmöglichkeit bis zur Erlangung neuer Beschäfti- 
gung gewährleistet sein. 

Nicht bureaukratische Bevormundungssucht hat in allen 
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diesen und ähnlichen Fällen regulierend in das Schicksal der 
Menschen einzugreifen; die Selbsthilfe vielmehr mufs die 
Heilmittel für derartige Schäden bringen. Sich selber müssen 
die Lohnarbeiter in den Fabriken und alle diejenigen, deren 
Erwerbsgelegenheit keine dauernde ist, gegen die Folgen der 
Erwerbslosigkeit zu schützen suchen. Aber bei der Gleich- 
giltigkeit der meisten Menschen gegen die Zukunft, bei der 
Abneigung der betreffenden Bevölkerungskreise, in Zeiten nor- 
malen Erwerbes Vorsorge zu treffen für die Zeiten der Not — 
was durch das gewöhnliche Sparen nicht in genügendem Mafse 
geschieht — , mufs der Staat zur Lösung dieser Frage die Ini- 
tiative ergreifen. Darch ein Versicherungsgesetz gegen 
Arbeitslosigkeit mufs der Coenonismus den Personalismus 
zwingen, sich selber kräftig zu erhalten. Auf die Einzelheiten 
eines solchen Gesetzes näher einzugehen, ist hier nicht der 
Ort und bildet nicht unsere Aufgabe. Darum möge nur die 
Andeutung genügen, dafs nicht nach Art des in seinem Auf- 
bau völlig verfehlten Invaliditätsgesetzes das zu erlassende 
Gesetz eingerichtet werde. Selbstverwaltung der eingezahlten 
Beiträge, zu denen auch die Arbeitgeber einen kleinen Teil 
beizusteuern haben, mufs seitens derer ausgeübt werden, welche 
aus solchen Kassen, oder wie die Einrichtung sonst genannt 
werden soll, einen Vorteil haben. Die Aufsicht soll von selten 
des Staates geübt werden, aber eben nur diese, nicht die Lei- 
tung selber. Denn darüber kann für denjenigen kein Zweifel 
existieren, welcher die Lohnarbeiter näher kennt, dals diese 
mit Eifersucht darüber wachen werden, dafs kein Schwindler 
oder Vagabond die Kasse leichtsinnig brandschatzen kann. 
Gerade die Selbstverwaltung ist in diesen wie in den meisten 
Fragen lokaler Natur das sicherste Mittel, einen MiJ'sbrauch 
der Einrichtungen zu verhüten. Und die Staatsaufsicht hat 
nur dazu zu dienen, innerhalb der Verwaltung solcher Ein- 
richtungen Mifsbräuche unmöglich zu machen und einer zu 
rigorosen Anwendung der gesetzlichen Bestimmungen vorzu- 
beugen. Denn, und darüber kann ebenfalls kein Zweifel sein, 
niemand ist so streng und so hart gegen Lohnarbeiter, wie 
diese selber. 

Mit der Schaffung eines solchen Versicherungsgesetzes 
gegen Arbeitslosigkeit würde auch die sozialistische Forde- 
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rung des Rechts auf Arbeit von selber verschwinden. Es 
liegt dieser Forderung ein berechtigter Kern zu Grunde. Der 
Mensch, der geboren wird, ist vorher nicht gefragt worden, 
ob er geboren werden will. Aber da er nun einmal existiert 
und dank der Einrichtungen des Staates zu einer mit Selbst- 
bewulstsein ausgerüsteten Persönlichkeit geworden ist, deren 
Leben für den Staat einen wenn auch noch so kleinen Wert 
besitzt, so muis er auch die Möglichkeit haben, sein Leben 
zu erhalten, seine Persönlichkeit für das Staatsgedeihen ein- 
zusetzen. Ein jeder Mensch hat ein ihm angeborenes 
Recht auf Existenzmöglichkeit. Dafs der Staat nicht 
einem Jeden ein Unterkommen im wirtschaftlichen Betriebe 
verschaffen kann, liegt auf der Hand. Eine solche Macht des 
Staates ist auch gar nicht wünschenswert, denn sie würde eine 
Alleinherrschaft des coenonistischen Prinzipes bedeuten, bei 
der der Personalismus zum Individualismus herabsinken müfste. 
Hier kann einzig und allein jene auf die Selbstverwaltung 
gegründete gesetzliche Versicherung gegen Arbeitslosigkeit 
helfend eingreifen, die bei dem Anfänger, der noch im Eltern- 
hause sich befindet, bedeutungslos, von fundamentaler Wich- 
tigkeit dagegen für erwachsene Menschen werden kann. Darch 
sie wird jedem die Möglichkeit zu existieren gesichert. 

Nicht als Aufgabe sozialreformatorischer Tätigkeit kann 
ich die Regulierung der Lohnkämpfe ansehen, wie sie zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern von Zeit zu Zeit ausgefochten 
werden und bei denen es sich entweder um eine direkte Lohn- 
erhöhung oder um eine indirekte, durch Verkürzung der Ar- 
beitszeit bewirkte handelt. Die Motive, welche die moderne 
Arbeiterbewegung veranlafst haben, sind bereits früher (Kap. 26) 
ausführlich besprochen worden. Man achte nur seitens der 
Bureaukratie die den Arbeitern gesetzlich zustehende Koali- 
tionsfreiheit, die, wie ich im Gegensatze zu Böhmert (11) 
betonen möchte, bei den heutigen Verhältnissen nur theore- 
tisch die volle politische Freiheit bedeutet, man erkenne 
endlich die sittlichen Kräfte in der Arbeiterbewegung, und 
die Streiks werden nicht zu frivolen sozialistischen Macht- 
proben ausarten. Nur soweit die öffentliche Ordnung und der 
öffentliche Frieden in Frage kommen, darauf wurde schon ein- 
mal hingewiesen, ist der Staat als solcher bei derartigen 



Kap. 37. Soziale Reform. 349 

Kämpfen interessiert. Die von verschiedenen Seiten zar Bei- 
legung der Streiks eingerichteten Einigungsämter sind viel- 
leicht mit greiserer Befugnis za versehen. Sie müssen die 
Beendigung der Streiks erzwingen können und darum das Recht 
haben, diejenigen, welche sich ihrem Spruche nicht fügen wollen, 
mit Strafen zu belegen: die Arbeitnehmer, indem sie sie von 
dem Genufs der Vorteile der Versicherung gegen Arbeitslosig- 
keit ausschlieisen, die Arbeitgeber, indem sie sie mit schweren 
an die Arbeiterkassen abzuführenden Geldbufeen bestrafen. 
Denn das die Kultur fördernde wirtschaftliche Ringen der 
Personalitäten darf nicht zu einem den Kulturfortschritt 
hemmenden Kampfe egoistischer Begierden ausarten. 

Eine der wichtigsten sozialreformatorischen Aufgaben ist 
die gesetzliche Ordnung der Frauen- und Kinderarbeit. 

Was die letztere betrifft, so müfste sie ganz verboten 
werden. Kinder im schulpflichtigen Alter, das bis zum 
15. Lebensjahre auszudehnen ist, dürfen unter keinen Um- 
ständen, weder in der Industrie noch in Handel und Gewerbe 
noch auch in landwirtschaftlichen Betrieben, beschäftigt 
werden. Die Kindheit ist die Zeit der Ausbildung der 
körperlichen und geistigen Kräfte und nicht die Zeit 
ihrer Ausnützung. 

Dafs die Frau sich am Erwerbsleben beteiligen kann und 
unter bestimmten Voraussetzungen auch beteiligen muls, ist 
zuzugeben. Wittwen und unverheiratet gebliebene Mädchen 
müssen sich ernähren können und müssen daher in den wirt- 
schaftlichen Wettbewerb eintreten. Auch bei verheirateten 
Frauen kann dies oft nicht vermieden werden. Hier aber hat 
der Staat das Interesse, dafs nicht die Kraft der Frau durch 
Überlastung vernichtet werde. Immer ist die Geschlechts- 
funktion des Weibes zu berücksichtigen. Von ihm werden die 
neuen Generationen geboren, und dafs diese nicht körperlich 
von vorneherein verkümmert sind, darüber zu wachen ist 
Pflicht des Staates. Ob die Erhaltung der weiblichen Gebär- 
kraft durch Begrenzung der Arbeitszeit oder durch Verbot 
jeder Nachtarbeit bewirkt werden kann, ist generell nicht zu 
entscheiden. Das richtet sich nach der Art der zu leistenden 
Arbeit. Immer aber hat der Coenonismus in diesem Falle 
für die Erhaltung des Personalismus zu sorgen. 
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Die zweite Art, in der sich die soziale Not äuDsert, zu 
deren Hebung ebenfalls die Hilfe des Staates angerufen wird, 
kann man kurz als die ,, Rentabilitätsfrage" bezeichnen. Dafe 
der Zoltschutz ein völlig verfehltes Mittel ist, die Hentabilitat 
wirtschaftlicher Betriebe zu sichern, haben die Betrachtun- 
gen im UI. Buche gezeigt. Zudem ist eine Schutzpolitik eine 
Schraube ohne Ende, sie steigert die egoistische Begehrlichkeit 
ins Ungemessene und schädigt die Geschützten am Ende 
mehr, als sie ihnen genützt hat. Mit Recht hat Brentano 
(15) darauf aufmerksam gemacht, dals es sich beim Zollschutz 
„lediglich um eine Begünstigung ökonomisch minderwertiger 
heimischer auf Kosten der gesunden heimischen Betriebe 
handle« (1. c. S. 8). 

Die Ursache der wirtschaftlichen Not erblickt Brentano 
(14) in der Weltmarkt-Konkurrenz. Er sagt: „die Verflechtung 
der Industrie in den Weltmarkt, die wir als die erste Ursache 
der heutigen sozialen Not erkannt haben, (ist) nicht nur die 
erste, sondern auch die letzte Ursache derselben" (1. c. S. 17). 
Aber weil das so ist, weil die Beziehungen eines wirtschaft- 
liche Güter produzierenden Staates zum Weltmarkte in den 
Zeiten der Eisenbahnen, Dampfschiffe, Telegraphen und Tele- 
phone sich nicht abbrechen lassen, so darf auch seitens des 
Staates nichts gescliehen, was die Konkurrenz auf dem Welt- 
märkte erschwert. Ob die einzelnen Industrien sich durch 
Kartelle helfen können, wie Brentano in der hier an zweiter 
Stelle zitierten Schrift meint, bleibe dahingestellt. Wer das 
Gebahren solcher wirtschaftlichen Ringbildungen, wie sie 
namentlich in Amerika zu Hause sind, aufmerksam beobachtet 
hat, dem wird es fast scheinen, als ob die Bekämpfung der 
sozialen Not durch Kartelle zu bewiiken gleich käme der Aus- 
treibung des Teufels durch Beelzebub. Der Staat kann nur 
eines zur Lösung der Rentabilitätsfrage tun: er hat die Be- 
ziehungen zum Weltmarkte zu sichern durch langfristige 
Handelsverträge. Durch diese kommt Stätigkeit in das Er- 
werbsleben, die Produktionsschwankungen hören zwar nicht 
auf, mindern sich aber doch, vorausgesetzt, dafs nicht kriege- 
rische Verwickelungen die friedlichen Beziehungen der Staaten 
stören. So wird für die Betätigung der personalistischen 
Tätigkeit ein weites Feld bereitet, auf dem sich die etwa auf- 
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tretenden Spannangen allmählich von selber ausgleichen 
Ikönnen. 

Zuerst von Deutschland, dann von Amerika aus wurde 
eine Reform der staatlichen Einrichtungen empfohlen, nach 
deren Durchführung allgemeine Glückseligkeit auf Erden an- 
geblich herrschen soll. Es ist dies die Verstaatlichung, d. h. 
die Aufhebung des Privateigentums an Grund und Boden. 
Die bekanntesten Vorkämpfer dieser Ansicht sind in Deutsch- 
land Flürscheim (26), in Amerika Henry George (31). 
In aller Kürze und nur der Vollständigkeit wegen sei diese 
anf einem Denkkfehler beruhende Ansicht hier erwähnt. 
Flürscheim (26) sagt (1. c. S. 45) im Anschlüsse an eine 
kritische Würdigung eines Jugendwerkes des englischen Philo- 
sophen Herbert Spencer: „Wer zuerst ein Stück Erdboden 
der Wildnis entrissen und zum Kulturboden gemacht hat, soll 
sich dadurch zum Eigentümer aufgeschwungen haben. Ver- 
besserangen können nur ein Recht auf das zur Besserung 
Geleistete, nicht auf die Substanz des Erdbodens geben.*' 
Dieser Satz enthält die Quintessenz der Lehre von der Boden- 
verstaatlichung; gegen ihn ist das Folgende anzuführen. 

Wenn ich irgend eine Sache bearbeite, also ihren Wert 
erhöhe, so gehört, falls ich nicht im Auftrage eines Anderen 
die Bearbeitung vorgenommen habe, die Sache mir. Das ist 
bei Mobilien selbstverständlich und kann auch beim Grund 
und Boden nicht anders sein. Meine an die Sache gewandte 
Arbeit — und das ist der springende Punkt — wird zu einem 
integrierenden Bestandteile der Sache, ist von ihr nicht mehr 
zu trennen. Durch meine Arbeit ist die Sache eine andere 
geworden wie vorher, das Stück Holz zum Spazierstock, das 
Stück Eisen zum Hammer usw. Nicht meine Verbesserung 
blofs, die ganze durch mich veränderte Sache muis mir 
gehören, vorausgesetzt, dafs ich im eigenen Auftrage daran 
gearbeitet habe. Das Gleiche ist unbedingt mit dem Boden 
der Fall. Alle Meliorationen, die ich mit dem Boden vor- 
nehme, als Düngung, Drainierung, Entsteinung usw., gehen 
so sehr in ihn über, dals sie von ihm nicht mehr zu trennen 
sind. Der Boden ist durch die auf ihn direkt verwandte 
Arbeit ein anderer gegen früher geworden. Wie können nun 
blois diese Meliorationen mein eigen sein, der Boden aber 
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nicht, da ich doch beide nicht mehr von einander trennen 
kann! Gehört mir die Melioration — und dies gibt ja Flür- 
scheim zu — dann gehört mir auch der Boden; kann mir 
aber der Boden niemals gehören, dann werde ich mich hüten, 
durch intensive Arbeit seine Beschaffenheit zu verbessern. Stal- 
lungen, Wohnhäuser usw. sind nicht als Bodenverbesserungen 
zu betrachten, da sie nur die Arbeit erleichtern. Offenbar ist 
auch in der wenngleich unklaren Empfindung von der ün- 
trennbarkeit der Bodenverbesserung vom Boden selber die 
Ursache für seine private Besitznahme zu erblicken. 

Logisch unhaltbar ist also die Grundanschauung der Boden- 
besitzreformer und darum kann ihren Reformverschlägen keine 
praktische Bedeutung beigemessen werden. 

Fassen wir das Ergebnis der in diesem Kapitel angestellten 
Betrachtungen zusammen, so kommen wir auch hier zu dem 
Schlüsse, der sich uns überall mit zwingender Kraft aufge- 
drängt hat, daJs nur bei voller Harmonie von Coeno- 
nismus und Personalismus der friedliche civilisa- 
torische Fortschritt der Menschheit möglich ist. Dazu 
aber sind volle Freiheit und unbedingte Rechts- 
gleichheit der Personalitäten nötig. Sind diese durch- 
geführt, dann wird das Krankhafte aus unseren politischen 
Zuständen von selber verschwinden, die Genesung wird von 
innen heraus erfolgen, braucht nicht quacksalberisch von aursen 
erzwungen werden. Denn die Tendenz der wirtschaftlichen 
Ent Wickelung, darin stimme ich dem Sozialisten Bernstein (5) 
rückhaltlos zu, drängt nicht auf Verminderung sondern auf 
Vermehrung des mittleren Besitzes, auf Vernichtung der 
Kapitalmammuths, auf Herunterdrückung der Profitrate bis an 
die Rentabilitätsgrenze. Freiheit und volle Rechtsgleich- 
heit: das ist die einzig mögliche soziale Reform. 
Versteht die Menschheit die naturwissenschaftlich 
umgrenzten Pflichten und Rechte des Coenonismus 
und Personalismus, dann wird sie ununterbrochen 
auf der geraden Linie des Fortschritts bleiben. Eine 
allgemeine paradiesische Glückseligkeit wird sich 
zwar nicht herstellen lassen, aber dasjenige Mafs von 
Behagen kann erreicht werden, das dem Menschen 
bei den herrschenden Naturgesetzen überhaupt be- 
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schieden ist. Der Kampf wird und mufs fortbestehen, 
es wird Sieger and Unterliegende geben, Armut und 
Keichtum werden nach wie vor existieren: sorgen 
wir dafür, dafs der Kampf wahrhaft menschlich mit 
menschlichen Waffen geführt, dafs Elend und Not 
nach Kräften gemildert werden. Dann wird in der Coe« 
nonie die freie Personalitftt zu immer höheren Stufen sittlicher 
und geistiger Ansbildiug gelangen. 

Kap. 38. Schlafsbetrachtungen. 

Goenonismus und Personalismus sind die Prinzipien, welche 
die Geschicke der Menschheit beherrschen, auf deren har-* 
monischer Vereinigung der friedliche civilisatorische Fort- 
schritt der Völker beruht. Es dürfte daher nicht ohne Wert 
sein, durch eine in aller Kürze angestellte Betrachtung am 
Schlufse unserer Ausführungen festzustellen, ob auch bei den 
internationalen Beziehungen der Völker zu einander die Wir-^ 
kung dieser Prinzipien zu erkennen ist. 

Die Menschheit ist, wie sich Ratzel (64) zutreffend aus- 
drückt, in zahlreiche bald gröfsere bald kleinere Splitter zer- 
stückelt. Diese Splitter stellen die Rassen, Völker, Staaten dar. 
Was im einzelnen Staate die Persönlichkeit, das bedeutet in 
der Menschheit das einzelne Volk. Denn die Völker sind in 
der Tat, wie dies schon einmal hervorgehoben wurde, als 
scharf umschriebene Persönlichkeiten zu betrachten. Und wie 
im Staate die Persönlichkeiten verschieden sind, weil ihre 
körperliche und geistige Anlage und Ausbildung eine grolise 
Variabilität zeigt, so sind auch in der Menschheit die Völker- 
personalitäten nach Anlage und Ausbildung von einander ver-> 
schieden. Kräftige und schwache, ausdauernde und schnell 
ermüdende, fleifsige und faule, geistig regsame und geistig 
träge Völker gibt es ebenso wie Einzelmenschen. Die um- 
gebenden natürlichen Daseinsbedingungen beherrschen das ge- 
samte Wesen der Völker bis auf Sprache, bis auf Nahrung 
und Kleidung. 

Diejenigen Völker, welche die gemäüsigte Zone der soge- 
nannten alten Welt bewohnen, wo weder zu kalte Winter noch 
zu heiise Sommer herrschen, haben das hervorgebracht, was 
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wir «Kultur^ nennen. Die polaren Völker baben ebenso weni^ 
wie die äquatorialen eine Eultor zo erzeugen vermocht: jene 
darum nicht, weil die überaus gro&e Harte der Daseins- 
bedingungen, wie sie der lange und strenge Winter im Grefolge 
hat, den Geist der Menschen ausschlielslich für die Befrie- 
digung der nötigsten Bedürfnisse beansprucht; diese nicht, 
weil der Überflufs, den die Natur beut, keinen Ansporn ab- 
gab für die Entfaltung besonderer geistiger Fähigkeiten. 
Amerika, die neue Welt, hat eine eigentümliche Fauna und 
Flora und ebenso ganz eigentümliche, zu selbständiger, dau- 
ernder Kultur unfähige Yolksstämme erzeugt. 

Die alte Welt zeigt zwei grolse, von einander streng ge- 
gesonderte und bisher nicht in Austausch gstretene Kulturen: 
die der Mittelmeervölker und die der Chinesen. Für uns 
kommt nur die erstere in Betracht, die letztere ist uns fremd 
und zur Zeit noch feindlich. Ob dieses Verhältnis sich ändern 
wird, lälst sich mit Bestimmtheit im einzelnen nicht voraus- 
sagen. Die in den letzten Jahren begonnene sogenannte Er- 
schlielsung Chinas scheint mir für die europäische Kultar 
nicht ohne Gefahr zu sein. Die mongolische Rasse ist der 
sogenannten kaukasischen an anthropologischer Kraft bedea- 
tend überlegen, ihre Kultur ist eine eigenartige und an- 
scheinend fest gegründete. Wie immer auch das Resultat sein 
möge: ein einfacher glatter Siegeszug des Christentums wird 
es ebenso wenig werden, wie es keinesfalls zu einem Auf- 
saugen mongolischen Wesens durch europäisches kommen 
wird. Europa wird vielmehr alle Kraft zusammennehmen 
müssen, um sich des Mongolentums zu erwehren. 

Die Kultur Europas hat ihren Ursprung in den das Mittel- 
meer begrenzenden Ländern; sie beruht in religiöser Hinsicht 
auf dem Judenturae, in wissenschaftlich-künstlerischer auf dem 
Hellenen- und Römertume. Diese Grundlagen haben die Völker 
je nach ihrer verschiedenen Anlage und deren Ausbildung auch 
verschieden verarbeitet. So zeigt Europa eine Fülle der ver- 
schiedensten kulturellen Erscheinungen; es beherbergt Völker, 
die sehr weit zurückgeblieben sind, wie die Bergstämme des 
Balkans, und solche, die als kulturführende zu betrachten 
sind. Dank seiner Zersplitterung in zahlreiche Völkerpersona- 
litäten besitzt daher der europäische Teil der Menschheit ein 
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lebhaft pulsierendes geistiges Leben; ein unausgesetzter wissen* 
schaftlicher, künstlerischer und wirtschaftlicher Wettbewerb 
herrscht in Europa vor, alle wesentlichen civilisatorischen 
Fortschritte sind ihm zu verdanken und haben in Europa ihren 
Ursprung. So zeigt sich uns, dafs, wie im Leben des 
Staates von der Regsamkeit der Personalitäten die 
kulturelle Entwicklung abh&ngt, auch im Leben 
der Menschheit die Personalitäten, welche hier als 
Völker erscheinen, den Fortschritt bewirken, dafs 
der Personalismus hier ebenfalls der Eulturfaktor ist. 
Von Europa ans wurde, mit Ausnahme von China, die 
Kultur nach allen Ländern der Erde getragen; was Afrika, 
ALsien, Amerika, Australien an Kultur haben, verdanken sie 
den Völkern Europas. In Amerika haben nur zwei euro- 
päische Völkerstämme festen Boden gefafst: im Süden der 
hispanisch-portugiesische, im Norden der angelsächsische. 
Beide sind anthropologisch sehr stark, sie saugen die Ein- 
wanderung von Bestandteilen anderer europäischer Völker 
nach kurzer Zeit völlig auf. Germanische, keltische, slavische 
Einwanderer verschwinden sehr bald im Hauptstamme des 
Landes, verlieren nach wenigen Generationen ihre heimischen 
Charaktere vollkommen. Die europäische Kultur ist im Norden 
und Süden Amerikas zu einer verschiedenartigen Ausbildung 
gelangt; letzterer hat anarchische Zustände bei relativer civili- 
satorischer Unfruchtbarkeit gezeitigt, ersterer hat eine mer- 
kantil-technische Entwickelung bewirkt, die eine Staunen er- 
regende Höhe erreicht hat. Man hat daraus auf vielen Seiten 
den Schlufs gezogen, dafe Nord- Amerika binnen Kurzem 
Europa vollkommen überflügelt haben und die Führung in 
der civilisatorischen Arbeit übernehmen werde. Ich glaube, 
dafs man die Erfolge Amerikas, welche doch immer nur ein- 
seitige sind, beträchtlich überschätzt. Die Zusammensetzung 
Europas aus zahlreichen, sehr verschieden organisierten Völker- 
schaften gewährleistet für die Dauer einen lebhaften Wett- 
bewerb auf allen Gebieten menschlicher Tätigkeit und dem- 
gemäfs einen civilisatorischen Fortschritt nach den verschie- 
densten Richtungen. Nord- Amerika — der Süden kommt zur 
Zeit noch wenig in Betracht — ist dagegen von einem ein- 
heitlichen Volkstypus bewohnt. Dieser kann nur im Wett- 
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bewerb mit Europa sich entfalten, nur als TeilerscheinuDg der 
europäischen Kultur wird darum stets die amerikanische sich 
darstellen und sie wird auch nur so lange Kultur bleiben, wie 
sie sich in die europäische einfägt. Hierbei kann ihr aber 
auch nur eine Teilführung zukommen, eben weil Amerika als 
einzelne Völkerpersonalität immer blofs einen Teil der kultu- 
rellen Arbeit wird leisten können. 

Ein Staat kann nur gedeihen, wenn Ordnung und Frieden 
in seinem Innern herrschen, wenn also der Goenonismos die 
absolute Bewegungslust der Personalitäten zur relativen Be- 
wegungsfreiheit einschränkt. Und so können wir auch sagen: 
die Menschheit kann nur gedeihen, wenn dem Betäti- 
gungsdrange der Völkerpersonalitäten das coeno- 
nistische Prinzip, was durch die Menschheit selber 
repräsentiert wird, gewisse Schranken zieht. Konnten 
wir nachweisen, dafs im Staatsleben der Gegenwart der Coe- 
nonismus allzusehr auf Kosten des Personalismus sich aus- 
zudehnen sucht, so müssen wir im Gregensatze dazu hier 
sagen, dars im Leben der Menschheit, in den gegenseitigen 
Beziehungen der Völker das personalistische Prinzip allzusehr 
das coenonistische überwiegt, ja, dafs die Anerkennung des 
letzteren kaum vorhanden ist aufser in den Köpfen einiger als 
Ideologen verspotteter Friedensfreunde. Dafs die Menschheit 
eine ist, das ist eine Erkenntnis, die den Politikern bisher 
nicht aufgegangen zu sein scheint. Und doch hat sich bereits 
ein Völkerrecht in wenn auch nur schüchternen Anfangen und 
ohne Kechtsprechung entwickelt! Recht aber bildet sich immer 
nur zwischen zusammengehörigen, auf einander angewiesenen 
Persönlichkeiten aus. 

Dals die Staatsleitungen eifrigst bemüht sind, den Völker- 
frieden zu erhalten, ist rückhaltlos anzuerkennen. Aber der 
friedliche Zustand wird fast mehr durch die Furcht vor dem 
Kriege als durch die Überzeugung von der Zusammengehörig- 
keit der Völker als der Teile einer Einheit gewahrt. Durch 
Verträge, welche die Interessen einzelner Völker oder Staaten 
gegen alle anderen schützen sollen, will man den Frieden er- 
halten, nicht durch die Ideen von der Freiheit und Gleich- 
berechtigung aller Völker. Das Faustrecht, das im Verkehr 
zwischen den Bürgern verschwunden ist, entscheidet die 



Kap. 38. Schlufsbetrachtungen. 357 

Sb-eitigkeiten der Völker. Was beim Einzelmenschen als 
Brutalitat bezeichnet, als Gesetzesverletzung schwer bestraft 
wird, gilt bei den Völkern als eine Äufserung höchster Volks- 
kraft, wird in Liedern und Erzählungen als kriegerische Tat 
gepriesen. So notwendig zeitweilig kriegerische Unter- 
nehmungen waren, um in jenen Zeiten, in denen die Laune 
der Herrscher über Krieg und Frieden der Völker verfügte, 
das eigene Volkstum zu wahren und zur Erstarkung zu bringen, 
so verwerflich sind gegenwärtig die Kriege, wo die Herrscher- 
laune hierbei ganz nebensächlich geworden ist. Die Völker 
sind auf einander angewiesen, sie müssen, sollen sie nicht 
geistig und wirtschaftlich verkommen, Beziehungen zu ein- 
ander unterhalten und sie bedürfen dazu des Friedens. Es 
muls das Bewufetsein der menschheitlichen Zusammengehörig- 
keit den Völkern immer klarer werden, es mufs der Mensch- 
heitscoenonismus sein Recht finden neben dem Völker- 
personalismus. Dann werden in ungehinderter friedlicher 
Entwickelung die Völker zu immer höheren Kulturstufen fort- 
schreiten, dann wird vielleicht einmal die Zeit kommen, in 
der das Unsittliche keine Stätte mehr auf Erden hat. Harmonie 
von Coenonismns und Personalismns im Staaten- wie im Mensch- 
heitslebeu herbeizuführen: das ist die politische Lehre der Natur- 
wissenschaft. 
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